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1. Einleitung 


2015 dürfe sich nicht wiederholen, appellierte unter anderem CDU-Kanzlerkandi- 
dat Armin Laschet Mitte August 2021 (Die Zeit v. 18.8.2021). Kurz zuvor hatten die 
Taliban nach dem überstürzten Abzug der internationalen Truppen aus Afghani- 
stan nach zwanzig Jahren erneut die Macht übernommen. Und einmal mehr erwies 
sich der »lange Sommer der Migration« (Kasparek/Speer 2015) »als (Droh-)Szenario 
gesellschaftlich und politisch abrufbar« (Buckel et al. 2021, 8). Während im August 
die Verzweiflung in Afghanistan immer größer wurde, offenbarte der CSU-Landes- 
gruppenchef Alexander Dobrindt prompt in einem Interview einen weiteren popu- 
lären Reflex, als er ergänzte: »Die Fehler von 2015 nicht zu wiederholen, bedeutet 
auch, dass wir die UN-Flüchtlingshilfe stärker dabei unterstützen, die Fluchtursa- 
chen vor Ort zu bekämpfen« (Tagesschau v. 19.8.2021). Bereits Ende Juli 2021 hatte 
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) angesichts des 70. Jubiläums der 
Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 gefordert, die EU müsse sich entschiedener 
für die Bekämpfung von Fluchtursachen einsetzen, denn: »Sonst werden wir auch in 
Europa noch stärker mit den dramatischen Konsequenzen der globalen Flüchtlings- 
krisen konfrontiert sein.« (Spiegel v. 28.7.2021) Damit 2015 sich nicht wiederhole, so 
der Tenor, gelte es Fluchtursachen vor Ort zu bekämpfen. 

Noch sechs Jahre nach dem Sommer der Migration hallte das Ereignis, das 
Europa verändert hat, nach: in den Beschwörungen angeblicher Schreckensszena- 
rien, in den damals eingeübten solidarischen Willkommens-Praxen, in politischen 
Forderungen, von denen die lautstärksten eine konsequente Kontrolle der Flucht- 
migration' einforderten, aber auch in den Stimmen derjenigen, die kamen und 


1 In der vorliegenden Arbeit verwende ich häufig den Begriff Fluchtmigration und spreche au- 
ßerdem sowohl von Geflüchteten als auch von Migrant:innen. Damit soll deutlich gemacht 
werden, dass es sich um eine äußerst heterogene Gruppe von Menschen handelt, deren 
Beweggründe, Wünsche und Motive sich nicht mit trennscharfen Begrifflichkeiten fassen 
lassen. Bestehende Kategorien für migrierende oder flüchtende Menschen wie Migrant:in, 
Flüchtling oder Arbeitsmigrant:in halten zum einen der vielfältigen empirischen Realität in 
vielen Fällen kaum Stand (Buckel/Kopp 2022, 29ff.). Zum anderen dienen sie in erster Linie 
der Regulierung und Kontrolle von Migration, denn Rechtskategorien sind »selbst Ausdruck 
symbolischer Macht und bringen das erst hervor, was sie nur zu bezeichnen vorgeben« (ebd., 
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geblieben sind.” Die Erschütterungen jener langen Sommermonate waren erheb- 
lich und stürzten das europäische Grenzregime in eine tiefe Krise.’ Der kollektive 
Grenzübertritt Hunderttausender hat die europäischen Grenzen und die Praxen 
der Grenzziehungen in der breiten Öffentlichkeit Europas als umkämpft erfahrbar 
gemacht: durch die Bilder der Ankunft etlicher Boote an den Küsten von Lesbos, 
die mediale Begleitung der Fußmärsche und der teilweise staatlich organisierten 
Fluchthilfe entlang der Balkanroute sowie durch die Momente des Willkommens 
an europäischen Bahnhöfen. 

Die Rufe nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen gehörten zu den lautesten 
migrationspolitischen Forderungen im und nach dem langen Sommer 2015. Zwar 
führten unterschiedlichste gesellschaftliche Akteur:innen die Forderung im Munde 
- von entwicklungspolitischen Organisationen, über Abgeordnete aller möglichen 
Parteien, selbstorganisierte Geflüchtete bis hin zu extrem rechten Akteuren -, doch 
erweist sich der Diskurs um Fluchtursachen(-bekämpfung) als besonders kontro- 
vers und umkämpft. Denn in den Aussagen darüber, was als Fluchtursache ange- 
sehen wird und wie deren Bewältigung erfolgen soll, werden grundlegende Fragen 
wie diejenigen nach den Grenzen Europas, nach Fluchtmigration und globaler Un- 
gleichheit verhandelt. 

Ich gehe davon aus, dass der Fluchtursachen-Diskurs auf zwei Momente ver- 
weist, die in der Krise des Grenzregimes relevant waren: Zum einen bedeuteten die 
Krise und die Ankunft der Geflüchteten Momente der Sichtbarmachung, indem 


34). Die kritische Migrationsforschung hat deutlich gemacht: Durch migrationspolitische Ka- 
tegorien werden hierarchisierte »Subjekte mit eingeschränkten Bürgerrechten produziert« 
(Lenz 2007, 141). Dennoch gilt es, die Errungenschaften des internationalen Flüchtlingsschut- 
zes mit seinen klar definierten Schutzansprüchen in juristischen und politischen Kämpfen 
entschieden zu verteidigen. 

2 Die vorliegende Analyse des europäischen Grenzregimes nach dem Sommer der Migration 
ist weitgehend auf den Zeitraum bis 2018 begrenzt und berücksichtigt nur vereinzelte Ereig- 
nisse bis zum Abschluss der Arbeit im Herbst 2021. Daher bleibt die aktuelle Transformation 
des Grenzregimes aufgrund der Fluchtbewegungen aus der Ukraine infolge des russischen 
Angriffskriegs seit Anfang 2022 unberücksichtigt. Hier werden aktuelle Forschungsprojekte 
neue Erkenntnisse zutage fördern. 

3 An der tiefgreifenden Erschütterung des Grenzregimes und der europäischen Migrations- 
politik das Moment der »Krise« festzumachen, bedeutet auch, den in der öffentlichen De- 
batte verhandelten Begriff der »Flüchtlingskrise« zurückzuweisen, der das Krisenhafte den 
Geflüchteten zuschreibt. Denn Kategorien und Begriffe sind machtvoll und bringen Realitä- 
ten mit hervor. In der kritischen Migrations- und Grenzregimeforschung wird daher die Be- 
zeichnung der Ereignisse von 2015 als»Flüchtlings-«oder »Migrationskrise« abgelehnt (Boja- 
dzijev/Mezzadra 2015). Stattdessen hat sich zumindest im deutschsprachigen Raum die Be- 
zeichnung des »langen Sommers der Migration« (Kasparek/Speer 2015) weitgehend durchge- 
setzt. Auch die »Krise des europäischen Grenzregimes« hat sich in der kritischen Forschung 
etabliert (Georgi 2019a, 205). 
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Fluchtmigration auch im Kontext globaler Ungleichheit wahrnehmbar wurde. Der 
damalige UN-Generalsekretär Antönio Guterres formulierte pointiert: »Unfortu- 
nately only when the poor enter the halls ofthe rich, do the rich notice that the poor 
exist« (Reuters v. 27.9.2015). Der Diskurs um Fluchtursachen und deren Bekämp- 
fung verweist auf diese Irritation, die auch Möglichkeiten einer radikalen Kritik 
der europäischen Migrationskontrollpolitik eröffnete. Zum anderen schrieben sich 
der Diskurs und die neuen politischen Vorstöße zur »Fluchtursachenbekampfung« 
in eine spezifische Bearbeitung der Krise des Grenzregimes und den Versuch der 
Re-Stabilisierung von Migrationsregulierung und -kontrolle ein. Um erneut Kon- 
trolle über die Migrationsbewegungen zu erlangen, setzten die EU-Institutionen 
und die Bundesregierung ab Herbst 2015 neben repressiven Maßnahmen im Innern 
und an den Außengrenzen auch auf die Bekämpfung von Fluchtursachen, die zu 
einer zentralen Losung werden sollte.* Was die Exekutiven auf der nationalen und 
europäischen scale als effektive Fluchtursachenbekämpfung im Sinne einer Krisen- 
bearbeitungsstrategie propagierten, implizierte eine erneute Verschleierung der 
Widersprüche, die das Grenzregime durchziehen. 

Der 2015 intensivierte Diskurs changiert zwischen beiden Momenten, die das 
Ringen unterschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte um die politische Forderung 
nach der Bekämpfung von Fluchtursachen widerspiegeln. Die vorliegende Arbeit 
nimmt diese Kämpfe auf dem Terrain des Fluchtursachen-Diskurses in den Fokus. 
Im Zentrum meiner Arbeit steht die Frage danach, wie es nach dem langen Som- 
mer der Migration 2015 zu einer Wiederbelebung des Fluchtursachen-Diskurses 
kam und welches hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen(-bekampfung) 
sich in den diskursiven Kämpfen unterschiedlicher gesellschaftlicher Akteur:innen 
durchsetzte. 


4 Dass die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen über den europäischen Kon- 
text hinaus relevant wurde, zeigen Reaktionen der US-amerikanischen Regierung auf die Be- 
wegungen der Fluchtmigration aus Zentralamerika. US-Vizepräsidentin Kamala Harris for- 
derte immer wieder Fluchtursachen in den lateinamerikanischen Herkunftsstaaten zu be- 
kämpfen. Sie twitterte bezugnehmend auf die neuen Ankünfte an der mexikanisch-US-ame- 
rikanischen Grenze im März 2021, sie wäre gebeten worden, die diplomatische Arbeit mit 
Mexiko, El Salvador, Guatemala und Honduras zu leiten. Harris erklärte: »To address the si- 
tuation at the southern border, we have to address the root causes of migration. It won't be 
easy work — but it’s necessary.« Im Juli 2021 veröffentlichte das Weiße Haus ein Anschreiben 
der Vizeprasidentin zu der U.S. Strategy for Addressing the Root Causes of Migration in Cen- 
tral America« (The White House 2021). 
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1.1 Aufbau der Arbeit 


Die Arbeit führt auf Grundlage der identifizierten Forschungslücke in meine Fra- 
gestellung(en) ein und erläutert die theoretischen Grundannahmen (2). Zwei theo- 
retische Ansätze zur Analyse von Migrations- und Grenzpolitik werden hier vorge- 
stellt, die meine Fragestellung und Analyse wesentlich prägen: Dies ist einerseits die 
auf Antonio Gramsci rekurrierende hegemonietheoretische Perspektive, wie sie von 
der Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« (2014) entwickelt und als historisch- 
materialistische Politikanalyse (HMPA) für die empirische Forschung fruchtbar ge- 
macht wurde (2.2). Und andererseits der Begriff des Grenzregimes, den wesentlich 
die Transit Migration Forschungsgruppe (2007) prägte (2.3). 

Kapitel 3 macht meine methodologische Herangehensweise mittels der HMPA 
transparent. Ich stelle die Methodologie, die damit verbundenen Grundbegriffe und 
ihre Analyseschritte vor und gehe anschließend auf die von mir vorgenommene Ad- 
aption ein (3.1). Nach einer Beschreibung meines Forschungsprozesses, der sich an 
der Critical Grounded Theory orientiert (3.2), erläutere ich meine methodische Um- 
setzung der HMPA (3.3). Zunächst gehe ich auf die Diskursanalyse ein, da sich der 
Diskurs-Begriff als besonders bedeutsam für mein Forschungsvorhaben erwies. Es 
folgt abschließend eine Erläuterung meiner Erhebungs- und Analysemethoden. 

Kapitel 4 bis 7 bilden schließlich das Herzstück meiner Arbeit. Darin analysiere 
ich in mehreren Schritten den Diskurs um Fluchtursachen-Bekämpfung nach 
der Krise des Grenzregimes 2015 als gesellschaftlichen Konflikt, in dem unter- 
schiedliche Akteur:innen um Hegemonie ringen. Im ersten Analyseschritt wird der 
strukturelle und historisch-konjunkturelle Kontext des untersuchten Konflikts be- 
leuchtet (4). In einem Dreischritt gehe ich zunächst auf den von mir für die Kampfe 
um Fluchtursachen(-bekämpfung) als zentral identifizierten strukturellen Wider- 
spruch des asymmetrischen Nord-Süd-Verhältnisses ein (4.1). Migrationspolitiken 
sind Teil der Regulation dieser globalen Ungleichheitsverhältnisse. Ich führe die 
Konzepte der imperialen Lebensweise, zurückgehend auf Ulrich Brand und Markus 
Wissen, sowie der Externalisierungsgesellschaft, das Stephan Lessenich geprägt 
hat, ein, da sie sich besonders eignen, um den beschriebenen Zusammenhang zu 
erfassen. Es folgt die Analyse des historischen Kontextes. Dabei gehe ich den re- 
levanten Entwicklungen der Europäisierung der Migrationspolitik seit den 1990er 
Jahren nach und fokussiere mich auf die Politiken der Externalisierung, die von 
besonderer Relevanz für den Diskurs um Fluchtursachen(-bekämpfung) sind (4.2). 
Abschließend nehme ich eine genealogische Perspektive auf den Fluchtursachen- 
Diskurs ein und zeichne seine Anfänge auf verschiedenen Ebenen nach: Im Rah- 
men der UN, in der europäischen Migrationspolitik sowie im deutschen Kontext. 
Außerdem wird aufgezeigt, wie die Bekämpfung von Fluchtursachen immer wie- 
der von Geflüchteten selbst eingefordert wurde (4.3). Vor dem Hintergrund dieser 


1. Einleitung 


genealogischen Betrachtungen lassen sich Kontinuitäten und Brüche der aktuellen 
Artikulation des Diskurses nach dem Sommer 2015 herausarbeiten. 

Danach wende ich mich dem historischen Ereignis des Sommers der Migrati- 
on 2015 zu sowie den unmittelbaren Reaktionen der europäischen und deutschen 
Exekutiven auf die dadurch ausgelöste Krise des europäischen Grenzregimes (5). 
Ich zeige, wie es mit der Krise zu einer Wiederbelebung des Fluchtursachen-Dis- 
kurses kam, da sich die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen in 
die hektischen Versuche der Re-Organisierung und Re-Stabilisierung des europäi- 
schen Grenzregimes einschreibt. Als materielle Effekte des Fluchtursachen-Diskur- 
ses stelle ich die politischen Maßnahmen und Initiativen dar, die im deutschen und 
europäischen Kontext ergriffen wurden und identifiziere zwei Strategien, mit de- 
nen Fluchtursachen in erster Linie adressiert wurden: entwicklungspolitische Vor- 
stöße und die Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen. Diese Entwicklun- 
gen lösten eine virulente öffentliche und politische Debatte über die Bekämpfung 
von Fluchtursachen aus, in der unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte versuch- 
ten, ihre Forderungen zu verallgemeinern und hegemonial werden zu lassen. Die- 
sen Kämpfen gehen die nächsten zwei Analyseschritte auf den Grund. 

Die Akteursanalyse und die Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien ver- 
knüpfe ich in Kapitel 6, nachdem ich einleitend der Frage nachgehe, inwiefern der 
Sommer der Migration ein besonderes Momentum für den Diskurs um Fluchtur- 
sachenbekämpfung darstellte (6.1). Das Kapitel gliedert sich in der Folge entlang 
der Hegemonieprojekte (6.2 bis 6.8). Ein erster Teil - die Akteursanalyse - stellt 
die relevanten gesellschaftlichen Akteur:innen des jeweiligen Hegemonieprojektes 
dar, die spezifische Strategien in Bezug auf die Forderung nach einer Fluchtursa- 
chenbekämpfung verfolgten. Die Akteur:innen ordne ich anhand ihrer Strategien 
unterschiedlichen Hegemonieprojekten zu und frage nach den Veränderungen, die 
sich durch den Diskurs für die Projekte ergeben haben sowie danach, auf welche 
Ressourcen sie in den hegemonialen Auseinandersetzungen zurückgreifen konn- 
ten. Im Anschluss an die Akteursanalyse eines Hegemonieprojektes folgt jeweils die 
Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien? der Akteur:innen dieses Projektes. 
Abschließend nehme ich eine Einordnung vor, wie sich die gesellschaftliche Positi- 
on des jeweiligen Hegemonieprojektes im Kräfteverhältnis während und im Nach- 
gang des Sommers der Migration dargestellt hat. Es zeigt sich, dass der Diskurs um 
Fluchtursachen(-bekämpfung) für unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte attrak- 
tiv war, um eigene politische Anliegen zu stärken. Kapitel 6 lässt erkennen, dass in 


5 Die rhetorisch-diskursiven Strategien lassen sich als Element der in der Akteursanalyse iden- 
tifizierten allgemeinen Strategien der Hegemonieprojekte in Bezug auf Fluchtursachenbe- 
kämpfung verstehen. Sie werden aber in einem separaten Analyseschritt herausgearbeitet. 
In der vorliegenden Arbeit kommt den rhetorisch-diskursiven Strategien eine besondere Be- 
deutung zu, die in Kapitel 3 näher erläutert wird. 
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dem untersuchten Konflikt insbesondere das linksliberal-alternative, das konserva- 
tive und das neoliberale Hegemonieprojekt auf relevante Ressourcen zurückgreifen 
und somit das hegemoniale Verstandnis von Fluchtursachen pragen konnten, das 
sich schließlich herausbildet. Außerdem wird deutlich, dass sich das entwicklungs- 
politische Feld als besonders umkampft erwies. 

Die Ergebnisse aus der Akteursanalyse und der Analyse der rhetorisch-dis- 
kursiven Strategien zusammenführend zeichne ich in Kapitel 7 die Konturen des 
hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen nach, das sich im Kontext der 
Krise des Grenzregimes 2015 herausbildet. Dieses bleibt umkämpft, verweist je- 
doch auch auf beharrliche Kontinuitäten, die sich ausgehend von der Genealogie 
in der Kontextanalyse erkennen lassen. Als zentrale Elemente identifiziere ich zum 
einen ein Verhinderungs-Motiv (Verhinderungs-Bias), das die Fluchtursachenbe- 
kämpfung mit dem Ziel der Verhinderung weiterer Ankünfte von Geflüchteten 
in Europa verknüpft. Zum anderen ist das hegemoniale Verständnis von einer 
internalistischen Perspektive auf Fluchtursachen geprägt, welche die Ursachen von 
Fluchtmigration und Vertreibung ausschließlich innerhalb der Herkunftsstaaten 
und -regionen verortet, also als Europa äußerlich begreift. 

Das abschließende Kapitel (8) ergänzt die bisherige Analyse durch den Blick auf 
die Tiefendimension von Hegemonie. Darin gehe ich der Frage nach, wie die Wirk- 
mächtigkeit des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen mit seiner Ver- 
ankerung in den Alltagspraxen und dem Alltagsverstand zusammenhängt. Hier ge- 
he ich sowohl auf die tief verankerte Hegemonie der Grenze als auch auf den Exter- 
nalisierungshabitus ein, um Erklärungsansätze anzubieten. 

Das Fazit (9) fasst die zentralen Ergebnisse zusammen und setzt der im voran- 
gehenden Kapitel untersuchten Wirkmächtigkeit und Stabilität des hegemonialen 
Verständnisses von Fluchtursachen nach dem Sommer der Migration 2015 dessen 
Umkämpftheit und Brüchigkeit entgegen. Damit verweist es sowohl auf den Anfang 
und Impuls, diese Arbeit überhaupt zu verfassen als auch auf den Ausblick. Denn es 
ist ausgewiesenes Selbstverständnis der vorliegenden Arbeit, »in das Handgemen- 
ge der gesellschaftlichen Kämpfe um Hegemonie verstrickt« zu sein (Buckel/Martin 
2019, 258). Und das »Handgemenge« um Fluchtursachenbekämpfung geht weiter. 


1.2 Forschungsperspektive 


Die von mir eingenommene Forschungsperspektive ist »theoretisch und politisch 
der Bewegung der Migration verpflichtet« (Karakayalı/Tsianos 2007, 17). Eine be- 
stimmte Situiertheit und Positionierung liegen wissenschaftlichen Auseinanderset- 
zungen notwendigerweise zu Grunde. Denn wenn es um die Interpretation und 
Deutung sozialer Wirklichkeit(en) geht, geschieht dies nie losgelöst von der gesell- 
schaftlichen Position der Forscher:in - sie steht nicht außerhalb der machtvollen ge- 
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sellschaftlichen Verhältnisse. So war es mir als Wissenschaftlerin mit europäischer 
Staatsbürgerschaft und der Verfügbarkeit eines Stipendiums möglich, Verhältnis- 
se und Politiken zu erforschen, die auf die Regierung von Menschen zielen, denen 
der Zugang zu einer solchen Wissensproduktion häufig verwehrt bleibt. Mein ei- 
genes anti-rassistisches Engagement sowie die mehrjährige Tätigkeit bei der Men- 
schenrechtsorganisation Pro Asyl haben mein Forschungsinteresse wesentlich mit- 
geprägt. 

Der eklatanten Ungleichheit im Hinblick auf globale Bewegungsfreiheit und ei- 
ne selbstbestimmte Lebensgestaltung, die weitgehend abhängt von nationalstaatli- 
cher Zugehörigkeit, soll auch durch eine herrschaftskritische Gesellschaftsanalyse 
entgegengetreten werden. Damit reiht sich die vorliegende Arbeit in das Vorhaben 
einer kritischen Migrations- und Grenzregimeforschung ein, der es darum geht, 
»Wissen zu produzieren, das zu emanzipatorischen sozialen Bewegungen« führt 
(Fiedler et al. 2017) und dazu beiträgt, die durch Grenzregime produzierten, verste- 
tigten und verhärteten Hierarchien in Frage zu stellen und letztlich aufdie Überwin- 
dung dieser Herrschaftsstrukturen hinzuwirken. Wissenschaftliches Arbeiten, was 
sich in die Tradition kritischer Gesellschaftsforschung stellt, begreift sich in diesem 
Sinne als »die Praxis prägend und in die Kräfteverhältnisse eingreifend« (Demirović 
2007, 40). 
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Die Studie »Das Recht, nicht gehen zu müssen - Europäische Politik und Flucht- 
ursachen«, die ich gemeinsam mit Sonja Buckel im Auftrag der Arbeiterkammer 
Wien während der Erarbeitung meiner Dissertation erstellt habe, hat mir wichti- 
ge Diskussionsräume eröffnet. Insbesondere der Austausch mit und die Anregun- 
gen von Ramona Lenz und Lukas Oberndorfer waren auch für die vorliegende Arbeit 
sehr wertvoll, wofür ich ihnen herzlich danke. 

Ohne die Ermutigung am Anfang, den Austausch und die kontinuierliche Be- 
gleitung beim Verfassen dieser Dissertation von Marlene Becker und David Lorenz, 
wäre dieses Projekt wohl nicht zu Stande gekommen. Die Treffen unserer kleinen 
Dissertations-Gruppe von Beginn an waren für mich eine unverzichtbare Stütze. 
Es war außerdem ein besonderes Glück, in den letzten Monaten der Fertigstellung 
meiner Dissertation einen regelmäßigen Austausch mit Neva Löw und Jannis Ei- 
cker gehabt zu haben, in dem wir die historisch-materialistische Politikanalyse und 
unsere Forschungsprojekte intensiv diskutiert haben. Der fachliche Austausch, den 
ich hier erfahren durfte, war überaus hilfreich. 

Auch Andrea Eberlein, Manuel Glittenberg, Dorothee Linnemann, Katja Stro- 
bel, Nicole Viusa und Melanie Wurst danke ich von Herzen. Sie alle standen mir auf 
unterschiedlichste Art und Weise zur Seite - im fachlichen Austausch, im Umgang 
mit Zweifeln und in freundschaftlicher Verbundenheit. Für bedingungslosen Rück- 
halt und für alle Unterstützung weit über dieses Projekt hinaus danke ich meinen El- 
tern, Eva und Bernd Kopp, sowie meinen Brüdern, Daniel und Manuel Kopp. Sie und 
die gemeinsamen Erfahrungen haben maßgeblich zu meiner politischen und wis- 
senschaftlichen Beschäftigung mit Fragen der Migration und globaler Ungleichheit 
beigetragen. Auch Aso Salam und Digna Maria Adames Nuñez sei an dieser Stelle 
und ganz in diesem Sinne gedankt. Schließlich danke ich Paul Erxleben für seinen 
klugen Rat, viele Stunden inhaltlicher Diskussionen und stetige Ermutigung. 

Meinen Interviewpartner:innen danke ich dafür, dass sie ihr Wissen und ihre 
Einschätzungen mit mir geteilt haben und mir dadurch unverzichtbare Einblicke 
ermöglichten. 
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Der seit 2015 neu mobilisierte Diskurs um die »Bekampfung von Fluchtursachen« 
weist eine neue Intensitat auf, die nicht nur ftir die vorliegende Arbeit der entschei- 
dende Ausgangspunkt war. Die Hochkonjunktur der politischen Forderung zog 
mehrere wissenschaftliche Beitrage nach sich, die sich mit dem Fluchtursachen- 
Diskurs nach 2015 beschaftigen, und die ich im Folgenden knapp darstelle. Sie 
geben Aufschluss über die Forschungslücke, die meine Arbeit schließen möchte. 
Wissenschaftliche Beiträge von Think Tanks mit entwicklungs- und außenpo- 
litischem Schwerpunkt haben sich vor allem mit der Frage beschäftigt, inwiefern 
die politische Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung realistischerweise über- 
haupt erhoben werden kann, welche Probleme sie hervorruft und ob die damit 
verknüpften Politiken empirischen Gegebenheiten standhalten. So problematisie- 
ren Steffen Angenendt und Anne Koch von der Stiftung Wissenschaft und Politik 
das »Mantra« der Fluchtursachenbekämpfung, da dieses »unrealistische Erwartun- 
gen an die Entwicklungszusammenarbeit« (Angenendt/Koch 2016, 41) wecke und 
nehmen eine Einschätzung vor, welche Beiträge diese im Hinblick auf Fluchtursa- 
chen leisten könne (ebd., 41ff.). Auch Susan Fratzke und Brian Salant unterziehen 
in einer Studie für das Migration Policy Institute die forcierte Verknüpfung zwi- 
schen Entwicklung und Migration im Fluchtursachen-Diskurs einer kritischen 
Betrachtung (Fratzke/Salant 2018). Mehrere Veröffentlichungen beschäftigen sich 
mit dem EU-Treuhandfonds für Afrika (EUTF) als wichtigstem Instrument, das auf 
EU-Ebene zur Bekämpfung von Fluchtursachen 2015 eingerichtet wurde (Bartels 
2018; Carrera et al. 2018; Castillejo 2016b; Hauck/Knoll/Herrero Cangas 2015; Her- 
rero Cangas/Knoll 2016; Kipp 2018). Leonhard den Hertog ordnet den EUTF in die 
politischen Antworten der EU auf die Krise 2015 ein, die weitgehend über die Schaf- 
fung neuer Finanzinstrumente erfolgten (Den Hertog 20164; 2016b). Vielfach wird 
in den Darstellungen zu den EU-Vorstößen auf die These des »migration hump« 
verwiesen, die einen einfachen Kausalzusammenhang zwischen einem höheren 
Entwicklungs- und Einkommensniveau und einer Abnahme von Migrationsbe- 
wegungen zurückweist (Angenendt/Martin-Shields/Schraven 2017; Fratzke/Salant 
2018; Schraven 2015). Die Wirksamkeit der neu geschaffenen Instrumente stellen 
die Autor:innen aus diesem Grund in Frage. Den Implikationen des Diskurses für 
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die Entwicklungspolitik geht auch Benjamin Schraven in seiner Darstellung der 
deutschen Debatte um Fluchtursachen nach (Schraven 2019). 

Weitere wissenschaftliche Beitrage zielen darauf, die neue Konjunktur des Dis- 
kurses und der Politiken um Fluchtursachenbekampfung im Kontext von Entwick- 
lungs- und Migrationspolitik einzuordnen (Carling/Talleraas 2016). Die Fragestel- 
lung, inwiefern die »europäische Flüchtlingskrise die Entwicklungszusammenar- 
beit« verändert, wird auch in dem von Hartmut Sangmeister und Heike Wagner 
herausgegebenen Buch behandelt (Sangmeister/Wagner 2017), wobei die Folgen der 
Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung für die deutsche Entwicklungszusam- 
menarbeit (EZ) im Fokus stehen. Andreas Fisch untersucht, ob und inwiefern »Ent- 
wicklung zur Eindammung der Fluchtgründe« beitragen kann anhand des Beispiels 
des »Marshallplan mit Afrika« (Fisch 2017). Frauke Banse problematisiert die Strate- 
gie, mittels Privatinvestitionen Fluchtursachenbekämpfung zu betreiben und ord- 
net die Vorstöße der Bundesregierung sowie auf EU-Ebene in einen allgemeine- 
ren Trend zur Finanzialisierung von Entwicklungszusammenarbeit ein (Banse 2019; 
2021). Boniface Mabanza Bambu formuliert eine Kritik, die sich insbesondere an 
die Vorstöße der Bundesregierung richtet und aufzeigt, wie die verfolgten Ansätze 
wesentliche Zusammenhänge globaler Ungleichheit ausblenden (Mabanza Bambu 
2016). 

Während der Fokus dieser Beiträge eher aus der wirtschafts- und entwicklungs- 
wissenschaftlichen Beschäftigung mit dem Thema Entwicklung und Entwicklungs- 
zusammenarbeit hervorgeht, wurden auch Beiträge in der kritischen Migrations- 
wissenschaft veröffentlicht: Mit einem stärkeren Fokus auf die europäischen Politi- 
ken und den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung hat sich Olaf Bernau kritisch 
mit den Vorstößen auseinandergesetzt und diese insbesondere im Kontext West- 
afrikas diskutiert (Bernau 2019; 2021). Auch Miriam Lang (2017) und Daniel Ben- 
dix (20182) haben Kritiken zum Themenkomplex Fluchtursachenbekämpfung aus 
einer postkolonialen Perspektive formuliert. Sie verbinden ihre Beiträge mit dem 
Versuch, Diskussionen der antirassistischen Bewegungen mit denjenigen zu ver- 
knüpfen, die sich beispielsweise im Rahmen der Degrowth-Bewegung mit Fragen 
globaler Ungleichheit und Kapitalismuskritik befassen. 

Loren Landau zeigt auf, wie sich die seit 2015 zunehmenden Bemühungen, 
die Ursachen von Fluchtmigration zu bekämpfen, als eine von drei Strategien 
eines »Containment Development« verstehen lassen: Ein Verständnis von Ent- 
wicklung, das in postkolonialer Manier auf die Sesshaftigkeit und Exklusion von 
Afrikaner:innen abziele (Landau 2019). Ähnlich zeigt auch die Migrationsforscherin 
Laura Stielike in ihrem Artikel »Dispositive der (Im)mobilisierung« (Stielike 2021), 
wie zwei Grundannahmen die aktuelle Debatte um Fluchtursachenbekämpfung 
prägen: »die Vorstellung von einer sesshaften Lebensweise als Norm« und die »Mög- 
lichkeit, Migration durch Entwicklung zu reduzieren« (ebd.). Angesichts des Hypes 
um Fluchtursachenbekämpfung argumentiert sie, dass sich eine Schwächung des 
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Mobilisierungsdispositivs »Migration&Entwicklung« und ein Erstarken des Immo- 
bilisierungsdispositivs in Diskursen, Subjektivierungsweisen und institutionellen 
Praktiken abzeichnet (ebd.). 

An einige Punkte knüpft meine Forschung hier an. Mit der Methodologie der 
historisch-materialistischen Politikanalyse (HMPA) nimmt meine Analyse jedoch 
eine spezifische Perspektive ein: Ausgehend von gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nissen untersuche ich den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung als konflikthaft 
und als Gegenstand politischer Kämpfe. Die hegemonietheoretische Herangehens- 
weise ermöglicht es mir, zentrale Tendenzen und Elemente des Fluchtursachen- 
Diskurses zu identifizieren und letzteren als umkämpftes Terrain in den Blick zu 
nehmen. Auf diesem ringen unterschiedliche Akteur:innen darum, ihr Verständnis 
von Fluchtursachen und deren Bekämpfung durchzusetzen. Ich gehe davon aus, 
dass erst eine solche Perspektive Migrationspolitiken im Kontext gesellschaftli- 
cher Herrschaftsverhältnisse verstehbar macht. Meine Analyse der »Kämpfe um 
Fluchtursachenbekämpfung« füllt damit eine Leerstelle in der bisherigen For- 
schungsliteratur zum Diskurs und den Politiken um Fluchtursachen und deren 
Bekämpfung. Die Arbeit schließt an hegemonietheoretische Forschungen an, die 
Kämpfe um europäische Migrationspolitiken analysiert haben und leistet hier ei- 
nen theoretisch fundierten und methodologischen Beitrag. Die damit verknüpften 
Vorannahmen werden in Kapitel 2.2 ausgeführt. 


2.1 Fragestellung 


Die Krise des Grenzregimes 2014/2015 löste eine Transformation der europäischen 
Migrationspolitik aus, deren Aspekte und Dimensionen unsere Forschungsgruppe 
»Transformation der Europäischen Migrationspolitik in der Krise - Beyond Sum- 
mer 15« in einem gemeinsamen Projekt untersucht hat (Buckel et al. 2021). Inner- 
halb dieses größeren Rahmens analysiere ich den Fluchtursachen-Diskurs als wirk- 
mächtiges Element der Reorganisierung des europäischen Grenzregimes im Kon- 
textund Nachgang der Ereignisse des Sommers der Migration. Dabeiliegt der Fokus 
darauf, wie unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte versuchen, ihr Verständnis von 
Fluchtursachen und deren Bewältigung und damit bestimmte Politiken zur Regulie- 
rung und Kontrolle von Fluchtmigration durchzusetzen. Es geht mir darum, sowohl 
die Stabilität gesellschaftlicher Verhältnisse und deren Beharrungsvermögen trotz 
tiefgreifender Erschütterungen bis in die Schichten des Alltagsbewusstseins nach- 
zuvollziehen als auch die stete Umkämpftheit eben jener Verhältnisse aufzuzeigen. 

Eine hegemonietheoretische Herangehensweise ermöglicht es mir, beide Mo- 
mente zu erfassen: Einerseits die stabilisierenden Effekte, die das hegemoniale 
Verständnis von Fluchtursachen((-bebekämpfung) hervorbringt, das sich nach 
2015 herausbildete. Und andererseits die Kimpfe auf dem diskursiven Terrain des 
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Fluchtursachen-Diskurses, auf dem grundlegende gesellschaftliche Verhältnisse 
verhandelt werden. Meine Forschungsfrage lautet entsprechend: 

Wie lässt sich die Intensivierung des Diskurses um Fluchtursachenbekämpfung im 
Zuge der Krise des Grenzregimes 2015 aus hegemonietheoretischer Perspektive erklären? 
Daraus ergibt sich eine Analyse der hegemonieorientierten Kämpfe um Flucht- 
ursachen(-bekämpfung). Folgende untergeordnete Fragestellungen leiten die 
vorliegende Arbeit: 


e Welcher historische und strukturelle Kontext und welche gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse führten dazu, dass der Diskurs um die Bekämpfung von 
Fluchtursachen 2015 auf der deutschen und europäischen scale neu mobilisiert 
wurde? 

e Welche Akteur:innen und welche Strategien lassen sich identifizieren? Welche 
Kämpfe um das Verständnis von Fluchtursachenbekämpfung lassen sich darin 
erkennen? 

e Welches hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) bildet 
sich im Kontext und Nachgang des Sommers der Migration heraus? Wie fügt 
sich dieses in das europäische Grenzregime und den hegemonialen Regierungs- 
modus von Migration als Migrationsmanagement ein? 

e Welche Rolle spielt die Verankerung hegemonieorientierter Strategien in den 
Alltagspraxen und im Alltagsverstand für das hegemoniale Verständnis und da- 
mit für die Frage nach Stabilität und Brüchen im Fluchtursachen-Diskurs? Wel- 
che Erkenntnisse bieten diesbezüglich die Konzepte der imperialen Lebenswei- 
se und des Externalisierungshabitus im Kontext von Fluchtursachen(-bekamp- 
fung)? 


Die Forschungsfragen verweisen auf zentrale theoretische Grundannahmen, die 
ich im Folgenden einführen möchte. Meine theoretische Herangehensweise baut 
in erster Linie auf der hegemonietheoretischen Forschung auf, wie sie im Kontext 
der Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa (2014) zusammengeführt wurde. Ihre 
staats- und hegemonietheoretischen Grundbegriffe werden daher erläutert (2.2). 
Außerdem beziehe ich mich auf wichtige Begriffe und Einsichten der kritischen 
Grenzregimeforschung (2.3). Beide Perspektiven gehen davon aus, dass Grenzen 
umkämpft sind, ebenso wie die Regulierung und Kontrolle von Migrationsbewe- 
gungen. Ich übernehme die Methodologie der Forschungsgruppe Staatsprojekt 
Europa - die historisch-materialistische Politikanalyse (HMPA) - in modifizierter 
Weise (siehe Kapitel 3.1) und verwende in der Arbeit den Begriff des »Grenzregimes« 
der kritischen Migrations- und Grenzregimeforschung. 


2. Fragestellung und theoretische Grundannahmen 


2.2 Hegemonietheoretische Perspektive: Kämpfe um Migrationspolitik 


Den Kämpfen um Hegemonie und konkreter den Kämpfen um Migrationspolitik 
gilt das Hauptaugenmerk der vorliegenden Analyse. Mit diesem Fokus kann ich 
an die Vorarbeiten der Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« anschließen. 
Sie zeigt in ihrem Buch »Kämpfe um Migrationspolitik« von 2014 auf, wie sich 
anhand der Europäisierung von Migrationskontrollpolitiken die Herausbildung 
eines europäischen Staatsprojektes bzw. eines europäischen Staatsapparate-En- 
sembles nachzeichnen lässt (Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2014). Um 
diese staats- und hegemonietheoretische Frage für die empirische Forschung 
fruchtbar zu machen, entwickelte die Forschungsgruppe in Anschluss an Ulrich 
Brand (Brand 2013) die historisch-materialistische Politikanalyse (HMPA), die in 
Kapitel 3.1 ausführlicher vorgestellt wird. 

Ich beziehe mich zudem auf deren Analyse der Herausbildung eines europäi- 
schen Staatsapparate-Ensembles. Denn »unter der Hegemonie des neoliberalen 
Hegemonieprojektes [kam es] zu einem strategischen Bruch mit dem nationalen 
Staatsprojekt des Fordismus« (Buckel et al. 2014, 83). Die Krise des Fordismus 
seit den 1970er Jahren erforderte eine neue »Institutionalisierung der politischen 
Form« (ebd., 34f.), die weiterhin die Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft 
durch den Staat sicherstellen sollte. Die Transnationalisierung stellte schließlich 
die skalare - also auf eine neue räumliche Bezugsebene ausgerichtete — Strategie 
neoliberaler Kräfte als Antwort auf diese Krise dar. In der Folge richteten sich »Pro- 
duktions- sowie Akkumulationsstrategien der großen Konzerne [...] zunehmend 
transnational aus« (ebd., 36) und auf europäischer Ebene stellte der europäische 
Integrationsprozess »eine regionale Antwort auf diese Internationalisierungs- 
prozesse« (ebd., 37) dar. Die Herausbildung eines »multiskalaren europäischen 
Staatsapparate-Ensembles« (ebd., 83) ist schließlich als Effekt dieser Strategie 
zu verstehen, die in erster Linie durch neoliberale Kräfte vorangetrieben wurde.’ 
Einen europäischen Staat gibt es aufgrund der fehlenden Kohärenz bisher nicht, 
weshalb von einem »europäischen Staatsapparate-Ensemble« auszugehen ist, das 
»nationale, europäische und transnationale Apparate« umfasst, »welche gemein- 
sam die Reproduktion des europäischen Kapitalismus zu gewährleisten versuchen« 
(Buckel et al., 38; siehe auch Wissel 2015, 47). Besondere Bedeutung kommt, wie 
die Autor:innen zeigen, der Politik der Migrationskontrolle zu, deren zunehmende 
Europäisierung seit den 1990er Jahren veranschaulicht, wie sich Momente von 


1 Damit schließt die Gruppe an Forschungen an, die den europäischen Integrationsprozess 
ebenfalls aus einer materialistischen Perspektive analysiert haben (siehe u.a. Ziltener 1999). 
So stellte Patrick Ziltener fest: »Die EU ist als Teil einer mehrere Ebenen und viele Instanzen 
umfassenden europäischen Staatlichkeit zu begreifen« (Ziltener 2000, 81). 
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Staatlichkeit auf europäischer Ebene entwickeln, ohne dass die EU zu einem ge- 
nuinen Staatsgebilde wurde. Auf die Europäisierung der Migrationspolitik in den 
letzten drei Jahrzehnten gehe ich in Kapitel 4.2 ein. Die Entstehung des europai- 
schen Staatsapparate-Ensembles und einer europäischen Migrationspolitik ist 
dabei das Ergebnis konkreter Konflikte, in denen unterschiedliche gesellschaftliche 
Krafte miteinander ringen. Die Forschungsgruppe nahm also migrationspoliti- 
sche Konflikte zum Ausgangspunkt, um der Frage nachzugehen, »ob und wie die 
EU-Staaten die verschiedenen Bereiche ihrer nationalen Migrationspolitik eu- 
ropäisieren sollten« (Buckel et al. 2014, 61). Auch in meiner Forschung bildet das 
europäische Staatsapparate-Ensemble das entscheidende Terrain für die Auseinan- 
dersetzungen um Hegemonie, die sich im Fluchtursachen-Diskurs nachzeichnen 
lassen. 


2.2.1 Gesellschaftliche Antagonismen und der Staat 


Die Grundannahmen der HMPA basieren auf der marxistischen Gesellschaftstheo- 
rie und materialistischen Staatstheorie. Ausgangspunkt ist die Annahme, dass die 
kapitalistische Akkumulationsweise charakterisiert ist durch einige strukturelle 
Prinzipien: Privateigentum an Produktionsmitteln, Lohnarbeit, Wettbewerb zwi- 
schen individuellen Eigentümern von Produktionsmitteln und einem Imperativ zur 
Akkumulation (Brand et al. 2021, 5). Diese Strukturprinzipien, die als verfestigte 
Praxen gelten (Buckel et al. 2014, 34), führen dazu, dass kapitalistische Gesellschaf- 
ten sowie ihr spezifisches Naturverhältnis inhärent widersprüchlich und krisenhaft 
sind. Denn der Akkumulationsimperativ führt dazu, dass mit der Ausbeutung der 
Natur sowie von entlohnter und nichtentlohnter Arbeit die Existenzbedingun- 
gen dieser Gesellschaftsformationen unterlaufen und tendenziell zerstört werden 
(Brand et al. 2021, 5). Weil diese Widersprüche destabilisierende Effekte haben, sind 
kapitalistische Gesellschaften stets krisenhaft. Buckel et al. (2014) argumentieren 
mit Verweis auf die Regulationstheorie,” dass eine Regulation durch spezifische 
institutionelle Formen notwendig ist, um diese Widersprüche und Krisentenden- 
zen zu prozessieren. Die inneren Widersprüche des Kapitalismus erfordern daher 
»eine auf den materiellen Bestand, die Ordnung und den Erhalt der Gesellschaft 
insgesamt gerichtete und außerhalb des Verwertungsprozesses stehende Tätig- 


2 Die Regulationstheorie wurde in den 1970er und 1980er Jahren in Frankreich entwickelt. Sie 
geht von unterschiedlichen Ausprägungen des Kapitalismus aus und entwickelte zur Analyse 
der historischen Ausprägungen desselben den Begriff des Akkumulationsregimes sowie das 
Konzept der Regulationsweise, welche sich auf die gesellschaftliche Einbettung ökonomi- 
scher Prozesse beziehen (Wissel 2015, 24f.) Zur Regulationstheorie siehe Hirsch (2005, 83ff.) 
und Aglietta (2000). 
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keit« (Hirsch 2005, 28). Erst eine solche regulative Tätigkeit ermöglicht es, die 
antagonistischen sozialen Verhältnisse zu stabilisieren. 

Genau hier wird die besondere Bedeutung deutlich, die dem Staat zukommt: 
als zentrale Instanz, mit der kapitalistische Widersprüche und Krisentendenzen 
bearbeitet und reguliert werden. Denn im Anschluss an die maßgeblich in den 
1970er Jahren entwickelte materialistische Staatstheorie von Nicos Poulantzas, 
wird der Staat nicht als neutral oder als Instrument der herrschenden Klasse ver- 
standen. Stattdessen spricht Poulantzas ihm eine »relative Autonomie« (Poulantzas 
2002, 158) zu, die es dem Staat erlaubt, spezifische Kompromisse zwischen unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Kräften zu etablieren (Brand et al. 2021, 6). Somit 
fungiert er als »Instanz, die die ideologische und gewaltförmige Reproduktion der 
Produktionsverhältnisse gewährleistet« (Adolphs 2015, 202). Der Staat wird — so 
formuliert auch Lessenich - zur »Ermöglichungsagentur kapitalistischer Bewe- 
gung« (Lessenich 2009, 134), die »in historisch wechselnder Gestalt« auftritt (ebd.). 
Dieses Verständnis ermöglicht den Staat als strategisches Terrain anzusehen, auf 
dem antagonistische Interessen und gesellschaftliche Kräfte organisiert und in 
spezifische Politiken übersetzt werden, die dazu beitragen, die gesellschaftlichen 
Widersprüche und Krisentendenzen zu regulieren (Brand et al. 2021, 6). Es handelt 
sich um ein asymmetrisches Terrain, auf dem soziale Kräfte miteinander ringen: 
Poulantzas bezeichnet den Staat daher als »materielle Verdichtung eines Kräftever- 
hältnisses« (Poulantzas 2002, 159).? Der Staat erscheint als strategisches Feld, auf 
dem die Auseinandersetzungen »die Form von internen Widersprüchen zwischen 
den verschiedenen staatlichen Zweigen und Apparaten« annehmen, »sowie die 
Form von Widersprüchen innerhalb dieser Zweige und Apparate« (ebd., 164). Die- 
ses an Poulantzas orientierte Staatsverständnis bietet eine Erklärung dafür, warum 
verschiedene Staatsapparate — wie das Bundesinnenministerium, die europäische 
Grenzagentur Frontex, die Europäische Kommission oder das Entwicklungsminis- 
terium - miteinander in Konflikt geraten und wie ihre Politiken sich widersprechen 
können (Buckel et al. 2014, 30). Europäische Staatlichkeit wiederum, so Buckel im 
Anschluss an die Erläuterungen zum europäischen Staatsapparate-Ensemble, 
könne daher nicht als Dualismus »Nationalstaaten versus europäische »Ebene« 
verstanden werden. Vielmehr müsse diese »als ein multiskalares Ganzes begriffen 
werden, bestehend aus sich durchkreuzenden, dezentralen und antagonistischen 
Beziehungen zwischen den verschiedenen Sektoren des Staatsapparate-Ensem- 


3 Nicht die Struktur des Staates steht damit im Fokus. Vielmehr gilt es, von den gesellschaftli- 
chen Kräfteverhältnissen auszugehen, die sich stets prekär in der Form des Staates konstitu- 
ieren: Der Staat, so Poulantzas Schlussfolgerung, ist»die materielle und spezifische Verdich- 
tung eines Kräfteverhältnisses zwischen Klassen und Klassenfraktionen, das sich im Staat 
immer in spezifischer Form ausdrückt« (Poulantzas 2002, 159). 
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bles, in denen sich je unterschiedliche Kräfteverhältnisse ausdrücken« (Buckel 2018, 
440). 

Doch es ist nicht allen gesellschaftlichen Akteur:innen gleichermaßen möglich, 
ihren Anliegen im Staat Geltung zu verschaffen: »Die staatlichen Apparate sind [...] 
nicht für alle Kräfte gleichermaßen zugänglich« (Brand 2007, 166). Denn gesell- 
schaftliche Kräfteverhältnisse haben sich historisch in die materielle Struktur des 
Staates eingeschrieben, in seine Apparate, Gesetze, Regularien. Daraus ergibt sich 
eine spezifische »strukturelle Selektivität« (Poulantzas 2002, 165f.) der staatlichen 
Apparate, die einem Filtermechanismus gleichkommt. Sie beeinflussen, inwiefern 
die Strategien, Interessen, Diskurse und Praktiken unterschiedlicher politischer 
Akteur:innen Zugang zum Staat und der Gestaltung von Politiken haben (Brand et 
al. 2021, 6). 

Wesentlich ist somit die Annahme, dass der Staat und seine Apparate »aus den 
gesellschaftlichen Kräften heraus zu erklären« (Buckel et al. 2014, 15) sind. Von den 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen ausgehend lässt sich damit fragen, wie es ge- 
lingt, dass sich Strategien bestimmter Akteur:innen in den Staat und staatliche Poli- 
tiken einschreiben. An dieser Stelle erlangt das Konzept der Hegemonie Bedeutung. 
Denn Hegemonie im Gramscianischen Sinne beschreibt, wie es dominanten sozia- 
len Kräften gelingt, ihre partikularen Interessen mittels Kompromissen zu univer- 
salisieren und in den Staat und seine Apparate einzuschreiben. Aufgrund der Zen- 
tralität des Konzepts für die hegemonietheoretische Analyse in Kapitel 5, soll es an 
dieser Stelle näher ausgeführt werden. 


2.2.2 Hegemonie 


Es war der italienische Theoretiker, Publizist und politische Aktivist der Arbei- 
ter:innenbewegung Antonio Gramsci, der zum ersten Mal »so etwas wie eine 
systematische Theorie des Begriffs« (Anderson 2018, 34) Hegemonie vorlegte.* Ein 
Konzept, das von seinen historischen Ursprüngen im antiken Griechenland über 
seine strategische Verwendung in den Turbulenzen der russischen Revolutionen 
bis hin zu den an Gramsci anschließenden Weiterentwicklungen versucht, poli- 
tische Herrschaft als schillerndes Phänomen zu fassen, das zwischen Zwang und 


4 Gramscis Ausführungen sind so systematisch, wie es die physisch sowie psychisch äußerst 
schädigenden Bedingungen der Haft während des Faschismus erlaubten: In Form von 32 Ge- 
fängnisheften mussten seine theoretischen Ausführungen an vielen Stellen fragmentarisch 
bleiben, eine systematische und kohärente Ausarbeitung war ihm aufgrund der Entbehrun- 
gen, der drohenden Zensur sowie der fehlenden Zeit nicht möglich — kurz nach seiner Haft- 
entlassung starb Antonio Gramsci im April 1937 in einer Klinik in Rom. Dass gerade sein Kon- 
zept der Hegemonie dennoch ein hohes Maß an Konsistenz und Systematik erreichen konn- 
te, ist umso bemerkenswerter. 
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Zustimmung oszilliert. Im Folgenden werden die Grundgedanken des Hegemonie- 
konzeptes von Gramsci skizziert. Das Hegemonieverständnis Gramscis soll dabei 
durch einige Ausführungen Pierre Bourdieus zur symbolischen Macht des Staates 
(Bourdieu 2017) bereichert werden.” Die Ansätze weisen eine große Nähe auf und 
können fruchtbar verknüpft werden, wie verschiedene Forscher:innen eingehender 
ausgearbeitet haben (siehe u.a. Buckel 2021, Vestena 2021). 

Als Herrschaftsverhältnis soll Hegemonie zum einen in ihrer Stabilität erfasst 
werden, die sie durch ihre Wirkungsweise bis tiefin den Alltagsverstand hinein er- 
langt. Zum anderen ist Hegemonie stets umkämpft und eröffnet so eine Perspektive 
auf Kontingenz und die Veränderbarkeit gesellschaftlicher Verhältnisse. 


Hegemonie als Herrschaftsform 

Der von Antonio Gramsci geprägte Hegemoniebegriff sollte nicht zuletzt Antwort 
auf die Frage nach der Stabilität der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft geben, 
die trotz ihrer Widersprüche durch ein erstaunliches Beharrungsvermögen charak- 
terisiert ist. Es sei nicht in erster Linie Zwang und der Vollzug von Gewalt, sondern 
vielmehr die Zustimmung der Beherrschten, die politische Führung in bürgerlichen 
Gesellschaften resistent gegen radikale Umwälzungen und Transformation mache, 
so Gramsci. Damit dies gelingen und von Hegemonie die Rede sein kann, dürfen 
die dominanten gesellschaftlichen Kräfte nicht nur ihre eigenen »korporativen« In- 
teressen verfolgen, sondern müssen bis zu einem gewissen Grad die Interessen an- 
derer Gruppen und subalterner Kräfte‘ berücksichtigen. Erst damit kann die Uni- 
versalisierung ihrer partikularen Lage soweit gelingen, dass selbst die Beherrschten 


5 Obwohl sich durchaus eine theoretische Nähe in den Ansätzen der beiden Theoretiker finden 
lässt, nimmt Bourdieu kaum expliziten Bezug auf die Arbeiten Gramscis. In einem Interview, 
das der Soziologe Franz Schultheis zum 90. Geburtstag des 2002 verstorbenen Pierre Bour- 
dieu gab, kommentiert er das Verhältnis zwischen Bourdieu und ihm inhaltlich nahe stehen- 
den Theoretikern wie Gramsci folgendermaßen: »Was die seltenen Erwähnungen von noch 
so wahlverwandten Intellektuellen wie Gramsci in Bourdieus Werken betrifft, so erklärt sich 
dies wohl aus dem dezidiert empiriebasierten, aus eigenen Forschungen heraus entwickel- 
ten sozial- und kulturtheoretischen Perspektiven. Bourdieu vermied weitgehend das für den 
Homo academicus so typische Ritual beflissener Demonstration von wissenschaftlicher Ge- 
lehrtheit und Legitimität in Form auswuchernder Fußnoten voller Literaturverweise« (Jungle 
World v. 30.7.2020). 

6 Der Begriff der Subalternität ermöglicht, unterschiedliche Herrschaftsverhältnisse in glei- 
chem Maße zu berücksichtigen (Wissel 2015, 30). Denn er fungiert bei Gramsci zum einen als 
»Sammelbegriff für die verschiedenen unterworfenen Gruppen«, zum anderen bringt er de- 
ren Heterogenität zum Ausdruck: »es geht nicht nur um Klassenverhältnisse, sondern auch 
um ihre Verbindung mit anderen gesellschaftlichen Spaltungen: zwischen den Geschlech- 
tern, zwischen Stadt und Land, zwischen den Nationen oder im Zusammenhang mit Kolo- 
nialismus« (Becker et al. 2013, 211). 
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»in ihre eigene Beherrschung einwilligen, sie passiv erdulden oder sogar affirmie- 
ren« (Buckel 2013, 18). Denn erst wenn die Subalternen dazu bewegt werden können, 
die verallgemeinerten Interessen der herrschenden Klasse als eigenen Vorteil zu be- 
trachten, führt dies zu einer hegemonialen Position. Dies geschehe »in einer Viel- 
zahl von kapillaren Machtprozessen von unten her« (Demirović 2017, 59). Benjamin 
Opratko fasst zusammen: »Hegemonie« bezeichnet demnach also eine Situation, 
in der eine Gruppe oder Klasse ihre Herrschaft gesamtgesellschaftlich organisiert 
und in den politischen, ideologischen und kulturellen Überbauten den Konsens zu 
den ihre Machtposition sichernden Verhältnissen organisiert« (Opratko 2018, 44). 
Dies geschieht über die Entwicklung einer »Weltauffassung« (Gramsci 1994, H.10, 
$16, 1268f.), die sich gesellschaftlich verallgemeinert und bis weit in den Alltagsver- 
stand hineinwirkt - als »Lebensnorm«, die »lebenspraktisch verwirklicht[e]« (ebd.) 
ist. Hier hebt Gramsci die Rolle von Intellektuellen hervor, die er jedoch nicht nur 
im herkömmlichen Sinn versteht. Grundsätzlich sei jeder Mensch ein Intellektu- 
eller, da jede:r im Alltag an der Verfestigung der hegemonialen »Weltauffassung« 
mitwirke. Zwar seien auch die »großen Intellektuellen« (Demirović 2007, 35) un- 
abdingbar, indem sie in besonderem Maße an der Ausarbeitung und Kohärenz der 
jeweiligen Weltanschauung mitwirkten. Doch für die Herstellung der Hegemonie 
seien die »kleinen Intellektuellen« (ebd.), wie Lehrer:innen und Moderator:innen in 
Rundfunk und Fernsehen oder Parteifunktionär:innen die relevanten Akteur:innen, 
die für die Verbreitung einer Weltauffassung sorgten (Buckel/Fischer-Lescano 2007, 
92). Gramsci verweist in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung der Ideologie, 
die er als Superstruktur begreift. Gegen den orthodoxen Marxismus spricht er ihr ei- 
ne eigene Materialität zu, die sich in konkreten Praxen und Institutionen ausdrückt 
(ebd., 87£.). 

Bourdieu argumentiert ähnlich wie Gramsci ohne sich dabei explizit auf ihn 
zu beziehen, wenn er darauf hinweist, dass der symbolischen Dimension von po- 
litischer Herrschaft eine große Bedeutung für die grundlegenden Kräfteverhältnis- 
se der sozialen Ordnung und deren Stabilität zukommt: »Wären diese Kräftever- 
hältnisse nur physische, militärische oder selbst ökonomische Kräfteverhältnisse, 
so wären sie wahrscheinlich unendlich brüchiger und leichter umzustürzen« (Bour- 
dieu 2017, 289f.). Denn es ginge bei den Kämpfen um den Staat nicht lediglich um 
das von Max Weber beschriebene Monopol der legitimen Gewalt: »ich korrigiere und 
sage: Er ist das Monopol der legitimen physischen und symbolischen Gewalt. Die 
Kämpfe um den Staat sind Kämpfe um das Monopol auf dieses Monopol« (ebd., 
601). Der Staat sei daher diejenige Institution, so Bourdieu, »welche die außeror- 
dentliche Macht hat, eine geordnete soziale Welt hervorzubringen, ohne notwen- 
digerweise Befehle zu geben, ohne ständigen Zwang auszuüben« (ebd., 295). Auch 
Bourdieu betont die Notwendigkeit, sich der Frage der Zustimmung der Beherrsch- 
ten zu ihrer Beherrschung zuzuwenden. 
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Gramsci hatte mit seiner Formel, der Staat bestehe aus »politischer Gesellschaft 
+ Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie gepanzert mit Zwang« (Gramsci 1992, 
H.6, $88, 783), die Frage des Zusammenwirkens von Zustimmung und Zwang 
adressiert. Denn beides ist für die Herrschaftsausübung notwendig. Damit fasst er 
den Staat als integralen Staat (vgl. Demirović 2007), der sich nicht auf die (repres- 
siven) Staatsapparate im engeren Sinn begrenzen lasse. Zwar machen gerade auch 
Migrationspolitiken mit den teils militarisierten Grenzapparaturen deutlich, dass 
die Androhung oder Ausübung von Gewalt durch die repressiven Staatsapparate 
des Militärs und der Polizei jederzeit erfolgen kann. Doch auch die Anwendung von 
Gewalt ist besonders in Demokratien auf Zustimmung angewiesen (Buckel 2013, 
18f.) und kann nicht ohne ein bestimmtes Maß an Akzeptanz erfolgen. Während 
Zwang und physische Gewalt sich sehr sichtbar artikulieren können, ist die Hege- 
monie oder symbolische Macht sehr viel subtiler und schwerer als Herrschaftsform 
plausibel und wahrnehmbar zu machen. Bourdieu spricht von der symbolischen 
»Macht, die so unmerklich wirkt, daß man überhaupt ihre Existenz vergißt, da sie 
nur in dem Maße wirkt, wie man ihre Existenz nicht bemerkt. Sie ist der eigentliche 
Typ der unsichtbaren Macht.« (Bourdieu 2017, 290) 

Doch Hegemonie umfasst neben ihrer symbolischen, kulturellen auch eine ma- 
teriell-ökonomische Dimension. Die Einbindung der Beherrschten erfolgt nicht nur 
auf der Ebene der Einstellungen, Normen, Werte und Weltanschauungen, sondern 
zugleich über materielle Zugeständnisse. So betont Haug: »Hegemonie in vollem 
Umfang verdankt sich also nicht bloßer Uberredung, und auch »kulturelle Hege- 
monie« ist nicht bloß kulturell, sondern muss irgendeine faktisch-gegebene oder 
zumindest objektiv-mögliche Grundlage in der Produktionssphäre haben« (Haug 
2004, 15). Gramsci selbst schreibt: 


»Die Tatsache der Hegemonie setzt zweifellos voraus, daß den Interessen und 
Tendenzen der Gruppierungen, über welche die Hegemonie ausgeübt werden 
soll, Rechnung getragen wird, daß sich ein gewisses Gleichgewicht des Kompro- 
misses herausbildet [..], denn wenn die Hegemonie politisch-ethisch ist, dann 
kann sie nicht umhin, auch ökonomisch zu sein, kann nicht umhin, ihre materi- 
elle Grundlage in der entscheidenden Funktion zu haben, welche die führende 
Gruppe im entscheidenden Kernbereich der ökonomischen Aktivität ausübt« 
(Gramsci 1996, H.13, 818, 1567). 


Hegemonie sei nicht lediglich eine »besonders erfolgreiche Art von Ideologie«, er- 
läutert Terry Eagleton. Vielmehr werde Hegemonie »auch durch kulturelle, politi- 
sche und ökonomische Formen getragen - in nicht-diskursiven Praxen ebenso wie 
in rhetorischen Äußerungen« (Eagleton 2000, 134). Auch Bourdieu verknüpft die 
Ebene materieller und kultureller bzw. symbolischer Herrschaft und betont deren 
unlösbaren Zusammenhang: »Meine gesamte Arbeit verfolgt die Absicht, eine mate- 
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rialistische Theorie des Symbolischen zu entwickeln, das man traditionell dem Ma- 
teriellen entgegensetzt« (Bourdieu 2017, 296). 

Um hegemonial zu werden, müssen gesellschaftliche Kräfte also auch materiel- 
le Zugestandnisse an die Subalternen machen. Die Grenzen der Kompromisse, auf 
denen Hegemonie aufruht, verlaufen nach Opratko dort, »wo die soziale Grundlage 
der Macht einer Klasse herausgefordert wird, also letztlich in deren gesellschaft- 
licher Positioniertheit in den Produktionsverhältnissen« (Opratko 2018, 45). Da 
sich Gramscis Ausführungen zum Begriff der Hegemonie weitgehend auf Klas- 
senverhältnisse als zentrale gesellschaftliche Antagonismen beschränken, wird 
eine Erweiterung seiner Hegemonietheorie notwendig (Wissel 2015, 31). Denn es 
sind vielzählige Herrschaftsverhältnisse - wie Geschlechterverhältnisse und ras- 
sistische Unterdrückungsverhältnisse -, die sich in hegemoniale Konstellationen 
einschreiben (siehe u.a. Buckel 2015; Hall 1989; Laclau/Mouffe 2020; Ludwig 2012; 
Sauer 2012; Wöhl 2007). Gerade eine Analyse des Fluchtursachen-Diskurses als 
Moment des europäischen Grenzregimes muss unvollständig bleiben, wenn sie 
etwa die rassistische Dimension der Herrschaft unberücksichtigt ließe, in der sich 
koloniale Traditionen fortsetzen. 

Wie in den Ausführungen zur Erlangung und Aufrechterhaltung von Hege- 
monie und der Rolle von (»kleinen«) Intellektuellen bereits deutlich wurde, spricht 
Gramsci der Sphäre der Zivilgesellschaft eine privilegierte Stellung zu. Zivilge- 
sellschaft begreift Gramsci äußerst breit, sie umfasst zivile, also nicht-staatliche 
Institutionen wie Vereine, aber auch die Öffentlichkeit im weitesten Sinn. Um 
Hegemonie wird vor allem hier gerungen, denn die »öffentliche Meinung« steht in 
einem engen Zusammenhang mit der politischen Hegemonie: »Was »öffentliche 
Meinung: genannt wird, ist aufs Engste mit der politischen Hegemonie verknüpft, 
es ist nämlich der Berührungspunkt zwischen »Zivilgesellschaft« und »politischer 
Gesellschaft«, zwischen dem Konsens und der Gewalt.« (Gramsci 1992, H.7 $83, 
916f.) Dies führt Gramsci zu seinem Verständnis des erweiterten Staats, den er 
als »integralen Staat« bezeichnet (Demirović 2007). Für Gramsci umfasst die- 
ser integrale Staat nicht lediglich die staatlichen Institutionen und Apparate im 
engeren Sinne — die Bürokratie, Gerichte, den militärischen und polizeilichen 
Zwangsapparat -, sondern erstreckt sich bis weit in die privaten Organismen der 
Zivilgesellschaft (Gramsci 1996, H. 12, $1, 1502): in Vereine, Kirchen, Massenmedi- 
en, Schulen, Kultureinrichtungen. Genau hier, in der Sphäre der Zivilgesellschaft, 
finden die Auseinandersetzungen um Hegemonie maßgeblich statt (Demirović 
2007, 24f.). Doch Perry Anderson weist zu Recht darauf hin, es sei »unméglich, die 
ideologischen Funktionen bürgerlicher Klassenmacht zwischen societa civile und 
Staat so zu teilen« (Anderson 1979, 23). Denn, so Opratko: Schließlich erfüllten auch 
Institutionen, die dem Staat im engeren Sinne zuzurechnen seien, Funktionen der 
Konsensproduktion - nicht zuletzt betreffe dies das Parlament (Opratko 2018, 42). 
Letzteres, so führt Anderson aus, 


2. Fragestellung und theoretische Grundannahmen 


»spiegelt die fiktive Einheit der Nation auf die Massen zurück, als ob es ihre ur- 
eigenste Regierung wäre. Die ökonomischen Unterschiede in der »Bürgerschaft« 
werden durch die juristische Gleichheit zwischen Ausgebeuteten und Ausbeutern 
verhüllt, und mit ihnen die völlige Trennung und Nicht-Partizipation der Massen 
an der Arbeit des Parlaments« (Anderson 1979, 22). 


Zustimmung zur bestehenden Gesellschaftsordnung wird somit »auch in der poli- 
tischen Gesellschaft, insbesondere im Parlament [...] organisiert« (Buckel 2019, 91). 
Für ein solches Verständnis habe Gramsci zumindest Hinweise gegeben (ebd.; Bu- 
ckel/Fischer-Lescano 2007, 91; Opratko 2018, 43).” 

Es bleibt festzuhalten, dass der Begriff des integralen Staates es ermöglicht, der 
Frage nachzugehen, wie sich gesellschaftliche Kräfteverhältnisse durch hegemo- 
niebildende Prozesse in der Zivilgesellschaft und in der politischen Gesellschaft im 
Staat im engeren Sinne verdichten. Es gehört, so betont Demirović, zum Kern des 
gramscianischen Hegemonieverständnisses, »den Prozess der zivilgesellschaftli- 
chen Verallgemeinerung und Ausarbeitung eines Konsenses« (Demirović 2017, 59) 
in den Fokus zu rücken. Daher eignet sich der Begriff der Hegemonie besonders für 
die Analyse der Kämpfe zwischen den unterschiedlichen gesellschaftlichen Kräften 
um ein politisches Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung), die sowohl in 
der breiten Zivilgesellschaft als auch in den Staatsapparaten im engeren Sinne 
geführt werden. 


Alltagsverstand 

Es istinsbesondere die Verankerung im Alltagsverstand und die in den Institutionen 
dauerhaft als Routine etablierte Praxis, die der Hegemonie ihre Stabilität verleiht. 
Unter Alltagsverstand versteht Gramsci eine bestimmte »Weltauffassung«, »ein 
Selbst- und Weltbild, das nicht nur das Bewusstsein, sondern alltägliche Praxen, 
routinisierte Handlungen und auch unbewusste Dispositionen umfasst« (Opratko 
2018, 46). Denn erst wenn es gesellschaftlichen Kräften gelingt, ihre Weltauffassung 
im Alltagsverstand der Menschen zu verankern sowie in ihren alltäglichen Praxen, 
werden diese hegemonial. Die Weltauffassung muss dazu tief hineinwirken in ein 
»System von Glaubensinhalten, Aberglauben, Meinungen, Sicht- und Handlungs- 
weisen, die sich in dem zeigen, was allgemein »Folklore< genannt wird« (Gramsci 
1994, H.11, $12, 1375). Der Alltagsverstand offenbart die »praktische Bedeutung 
von Ideologie für die Aufrechterhaltung von Herrschaft« (Becker et al. 2013, 111). 
Bürgerliche Herrschaft beruht, so Buckel, »auf der Ausarbeitung einer Weltauffas- 
sung, die sich im ganzen Gewebe der Gesellschaft verbreitet, bis in die molekularen 


7 So heißt es bei Gramsci: »Natürlich sind alle drei Gewalten auch Organe der politischen He- 
gemonie, doch in unterschiedlichem Ausmaß: 1. Parlament; 2. Justiz; 3. Regierung.« (Gramsci 
1992, H.6, § 81, 773) 
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Denk- und Handlungsweisen hinein, und so die Zustimmung der »Subalternen< 
organisiert« (Buckel 2019, 92). 

Doch der Alltagsverstand ist keineswegs nachvollziehbar geordnet und kohä- 
rent, so Opratko im Anschluss an Gramsci, sondern zeichne sich unter Bedingungen 
des Kapitalismus durch einen widersprüchlichen und inkohärenten Charakter aus 
(Opratko 2018, 46). Er ist deshalb »fragmentarisch, »bizarr zusammengesetzt: und 
widersprüchlich«, da sich in ihm »die verschiedensten Bruchstücke, Glaubenssät- 
ze, Erfahrungen, Denk- und Handlungsweisen früherer Zeiten wie auch heutiger 
Überzeugungen« (Becker et al. 2013, 112) ablagern. Trotz seiner Inkohärenz verleiht 
er hegemonialen Verhältnissen eine große Stabilität, da der Alltagsverstand durch 
eine tiefe Verankerung im alltäglichen Leben, in den Routinen und Gewohnheiten 
der Menschen ausgezeichnet ist. Intellektuelle wirken in besonderer Weise daran 
mit, dem Alltagsverstand eine kohärente Form zu geben.° Eine Form von Scharnier- 
funktion kommt außerdem den Parteien? zu. Gramsci sieht die Partei als Kollektiv- 
akteur, mit dem der Alltagsverstand der Massen kritisch und kohärent umgestal- 
tet werden könne (Scherrer 2007, 75f.). Dabei hatte Gramsci eine Partei vor Augen, 
in der einfache Arbeiter:innen mit den Intellektuellen der Arbeiterbewegung zu- 
sammenkommen und die subalternen Klassen organisieren, um eine »universelle 
gegenhegemoniale Weltauffassung zu entwickeln« (Buckel 2019, 94). Dafür gäbe es 
durchaus Anknüpfungspunkte im Alltagsverstand, denn dieser verfügt über einen 
»kritischen Kern« (Opratko 2018, 49), den Gramsci an verschiedenen Stellen »buon 
senso« nennt.” Diese kritischen Elemente können aus Erfahrungen von Ausbeu- 


8 Bourdieu weist in etwas stärker avantgardistisch anmutender Weise dem »Propheten« eine 
ähnliche Rolle zu. Auch dieser muss am Alltagsverstand und dem praktischen Leben »der 
Leute« ansetzen: »An dieser Stelle erkennt man die Rolle des Propheten, die darin liegt, der 
Gruppe etwas zu offenbaren, in dem sich die Gruppe zutiefst wiedererkennt: Es ist das »Du 
würdest mich nicht suchen, wenn du mich nicht gefunden hättest«, das Paradox der Prophe- 
zeiung, die nur gelingen kann, weil sie sagt, was die Leute wußten, die aber dennoch gelingt, 
weil die Leute es nicht zu sagen wußten« (Bourdieu 2017, 116f.). 

9 Dabei beziehe sich Gramsci nicht auf die zeitgenössischen Parteien, so Buckel (2019, 94). 
Vielmehr beschreibt Gramsci »ein komplexes Gesellschaftselement, in welchem ein Kollek- 
tivwille schon konkret zu werden beginnt, der anerkannt ist und sich in der Aktion teilweise 
behauptet hat. Dieser Organismus ist durch die geschichtliche Entwicklung bereits gegeben 
und ist die politische Partei [...]« (Gramsci 1996, H.13, §1, 1537). Sein Verständnis von Partei 
meint daher grundsätzlicher einen kollektiven Zusammenhang, in dem am Alltagsverstand 
ansetzend eine politische Verständigung in Gang gesetzt wird, die schließlich zu einem Kol- 
lektivwillen werden kann. 

10 »Buon senso« wird häufig mit »gesunder Menschenverstand« übersetzt. Der Begriff werde 
von Gramsci nicht einheitlich verwendet, so Opratko (Opratko 2018, 47). Teilweise beschrei- 
be Gramsci den buon senso als Gegenteil des Alltagsverstands, als anzustrebender kohärenter 
und kritischer Alltagsverstand, der in Übereinstimmung mit den gelebten Erfahrungen der 
Menschen ist (ebd., 47f.). An anderen Stellen werde der buon sensojedoch als Teil des Alltags- 
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tung und Unterdrückung resultieren (ebd., 49) und damit den herrschaftsförmigen 
Charakter der hegemonialen Überzeugungen, die den Alltagsverstand durchdrin- 
gen, offenbaren. An diesem kritischen Kern können emanzipatorische hegemoniale 
Strategien ansetzen (ebd., 49). In diesem Sinne untersuche ich in dieser Arbeit die 
gegenhegemonialen Strategien, die im Fluchtursachen-Diskurs die Momente von 
Herrschaft offenlegen und damit den Alltagsverstand kritisch wenden wollen. 

Gramsci macht in seinen hegemonietheoretischen Ausführungen deutlich, dass 
der Kampf um Hegemonie stets auch als Kampf um den Alltagsverstand begriffen 
werden muss (Opratko 2018, 48). Damit geraten diejenigen Vorstellungen, Überzeu- 
gungen, Normen und Werte in den Fokus, die als selbstverständlich, naturgegeben 
und damit auch als unpolitisch und nicht verhandelbar angesehen werden. Die dar- 
aus folgenden Praxen gelten ebenso als alternativlos und lassen sich als habituali- 
sierte Handlungen verstehen. Letztere wiederum bringen die soziale Struktur von 
Gesellschaften hervor: 


»Die soziale Struktur einer Gesellschaft entsteht demnach durch Handlungen, de- 
ren ursprünglich offener und oft auch umstrittener Charakter in Vergessenheit 
geriet. Das, was in einer Gesellschaft als unpolitisch angesehen wird, ist das se- 
dimentierte Soziale, im Sinne eines institutionalisierten Ensembles aus Regeln, 
Normen und Werten, die für selbstverständlich gehalten werden, dessen politi- 
sche Wurzeln also in diesem räumlich-historischen Moment verschleiert sind.« 
(Wullweber 2012, 35) 


Genau dieser geradezu als natürlich erscheinende Charakter der gesellschaftlichen 
Ordnung verweist aufdie Wirkmächtigkeit hegemonialer Formationen. Ernesto La- 
clau spricht in diesem Zusammenhang von Sedimentierung, womit er den Prozess 
der Routinisierung und Verstetigung sozialer Praxen meint: Sedimentierung be- 
deutet, dass »das System der möglichen Alternativen dazu tendiert zu verschwinden 
und die Spuren der ursprünglichen Kontingenz zu verblassen« (Laclau 1990, 34 in: 
Opratko 2018, 146). Um bestimmte sedimentierte Vorstellungen und die tief veran- 
kerte Hegemonie von Elementen der Weltauffassung erneut als kontingent und da- 
mit politisch gestaltbar zu erkennen und zu adressieren, ist eine politische Kraftan- 
strengung notwendig. Erst wenn soziale Gegebenheiten als überhaupt verhandelbar 
erscheinen, können gesellschaftliche Kräfte im Ringen um Hegemonie versuchen, 
ihre Positionen und Deutungen durchzusetzen. Die Herausforderung, die eine Re- 
politisierung sedimentierter alltäglicher Praktiken darstellt, lässt sich am Beispiel 
des Fluchtursachen-Diskurses verdeutlichen. 


verstands beschrieben, »wie er in all seiner Widersprüchlichkeit vorzufinden ist, nicht sein in 
der Zukunft zu entwickelndes Gegenüber« (ebd., 48). 
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Kämpfe um Hegemonie 

Zwar hatte Gramsci betont, dass die Institutionen und Akteur:innen der Zivilgesell- 
schaft Anfang des 20. Jahrhunderts für eine Stabilität und Widerstandskraft gegen- 
über revolutionären Bestrebungen der westlichen bürgerlichen hegemonialen Ord- 
nung gesorgt hatten. Dennoch bleibt diese hegemoniale Ordnung stets umkämpft, 
womit das Ideologische zu einem wichtigen »Kampfterrain« (Buckel/Fischer-Lesca- 
no 2007, 88) wird. Die Konflikte um Hegemonie währen so lange, wie die grundle- 
genden gesellschaftlichen Konflikte nicht gelöst werden, was unter kapitalistischen, 
patriarchalen und rassistischen Bedingungen nachhaltig unmöglich ist (Kannanku- 
lam/Georgi 2014, 62). 

Mit dem gramscianischen Hegemoniebegriff rücken die Kämpfe um Hegemo- 
nie ins Zentrum und damit die Strategien gesellschaftlicher Akteur:innen sowie 
die Entstehung hegemonialer Konstellationen. Der Fokus auf bestimmte Akteure 
und Akteursgruppen bei Gramsci bietet die Möglichkeit sich dem ansonsten sehr 
abstrakten Begriff der Kräfteverhältnisse in der materialistischen Staatstheorie 
zu nähern. Ausgehend von konkreten Konflikten, lassen sich Rückschlüsse auf 
gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu einem bestimmten historischen Zeitpunkt 
ziehen. Auch Bourdieu stellt fest: »Um die symbolischen Systeme zu verstehen, 
muß man die Systeme von Akteuren verstehen, die um die symbolischen Systeme 
kämpfen.« (Bourdieu 2017, 310) Auf die konkrete Operationalisierung der Frage 
nach den gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, den Akteurskonstellationen und 
hegemonieorientierten Praxen gehe ich in Kapitel 4 ein, in dem ich die Metho- 
dologie der historisch-materialistischen Politikanalyse ausführe. Wichtig ist an 
dieser Stelle eine Eingrenzung vorzunehmen, welche gesellschaftlichen Kämpfe 
mit einer hegemonietheoretischen Perspektive in den Blick geraten - und welche 
nur indirekt in der Analyse Berücksichtigung finden können. Denn: »Nicht alle 
Akteur_innen handeln hegemonieorientiert und viele Praktiken und Handlungen 
gehen nur sehr indirekt in die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse ein. Herrschaft 
lässt sich nicht aufintentionale Strategien verkürzen.« (Buckel et al. 2014, 51) 

Buckel et al. identifizieren vier verschiedene Verhaltensweisen, mit denen ge- 
sellschaftliche Akteur:innen aufhegemoniale Konstellationen reagieren können, die 
sie ablehnen: Gegenhegemoniale Strategien beschreiben Versuche, alternative Formen 
der Hegemonie zu erstreiten (ebd., 51). Antihegemoniale Strategien leiten sich von ei- 
ner grundsätzlichen Ablehnung von Hegemonie als Herrschaftsform ab, die als »ra- 
dikal herrschaftskritische, anarchistische Strategien« verstanden werden können 
(ebd.). Sie bestehen in dem Versuch waußerhalb:« der kapitalistischen Gesellschafts- 
formation alternative Räume, Lebensweisen und Praktiken der Produktion und Re- 
produktion zu etablieren« (ebd., 51f.). Allerdings müssen sie, wenn sie politisch re- 
levant werden wollen, ebenfalls auf den Modus der Hegemonie zurückgreifen. Drit- 
tens lassen sich Escape-Strategien finden, die insbesondere in der Auseinanderset- 
zung um Migrationspolitiken von Relevanz sind: so »existieren vielfältige, (alltägli- 
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che) Praktiken, die sich einer hegemonialen Ordnung, ihren Regeln und Zwängen 
zwar verweigern, sie umgehen, vermeiden, austricksen oder untergraben, ohne je- 
doch die Verallgemeinerung dieser Praktiken gezielt politisch anzustreben« (ebd., 
52). Die im Zusammenhang mit Fluchtmigration relevanten Konzepte der »Autono- 
mie« oder »Eigensinnigkeit« der Migration werden unten weiter ausgeführt. Hier 
ist wichtig, dass die Praktiken insofern relevant für hegemonieorientierte Kämpfe 
sind, als sie die »gesellschaftlichen Kräfte [...] zwingen, auf sie zu reagieren« (ebd., 
52). Als letzte Verhaltensweise identifiziert die Forschungsgruppe Resignation. Sie 
äußert sich als Passivitat und beschreibt diejenigen Teile der Bevölkerung, die »nicht 
mehr Teil des aktiven Konsenses der Hegemonie [sind], als Passivierte aber gleich- 
wohl herrschaftsstabilisierend« (ebd.). 

Im Fokus meines Forschungsinteresses stehen die Kampfe um Migrationspoli- 
tiken, weshalb den hegemonieorientierten und gegen-hegemonialen Strategien ei- 
ne hervorgehobene Bedeutung zukommt. Allerdings spielen auch die Escape-Stra- 
tegien eine wichtige Rolle, da die im Sommer der Migration erfolgte Destabilisie- 
rung des europäischen Grenzregimes den Ausgangspunkt meiner Analyse darstellt. 
Die durch die eigensinnigen Praktiken der Migration ausgelöste Krise erhält da- 
her ein besonderes Gewicht. Die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« hat die 
Nähe ihrer Forschungsperspektive zu anderen Ansätzen kritischer Migrations- und 
Grenzregimeforschung hervorgehoben. Die von ihnen entwickelte historisch-ma- 
terialistische Politikanalyse könne mit einem Fokus auf Migrationspolitik auch als 
Beitrag zur kritischen Grenzregimeforschung verstanden werden, so die Autor:in- 
nen (Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2014, 256). Dabei sei der Fokus auf 
die gesellschaftlichen Kämpfe entscheidend: »Aus materialistischer Perspektive ge- 
hen Politiken auf gesellschaftliche Kämpfe zurück und können durch eine Analyse 
der mit diesen Kämpfen verbundenen Dynamiken, institutionellen Verstetigungen 
und Kräfteverhältnissen erschlossen werden« (ebd.). Auch der Diskurs um Fluchtur- 
sachen(-bekämpfung) und seine materiellen Effekte können mit dieser Perspektive 
als umkämpfter Ausdruck gesellschaftlicher Widersprüche und Kräfteverhältnisse 
analysiert werden. 


2.3 Grenzregime 


In einem zweiten Schritt widme ich mich an dieser Stelle der Forschungsliteratur 
zum Grenzregime-Begriff, den ich in meiner Arbeit verwende. Die Forscher:innen- 
gruppe Transit Migration hatte in diesem Zusammenhang bereits Mitte der 2000er 
Jahre dafür plädiert, den Regime-Begriff für die Analyse der europäischen Migrati- 
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onspolitik fruchtbar zu machen (Transit Migration Forschungsgruppe 2007)." Mit 
der Einführung des Konzepts des Grenzregimes wendete die Forschungsgruppe 
den aus den internationalen Beziehungen stammenden Begriff kritisch.” Denn 
zwar hatte dieser seit seiner Einführung ermöglicht, Migrationspolitiken nicht nur 
als Resultat staatlichen Handels zu analysieren, sondern auch »nicht-staatliche 
Akteure und informelle Regeln und Normen in die Analyse einzubeziehen« (Georgi 
2019b, 23). Doch hoben Kritiker:innen hervor, dass der Regime-Ansatz lediglich eine 
Problemlösungs-Perspektive einnahm, mit der die Funktionalität und Organisation 
von Migrationsregulierung verbessert werden sollte (ebd.). Die Transit Migration 
Forschungsgruppe und die daran anschließende Grenzregimeforschung (Hess/ 
Kasparek 2010; Hess et al. 2017; Heimeshoff et al. 2014; Hänsel et al. 2022) nimmt 
stattdessen einen »macht- und herrschaftssensiblen Blick« (Fiedler et al. 2017) auf 
Migrationskontrolle ein. Grenzen, sowie Migrations- und Grenzkontrollpraktiken 
werden darin als Ergebnis einer Vielzahl an Aushandlungsprozessen verstanden. 
Nicht zuletzt die Bewegungen der Migration selber, welche Kontrollpolitiken immer 
wieder unterlaufen und somit in Frage stellen, sind dabei entscheidend. 

Unter Regime verstehen sie in diesem Sinne »ein Ensemble von gesellschaftli- 
chen Praktiken und Strukturen - Diskurse, Subjekte, staatliche Praktiken - deren 
Anordnungnichtvon vornherein gegeben ist, sondern das genau darin besteht, Ant- 
worten auf die durch die dynamischen Elemente und Prozesse aufgeworfenen Fra- 
gen und Probleme zu generieren« (Karakayalı/Tsianos 2007, 14). Der Migrationsso- 
ziologe Giuseppe Sciortino schreibt, der Begriff lasse »Raum für Lücken, Ambigui- 
täten und extreme Spannung: Die Geburt eines Regimes ist das Ergebnis kontinu- 
ierlicher Reparaturen, von Praktiken« (Sciortino 2004, 33, eigene Übersetzung). Der 
Begriff Grenzregime umfasst somit die Gesamtheit der Verfahren, Institutionen, 
Handlungen und Regeln, die die Grenze bilden. Grenzen sind dabei nicht als linea- 
re Grenzverläufe als Demarkation (supra-)nationaler Territorien zu verstehen. Sie 
wirken vielmehr weit über einzelne Territorien hinaus sowie an unterschiedlichs- 
ten, über Territorien verteilten Orten - durch polizeiliche Erfassung und Identitäts- 
kontrollen, in Abschiebehaft und durch die Abstufung von Rechten." 


11 Die Gruppe konnte sich dabei auf vorangegangene Arbeiten der Forschungsgesellschaft 
Flucht und Migration (FFM) in Berlin beziehen. In ihren Untersuchungen zu den europäi- 
schen Außengrenzen hatten insbesondere Helmut Dietrich und Harald Glöde den Begriff 
bereits in die Debatte gebracht. 

12 Mittlerweile scheine sich der Regime-Begriff im Kanon der Kultur- und Sozialwissenschaften 
etabliert zu haben, so Hess et al. (Hess/Kasparek/Schwertl 2018). 

13 Ich verwende den Begriff Migrationsregime synonym mit Grenzregime. Denn auch dieses 
kann mit Sciortino definiert werden als: »set of rules and practices historically developed by 
a country in order to deal with the consequences of international mobility through the pro- 
duction of a hierarchy, usually messy, of roles and statuses« (Sciortino 2004, 32). 
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2.3.1 Regierung von Migration 


Der Regime-Begriff verweise darauf, so Serhat Karakayalı und Vassilis Tsianos, dass 
Grenzen nichts Statisches seien, sondern sozialen Dynamiken und Kräfteverhält- 
nissen unterliegen (Karakayalı/Tsianos 2005). Grenzen sind territorial zwar sehr 
wohl definiert, unterliegen in ihrer Verwaltung und Bewirtschaftung jedoch nicht 
allein nationaler bzw. supranationaler Souveränität, sondern diversen Interessen- 
konstellationen und Kräfteverhältnissen. Kontrollpolitiken sind somit als Resultat 
politischer Interessen und sozialer Auseinandersetzungen und Verhandlungen zu 
verstehen, »die in immer wieder zu erneuernden (oder umzuwerfenden) insti- 
tutionellen Kompromissen münden« (Karakayalı/Tsianos 2007, 14). Das Konzept 
des Regimes erlaubt es somit, einen Raum des Konflikts und der Verhandlung zu 
beschreiben (Hess 2012, 430). Nicht die Frage, ob Grenzkontrollen »funktionieren« 
oder Sicherheitsdispositive »ins Leere laufen« interessiert, sondern eine Analyse 
der Grenze im Sinne eines »doing borders«, als »ein dynamisches Konflikt- und 
Aushandlungsverhältnis unterschiedlichster lokaler, regionaler, nationaler und 
über- bzw. transnationaler Akteure« (Tsianos/Hess 2010, 248). Zur Analyse der 
komplexen gesellschaftlichen Praktiken und Strukturen, die Grenzregime her- 
vorbringen, entwickelten Autor:innen der Forschungsgruppe Transit Migration 
schließlich die ethnographische Grenzregimeanalyse (Tsianos/Hess 2010). 

Im Kontext der Forschungsgruppe entstandene Studien konstatieren schließ- 
lich eine »neue Kunst, Migration zu regieren« (Transit Migration Forschungsgruppe 
2007, 7). Die Politik der EU im Bereich Migration, Asyl und Grenze der letzten Jahre 
sei durch eine dezentralisierte und von unterschiedlichen Akteuren praktizierten 
Form des Regierens geprägt (Hess/Karakayalı 2007). Die Begrifflichkeit der »Re- 
gierungskunst« verweist auf Michel Foucaults Machtanalyse und insbesondere 
auf das von ihm geprägte Konzept der Gouvernmentalität (Foucault 2006, 162ff.). 
Die Transit Migration Forschungsgruppe spricht in diesem Zusammenhang auch 
von der »Gouvernmentalisierung der Migrationspolitik« (Transit Migration For- 
schungsgruppe 2007), um den komplexen, aktivierenden und interagierenden 
anstatt allein den repressiven Charakter des neuen Regierungsstils hervorzuheben. 
Die Gouvernmentalisierung sei neben der Exterritorialisierung die zweite zentrale 
Tendenz, die entscheidend für die Transformation des europäischen Grenz- und 
Migrationsregimes ist, so die Forscher:innengruppe (Hess/Tsianos 2007, 25). Mi- 
grationspolitik zielt demnach nicht auf die gänzliche Verhinderung von Migration 
und die hermetische Abschottung der Grenzen, sondern auf die Nutzbarmachung 
und Steuerung von Migration. Die Regierung der Migration unter dem Paradigma 
des »Migrationsmanagements« zielt nicht auf die möglichst lückenlose Abrie- 
gelung von Grenzen. Ihre Produktivität besteht vielmehr darin, »die Zirkulation 
zuzulassen, zu gewährleisten, sicherzustellen« (Foucault 2006, 52). Der Begriff 
Migrationsmanagement (siehe ausführlich 4.2.3), der sich in den 2000er Jahren im 
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EU-Diskurs durchgesetzt hat, ist bezeichnend für diese Art des Regierens, die als 
»gouvernemental« bezeichnet werden kann und das Zusammenwirken von Zwang 
und Autonomie zu beschreiben vermag (Transit Migration Forschungsgruppe 2007, 
7). Ein solches Verstandnis verweist darauf, dass den Bewegungen der Fluchtmi- 
gration eine wesentliche Rolle bei der Analyse von Grenzregimen und Praktiken der 
Regierung von Migration zukommt. 


2.3.2 Eigensinnigkeit von Migration 


Um diesen Aspekt theoretisch zu fassen, wurde in der kritischen Grenzregimefor- 
schung das Konzept der »Autonomie der Migration« (Moulier Boutang 1993; 2002; 
2006) in die Debatte eingeführt.'* So geht es der kritischen Grenzregimeanalyse 
darum, die Perspektive der Migration und die Agency, also Handlungsmacht von 
Migrant:innen mit einzubeziehen, welche nicht allein unter dem Blickwinkel der 
Kontrolle begriffen wird. Migrantinnen und Migranten wird ein Moment der Selbst- 
ständigkeit gegenüber politischen Kontrollmaßnahmen zugesprochen (Transit Mi- 
gration Forschungsgruppe 2007, 203ff.). Mit der Autonomie der Migration »ist ein 
Verständnis von Migration gemeint, welches Migration aufbauend auf ihrer Kon- 
zeptualisierung als soziale Bewegung und politische Praxis auch als (Erst-)Beweger 
der Geschichte betrachtet.« (Hess/Kasparek/Schwertl 2018, 273) Sie beschreibt, wie 
Bewegungen der Migration Kontrollen des bestehenden Migrationsregimes unter- 
laufen, und durch diese subversiven Praktiken wiederum eine Vervielfältigung und 
Ausweitung der Kontrolltechniken provozieren. Im Anschluss daran und zugleich 
in Abgrenzung zum Begriff der »Autonomie«, verwenden Benz und Schwenken den 
Begriff der »Eigensinnigkeit« von Migrationsbewegungen - auch um einer potenti- 
ellen »Idealisierung von Migration«, die dem Begriff der Autonomie innewohne, zu 
umgehen. Die Autor:innen schreiben treffend: 


»Die Subjekte handeln und bewegen sich nicht unabhängig von der Geschichte, 
den Strukturen und den damit verbundenen »eingeübten« Wegen, dennoch ent- 
steht etwas Neues, etwas Eigen-Sinniges. Dieses Eigensinnige ist weder von einer 
Autonomie noch von Determinismen bestimmt, vielmehr nicht-linear, aber auch 
nicht beliebig.« (Benz/Schwenken 2005) 


14 Das Konzept hat seinen Ursprung im italienischen Operaismus der 1960 und 1970er Jahre 
(Benz/Schwenken 2005; Hess/Kasparek/Schwertl 2018, 273f.). Dort wird Autonomie verstan- 
den »erstens als Autonomie der Arbeiterklasse gegenüber dem Kapital und zweitens als Au- 
tonomie der ArbeiterInnen gegenüber »ihren« offiziellen Organisationen, d.h. Gewerkschaf- 
ten und Parteien« (Wright 2005, 13 in Benz/Schwenken 2005). Schließlich kam es zunächst 
über die Hinwendung zu migrantischen Arbeiter:innen zur Reformulierung des Konzepts im 
Sinne der »Autonomie der Migration« (Moulier Boutang 1993). 


2. Fragestellung und theoretische Grundannahmen 


Den von Benz und Schwenken aus einer feministischen Sicht geprägten Begriff der 
»Eigensinnigkeit« von Migration übernehme ich in meiner Arbeit, wo es die Ana- 
lyse erfordert. Denn die Kämpfe der Migration, die mit den Begriffen der Autono- 
mie und Eigensinnigkeit der Migration fokussiert werden und im Sommer 2015 ein- 
drücklich zu Tage traten, sind auch wesentlicher Ausgangspunkt meiner eigenen 
Forschungsperspektive. Somit gelingt es, die »Bewegungen der Migration mit ih- 
ren spezifischen Aushandlungsprozessen in die weiteren politischen und sozialen 
Konflikte, die den Staat konstituieren« (Hess/Kasparek/Schwertl 2018, 273), einzu- 
betten. 

Zu berücksichtigen ist schließlich, dass innerhalb der kritischen Migrations- 
und Grenzregimeforschung eine Vielzahl unterschiedlicher Herangehensweisen 
besteht, die sich teilweise auch widersprechen (Fiedler et al. 2017). Das verbindende 
Element der unterschiedlichen Ansätze ist ein Verständnis kritischer Wissenschaft, 
das sich für eine Wissensproduktion stark macht, die »zu emanzipatorischen so- 
zialen Bewegungen und den Kämpfen der Migration beiträgt« (ebd.). Zugleich 
gibt es »Differenzen und Verknüpfungen zwischen historisch-materialistischen, 
ethnographischen, poststrukturalistischen, gendertheoretischen bzw. feministi- 
schen, rassismustheoretischen, intersektionalen und postkolonialen Ansätzen« 
(ebd.). So geht beispielsweise die von Georgi entwickelte materialistische Grenzre- 
gimeanalyse, die er bezugnehmend auf und abgrenzend von der ethnografischen 
Grenzregimeanalyse entwirft (Georgi 2016), davon aus, 


»dass Entstehung, Dynamik und Formen von Migrations- und Grenzregimen auf 
das engste verwoben sind mit den sich wandelnden strukturellen Widersprüchen 
und sozialen Kämpfen eines intersektionalen Kapitalismus insgesamt - und dass 
Grenzregime nur verstehbar und veränderbar sind, wenn sie analytisch differen- 
ziert mit diesen Prozessen verbunden werden« (Georgi 2019a, 207). 


Dem Anliegen einer solchen Verknüpfung von strukturell-konjunkturellen Analysen 
der kapitalistischen Vergesellschaftung mit der Frage nach der Regulierung eigen- 
williger Migrationsbewegungen kommt auch die historisch-materialistische Poli- 
tikanalyse nach. Wie ich mithilfe der HMPA den Diskurs um Fluchtursachen(-be- 
kämpfung) im Kontext des langen Sommers der Migration 2015 analysiere, ist Ge- 
genstand des folgenden Kapitels. 
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Der Fluchtursachen-Diskurs, der mit dem Sommer 2015 eine neue Konjunktur er- 
fahrt, erlangt im Kontext der deutschen Debatte um Fluchtmigration eine besonde- 
re Intensität. Zugleich handelt es sich jedoch um einen europäischen Diskurs, der 
auch innerhalb der europäischen Staatsapparate und der europäischen Öffentlich- 
keit aktualisiert wurde. Beide scales werden daher - ausgehend von den Überlegun- 
gen zum europäischen Staatsapparate-Ensemble in Kapitel 2.2 - in der Analyse be- 
rücksichtigt, auch wenn der Schwerpunkt auf der Debatte im deutschen Kontext 
liegt. 

Die vorliegende Arbeit nimmt den Diskurs um Fluchtursachen in den Blick, die 
gesellschaftlichen und politischen Akteur:innen, welche versuchen diesen mithilfe 
spezifischer Strategien zu prägen, und sie fragt nach den Kräfteverhältnissen, 
die mit dem hegemonialen Verständnis verbunden sind, das sich im Kontext der 
Krise 2015 herausbildet. Die in Kapitel 2 zu Hegemonie und Staat eingeführten 
theoretischen Grundannahmen, die den Fokus auf diese Kämpfe um Hegemo- 
nie begründen, bewegen sich auf einer sehr abstrakten Ebene. Im Anschluss an 
Gramsci wird der Fokus auf die »politischen Auseinandersetzungen in und um 
den Staat« (Buckel et al. 2014, 31) gelegt und die »Analyse des Staates mit der 
Analyse der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse« (ebd.) verbunden, um zu fra- 
gen: Wie materialisieren sich diese gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse im Staat 
beziehungsweise in bestimmten politischen Projekten? Diese Frage nach den Herr- 
schaftsverhältnissen und wie sich diese in konkreten Politiken materialisieren, 
konfrontiert Forscher:innen mit einem beträchtlichen Komplexitätsproblem: »Wie 
genau lassen sich die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die tendenziell unend- 
lichen Akteurs- und Kräftekonstellationen mit ihren Myriaden von Handlungen, 
Taktiken und Strategien analytisch fassen?« (Buckel et al. 2014, 43) 

Um hegemoniepolitische Kämpfe zu analysieren, hat die Forschungsgrup- 
pe »Staatsprojekt Europa« aus diesem Grund die Methodologie der historisch- 
materialistischen Politikanalyse (HMPA) entwickelt, um »Herrschaftsverhältnisse 
und die mit ihnen verbundenen Politiken herauszuarbeiten und zu kritisieren« 
(Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2014, 10). Eine eigene Version der HMPA 
bildet den Rahmen meiner Analyse, weshalb ich die HMPA und meine spezifische 
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Anwendung im Folgenden ausführe (3.1). Das Vorgehen, das meinen Forschungs- 
prozess geprägt hat, folgt der Critical Grounded Theory, wie ich anschließend 
beschreibe (3.2). Der Fokus auf den Diskurs um Fluchtursachen wiederum räumt 
der Methode der Diskursanalyse eine besondere Stellung ein, weshalb ich im Un- 
terkapitel zu Methoden (3.3) mein Verständnis von Diskurs und Diskursanalyse 
erörtere (3.3.1). Abschließend werden die Erhebungsmethoden und die Auswertung 
der Daten vorgestellt (3.3.2). 


3.1 Methodologie: Historisch-materialistische Politikanalyse 


Die historisch-materialistische Policy Analyse wurde zunächst von Ulrich Brand 
(2013) als Methodologie entworfen und später von der Forschungsgruppe Staats- 
projekt Europa weiter entwickelt als historisch-materialistische Politikanalyse 
(Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2014). Es folgten einige weitere Arbeiten 
aus dem Umfeld der Forschungsgruppe, in denen Aspekte vertieft und weiter aus- 
gearbeitet wurden (u.a. Wissel 2015; Kannankulam/Georgi 2014). Im Wesentlichen 
und auch im Unterschied zu anderen Policy Analysen fragt die HMPA danach, 


»how specific policies are formulated against the background of essentially com- 
peting and contradictory interests of different social forces and how, if at all, they 
contribute to societal reproduction and the regulation of contradictory social re- 
lations and crisis tendencies.« (Brand et al. 2021, 1) 


Die HMPA geht von der folgenden These aus: Vor dem Hintergrund einer von Kon- 
flikten und Widersprüchen geprägten kapitalistischen Vergesellschaftung ermög- 
lichen staatliche Politiken eine Bearbeitung der Konflikte zwischen unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Kräften. Damit gelingt eine - zwar krisenhafte - Reproduk- 
tion der gesellschaftlichen Verhältnisse und eine zumindest temporäre Befriedung 
der latenten Konfliktkonstellation. Im Fokus der Analyse steht daher die Rolle von 
Politiken in der umkämpften Reproduktion sozialer Verhältnisse (Brand et al. 2021, 
10). 

Die HMPA nimmt in diesem Sinn eine herrschaftskritische Perspektive ein.’ 
Sie ist insofern materialistisch, als sie die materiellen Strukturen und Interes- 
sen im Kontext vielfältiger sozialer (Re-)Produktionsverhältnisse in die Analyse 
mit einbezieht (ebd., 2). Denn Ausgangspunkt ist die Annahme der »Materialität 
gesellschaftlicher Praxis« (Buckel et al. 2014, 43f., Herv. i. O.). Die kapitalisti- 
sche Vergesellschaftung und der ihr innewohnende Objektivitätsüberhang gilt 


1 Buckel et al. wählen den Begriff der »Politikanalyse«, um sich von der sonstigen Policy-For- 
schung stärker zu distanzieren, der, so die Autor:innen, eine»herrschaftsanalytische Perspek- 
tive« fast vollständig fehle (Buckel et al. 2014, 43). 
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als grundlegend fiir die Analyse gesellschaftlicher Realitat (ebd.). Materiellen 
Strukturen wird somit im Sinne der ontologischen Annahmen des critical realism” 
eine »relative Autonomie« zugesprochen (Brand et al. 2021, 3). Historisch ist die 
HMPA wiederum, weil sie zwar von dem benannten Überhang gesellschaftlicher 
Materialität ausgeht, dem sich Akteur:innen in durch Herrschaft strukturierten 
Gesellschaften gegenüber sehen. Doch ist die historische Ausgestaltung desselben 
stets als Effekt von der Praxis und den Kämpfen gesellschaftlicher Akteur:innen zu 
verstehen (Buckel et al. 2014, 44). Mit dem Hegemonie-Begriff, wie ich ihn in Kapitel 
2.2 ausgeführt habe, lässt sich schließlich die umkämpfte Reproduktion sozialer 
Verhältnisse fassen. Diesen Kämpfen und gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnis- 
sen — in Form kapitalistischer, sexistischer oder rassistischer Strukturprinzipien 
— nachzugehen, ist das kritische Anliegen der HMPA. Kritik lässt sich in diesem 
Sinne folgendermaßen definieren: 


»Critique from a historical-materialist perspective implies to theorize and exam- 
ine structural conditions and contradictions of social life and societal relations to 
nature that are reproduced by explicit strategies of actors with divergent power 
resources and a myriad of everyday actions.« (Brand et al. 2021, 4) 


Im Zentrum der historisch-materialistischen Politikanalyse steht somit die Analyse 
von sozialen Konflikten und von Strategien unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Kräfte im Kampf um Hegemonie. Ausgangspunkt einer historisch-materialisti- 
schen Politikanalyse sind jeweils konkrete soziale Konflikte. Im Folgenden gehe ich 
zunächst auf die zentralen Begriffe der HMPA ein (3.1.1), auf die ich mich bezie- 
he, um anschließend die Analyseschritte darzustellen und meine eigene Version 
derselben auszuführen (3.1.2). 


3.1.1 Hegemonieprojekte und politische Projekte 


Um nun die notwendige Komplexitätsreduktion zu bewerkstelligen, die für eine 
Analyse gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse, der Strategien und Praktiken unter- 
schiedlicher Akteur:innen notwendig ist, hat die Forschungsgruppe »Staatsprojekt 
Europa« die Kategorien der »Hegemonieprojekte«, der »politischen Projekte« sowie 
der »Staatsprojekte« entwickelt, die auch grundlegend für meine Arbeit sind. Sie 
werden in den folgenden Abschnitten eingeführt. Außerdem stelle ich diejenigen 


2 Der critical realism lässt sich als dritte meta-theoretische Position zwischen dem naiven Rea- 
lismus positivistischer Forschung und dem radikalen Konstruktivismus vieler postmoderner 
Ansätze verstehen (Belfrage/Hauf 2017, 254): »While it stipulates the existence of a material 
reality out there, it maintains that all knowledge about that reality, all meaning it acquires 
for us, is socially constructed and thus historically contingent.« (Ebd.) 
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Hegemonieprojekte vor, die Buckel et al. als relevant ftir die hegemonieorientierten 
Kämpfe um die Europäisierung der Migrationspolitik identifiziert haben. 


Hegemonieprojekte 

Hegemonieprojekte sind im Anschluss an die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Eu- 
ropa« als Bündel von Strategien verschiedener Akteur:innen, die ähnliche Ziele ver- 
folgen und sich weitgehend unbewusst aufeinander beziehen, zu verstehen (Buckel 
et al. 2014, 46). Hegemonieprojekte verfolgen die Strategie, ihre politischen Anlie- 
gen zu verallgemeinern und somit hegemonial zu werden. Der Begriff der Hegemo- 
nieprojekte ist von demjenigen der »hegemonialen Projekte« abzugrenzen. Wäh- 
rend Hegemonieprojekte als partikulare Projekte zu verstehen sind, »die sich for- 
mieren, artikulieren und versuchen, sich zu verallgemeinern« (Wissel 2015, 62), be- 
schreibt der Begriff »hegemoniales Projekt« den Zustand eines Hegemonieprojek- 
tes nach einer gelungenen Verallgemeinerung. Das Hegemonieprojekt wird dann 
auch zur »Projektionsfläche« anderer Akteur:innen (ebd.). Hegemonieprojekte stre- 
ben Hegemonie an, haben diese jedoch noch nicht erreicht. Sie versuchen daher, 
»begrenzte, konkrete politische Vorhaben durchzusetzen« (Buckel et al. 2018) - so- 
genannte »politische Projekte«, die Hans-Jürgen Bieling und Jochen Steinhilber als 
»besondere, konkrete politische Initiativen« beschreiben, »die sich selbst als Lösun- 
gen von drängenden sozialen, ökonomischen und politischen Problemen darstel- 
len« (Bieling/Steinhilber 2000, 106). Um eine hegemoniale Stellung in den gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnissen zu erlangen, muss ein Hegemonieprojekt mehrere 
politische Projekte erfolgreich verfolgen. Diese können dann zum »politisch-strate- 
gischen »Terrain< werden, auf dem sich ein hegemoniales Projekt verdichten kann« 
(Buckel et al. 2018). Um allerdings gesamtgesellschaftlich hegemonial zu werden, müs- 
sen sie über bestimmte politische Projekte hinaus zum einen auch eine Akkumu- 
lationsstrategie, also ein bestimmtes ökonomisches Wachstumsmodell (Buckel et 
al. 2014, 45) verfolgen. Zum anderen benötigen Hegemonieprojekte eine »konkre- 
te Strategie zur Anordnung der politischen Institutionen«, also einen Bezug auf ein 
»Staatsprojekt« (siehe 3.1.1). 

Die Abgrenzung der Hegemonieprojekte voneinander erfolgt über die von ihnen 
verfolgten Strategien. Welche Akteur:innen einem bestimmten Hegemonieprojekt 
zugeordnet werden können, hängt damit nicht von ihrer objektiven gesellschaft- 
lichen Stellung ab, sondern von den tatsächlich nachweisbaren Strategien, die 
kollektive oder einzelne Akteur:innen verfolgen (ebd., 46). Es können durchaus be- 
wusste Bündnisse und Allianzen innerhalb von Hegemonieprojekten bestehen, die 
sich zielgerichtet zusammenschließen, um ein bestimmtes politisches Projekt (sie- 
he 3.1.1) zu verfolgen. Allerdings gibt es auch unbewusste Übereinstimmungen der 
Strategien unterschiedlicher Akteur:innen, die in einem Hegemonieprojekt zusam- 
menlaufen. Ausschlaggebend ist die Frage, inwiefern »Strategien von Akteur_innen 
in einem Konfliktfeld signifikant übereinstimmen« (ebd., 46). 
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Außerdem lassen sich unterschiedliche räumliche Bezüge identifizieren, die 
Hegemonieprojekte zum Teil unterscheiden, aber auch innerhalb von Projekten zu 
Spaltungen führen können. So ist der Nationalstaat nach wie vor das privilegierte 
Terrain, auf dem um Hegemonie gerungen wird (ebd., 48). Dies hat zum einen 
mit dem staatlichen Gewaltmonopol zu tun. Zum anderen ist die Zivilgesellschaft 
als bedeutende Sphäre, in der Kämpfe um Hegemonie ausgetragen werden, auf 
europäischer Ebene nur sehr schwach ausgebildet (ebd.). Hegemonieprojekte 
verfolgen jedoch multiskalare, also Strategien auf unterschiedlichen räumlichen 
Bezugsebenen, auch wenn sich unterschiedliche Präferenzen identifizieren lassen. 
Häufig richten sich Strategien sowohl auf die nationalstaatliche als auch auf die 
europäische scale. 

Hegemonieprojekte werden außerdem als »politikfeldübergreifende Kräftekon- 
stellationen« (ebd., 47) verstanden, die in unterschiedlichen Politikfeldern ähnliche 
Strategien verfolgen. Je nach Konflikt treten somit auch verschiedene Akteur:innen 
in den Vordergrund und die Strategien weisen eine spezifische Ausprägung vor. Es 
kann in bestimmten Konflikten - dies zeigt auch die Analyse des Fluchtursachen- 
Diskurses — daher auch zu Spaltungen in unterschiedliche Fraktionen bzw. Flügel 
des Hegemonieprojektes kommen, in denen sich in Teilen abweichende Strategien 
feststellen lassen. Die Kategorie der Hegemonieprojekte ist daher nicht statisch. 
Vielmehr beschreibt der Begriff ein Bündel an Strategien, mit denen bestimmte Ak- 
teur:innen aufeinen spezifischen historischen Konflikt reagieren (ebd.). 

Hegemonieprojekte müssen stets verschiedene Dimensionen des sozialen Han- 
delns verbinden. Neben materiellen Interessen geht es um ideologische Überzeu- 
gungen, diskursive und kulturelle Bedeutungen, Gefühle etc. Damit wird deutlich, 
dass sowohl »gesellschaftliche Kräfteverhältnisse als auch Hegemonie multidimen- 
sional« (Buckel et al. 2014, 49) zu verstehen sind und sich nicht auf Klassenverhält- 
nisse reduzieren lassen: In den Hegemonieprojekten verdichten sich jeweils »Stra- 
tegien entlang vielfältiger Herrschaftsmechanismen« (ebd.). 

Um nachzuvollziehen, wie sich die relative Position gesellschaftlicher Kräfte 
erklären lässt und wie es bestimmten Hegemonieprojekten gelingt, hegemoni- 
al zu werden oder die eigene Position im Kräfteverhältnis zu verbessern, ist ein 
Blick auf die Machtressourcen notwendig, auf die zurückgegriffen werden kann, 
um bestimmte Strategien wirksam zu verfolgen. Buckel et al. identifizieren vier 
verschiedene Arten von Machtressourcen, die analytisch unterschieden werden 
können: das erste sind organisatorische Ressourcen, die häufig in Form von Bürokra- 
tien, finanziellen oder militärischen Ressourcen auftreten, aber auch von Wissen 
und kulturellem Kapital (Buckel et al. 2014, 49). Organisatorische Ressourcen stel- 
len im Grunde genommen »direkte Charakteristika, Fähigkeiten oder Attribute« 
(ebd.) von Akteur:innen dar. Das zweite sind systemische Ressourcen. Diese beschrei- 
ben das Vermögen von Akteur:innen, so zu handeln, dass dies »systemrelevante 
Konsequenzen« (ebd., 50) haben kann. Bereits das Androhen systemrelevanter 
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Entscheidungen wie beispielsweise die Auslagerung von Produktionsstätten in 
Länder mit niedrigeren Lohnkosten oder auch die Androhung eines Streiks gelten 
als systemische Ressourcen. Als drittes können sogenannte diskursive, ideologische 
und symbolische Ressourcen identifiziert werden: »die Fähigkeit von Akteur_innen, 
ihre Anliegen, Interessen, Vorschläge, Strategien mit akzeptierten, anerkannten 
Diskursen mit hohem symbolischem Kapital zu verbinden, etwa mit dem Men- 
schenrechtsdiskurs« (ebd., 50). Und viertens sprechen die Autor:innen von der 
Ressource »Institutioneller Selektivitäten«. Damit ist gemeint, inwiefern die Strate- 
gien eines Hegemonieprojektes »mit den Selektivitäten korrespondieren, die tief 
verankert sind in sozialen, politischen und ökonomischen Institutionen« (ebd., 
50f.). So bestehen aufgrund vorheriger materieller Verdichtungen von Kämpfen 
beispielsweise bessere Zugänge zu Staatsapparaten für die Strategien bestimmter 
Hegemonieprojekte. Bedeutend sind aber auch Selektivitäten, die in Gesetzen, Re- 
geln oder Normen eingeschrieben sind, sowie diejenigen Selektivitäten, die durch 
die Verankerung in Alltagspraktiken bestehen (ebd., 51). 

Um hegemonial zu werden, muss es Hegemonieprojekten schließlich gelingen, 
sich im Alltagsverstand und in den Praxen der Zivilgesellschaft weitgehend zu ver- 
ankern (ebd., 46). Erst damit kann eine tatsächliche Verallgemeinerung auch nach- 
haltig gelingen. Intellektuelle im Sinne Gramscis (siehe 2.2.2) spielen dabei eine 
wichtige Rolle: »Sie verknüpfen die Teilelemente eines Projekts, rationalisieren sei- 
ne Ziele und Interessen und formulieren Kompromisse in spezifischen Problem- 
definitionen, Situationsanalysen und Lösungsvorschlägen, kurz, sie schaffen eine 
übergreifende politische Erzählung« (ebd., 46). Die Rolle der Verankerung im All- 
tagsverstand erweist sich auch für die hegemonietheoretische Analyse des Diskur- 
ses um Fluchtursachen(-bekämpfung) als bedeutend (siehe Kapitel 8). 


Politische Projekte und Staatsprojekte 

Politische Projekte bezeichnen konkrete politische Vorhaben, »die sich selbst als 
Lösungen von drängenden sozialen, ökonomischen und politischen Problemen 
darstellen« (Bieling/Steinhilber 2000, 106). Beispiele dafür sind die Unionsbürger- 
schaft, die Währungsunion, ein europäischer Grenzschutz oder der Green New 
Deal. Hegemonieprojekte versuchen, mehrere politische Projekte in Stellung zu 
bringen, die es ihnen ermöglichen, ihre Strategien anhand konkreter Konflikte zu 
verfolgen. Der Erfolg eines politischen Projektes hängt davon ab, wie viele gesell- 
schaftliche Kräfte mit ihren Strategien in den Kompromiss eingebunden werden 
können: 


»Einem politischen Projekt muss es gelingen, in einer krisenhaften Situation eine 
»Lösung« zu präsentieren, die möglichst viele Strategien, Diskurse und Subjekt- 
positionen miteinander kombiniert - insbesondere solche, die eher von gegneri- 
schen Strategien unterstützt werden« (Buckel et al. 2018). 
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Staatsprojekte sind schließlich spezifische politische Projekte, die sich auf die be- 
stimmte Form des Staates und die Kohärenz des Staates beziehen. Bob Jessop be- 
schreibt Staatsprojekte als solche, »which give some operational unity to the state as 
an apparatus« (Jessop 1990, 161 in: Brand et al. 2021, 8). Denn da Staaten als »Ensem- 
ble heterogener und zum Teil konkurrierender Staatsapparate« (Buckel et al. 2014, 
37) zu verstehen sind, wird ihre Koharenz erst durch Staatsprojekte erlangt. Wenn 
also beispielsweise die apparative Ausprägung der Europäischen Union der zentra- 
le Bezugspunkt eines politischen Projektes ist, lasst sich von einem Staatsprojekt 
sprechen (Wissel 2015, 62f.). 


Europäische Migrationspolitik und Hegemonieprojekte 

In ihrer Analyse der Kämpfe um die Europäisierung der Migrationspolitik iden- 
tifiziert die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« fünf Hegemonieprojekte, 
die miteinander ringen: das neoliberale, das konservative, das national-soziale, 
das proeuropäisch-soziale und das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt (Bu- 
ckel 2013, 22ff.; Buckel et al. 2014, 64ff.). Ich gehe davon aus, dass auch nach dem 
Sommer der Migration 2015 im Wesentlichen diese fünf Projekte Kämpfe um die 
europäische Migrationspolitik führen. Die Frage, ob sich inzwischen ein extrem 
rechtes Hegemonieprojekt herausgebildet hat, ist Gegenstand aktueller Forschung 
und wird in der vorliegenden Arbeit nur am Rande in der Analyse der rhetorisch- 
diskursiven Strategien aufgeworfen (siehe 6.8). Im Folgenden werden die fünf He- 
gemonieprojekte kurz dargestellt. Ich gehe an dieser Stelle auf ihre grundlegende 
Strategie in Bezug auf die Europäisierung ein sowie die soziale Basis des Projektes, 
wie sie von der Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa herausgearbeitet wurden. 
In der Akteursanalyse (Kapitel 6) folgt darauf aufbauend eine Darstellung der mi- 
grationspolitischen Strategie der Projekte, der konkrete(n) Strategie(n) im Konflikt 
um Fluchtursachen, der entscheidenden Akteur:innen sowie der Machtressour- 
cen, auf die die Hegemonieprojekte in der untersuchten Auseinandersetzung 
zurückgreifen können. 

Das Erstarken des neoliberalen Hegemonieprojektes fällt mit der Krise des 
Fordismus in den 1970er Jahren zusammen. Damals erodierte die Bedeutung des 
keynesianischen nationalen Hegemonieprojektes, das bis zu den fordistischen 
Krisenprozessen hegemonial war (Buckel et al. 2014, 65). Durch die Internationali- 
sierung der Produktion und einer offensiven Finanzialisierung trieben neoliberale 
Kräfte den Umbau der fordistischen Ökonomien voran. Der Europäische Integra- 
tionsprozess stellte für einen entsprechenden »wettbewerbsstaatlichen Umbau 
nahezu aller gesellschaftlichen Bereiche und aller staatlichen Aufgaben unter dem 
Primat ökonomischen Wachstums, hoher Profite und Wettbewerbsfähigkeit« ein 
wichtiges Terrain dar, auf dem das neoliberale Hegemonieprojekt seine Anliegen 
vorantrieb (ebd., 65). Durchaus erfolgreich, wie das politische Projekt des Binnen- 
marktes und der Währungsunion zeigten (ebd.). Die grundlegende Strategie der 
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neoliberalen Kräfte verweist auch auf die soziale Basis des neoliberalen Projektes: 
dies seien die »Schlüsselsektoren des globalisierten, postfordistischen Akkumu- 
lationsregimes« (ebd.), also vor allem die Finanzwirtschaft und transnationale 
Konzerne. Außerdem lassen sich hochqualifizierte Arbeiter:innen und Selbststän- 
dige sowie Teile der Staatsbürokratie und Vermögensbesitzer:innen dazu zählen 
(ebd.). Getragen werde das Hegemonieprojekt von europäischen und teilweise 
transnationalen inneren Bourgeoisien, die ideologisch-diskursiv eine Führungs- 
rolle innehätten, und von Think Tanks und dem wirtschaftswissenschaftlichen 
Mainstream, so Buckel et al. (ebd.). 

Für das konservative Hegemonieprojekt sind ein starker Staat und die Nation 
entscheidende Referenzpunkte, wobei die Nation wesentlich mit ethnischer Ho- 
mogenität, traditionell-konservativen Werten und einer gemeinsamen Sprache 
und Kultur verknüpft wird (ebd., 69). Der rechte Flügel dieses Projektes (wenn er 
nicht als eigenes extrem rechtes Hegemonieprojekt konzipiert wird), führt darüber 
hinaus rassistische bis hin zu völkischen Begründungsmustern an. In der Tendenz 
lehnt das konservative Hegemonieprojekt eine vertiefte Europäisierung ab, da sie 
mit dem Verlust staatlicher Souveränität assoziiert wird (ebd.). Als soziale Basis des 
Projektes führt die Forschungsgruppe landwirtschaftliche Sektoren an sowie klei- 
nere und mittelständische Unternehmen sowie weitere Sektoren, die in erster Linie 
national ausgerichtet sind. Außerdem gehörten Teile der autochthonen Arbeiter:in- 
nenklasse sowie der unteren Mittelschicht dazu, die sich von Prekarisierung und 
einem gesellschaftlichen Abstieg bedroht sehen (ebd.). Unterstützer:innen konser- 
vativer und in Teilen auch sozialdemokratischer Parteien gehören hier dazu. Das 
konservative Hegemonieprojekt ging im Zuge der Krise des fordistischen Wohl- 
fahrtsstaats immer wieder Bündnisse mit dem neoliberalen Hegemonieprojekt ein 
(ebd., 68), was sich auch in den Kämpfen um Migrationspolitiken zeigt. 

Die Forschungsgruppe identifiziert schließlich zwei soziale Hegemonieprojek- 
te, die sich allerdings in wesentlichen Punkten unterscheiden. Zwar besteht für bei- 
de Projekte die grundlegende Strategie in der Schaffung eines sozialen Ausgleichs 
und Umverteilung (ebd. , 71), wobei hohen wohlfahrtsstaatlichen Standards und kor- 
poratistischen Modellen zwischen Kapital und Arbeit Relevanz zugesprochen wird 
(ebd., 72). Ihre soziale Basis besteht »in jenen gesellschaftlichen Kräften, die auf- 
grund der Kämpfe der Arbeiter_innenbewegung im 19. Und 20. Jahrhundert in den 
fordistischen Kompromiss inkorporiert worden waren« (ebd.). Gewerkschaftlich or- 
ganisierte (Fach-)Arbeiter:innen und öffentliche Angestellte bilden einen Großteil 
der sozialstrukturellen Basis des Projektes, die durch eine maßgebliche Prekarisie- 
rung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen weitgehend geschwächt wurde: Beide 
Projekte gerieten durch das Erstarken neoliberaler Kräfte und die Krise des fordis- 
tischen Wohlfahrtsstaates in eine Krise. Entlang ihrer skalaren Ausrichtung weisen 
die sozialen Hegemonieprojekte eine grundlegend unterschiedliche Strategie auf, 
die sie in ein national-soziales und ein proeuropäisch-soziales Hegemonieprojekt 
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spalten. Das national-soziale Projekt setzt entschieden darauf, die Frage eines so- 
zialen Ausgleichs auf nationalstaatlicher Ebene zu verhandeln. Die nationale Arbei- 
ter:innenklasse und die Durchsetzung ihrer Interessen gegentiber den Kapitalinter- 
essen stehen dabei im Fokus. 

Das proeuropaisch-soziale Hegemonieprojekt zeichnet sich dagegen durch eine 
europäische bis hin zu einer transnationalen Strategie aus, da es die soziale Frage 
explizit nicht im nationalstaatlichen Rahmen zu beantworten versucht. Ein »sozia- 
les Europa« werde als »Gegenbild zum neoliberalen Integrationsprozess in Stellung 
gebracht«, so formulieren Buckel et al. (Buckel et al. 2014, 75). Es sind der linke, aber 
vor allem der radikallinke Flügel, der in seinen Strategien »keine bloße Ablösung der 
neoliberalen Politiken anstrebt, sondern die Überwindung der kapitalistischen Ver- 
gesellschaftung durch das Weitertreiben der Kritik in der Krise« (ebd.). Nicht nur in 
dieser skalaren politischen Ausrichtung unterscheidet sich das proeuropäisch-so- 
ziale Projekt im Wesentlichen vom national-sozialen Hegemonieprojekt, das sozia- 
len Ausgleich im nationalen wohlfahrtsstaatlichen Rahmen anstrebt (ebd., 72). Es 
wird auch ein unterschiedliches Verständnis davon deutlich, wer als zentrales po- 
litisches Subjekt verstanden wird. Während im national-sozialen Hegemoniepro- 
jekt die nationale, weiße, männliche Arbeiterklasse im Fokus steht, geht es zumin- 
dest im linken Flügel des proeuropäisch-sozialen Projekt um eine transnational ver- 
fasste Arbeiter:innenklasse. Somit werden auch Menschen mit Fluchterfahrung von 
diesem Hegemonieprojekt als zentrale Subjekte der Arbeiter:innenklasse und somit 
der Gewerkschaftsbewegung gesehen (Löw 2021). 

Für das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt sei ein »liberaler normativer 
und politischer Citizenship-Ansatz« (Buckel et al. 2014, 76) bedeutend: dabei wer- 
de »Toleranz mit Menschen- und Bürger_innenrechten mit Minderheitenrechten 
und sozialem Ausgleich« (ebd.) verbunden. Ökonomische Fragen nach Umvertei- 
lung und sozialen Rechten stehen nicht im Zentrum, was auch daher rührt, dass 
sich das Projekt auf soziale Kräfte des politischen Liberalismus und der Neuen Lin- 
ken stützt: unter anderem Akteur:innen, die sich primär für feministische, antiras- 
sistische, ökologische Anliegen und gegen Diskriminierung von Minderheiten ein- 
setzen. Die mit der »Kulturrevolution« 1968 verbundenen Bewegungen und Milieus 
bilden die soziale Basis dieses Projektes (ebd.), doch auch relevante ökonomische 
Akteure, die sich als »grüne Kapitalfraktionen« (Haas/Sander 2013 in: Buckel et al., 
2014, 76) fassen lassen, zählen dazu. Postnationale und postmaterielle Werte werden 
vom linksliberal-alternativen Projekt weitgehend vertreten. Entsprechend besteht 
die Strategie im Hinblick auf den europäischen Integrationsprozess darin, im Rah- 
men der EU die Möglichkeit einer postnationalen Bürger:innenschaft zu realisieren 
und auf der europäischen scale progressive Projekte beispielsweise im Bereich Anti- 
diskriminierung oder Klimaschutz zu verfolgen, die im nationalstaatlichen Rahmen 
keine Mehrheiten finden. 
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Im Kontext der Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« wurde diskutiert, 
ob sich auch ein eigenes linksradikales Hegemonieprojekt feststellen lasst, das in 
den Kämpfen um die europäische Integration und europäische Migrationspolitik 
ganz eigene Strategien verfolgt (ebd., 78). Mehrheitlich kam die Gruppe zu der 
Einschätzung, dass die entsprechenden gesellschaftlichen Kräfte, die sich dadurch 
auszeichnen, dass sie insbesondere »die tiefe Hegemonie von Grenzen und un- 
gleicher Staatsbürgerschaft fundamental in Frage stellen und dem das Projekt 
»globaler Bewegungsfreiheit« entgegensetzen« (ebd., 79), als linker Rand oder Flügel 
des linksliberal-alternativen Projektes angesehen werden müssten. Die Ressourcen 
dieser gesellschaftlichen Kräfte werden als zu geringfügig erachtet, um ein eigenes 
Hegemonieprojekt zu konstituieren (ebd., 78). Dieser Einschätzung schließe ich 
mich an. 


3.1.2 Analyseschritte HMPA und eigene Adaption 


Die HMPA sieht mit einer Kontextanalyse, einer Akteursanalyse und einer Prozess- 
analyse drei Analyseschritte vor, die ich im Folgenden skizziere. Für mein eigenes 
Forschungsvorhaben war eine - durchaus vorgesehene (Forschungsgruppe Staats- 
projekt Europa 2014, 256) - Anpassung und Modifizierung der Schritte notwendig, 
die ich daran anschließend erörtere. 


Kontext-, Akteurs- und Prozessanalyse 

Die HMPA geht davon aus, dass in politischen Prozessen, die mit manifesten so- 
zialen und politischen Konflikten verbunden sind, zugrundeliegende gesellschaftli- 
che Kräftekonstellationen besonders deutlich zu Tage treten, welche die umkämpfte 
Reproduktion sozialer Verhältnisse prägen (Brand et al. 2021, 10). Somit ist ein kon- 
kreter Konflikt, der in einem politischen Prozess zum Ausdruck kommt, Ausgangs- 
punkt der Analyse. 

Die Kontextanalyse verfolgt zunächst das Ziel, »den historisch-dynamischen und 
strukturellen Kontext des jeweils untersuchten Konflikts herauszuarbeiten« (Buckel 
etal. 2014, 54). Damit soll sichtbar gemacht werden, wie aufeine historische Situati- 
on soziale Kräfte und politische Akteur:innen auf unterschiedliche und gegensätz- 
liche Arten und Weisen reagieren (ebd.). Die Kontextanalyse umfasst zwei Ebenen 
(Brand et al. 2021, 7): Auf einer abstrakten Ebene wird der Kontext erstens im Sin- 
ne allgemeiner Strukturen moderner kapitalistischer Ökonomien, Gesellschaften 
und des Staates dargestellt. Und zweitens geht es um den spezifischeren politischen 
und konjunkturellen Kontext eines Politikfeldes, wie beispielsweise der Migrations- 
oder Klimapolitik: Die Analyse von Strukturfaktoren wird »mit einer Analyse kon- 
junktureller Dynamiken verbunden« (Buckel et al. 2014, 54). Kannankulam und Ge- 
orgi fassen zusammen: 
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»The central aim of the context analysis is to reconstruct this conflict as a specific 
historical situation to which social and political forces reacted differently and in 
opposition to each other, and which was brought about by a complex set of histor- 
ical conditions and processes.« (Kannankulam/Georgi 2014, 63) 


Der Analyseschritt soll aufzeigen, dass bestimmte gesellschaftliche Akteur:innen 
nicht in einem luftleeren Raum ihre strategischen Reaktionen in Konflikten ent- 
wickeln, sondern dass diese durchaus durch »formbestimmte und institutionelle 
Pfadabhängigkeit« verstehbar gemacht werden können (Buckel et al. 2014, 54). 
Damit wird zum einen der »Wirkmächtigkeit grundlegender sozialer Strukturen« 
Rechnung getragen und »der untersuchte Konflikt zugleich als kontingent-kon- 
junkturell begriffen« (ebd.). Denn gesellschaftliche Akteur:innen sind durchaus in 
der Lage, strukturelle Bedingungen zu verändern, wenn sie ihre Ressourcen sinn- 
voll einsetzen, kluge Strategien verfolgen und Möglichkeitsfenster nutzen (Buckel 
et al. 2014, 55). Die Akteur:innen und ihre Strategien werden im anschließenden 
Analyseschritt untersucht. 

Die Akteursanalyse? geht der Frage nach, »wie und warum gesellschaftliche Kräf- 
te und politische Akteur_innen unterschiedlich und gegensätzlich auf diese Situation, 
auf das in ihr angelegte »Problem« reagiert haben« (Buckel et al. 2014, 55, Herv. i. O.). 
Sie analysiert, wer sich in den Konflikt mit hegemonieorientierten Strategien in- 
volviert und welche konfligierenden Strategien aufeinandertreffen. Es findet au- 
ßerdem die Zuordnung verschiedener Akteur:innen, die ähnliche oder gleiche Stra- 
tegien in Bezug auf den untersuchten Konflikt verfolgen, zu Hegemonieprojekten 
statt (ebd.). Die Strategie beschreibt »die zentrale Reaktion der Kräfte auf das in der 
Kontextanalyse herausgearbeitete Problem« (ebd., 57). Diese Zuteilung ist stets nur 
tendenziell möglich, »weil Akteure selbst von den Hegemonieprojekten durchkreuzt 
werden« (Wissel 2015, 63). Um Komplexität zu reduzieren, ist dieser Schritt zugleich 
herausfordernd und notwendig.* 


3 Brand et al. halten die drei Analyseschritte, die von der Forschungsgruppe Staatsprojekt Eu- 
ropa vorgeschlagen wurden, für sinnvoll, plädieren jedoch für eine Weiterentwicklung der 
Analyse insbesondere der Akteursanalyse (Brand et al. 2021, 9). Für mein Forschungsprojekt 
erwies sich eine Orientierung am Dreischritt der Forschungsgruppe als zielführend. 

4 Buckel et al. schlagen folgenden Viererschritt für die Akteursanalyse vor (Buckel et al. 2014, 
56f.): Erstens, das Herausarbeiten der gegensätzlichen Strategien, mit denen gesellschaftli- 
che Kräfte auf den untersuchten Konflikt reagieren. Zweitens werden die identifizierten Prot- 
agonist:innen mit ihren Strategien unterschiedlichen Hegemonieprojekten zugeordnet. Es 
folgt drittens die Analyse der Hegemonieprojekte mittels ihrer jeweiligen Situationsanaly- 
se, des grundlegenden strategischen Ziels, der jeweils konkreten konfliktbezogenen Strate- 
gie und der zentralen Akteur:innen des Hegemonieprojektes. Viertens wird schließlich »eine 
Einschätzung der relativen Position der Hegemonieprojekte im gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnis im untersuchten Konflikt« (ebd., 57) vorgenommen, wofür die jeweiligen Machtres- 
sourcen eine wichtige Rolle spielen. 
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Die Prozessanalyse rekonstruiert schließlich den untersuchten Konflikt in sei- 
ner Dynamik (Buckel et al. 2014, 58): die Kampfprozesse, in denen gesellschaftli- 
che Krafte, die als Hegemonieprojekte gefasst werden, miteinander um Hegemo- 
nie ringen. Es kénnen verschiedene Konfliktphasen identifiziert werden, in denen 
der Konflikt ausgetragen wird - durch Kompromisse, Ereignisse, neue Konfliktlini- 
en. Buckel et al. halten fest, dass die Prozessanalyse je nach Forschungsprojekt und 
Erkenntnisinteresse unterschiedliche Formen annehmen könne, was einen unter- 
schiedlichen Fokus zur Folge habe: 


»Von den verschiedenen Problemdefinitionen beteiligter Akteur_innen über die 
gegensätzlichen politischen Projekte zu ihrer Lösung und den sich daraus erge- 
benden Konflikten bis zur vorläufigen und dann mehr oder minder stabilen Ver- 
dichtung der Kräfteverhältnisse in diesem Konflikt in den Institutionen, Gesetzen 
oder Staatsapparaten« (Buckel et al. 2014, 58). 


Eigene Adaption der Analyseschritte 

In meiner Arbeit steht der Konflikt und das Ringen um ein hegemoniales Verständ- 
nis von Fluchtursachen(-bekämpfung) im Fokus der Analyse. Obwohl ich mit den 
Grundbegriffen und der grundlegenden Operationalisierung der HMPA arbeite, 
weicht meine Vorgehensweise von den geschilderten Analyseschritten an einigen 
Stellen ab. Im Wesentlichen nehme ich zwei größere Änderungen bei der Ausge- 
staltung der Analyseschritte vor, die ich im Folgenden erläutere. Diese betreffen die 
Form der Prozessanalyse und deren Verhältnis zum historischen Ereignis, das den 
von mir untersuchten Prozess auslöst (1) sowie einen zusätzlichen Analyseschritt, 
in dem ich auf die meistens nur implizit angenommene Tiefendimension von 
Hegemonie eingehe (2). 

Erstens stellt sich der von mir untersuchte Prozess des Konflikts um Fluchtursa- 
chen(-bekämpfung) abweichend zu bisherigen Analysen mit der HMPA dar. Letztere 
rekonstruieren einen bestimmten Konflikt anhand verschiedener Ereignisse, Aus- 
handlungsmomente, Kompromissfindungen und Allianzen zwischen Hegemonie- 
projekten als Prozess, an dessen Ende eine bestimmte Policy oder ein Gesetz steht. 
Zwar wurden politische Maßnahmen zur Fluchtursachenbekämpfung auf der euro- 
päischen scale (siehe 5.2.1) von den Exekutiven äußerst schnell umgesetzt. Auch die 
Bundesregierung und hier insbesondere das Bundesentwicklungsministerium er- 
griffen im und in unmittelbarer Reaktion auf den Sommer der Migration verschie- 
dene politische Initiativen (siehe 5.2.2). Die Exekutiven - und dies war nicht zu- 
letzt dem Moment der Krise geschuldet - konnten relativ eigenständig Entschei- 
dungen treffen, die unter dem Label »Fluchtursachenbekämpfung« durchaus weit- 
reichende politische Veränderungen in den Staatsapparaten, aber auch für ande- 
re gesellschaftliche Akteur:innen implizierten. Die möglichen Aushandlungen, die 
den exekutiven Entscheidungen vorangegangen sind, waren für mich nur von se- 
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kundarer Relevanz. Denn im Fokus meines Interesses standen die gesellschaftli- 
chen Aushandlungsprozesse, die sich vor allem im Anschluss an und ausgehend von 
diesen Vorstößen in einem breiten, auch zivilgesellschaftlichen Diskurs äußerten. 
Es ist dieser neu belebte Diskurs, der eine eingehende Analyse der zugrundeliegen- 
den Kräfteverhältnisse und von den darin verhandelten Konflikten zulässt. Das Rin- 
gen unterschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte aufdem Terrain dieses Diskurses be- 
schreibt den von mir untersuchten Prozess. 

Ich argumentiere daher, dass die politischen Instrumente der Fluchtursachen- 
bekämpfung als unmittelbare Krisenreaktionen zu fassen sind und somit den Auf- 
takt darstellten für eine kontroverse Wiederbelebung des Diskurses um Fluchtursa- 
chen, dessen materielle Effekte ebenso im Fokus meiner Analyse stehen, wie dierhe- 
torisch-diskursiven Strategien der Hegemonieprojekte im engeren Sinn (zum Dis- 
kurs-Begriff siehe 3.3.1). Auf die Krise und die unmittelbaren Krisenreaktionen, die 
ich aufgrund ihrer Bedeutung für die Kimpfe um Fluchtursachen(-bekämpfung) in 
einem eigenen Analyseschritt erläutere (Kapitel 5), folgte schließlich eine Hochkon- 
junktur des Fluchtursachen-Diskurses, in der unterschiedlichste gesellschaftliche 
Kräfte versuchten, ihre Strategien in Bezug auf Fluchtursachen und deren Bewälti- 
gung durchzusetzen. Dieses Ringen um ein hegemoniales Verständnis von Flucht- 
ursachen(-bekämpfung) ist schließlich der Kern meiner Analyse. Es ist Gegenstand 
der Akteursanalyse und der Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien, die in 
Kapitel 6 verschränkt dargestellt werden. 

Zweitens hebe ich in meiner Analyse die Verankerung der hegemonieorientier- 
ten Strategien im Alltagsverstand als entscheidende Analysedimension hervor, die 
ich als Tiefendimension der Hegemonie bezeichne. Zwar sieht die HMPA durchaus vor, 
diese tief im Alltagsverstand eingelassenen Elemente hegemonieorientierter Stra- 
tegien als Ressourcen von Hegemonieprojekten zu berücksichtigen (Buckel et al. 
2014, 49). Allerdings finden sich bislang noch kaum Arbeiten, die diesen Aspekt ein- 
gehender behandeln. Selbstredend wären auch für die Vertiefung der damit auf- 
geworfenen Fragen im Rahmen dieser Arbeit weitere empirische Erhebungen not- 
wendig, doch lassen sich auf Grundlage der Ergebnisse der vorangehenden Analy- 
seschritte einige Thesen entwickeln, die ich in einem eigenen Kapitel (8) ausführe. 

Die Analyseschritte der HMPA wandle ich daher folgendermaßen ab: Ich begin- 
ne mit einer Kontextanalyse (Kapitel 4), die neben dem strukturellen und konjunktu- 
rellen Kontext (4.1 und 4.2) eine Genealogie des Fluchtursachen-Diskurses umfasst 
(4.3). Dabei beziehe ich mich auf die genealogische Methode Michel Foucaults, in 
deren Zentrum die Frage unterschiedlicher Problematisierungen gesellschaftlicher 
Phänomene und der damit einhergehenden Regierung derselben steht. 

Auf die Kontextanalyse folgt der oben eingeführte Schritt der Analyse des histo- 
rischen krisenhaften Ereignisses (Kapitel 5): Die Krise des Grenzregimes 2015 und die 
unmittelbaren Krisenreaktionen der Exekutiven unter dem Label der Fluchtursa- 
chenbekämpfung. Er diskutiert damit das historische Ereignis, das zu einer neuen 
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Konjunktur von Kämpfen im Diskurs um Fluchtursachen(-bekampfung) führt. Da 
dieser Analyseschritt sowohl Elemente des unmittelbaren (historischen) Kontextes 
als auch Diskursmomente und -effekte des untersuchten Konflikts beinhaltet, wird 
er in einem separaten Kapitel verhandelt. 

Anschließend nehme ich die Akteursanalyse und eine Analyse der rhetorisch-diskur- 
siven Strategien vor, die ich in der Darstellung verschränke (Kapitel 6). Im Zentrum 
der Akteursanalyse stehen die unterschiedlichen Hegemonieprojekte und ihre Ak- 
teur:innen, die versuchen ihre politischen Forderungen im Diskurs geltend zu ma- 
chen und hegemonial zu werden. Dazu verfolgen sie spezifische Strategien, die für 
die Zuordnung der Akteur:innen zu bestimmten Hegemonieprojekten ausschlag- 
gebend sind und die in diesem Analyseschritt dargestellt werden. Zur Bestimmung 
der jeweiligen Stellung der Hegemonieprojekte im gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nis sowie deren spezifischen konfliktbezogenen Ressourcen gehe ich außerdem den 
Veränderungen nach, die sich für unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte durch 
die Wiederbelebung des Fluchtursachen-Diskurses ergaben. Damit geraten auch 
die materiellen Effekte des Fluchtursachen-Diskurses in den Blick. 

Die Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien zeigt, wie die Hegemonieprojek- 
te im Nachgang des Sommers der Migration auf dem Terrain des Fluchtursachen- 
Diskurses um das politische Projekt »Fluchtursachenbekämpfung« ringen. Dieser 
Schritt entspricht mit den oben genannten Abweichungen meiner Adaption der Pro- 
zessanalyse, da der Fokus daraufliegt, wie der Konflikt im Widerstreit unterschied- 
licher gesellschaftlicher Kräfte verhandelt wird und spezifische Kompromisse zu 
der Herausbildung des politischen Projektes führen. Dieses Projekt wird abschlie- 
ßend in seinen Konturen nachgezeichnet (Kapitel 7). Erst diese Choreografie der 
Analyseschritte erlaubt es mir, meine Forschungsfrage zu beantworten: Wie es nach 
dem langen Sommer der Migration zu einem Revival des Fluchtursachen-Diskurses 
kam und welches hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) sich 
darin durchsetzt. 

Schließlich ergänze ich die Analyse um eine Perspektive, die die Verankerung 
des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen in den Alltagspraxen und 
dem Alltagsverstand und damit die Tiefendimension Hegemonie in den Fokus nimmt 
(Kapitel 8). 


3.2 Der Forschungsprozess: Critical Grounded Theory 


Im Folgenden zeichne ich mein Vorgehen und meinen Forschungsprozess nach. Da- 
beierwies sich die CriticalGrounded Theory (CGT) als hilfreiche Orientierung. Gera- 
de weil die historisch-materialistische Politikanalyse auf komplexen theoretischen 
Konzepten beruht, werden Forscher:innen mit forschungspraktischen Problemen 
konfrontiert. Brand et al. beschreiben den methodologischen Ansatz der retroduc- 
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tion, den Felix Hauf und Claes Belfrage als wesentlich für die CGT ansehen, als mög- 
liche Brücke zwischen den theoretischen Konzepten der HMPA und den adäquaten 
Instrumenten zur Analyse von Politiken, wie beispielsweise Interviews, Dokumen- 
tenanalyse oder kritische Diskursanalyse (Brand et al. 2021, 8f.). Auch für mich er- 
wies sich die Critical Grounded Theory,’ wie sie von Hauf und Belfrage entwickelt 
wurde, als eine solche Brücke, die zwischen Theorie und Empirie vermittelt. 

Laut Belfrage und Haufberuht das für die CGT zentrale Konzept der retroduction 
auf einer Pendelbewegung zwischen dem Abstrakten und Konkreten, zwischen 
Theorie und Empirie: »Retroduction, then, describes an ongoing two-way, spiral 
movement between the abstract and the concrete, between theoretical and empiri- 
cal work, that involves both an interpretive and a causal dimension of explanation« 
(Belfrage/Hauf 2015, 334f.) Der Forschungsprozess besteht damit aus einem in- 
duktiven und einem deduktiven Moment (ebd., 335): Konkret wird mit einem 
ersten deduktiven Schritt begonnen, in dem Diskurse und bereits vorhandenes 
wissenschaftliches theoretisches Material aufgearbeitet werden, um erste »softe 
Hypothesen« zu formulieren (ebd.). Sie dienen einer strukturierten Herangehens- 
weise im Feld, ohne dass die Feldforschung lediglich auf einen Prozess des Testens 
und der Verifikation von Hypothesen reduziert würde. Vielmehr ist das anschlie- 
ßende »Eintauchen« (immersion) ins Feld — als induktives Moment - das Kernstück 
der Analyse. Mithilfe der Erhebungsmethoden werden empirische Daten zu einem 
spezifischen Politikfeld erhoben. Das Eintauchen der Forscher:in in das Feld, auch 
durch teilnehmende Beobachtung, Interviews oder Fokus-Gruppen, und die Be- 
arbeitung der empirischen Daten stellen das induktive Moment dar. Die nächste 
deduktive Bewegung besteht schließlich in der Bearbeitung bestehender Theorien 
und Konzepte und in deren Vermittlung mit den erhobenen Daten. Bereits be- 
stehende Konzepte werden somit durch empirische Erkenntnisse modifiziert, neue 
entwickelt und bestehende Theorien erweitert. Damit könne im Sinne der HMPA 
nach und nach ein Verständnis über den Kontext, Akteur:innen und Prozesse der 
untersuchten Politik erlangt werden (Brand et al. 2021, 9). 

Eine Schilderung des fiir die Realisierung dieser Arbeit relevanten Forschungs- 
prozesses soll verdeutlichen, wie sich die Pendelbewegung zwischen Feld bzw. Em- 


5 Die CGT weicht in einigen Punkten von der Grounded Theory ab. Die in der Grounded Theory 
verfolgte Maxime, sich möglichst unvoreingenommen einem Gegenstand anzunähern und 
rein induktiv vorzugehen, wird in der Critical Grounded Theory durch eine zirkuläre Bewe- 
gung zwischen Deduktion und Induktion ersetzt. Zwar gilt auch hier die Maßgabe, nicht 
mit vorgefertigten Theorien in ein Forschungsfeld zu gehen, um lediglich Hypothesen zu 
überprüfen. Doch eine Befassung mit bereits existierenden Theorien und Konzepten soll ein 
angeleitetes Forschen ermöglichen. Die positivistische Epistemologie der Grounded Theo- 
ry wird damit durch einen kritischen Realismus der CGT ersetzt (Belfrage/Hauf 2015, 333f.). 
Dieser geht davon aus, dass empirische Forschung immer schon »theoretisch informiert« ist 
(ebd., 334). 
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pirie und Theorie gestaltete. Ich begann mich 2017 mit dem Projekt einer Disserta- 
tion zu beschaftigen. Damals war ich noch im Europareferat der Menschenrechts- 
organisation Pro Asyl tätig und der Sommer der Migration hatte das flüchtlings- 
politische Feld in einer rasanten Dynamik erfasst - nach den Ankünften, dem so- 
lidarischen Willkommen und der tiefgreifenden Erschütterung des europäischen 
Grenzregimes folgte der repressive Rückschlag. Zahlreiche asylpolitische Kämpfe 
beschäftigten Asylrechtsanwält:innen, Flüchtlingsräte und Organisationen wie Pro 
Asyl (siehe Pichl 2022). Aber auch andere Themen wurden virulent. Ich hatte mich 
bereits in den Jahren zuvor maßgeblich mit der europäischen Externalisierungs- 
politik (siehe 4.2.2) auseinandergesetzt, weshalb mich die Forcierung der Auslage- 
rung von Migrationskontrolle in Transit- und Herkunftsländer nach dem Sommer 
der Migration besonders beschäftigte. Der EU-Türkei-Deal stand zunächst im Fo- 
kus, doch auch die Auslagerungsstrategien in Richtung afrikanischer Staaten trie- 
ben uns in der Organisation um. In diesem Kontext waren bereits seit einigen Jah- 
ren Kooperationen mit entwicklungspolitischen Organisationen wie medico inter- 
national und Brot für die Welt und somit die Verknüpfung zwischen Migrationskon- 
trolle und entwicklungspolitischen Fragestellungen besonders relevant für meine 
Arbeit. Es war im Rahmen dieser Kooperationen und in der inhaltlichen Auseinan- 
dersetzung mit den Kolleg:innen, dass das Schlagwort Fluchtursachenbekämpfung 
nach dem Sommer der Migration immer mehr Aufmerksamkeit auf sich zog. Dass 
damit früh eine politische Stoßrichtung einherging, die mit der Verhinderung von 
Fluchtmigrationsbewegungen nach Europa verknüpft war, veranlasste uns, ein kri- 
tisches Positionspapier zu veröffentlichen mit dem Titel »Flucht(ursachen)bekämp- 
fung« (Brot für die Welt/medico international/Pro Asyl 2017). Diese erste Beschäfti- 
gung mit dem Feld erfolgte somit noch in einer anderen Rolle - als NGO-Mitarbeite- 
rin, die an den politischen Debatten teilnahm. Das Arbeitsumfeld und die Beschäf- 
tigung mit dem Thema lassen sich als explorative Beschäftigung und Annäherung 
an den Gegenstandsbereich verstehen. 

Kurz darauf entschied ich, den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung in ei- 
ner Dissertation tiefergehend zu analysieren. Mich beschäftigte zunächst die Fra- 
ge: Wie kam es dazu, dass Fluchtursachenbekämpfung auf einmal eine derartige 
Prominenz sowohl auf der politischen Agenda der deutschen Bundesregierung als 
auch auf europäischer Ebene erfuhr? Ich begann mit einer ersten Literaturrecher- 
che, um mir einen Überblick über die bestehenden wissenschaftlichen Publikatio- 
nen zum Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung zu verschaffen. Es zeigte sich, 
dass sich der Diskurs bis in die 1980er Jahre zurückverfolgen ließ und es notwendig 
sein würde, eine historische Einordnung der aktuellen Konjunktur vorzunehmen, 
die der Sommer der Migration ausgelöst hatte. Außerdem gingen aus der Literatur 
bereits erste Konfliktlinien hervor, die von Beginn an die Debatten geprägt hatten 
und aus denen sich als deduktives Moment im Forschungsprozess erste »softe Hypo- 
thesen« und Annahmen entwickeln ließen. 
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Es folgte eine Phase der Recherche und Auswertung von Dokumenten (u.a. 
EU-Dokumente, Bundestagsanfragen, BMZ-Veröffentlichungen) und Pressear- 
tikeln zum aktuellen Diskurs, was ein erstes »Eintauchen« ins Feld (immersion) 
bedeutete. Schließlich wurde deutlich, dass es aufgrund des umfassenden em- 
pirischen Materials notwendig wurde, meine theoretischen Vorannahmen und 
methodologischen Überlegungen weiterzuentwickeln, um das künftige Vorgehen 
besser zu strukturieren. Dabei stand die Frage im Fokus: Was bedeutet es, sich 
hegemonietheoretisch dem Feld zu nähern? Es zeigte sich, dass die Analyse von 
Dokumenten für eine eingehendere Analyse nicht ausreicht, die die Strategien 
verschiedener Akteur:innen zum Ausgangspunkt nimmt, mit denen versucht wird, 
ein bestimmtes Verständnis von Fluchtursachenbekämpfung durchzusetzen. Ex- 
pert:innen-Interviews sollten mir dabei helfen zu verstehen, wie sich der Sommer 
der Migration in bestimmten Organisationen, Institutionen und Staatsapparaten, 
die im Diskurs um Fluchtursachen relevant sind, ausgewirkt hat. Zu welchen Ver- 
änderungen kam es und wie involvierten sich die entsprechenden Akteur:innen 
in den Diskurs? Über Kontakte aus meiner vorherigen Tätigkeit im flüchtlingspo- 
litischen Feld konnte ich erste Personen ausfindig machen, die sich vor allem im 
Kontext zivilgesellschaftlicher Organisationen mit dem Themenkomplex Fluchtur- 
sachenbekämpfung befassten. Damit ging mein Forschungsprozess in die Phase 
der Feldforschung über. 

Zwei kurze Forschungsaufenthalte im März und Mai 2018 in Brüssel ermöglich- 
ten es mir, erste Expert:innen-Interviews mit Mitarbeiter:innen von internationa- 
len NGOs sowie Akteur:innen aus den europäischen Staatsapparaten zu führen und 
weitere Kontakte vermittelt zu bekommen. Es zeigte sich bereits nach der Auswer- 
tung dieser ersten Interviews, dass das entwicklungspolitische Feld in besonderer 
Weise von dem Diskurs tangiert war und gerade um Konflikte innerhalb des Fel- 
des besser zu verstehen, weitere Interviews nötig sein würden. Es wurde auch deut- 
lich, dass die Frage der Verbindungen der nationalen und europäischen scale bedeu- 
tend war. Mit dieser Frage beschäftigte ich mich im Weiteren theoretisch und las 
mich eingehender in Arbeiten zur Europäisierung der Migrationspolitik und zum 
europäischen Staatsapparate-Ensemble ein, um die damit verknüpften Fragen an 
die theoretische Literatur rückzubinden. Auch eine vertiefte Lektüre migrationswissen- 
schaftlicher Fragestellung zur Verbindung von Migration und Entwicklung spielten 
in dieser Phase eine größere Rolle. 

Weitere Interviews mit Vertreter:innen entwicklungspolitischer Organisatio- 
nen und Think Tanks in Berlin folgten im Juli 2018. Schließlich nahm ich eine erste 
Analyse der Interview-Transkripte vor und identifizierte zentrale Themenkomple- 
xe, um vorläufige Codes zu benennen. Letzte Interviews führte ich vorwiegend bei 
weiteren Aufenthalten im September 2018 und Februar/März 2019 in Berlin und 
Brüssel. Die Phase der empirischen Erhebung war Ende 2019 schließlich abge- 
schlossen, auch weil ich aufgrund der Covidı9-Pandemie ab dem Frühjahr 2020 
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keine weiteren Forschungsaufenthalte mehr planen konnte. Neben der Analyse der 
Interviews beschäftigte mich in dieser Phase insbesondere die Auswertung der 
Parlamentsdebatten zwischen 2014 und 2018, in denen das Thema Fluchtursachen- 
bekämpfung im Deutschen Bundestag sowie im EU-Parlament verhandelt wurde. 
Die hier geführten Diskussionen ermöglichten mir eine bessere Annäherung an die 
Konfliktdimension, aber auch an die Kompromisskonstellationen im Diskurs, da 
unterschiedliche Strategien gesellschaftlicher Kräfte im Parlament direkt aufein- 
andertreffen. Außerdem nahm ich eine Auswertung der historischen Dokumente 
aus den Debatten auf UN-Ebene der 1980er Jahre vor, sowie von EU-Dokumenten 
aus den 1990er Jahren, die sich für die Erstellung der Genealogie des Diskurses als 
relevant erwiesen. Dadurch konnte ich die ansonsten auf Sekundärliteratur beru- 
hende Rekonstruktion des Diskurses als Teil meiner Kontextanalyse mit eigenen 
Auswertungen der Primärdokumente ergänzen. 

Im Zeitraum von Oktober 2019 bis Februar 2020 erhielt ich außerdem die 
Möglichkeit, gemeinsam mit Sonja Buckel die Studie »Das Recht, nicht gehen zu 
müssen« im Auftrag der Arbeiterkammer Wien zu erstellen (Arbeiterkammer Wien 
20212). Der Schwerpunkt lag dabei auf der Frage, wie sich Fluchtursachen als Frage 
globaler Ungleichheit fassen und adressieren lassen. Aspekte meiner Recherchen 
und die darin vorgenommene Befassung mit den politischen Instrumenten zur 
Fluchtursachenbekämpfung auf der europäischen scale waren schließlich auch 
für meine Dissertation von Relevanz. Die Diskussionen mit den Kolleg:innen der 
Arbeiterkammer Wien, entwicklungspolitischer NGOs sowie unterschiedlicher 
Einzelgewerkschaften und des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) 
eröffneten zudem wichtige Einblicke in hegemoniepolitische Prozesse der Stra- 
tegieentwicklung. Diese Phase stellte im Hinblick auf die Dissertation in erster 
Linie ein erneutes Eintauchen ins Feld im Sinne der CGT dar, das mich an den 
Auseinandersetzungen um Fluchtursachen(-bekämpfung) unmittelbar teilhaben 
ließ. 

Im Sommer 2020 konnte ich auf Grundlage meiner Erhebungen und Auswer- 
tungen die Analyseschritte der historisch-materialistischen Politikanalyse an mei- 
ne Fragestellung anpassen und mit der Verschriftlichung der Ergebnisse beginnen. 
Die Analyse verdeutlichte, dass eine abschließende Vertiefung des Aspekts der Ver- 
ankerung des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen(-bekämpfung) in 
den Alltagspraxen und im Alltagsverstand notwendig wurde. Die Einordnung der 
Ergebnisse der von mir durchgeführten HMPA im Hinblick auf die als relevant er- 
achteten Theoriekonzepte und die finale Verschriftlichung des Textes prägten das 
letzte Jahr meiner Arbeit an der Dissertation. 


3. Methodologie, Operationalisierung und Methoden 


3.3 Methoden 


In diesem Unterkapitel gehe ich auf die von mir verwendeten Methoden ein. Mit 
dem Fokus auf die Herausbildung des Fluchtursachen-Diskurses kommt der Analy- 
se der diskursiven Strategien verschiedener Hegemonieprojekte und somit der Me- 
thode der Diskursanalyse in meiner Arbeit eine besonders herausragende Rolle zu. 
Diese führe ich in einem ersten Schritt aus (3.3.1) und gehe anschließend auf meine 
Erhebungs- und Auswertungsmethoden ein (3.3.2). 


3.3.1 Hegemonietheoretisch fundierte Diskursanalyse 


Wie aus den von mir angepassten Analyseschritten der HMPA hervorgeht, steht die 
Analyse des Diskurses um Fluchtursachen(-bekämpfung) im Zentrum meiner Ar- 
beit. Ich gehe davon aus, dass sich der von mir analysierte und umkämpfte Flucht- 
ursachen-Diskurs in seiner Konjunktur nach dem Sommer der Migration über ei- 
ne hegemonietheoretisch fundierte Diskursanalyse erfassen lässt. Was ich darunter 
verstehe und welches Diskurs-Verständnis der vorliegenden Arbeit zugrunde liegt, 
ist Gegenstand der folgenden Ausführungen. 

»Diskursanalyse ist nicht gleich Diskursanalyse« macht Strübing (2018, 192) 
deutlich, denn mittlerweile gibt es eine Vielzahl an Ansätzen, die sich unter dem 
Sammelbegriff fassen lassen (siehe auch Nonhoff 2006, 25ff.). Während es stark 
sprachwissenschaftlich inspirierte Formen der Diskursanalyse gibt, die letztere 
im Sinne von »Sprachgebrauchs- oder Gesprächsforschung« verstehen (Strübing 
2018, 192), gehe ich von einem Diskursbegriff aus, der sich nicht auf sprachli- 
che Phänomene reduzieren lässt. Denn im Sinne eines gesellschaftskritischen 
Anspruchs interessieren mich die Herrschaftsverhältnisse und Machteffekte, die 
Diskursen innewohnen und damit weit über eine linguistische oder sprachliche 
Ebene hinausweisen. Mein Ausgangspunkt ist der Diskursbegriff des französi- 
schen Philosophen Michel Foucaults, den er insbesondere in seiner »Archäologie 
des Wissens« (Foucault 2018) herausarbeitet. Nach Foucault sind Diskurse 


»als Praktiken zu behandeln, die systematisch die Gegenstände bilden, von de- 
nen sie sprechen. Zwar bestehen diese Diskurse aus Zeichen; aber sie benutzen 
diese Zeichen für mehr als nur zur Bezeichnung der Sachen. Dieses mehr macht 
sie irreduzibel auf das Sprechen und die Sprache. Dieses mehr muß man ans Licht 
bringen und beschreiben« (Foucault 2018, 74). 


Mit seiner Analyse geht Foucault der Frage nach, wie Diskurse Machverhältnisse 
hervorbringen und aufrechterhalten (Strübing 2018, 192). Sie etablieren herrschen- 
de Wissensordnungen, die das Sagbare ein- und begrenzen. Sprachliche Praktiken 
bringen also soziale Wirklichkeit hervor: Ein »Diskurs« ist eine wirklichkeitserzeu- 
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gende Praxis, in die Machtverhältnisse immer schon eingelagert sind, wie sich auch 
am Fluchtursachen-Diskurs aufzeigen lässt (Buckel/Kopp 2022, 74ff.). 

Somit kann sich auch die Analyse von Diskursen nicht auf die rein textliche Ebe- 
ne beschranken, sondern muss auch soziale Praktiken und materielle Effekte des 
Diskurses miteinbeziehen. Die Politiken und Maßnahmen zur Fluchtursachenbe- 
kämpfung sind in diesem Sinne nicht losgelöst von einem freischwebenden Dis- 
kurs zu verstehen, sondern vielmehr als Machteffekte desselben (ebd.). Auch die 
von Haufund Belfrage entwickelte Critical Grounded Theory (siehe oben) betont die 
Notwendigkeit, Diskurse in ihrem Zusammenwirken mit ihren materiellen Effekten 
in Praktiken oder Institutionen zu analysieren.‘ Eine Beschränkung auf eine textli- 
che Analyse von Diskursfragmenten reiche nicht aus, sondern müsse mit ethnogra- 
phischen Methoden kombiniert werden, schlussfolgern die Autoren. Erst dies er- 
mögliche nachzuvollziehen, wie Diskurse praktische Relevanz gewinnen (Belfrage/ 
Hauf 2015, 334). Mir ermöglichten Eindrücke bei den Expert:inneninterviews (siehe 
3.3.2) und die Recherche zu den materiellen Effekten des Fluchtursachen-Diskur- 
ses vor allem innerhalb der Zivilgesellschaft ein Vorgehen, das diese Dimension der 
praktischen Relevanz von Diskursen erfassen konnte. 

Das hier verwendete Diskursverständnis macht deutlich: Diskursanalyse muss 
immer auch die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in den Blick nehmen, welche 
die beschriebenen Machteffekte von Diskursen produzieren. Bourdieu konstatiert 
treffend: »Eine Diskursanalyse, die den Diskurs untersucht, ohne die gesellschaft- 
lichen Produktionsbedingungen des Diskurses zu untersuchen, bleibt ahnungslos« 
(Bourdieu 2017, 39). 

In diskursiven Kämpfen werden schließlich gesellschaftliche Widersprüche 
verhandelt. Denn Diskurse gehen aus symbolischen Deutungskämpfen gesell- 
schaftlicher kollektiver Akteure um die Formulierung von Problemdefinitionen, 
Verantwortlichkeiten, Handlungsstrategien usw. hervor (Pieper 2006, 275). Die 
Frage nach diesen Kämpfen, in denen gesellschaftliche Kräfte versuchen, ihre poli- 
tischen Forderungen zu verallgemeinern, Kompromisse mit anderen Akteur:innen 
einzugehen und in denen sich bestimmte Kräftekonstellationen durchsetzen kön- 
nen, ist das Kernanliegen einer hegemonietheoretischen Analyse. Mit Foucault 
ließe sich fragen, wie sich hegemoniale Diskurse herausbilden und das Denken 
und Handeln bestimmter historischer Phasen prägen (Strübing 2018, 192). Eine 
Diskursanalyse, die auf den machttheoretischen Annahmen Foucaults beruht, lässt 


6 Hauf und Belfrage verfolgen das Anliegen, die CGT für das Forschungsprogramm der Cultu- 
ral Political Economy (CPE) fruchtbar zu machen. Von einem entsprechenden Forschungs- 
prozess könnte der theoretische Ansatz CPE profitieren und ihrem Gegenstand - die Analyse 
historisch spezifischer ökonomischer Formen, Prozesse, Institutionen und Kämpfe im Kapi- 
talismus — besser gerecht werden (Belfrage/Hauf 2015, 324ff.). 
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sich daher hegemonietheoretisch erweitern (Buckel 2013, 71ff.; Nonhoff 2006). Mar- 
tin Nonhoff macht in seiner Analyse einer hegemonietheoretischen Diskursanalyse 
des Politischen deutlich, welche Übersetzungsleistung zwischen Diskurs und He- 
gemonie erforderlich ist, wenn davon ausgegangen wird, dass sich »Hegemonien 
diskursiv konstituieren bzw. daß sie diskursive Phänomene sind« (Nonhoff 2006, 
14): 


»[I]m Zuge hegemonialer Praxis [werden] diskursive Elemente verschiedenster 
Art gemäß einem bestimmten Muster [..] differenziert und angeordnet. [...] 
Hegemonien sind, mit anderen Worten, nur denkbar, weil sich Sachverhalte auf 
diese oder jene Weise artikulieren lassen, weil sich Objekte in diesen oder jenen 
Zusammenhang miteinander bringen lassen und nicht zuletzt, weil sich soziale 
Kräfte auf diese oder jene Art miteinander verknüpfen lassen« (ebd.). 


Die Muster, denen hegemoniale Praxen des Politischen folgen, zeichnen sich Non- 
hoff zufolge vor allem durch einen Konflikt aus, in dem »das allgemeine Wohlerge- 
hen einer bestimmten Bezugsgruppe verhandelt wird« (ebd., 15, Herv. i. O.).” Im 
Diskurs um Fluchtursachen wird das »allgemeine Wohlergehen« auf spezifische Art 
und Weise verhandelt, genauso wie die »Bezugsgruppex, für die dieses Wohlerge- 
hen gelten soll. Denn verschiedene hegemonieorientierte Strategien zielen darauf, 
ihre politischen Forderungen zu verallgemeinern. Im Ringen darum, was sich als ver- 
allgemeinerbar durchsetzt, verknüpfen sich »soziale Kräfte auf diese oder jene Art 
miteinander«, was ebenfalls Gegenstand der Analyse sein wird. 

Eine in dieser Weise hegemonietheoretisch fundierte Diskursanalyse liegt im 
Besonderen der von mir in Kapitel 6 vorgenommenen Akteursanalyse sowie der 
Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien zugrunde. Das skizzierte Diskurs- 
verständnis macht jedoch deutlich, dass auch der in Kapitel 4 herausgearbeitete 
Kontext sowie die Politiken der Fluchtursachenbekämpfung, wie ich sie in Kapitel 
5 nachzeichne, als Elemente der Diskursanalyse zu begreifen sind. Diese umfasst 
somit die Artikulation hegemonieorientierter Praxen im Diskurs, ihre materi- 
ellen Effekte in Form von politischen Instrumenten und Maßnahmen sowie die 


7 Während Nonhoff dieses Allgemeine in Anlehnung vor allem an Claude Lefort und Ernesto La- 
clau als umkämpfte und für jede Gesellschaft konstitutive »Leerstelle« im »Reich des Symbo- 
lischen« (Nonhoff 2006, 115) versteht, folge ich der Kritik von Buckel an der damit vorgenom- 
menen Übertragung der Bereiche des Imaginären und Symbolischen der individuellen Psy- 
che auf politische Gemeinschaften (Buckel 2013, 74f.). Denn die Universalisierung, nach der 
hegemonieorientierte Praxen streben, »ist gerade eine historisch-spezifische, erst mit der 
bürgerlichen Gesellschaft und ihrem Staat entstandene Praxis« (ebd., 75). Das Verständnis 
von Nonhoff besteht dagegen in der Annahme der »Unauflösbarkeit des Konflikts und der 
Unaufhebbarkeit der gesellschaftlichen Teilung« als »ontologische Grundkonstante« (Non- 
hoff 2006, 112). 
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allgemeinen »gesellschaftlichen Produktionsbedingungen« (Bourdieu 2017, 39) des 
Diskurses, die auch in der Kontextanalyse behandelt werden. 

Diese Perspektive verweist auf mögliche anschließende Untersuchungen von 
Dispositiven, in denen dieser Diskurs wirksam ist. Ein Dispositiv geht Foucault 
zufolge deutlich über einen Diskurs hinaus. Er beschreibt es als »Netz« aus »he- 
terogenen [...] diskursiven oder nicht-diskursiven Elementen«, das »Diskurse, 
Institutionen, architekturale Einrichtungen, reglementierende Entscheidungen, 
Gesetze, administrative Maßnahmen, wissenschaftliche Aussagen, philosophi- 
sche, moralische oder philanthropische Lehrsätze« (Foucault 2003, 392f.) zu einer 
strategischen Formation verbindet (Ziai 2007, 27). Dispositive können, so Buckel, 
auch als »Effekte und Materialisierungen der Kämpfe um Hegemonie« verstanden 
werden: »Gelingt es einem Hegemonieprojekt hegemonial zu werden, so prägt 
es die Rationalität des Dispositivs, indem sich seine strategische Ausrichtung in 
das Dispositiv einschreibt« (Buckel 2013, 46). Ich argumentiere, dass sich ein he- 
gemoniales Verständnis von Fluchtursachen im Nachgang der Krise 2015 in Form 
eines neuen politischen Projektes Geltung verschafft (siehe Kapitel 7). Um der Frage 
nachzugehen, inwiefern sich dieses in ein umfassenderes Dispositiv zur Regu- 
lierung von Migration oder gegebenenfalls auch in das Entwicklungsdispositiv 
(Ziai 2007) einfügt, wäre eine weitere Analyse, die über diese Dissertation hin- 
ausführt, notwendig.® Ich nehme in meiner Arbeit daher keine Dispositivanalyse 
(Buckel 2013, 46ff.; Ziai 2007, 32ff.), sondern eine hegemonietheoretisch fundierte 
Diskursanalyse vor. 


3.3.2 Erhebungs- und Auswertungsmethoden 


Entsprechend der Methodologie der historisch-materialistischen Politikanalyse 
sowie eines Forschungsprozesses, der sich an der Critical Grounded Theory ori- 
entierte, habe ich in meiner Forschung auf einen Methodenmix zurückgegriffen. 
Für den Forschungsstand sowie die Einführung der theoretischen Grundbegriffe 
wurden die wesentlichen Theoriearbeiten der kritischen Migrations- und Grenzre- 
gimeforschung sowie der hegemonietheoretischen Perspektive und staatstheoreti- 
sche Prämissen analysiert und diskutiert. Insbesondere für die Kontextanalyse der 
HMPA war die Auswertung und Analyse von Sekundärliteratur und empirischer 
Studien von Relevanz, allerdings wurden auch hier mittels einer Dokumentenana- 
lyse Primärquellen für die Erstellung der Genealogie des Fluchtursachen-Diskurses 
ausgewertet, was sowohl relevante Protokolle der Debatten im politischen Aus- 
schuss der UN-Generalversammlung, EU-Dokumente als auch Dokumente der 
Bundesregierung seit den 1980er Jahren umfasste. 


8 Es bleibt zu bedenken, dass Dispositive bei Foucault sich häufig über einen sehr langen Zeit- 
raum bilden (»longue durée«), wie er am Sexualitätsdispositiv aufzeigt (Foucault 2020). 
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Fir die Erstellung der weiteren Analyseschritte der HMPA wurden EU-Do- 
kumente zum Themenkomplex Fluchtursachen(-bekampfung) sowie der Bun- 
desregierung, aber auch Stellungnahmen von NGOs und Think Tanks analysiert, 
die während des und nach dem Sommer der Migration veröffentlicht wurden. 
Besonders relevant waren ftir die scale der Bundesregierung Plenarprotokolle des 
Bundestages, Bundestagsanfragen, Veröffentlichungen des BMZ, sowie zentraler 
Akteur:innen wie der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Die Dokumente stammen 
weitgehend aus dem Zeitraum 2014 bis 2018. Außerdem wurden Medienberichte 
aus deutschen Print-, Online- und öffentlichen Rundfunkmedien aus demselben 
Zeitraum als Quellen hinzugezogen. Dabei erfolgte die Recherche in erster Linie 
über die Datenbank LexisNexis. Für die Auswahl der Zeitungsartikel war ent- 
scheidend, ob sich politische oder gesellschaftliche Akteur:innen in der Presse? 
zum Thema Fluchtursachenbekämpfung äußerten. Berichte und Stellungnahme 
deutscher Nichtregierungsorganisationen, Stiftungen und Think Tanks (wie der 
Stiftung Wissenschaft und Politik oder des Deutschen Instituts für Entwicklungs- 
politik) waren ebenso Teil des Datenkorpus. 

Auf der europäischen scale umfasste das Datenkorpus Dokumente der EU-Kom- 
mission, des Rates, des EU-Parlaments sowie Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates aus dem Zeitraum 2014-2018, in denen Positionierungen zum Thema Flucht- 
ursachen von Relevanz waren. Besondere Bedeutung hatten die Plenarprotokolle 
zu relevanten Debatten des EU-Parlaments.'° Auch hier wurden Medienberichte 
als Quelle herangezogen, darunter auch Zeitschriften mit einem EU-Schwerpunkt 
wie euracativ.com, euronews.com oder euobserver.com. Insgesamt habe ich rund 
100 Presseartikel ausgewertet (deutsche und europäische Presse). Stellungnahmen, 
Studien und Berichte von Think Tanks und Nichtregierungsorganisationen (wie 
bspw. Oxfam, CONCORD oder Caritas International), die in Brüssel aktiv sind, 
wurden ebenfalls analysiert. 

Darüber hinaus führte ich 14 Expert:innen-Interviews und zwei informelle 
Gespräche mit relevanten Akteur:innen auf europäischer und nationaler Ebene 
durch. Als Variante der qualitativen leitfadenzentrierten Interviews (Flick 2010, 


9 Die folgenden Medien erwiesen sich als besonders wichtig: Die Zeit, taz, Spiegel Online, FAZ, 
die Welt, Deutsche Welle, Handelsblatt, Tagesspiegel, Süddeutsche Zeitung und Deutsch- 
landfunk. 

10 Dabei dienten die sogenannten ausführlichen Sitzungsberichte (verbatim records) mit allen 
mündlichen Beiträgen als Grundlage meiner Auswertungen. Da eine Übersetzung eines Aus- 
zugs aus dem ausführlichen Sitzungsbericht in einer Amtssprache nur auf Antrag eines Mit- 
glieds des Parlaments angefertigt wird (Art. 204 (5) der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments), habe ich die Wortmeldungen in den jeweiligen Originalsprachen ausgewertet. 
Für die Auswertung habe ich bei Bedarf für die Übersetzungen die Seiten deepl.com und 
translate.google.de verwendet. 
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194ff.) konnte ich mich an den Ausführungen von Meuser und Nagel zum Expert:in- 
nen-Interview orientieren (Meuser/Nagel 2009). Denn dieses sei »ein Instrument 
der Datenerhebung, das auf einen spezifischen Modus des Wissens bezogen ist 
- auf Expertenwissen« (ebd., 466). Dieses Wissen zeichnet sich dadurch aus, 
dass es sich um ein dem Forschungsinteresse entsprechendes Wissen tiber spe- 
zifische Probleme und Fragestellungen handelt, das die Befragten »im Rahmen 
einer Tatigkeit erworben [haben], die auf dieses gerichtet, mithin in irgendeiner 
Weise problemlösend intendiert ist« (ebd., 468f.). Damit steht die Expertin oder 
der Experte »für eine Problemperspektive, die typisch ist für den institutionellen 
Kontext, in dem er sein Wissen erworben hat und in dem er handelt« (ebd., 469). 
Insbesondere die hegemonieorientierten Strategien der Akteur:innen sowie die 
Effekte, die der Fluchtursachen-Diskurs für verschiedene gesellschaftliche Kräfte 
und Staatsapparate hatte, konnten mithilfe der Interviews besser erfasst werden. 

In Berlin, Eschborn und Heidelberg habe ich insgesamt sechs Expert:innenin- 
terviews geführt mit NGO-Vertreter:innen, einem Mitarbeiter eines Think Tank, ei- 
ner Mitarbeiterin der GIZ sowie einer leitenden Angestellten des Bundesministeri- 
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). Ein weiteres In- 
terview konnte ich mit einer GIZ-Mitarbeiterin in Tunis führen, was mir Einblicke 
über die Projekte zur Fluchtursachenbekämpfung der Umsetzungsagentur vor Ort 
eröffnete. Darüber hinaus fand ein weiteres informelles Gespräch mit einem NGO- 
Vertreter statt. 

Außerdem habe ich sieben Expert:inneninterviews in Brüssel geführt mit einem 
Vertreter der EU-Kommission, einer EU-Parlamentsabgeordneten, einer Mitarbei- 
terin einer Abgeordneten des EU-Parlaments, einer Mitarbeiterin des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD) und drei Vertreter:innen von internationalen NGOs." 
Es fand ein weiteres informelles Gespräch mit einer Mitarbeiterin eines Think Tanks 
statt. Die Interviews wurden transkribiert. Was in den Transkripten nicht berück- 
sichtigt wurde, sind Pausen, Reaktionen wie Lachen, Betonungen oder andere emo- 
tionale Äußerungen. Diese oder ähnliche Regungen ließen sich vernachlässigen, da 
es mir lediglich um die zentralen Aussagen der Personen hinsichtlich des Untersu- 
chungsgegenstands ging. 

Zur Auswertung der Primärquellen sowie transkribierten Interviews habe mich 
an dem von der Grounded Theory entwickelten Kodierverfahren orientiert. Kodie- 
ren bezeichnet die »Arbeit des Interpretierens und Analysierens« (Strübing 2018, 
131). Strauß schlägt drei unterschiedliche Modi des Kodierens vor: das offene, axia- 
le und selektive Kodieren (Strauß 1991/1987, 57ff. in: ebd.), die mir in meiner Aus- 
wertung Orientierung gegeben haben. Das offene Kodieren zielt darauf, »sich einen 
thematischen Zugang zum Material zu verschaffen, relevante Materialstücke aus- 
zuwählen und im Detail zu analysieren« (Strübing 2018, 132). In diesem Schritt wird 


11 Eine Liste der geführten Interviews befindet sich im Anhang. 


3. Methodologie, Operationalisierung und Methoden 


erstes als relevant erachtetes Material gesichtet, analysiert und wichtige Themen- 
komplexe identifiziert. Der genaue und zum Teil kleinteilige Blick soll es ermög- 
lichen, auch einzelne Begriffe oder Satzabschnitte als relevante Sinneinheiten zu 
identifizieren. Da meine Analyse auf die Strategien verschiedener Akteur:innen fo- 
kussiert, konnten hier erste Thesen über relevante Argumentationen und politische 
Strategien herausgearbeitet werden. Im zweiten Schritt des axialen Kodierens zielt 
die Analyse »auf erklärende Bedeutungsnetzwerke, die in der Lage sind, die jeweils 
fokussierte Kategorie möglichst umfassend zu erklären« (ebd., 133). In meinem Fall 
konnten die gefundenen Strategien in diesem Schritt den jeweiligen Hegemonie- 
projekten zugeordnet und somit erklärende Hypothesen gebildet werden. Der letz- 
te Schritt des selektiven Kodierens war für meine Auswertung nicht relevant, da die 
hier zu bestimmende »Schlüsselkategorie« (ebd., 136), mit Hilfe derer das Materi- 
alim Grunde rekodiert wird, sich nicht als zielführend erwies. Vielmehr sollten die 
identifizierten strategischen Elemente in ihrer Disparität Aufschluss über die um- 
kämpften Kerninhalte der jeweiligen hegemonieorientierten Strategien geben. Zur 
Unterstützung der Auswertung und Kodierung der Expert:innen-Interviews habe 
ich die Software MAXQDA verwendet (vgl. Rädiker/Kuckartz 2019). 

Auf der Grundlage dieser methodologischen Ausführungen und Erläuterung 
des methodischen Vorgehens wende ich mich im Folgenden der historisch-ma- 
terialistischen Politikanalyse des Fluchtursachen-Diskurses zu. In den folgenden 
Kapiteln 4 bis 7 stelle ich die Ergebnisse entlang der modifizierten Analyseschritte 
der HMPA vor. 


4. Kontext-Analyse: Fluchtursachen und 
umkampftes Nord-Siid-Verhaltnis 


Um die Entwicklungen im Zuge und Nachgang des Sommers der Migration einord- 
nen zu können, wird im Folgenden in drei Schritten der Kontext für den im Weiteren 
untersuchten Diskurs um die Bekämpfung von Fluchtursachen erörtert. Ziel ist es, 
die zentralen historischen und materiellen Bedingungen sichtbar zu machen, auf 
die gesellschaftliche Akteur:innen im Sommer der Migration in widerstreitender 
Weise reagiert haben (Kannankulam/Georgi 2012, 37f.). Auf dieser Grundlage wird 
in den folgenden Analyseschritten das Ringen verschiedener gesellschaftlicher 
Kräfte um die hegemoniale Deutung von Fluchtursachen(-bekämpfung) als Kris- 
tallisationspunkt wesentlicher Konfliktlinien um Migrationspolitik analysiert. Die 
Kontext-Analyse arbeitet sowohl wesentliche strukturelle Bedingungen’ als auch 
den spezifischen historisch-konjunkturellen Kontext heraus, der die relevanten, 
dem Sommer der Migration vorangehenden Entwicklungen in ihren Konturen 
nachzeichnet. 

Der Dreischritt der Kontextanalyse verfährt wie folgt: Zunächst werden Migra- 
tionspolitiken im Lichte des globalen Nord-Süd-Verhältnisses eingeordnet (4.1). 
Denn einerseits verstehe ich das Nord-Süd-Verhältnis als wesentlichen Wider- 
spruch, der Migrationspolitiken prägt. Und andererseits wird im Fluchtursachen- 
Diskurs genau dieser Widerspruch verhandelt. Im zweiten Schritt werden die Kon- 
turen und relevanten Entwicklungslinien der europäischen Migrationspolitik bis 
zum Sommer der Migration 2015 nachgezeichnet (4.2). Denn vor dem Hintergrund 
dieses Kontextes lassen sich die Ereignisse, die auf die Krise des Grenzregimes 2015 
folgten, historisch einordnen. Abschließend soll eine Genealogie des Fluchtursa- 
chen-Diskurses (4.3) die »Amnesie der Anfänge« (Bourdieu 2017, 210) überwinden 
und damit Aufschluss über Kontinuitäten und Brüche geben, die den Diskurs 


1 Struktur und Praxis sind dabei nicht alswidersprüchlich zu verstehen. Vielmehr stellen Struk- 
turen und Institutionen einen anderen — verfestigten und verstetigten — Aggregatszustand 
von Praxis dar (Buckel/Kopp 2022, 77): Strukturen sind »das Resultat früherer Handlungen 
und die Basis der aktuellen« (Gerstenberger 1988, 146 in: ebd.). 
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prägen. Sie zeigt: Seit den 1980er Jahren existiert latent ein Diskurs über Fluchtur- 
sachen, der verschiedene Konjunkturen erfährt und schließlich mit dem Sommer 
der Migration einen neuen Höhepunkt erreicht. 


4.1 Migrationspolitik im Kontext des Nord-Süd-Verhältnisses 


In seinem 2005 auf deutsch erschienenen Artikel »Warum Migrationspolitiken 
scheitern« schreibt der Migrationsforscher Stephen Castles: 


»[D]as, was als »Migrationskrise: wahrgenommen wird, [ist] in Wahrheit eine Kri- 
se der Nord-Süd-Beziehungen, die durch ungleiche Entwicklung und krasse Un- 
gleichheit verursacht ist. Im Kern geht es bei Migrationskontrolle um die Regulie- 
rung von Nord-Süd-Beziehungen« (Castles 2005, 16). 


Der Autor schließt den Artikel mit der Feststellung, dass Migrationskontrolle nur 
dann erfolgreich und damit auch überflüssig werden könnte, wenn es gelänge, glo- 
bale Ungleichheit abzubauen (ebd., 31). Dies könnte nicht weniger, sondern mehr 
menschliche Mobilität bedeuten, aber wir würden vermutlich nicht mehr von Mi- 
gration sprechen, ergänzt er in einer Rekapitulation seines Artikels im Jahr 2017 
(Castles 2017, 1542). Diesem Ziel, globale Ungleichheit zu verringern, ist man rund 
fünfzehn Jahre später nicht nähergekommen - im Gegenteil, die Nord-Süd-Un- 
gleichheit ist immens und hat sich mit dem Corona-Virus weiter verschärft (Oxfam 
International 2021). 

Castles weist damit auf den zentralen Widerspruch hin, den auch das euro- 
päische Migrations- und Grenzregime in zweifacher Weise charakterisiert: Zum 
einen ist das globale Nord-Süd-Verhältnis in seiner historischen Gewordenheit und 
Gegenwart mit den Bewegungen der Fluchtmigration untrennbar verknüpft. Denn 
Flucht stellt eine mögliche Reaktion auf die durch den globalen Verstrickungszu- 
sammenhang hervorgebrachten Zumutungen sozialer und ökologischer Misere 
dar. Sie ist nur eine mögliche Reaktion, weil kein deterministisches Verhältnis 
zwischen Situationen der Not und einem möglichen Aufbruch besteht. Die eigen- 
sinnige Fluchtmigration subalterner Bevölkerungsgruppen, die mit Momenten des 
Zwangs einhergeht, lässt sich jedoch nur unter Berücksichtigung des asymme- 
trischen Nord-Süd-Verhältnisses verstehen (Buckel/Kopp 2022). Die Vielzahl an 
Motiven und Intentionen für individuelle Migrationsprojekte beschreiben Kasparek 
und Karamanidou in diesem Sinne als »claim to justice« (Kasparek/Karamanidou 
2021, 84) — als Forderung nach Gerechtigkeit, die beispielsweise die ungleiche 
internationale Arbeitsteilung und postkoloniale Welt adressiere (ebd., 98). 

Zum anderen ist das Nord-Süd-Verhältnis eine zentrale Triebkraft für die Ver- 
suche, eben diese eigensinnige Fluchtmigration mittels Grenz- und Migrationskon- 
trolle zu regulieren und auch weitgehend zu unterbinden, denn: »Internationale 
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Grenzen helfen Ungleichheiten aufrecht zu erhalten« (Castles 2005, 16). Grenz- und 
Migrationspolitiken regulieren das Nord-Süd-Verhältnis. Denn, so Georgi, sie sind 
»Teil der Regulierungsweise des globalen Kapitalismus« (Georgi 2019a, 208). Bei- 
de Momente fasst Buckel zusammen: Sowohl die Versuche, Fluchtmigration an Eu- 
ropas Grenzen oder bereits im Vorfeld der Grenzverläufe zu verhindern als auch 
die steten Grenzüberschreitungen, die trotz Lebensgefahr nicht zum Erliegen kom- 
men, beschreibt sie als »Austragungsformen des zentralen Antagonismus«, eines 
eklatanten Wohlstandsgefälles zwischen globalem Norden und Süden (Buckel 2021, 
66). Erst die Überwindung der Herrschaftsverhältnisse, die sich zwischen globa- 
lem Norden und globalem Süden aufspannen, kann zum einen die Not verringern, 
die Menschen aus peripheren Räumen die Flucht ergreifen lässt, und damit auf ei- 
ne Bewältigung der unmittelbaren Fluchtgründe und tieferliegenden Fluchtursa- 
chen hinwirken (Buckel/Kopp 2022). Zum anderen ließe sich auch nur so die äu- 
Berst gewaltsame Kontrolle von Migration, die im Sterben entlang und im Vorfeld 
der europäischen Grenzen nur ihren drastischsten Ausdruck findet, beenden. Ich 
vertiefe im Folgenden den Aspekt, dass Migrationskontrolle stets auch der Regulie- 
rung des Nord-Süd-Verhältnisses dient. Dafür führe ich die Konzepte der imperia- 
len Lebensweise (Brand/Wissen 2017) und der Externalisierungsgesellschaft (Les- 
senich 2016) ein, mit denen entscheidende Momente des Nord-Süd-Verhältnisses 
besonders gut erfasst werden können. 


4.1.1 Imperiale Lebensweise und Externalisierungsgesellschaft 


Migrationspolitiken lassen sich vor dem Hintergrund des bisher Gesagten nur 
im Kontext globaler Machtverhältnisse analysieren. Sie können als »historisch- 
spezifische Ausprägung dieser Nord-Süd-Regulation untersucht werden«, so Bu- 
ckel, und somit als Moment »der imperialen Lebensweise« (Buckel 2013, 51). Die 
durch Grenzziehungen geschaffenen Zäsuren zwischen einem Innen und Außen, 
zwischen Staatsbürger:innen und Migrant:innen stehen, wie im Folgenden ge- 
zeigt werden soll, in einem fundamentalen Zusammenhang mit der imperialen 
Produktions- und Lebensweise (Brand/Wissen 2017). Das Konzept der Externa- 
lisierungsgesellschaft (Lessenich 2016) bietet darüber hinaus mit dem Begriff 
des »Externalisierungshabitus« eine wichtige Erweiterung für das Verständnis 
des Zusammenhangs von Migrationspolitik und der Regulierung des Nord-Süd- 
Verhältnisses an. Im folgenden Absatz werden zunächst die beiden Konzepte 
entsprechend ein- und zusammengeführt. 

Im Vergleich zu anderen Theorien, die ebenfalls das Nord-Süd-Verhältnis als 
Herrschafts- und Abhängigkeitsverhältnis analysieren - Imperialismustheorien, 
Weltsystem- und Dependenztheorien, die Regulationstheorie oder postkoloniale 
Ansätze -, nimmt die Theorie der »Imperialen Lebensweise« der Politikwissen- 
schaftler Ulrich Brand und Markus Wissen (2017) eine besondere Akzentsetzung 
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vor (Buckel/Kopp 2022, 76ff.). Denn der Kerngedanke der imperialen Lebensweise 
bestehe darin, 


»dass das alltägliche Leben in den kapitalistischen Zentren wesentlich über 
die Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse und der Naturverhältnisse 
andernorts ermöglicht wird: über den im Prinzip unbegrenzten Zugriff auf das 
Arbeitsvermögen, die natürlichen Ressourcen und die Senken [...] im globalen 
Maßstab« (Brand/Wissen 2017, 43).” 


Mit dem Adjektiv »imperial« betonen die Wissenschaftler »die globale und die 
ökologische Dimension der Lebensweise« (Brand/Wissen 2017, 45) und schließen 
mit dem Begriff an die wissenschaftliche Debatte an, die von einer konstitutiven 
Bedeutung von Kolonialismus und Imperialismus für die Entstehung und Stabili- 
sierung kapitalistischer Gesellschaften des globalen Nordens ausgeht (Buckel/Kopp 
2022, 76f.). Der analytische Wert des Begriff der Produktions- und Lebensweise 
liegt in seinem Verweis auf die hegemoniale Vorstellung eines guten Lebens, die ge- 
sellschaftlich breit akzeptiert wird (Brand/Wissen 2017, 89) und sich in Praxen und 
Institutionen verfestigt (ebd., 45). Die Alltagspraxen nehmen in der Analyse damit 
eine zentrale Stellung ein, die für eine hegemonietheoretische Analyse von beson- 
derer Bedeutung sind (siehe 2.2.2).? So verweise der Begriff »auf die Produktions-, 
Distributions- und Konsumnormen, die tiefin die politischen, ökonomischen und 
kulturellen Alltagsstrukturen und -praxen der Bevölkerung im globalen Norden 
und zunehmend auch in den Schwellenländern des globalen Südens eingelassen 
sind« (Brand/Wissen 2017, 44). Dabei bestehe eine teilweise eklatante Ungleich- 
heit auch innerhalb der Staaten im globalen Norden fort,* auch wenn sich die 


2 Mit »Senken« sind Ökosysteme wie Regenwälder oder Ozeane gemeint, die mehr umwelt- 
schädliche Stoffe wie CO, aufnehmen können, als sie selbst an die Umwelt abgeben. 

3 Brand und Wissen heben hervor, das Konzept der Lebensweise stehe insofern in der Tradition 
Antonio Gramscis, »als wir davon ausgehen, dass sich eine widersprüchliche Gesellschaftsfor- 
mation wie die kapitalistische nur reproduzieren kann, wenn sie in den Alltagspraxen und im 
Alltagsverstand verankert ist und dadurch gleichsam »natürlich« wird.« (Brand/Wissen 2017, 
45) 

4 Stefanie Hürtgen (2018) und Klaus Dörre (2019) weisen darauf hin, dass das Konzept der 
imperialen Lebensweise die Gefahr berge, ein »vereinnahmendes »wir« zu kreieren (Dörre 
2019, 247ff.): »Wo eben noch von Klassen, Geschlechterhierarchien und ethnischen Spaltun- 
gen die Rede war, zieht dieses »wir< dann doch vieles zusammen, was so nicht zusammenge- 
hört« (ebd., 248). Auf diese Kritik hin stellten Brand und Wissen klar, es gehe ihnen gerade 
darum zu zeigen, »dass die imperiale Lebensweise konstitutiv mit ausdifferenzierten Klas- 
sen-, Geschlechter- und rassifizierten Verhältnissen verbunden« sei (Brand/Wissen 2019, 23) 
und führten dies in ihrem Artikel »Gesellschaftsanalyse im globalen Kapitalismus« weiter aus 
(ebd.). Trotz der Notwendigkeit dieser Klarstellung, bleibt der globale Zusammenhang, der 
mit dem Konzept derimperialen Lebensweise (und demjenigen der Externalisierungsgesell- 
schaft) herausgearbeitet wird, für meine Analyse von besonderer Relevanz. 
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imperiale Lebensweise seit dem Fordismus hier weitgehend verallgemeinert habe 
(ebd., 85ff.). Denn die imperiale Lebensweise reproduziere sich »entlang vielfältiger 
gesellschaftlicher Spaltungslinien« (ebd., 61): Sie ist von vielfältigen Herrschafts- 
verhältnissen der kapitalistischen Vergesellschaftungsweise - Klassenspaltungen, 
Rassismus, Sexismus, Ausbeutung der Natur - durchzogen (siehe auch Buckel 
2015). Der Begriff besage nicht, so Brand und Wissen, dass alle Menschen - zumal 
im globalen Norden - gleich lebten, sondern »dass bestimmte geteilte Vorstellun- 
gen von »gutem Leben und gesellschaftlicher Entwicklung vorherrschen« (Brand/ 
Wissen 2017, 62). Nicht zuletzt die Verankerung im Alltagsverstand und in den All- 
tagspraxen, verleiht der imperialen Produktions- und Lebensweise ihre Stabilität. 
Diese stabile Verankerung beruhe auch darauf, dass die sozialen und ökologischen 
Voraussetzungen, auf denen die Konsummuster der imperialen Lebensweise be- 
ruhen, unsichtbar bleiben (Brand/Wissen 2017, 44). An der damit geschaffenen 
Normalität, die ausblendet, auf welchen Formen der Ausbeutung und Zerstörung 
sie beruht, knüpft auch das Konzept der »Externalisierungsgesellschaft« (Lessenich 
2016) des Soziologen Stephan Lessenich an. 

Darin wird der Begriff der »Externalisierung« zentral gesetzt und meint: »Aus- 
beutung fremder Ressourcen, Abwälzung von Kosten auf Außenstehende, Aneig- 
nung der Gewinne im Innern, Beförderung des eigenen Aufstiegs bei Hinderung 
(bis hin zu Verhinderung) des Fortschreitens anderer« (Lessenich 2016, 25). Auch 
Lessenich verweist darauf, dass der darin zum Ausdruck kommende »Zusammen- 
hang des Lebens der einen auf Kosten der anderen« (ebd., 24) von großen gesell- 
schaftlichen Mehrheiten in stillem Einvernehmen oder unter aktiver Beteiligung ge- 
tragen wird (ebd., 25) - und damit als hegemonial gelten kann. Die Verankerung im 
Alltagshandeln der Externalisierung (Lessenich 2016, 48) wird auch hier zum we- 
sentlichen Moment. 

Externalisierung operiere alltagspraktisch in Form eines spezifischen Exter- 
nalisierungshabitus, beschreibt Lessenich (2016, 52). Damit macht er das Habitus- 
Konzept Bourdieus mit seinem Fokus auf die Verinnerlichung der eigenen sozialen 
Stellung und dadurch geprägten Alltagspraxen fruchtbar. Bourdieu selber bezeich- 
net den (Klassen-)Habitus als das »einheitsstiftende Erzeugungsprinzip der Praxis 
[...] als Inkorporation der Klassenlage« (Bourdieu 1987, 175). An anderer Stelle spricht 
er vom Habitus als dauerhaften inkorporierten Dispositionen (Bourdieu 2017, 173f.). 
Auch Brand und Wissen schlagen von ihrem auf gramscianischen Begriffen auf- 
bauenden Konzept der imperialen Lebensweise eine Brücke zum bourdieuschen 
Habitus. Dieser vermittle zwischen »bewusstem Handeln und seinen unbewuss- 
ten Voraussetzungen« und ermögliche »die Ebene des Alltagshandelns mit der 
der gesellschaftlichen Strukturen zu verbinden« (Brand/Wissen 2017, 49, Herv. i. O.). 
Lessenich spricht in seiner Adaption als Externalisierungshabitus von einer durch 
Individuen und Kollektive »habituell vollzogenen Praxis der Auslagerung der Kosten 
ihrer Lebensweise auf Dritte und der gleichzeitigen Ausblendung ebendieses Struk- 
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turzusammenhangs aus ihrer alltäglichen Lebensführung.« (Lessenich 2016, 61f., 
Herv. i. O.) Ich argumentiere, dass das Konzept des Externalisierunghabitus durch 
den Rickgriffauf das bourdieusche Habitus-Konzept das Moment der Ausblendung 
und Unsichtbarmachung von Herrschaftsverhältnissen präzise erfasst. Damit stellt 
es für die Erklärung der Stabilität der imperialen Produktions- und Lebensweise 
eine zentrale Erweiterung dar. Wie der Externalisierungshabitus wesentlich zur 
Erklarung des hegemonialen Verstandnisses von Fluchtursachen(-bekampfung) 
beiträgt, wird in Kapitel 8 ausgeführt. An dieser Stelle sollen die Konzepte der 
imperialen Lebensweise und Externalisierungsgesellschaft zunächst für die Frage 
nach dem Zusammenhang von Migrationspolitiken und dem globalen Nord-Süd- 
Verhältnis fruchtbar gemacht werden. 


4.1.2 Grenzen und Nord-Süd-Regulation 


Zwei Aspekte der beiden Konzepte Externalisierungsgesellschaft und imperiale Le- 
bensweise sind für das Verständnis von Migration, Migrationspolitik und Grenzen 
im Kontext des globalen Nord-Süd-Verhältnisses hervorzuheben. Erstens die ihnen 
innewohnende Exklusivität, die eine Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse bildet, und zweitens die Ausblendung der ihnen in- 
härenten Gewalt, die stabilisierend wirkt. 

Der erste Aspekt basiert auf der Feststellung, dass die imperiale Produktions- 
und Lebensweise auf Exklusivität beruht. Sie »kann sich nur so lang erhalten, wie sie 
ihre Kosten in ein Außen verlagern, also externalisieren kann« (Brand/Wissen 2017, 
15) - ein Außen, das staatliche und suprastaatliche Grenzen erst hervorbringen. Es 
ist somit der staatliche Apparat der Grenze, der die Alltagspraktiken absichert, diein 
die imperiale Lebensweise eingelassenen sind. Poulantzas beschreibt diese Grenz- 
ziehung zwischen einem Inneren und einem Außen als wesentliche staatliche Pra- 
xis: Der kapitalistische Staat monopolisiert mittels Grenzen, die Innen und Außen 
festlegen, die Verfahren zur Organisierung des Raums (Poulantzas 2002, 130ff.). Er 
beruht auf der »Homogenisierung des Raumes« (ebd., 126), und »dieser homogeni- 
sierte Raum ist das »Volk als Nation« (ebd.), das gegen das Außen abgegrenzt wird. 
Dass sich die imperiale Produktions- und Lebensweise im globalen Norden verallge- 
meinern und - auf ungleiche Weise bis tief in die Arbeiter:innenklasse hinein - he- 
gemonial werden konnte, beruht wesentlich auf dem Zugriffauf dieses »Außen«, auf 
Arbeitskraft und Ressourcen im globalen Süden (Brand/Wissen 2017, 88). Einen Zu- 
griff also auf Menschen, die kaum an dieser Lebensweise teilhaben, auf Ressourcen, 
die gewinnbringend verwertet werden und auf Orte, in die die ökologischen und 
sozialen Kosten dieser Produktions- und Lebensweise externalisiert werden. Die 
Beschränkung des Zugangs zu den kapitalistischen Zentren und vor allem zu den 
dort gewährten sozialen Rechten wurde vor dem Hintergrund der Verallgemeine- 
rung der imperialen Lebensweise im Fordismus umso vehementer. Denn es galt, die 
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sozialstaatlichen Errungenschaften, die durch den »national-sozialen Staat« (Bali- 
bar 2010) auch der Arbeiter:innenklasse im globalen Norden gewährt wurden, gegen 
Zugriffe von außen zu verteidigen. Georgi beschreibt die damit einhergehende Dy- 
namik mit Blick auf die immer repressiver ausgestalteten Migrationspolitiken: »Mi- 
grationspolitisch entscheidend war, dass die relative Privilegierung durch den eige- 
nen Staat, sowohl materiell wie symbolisch, finanziell wie ideologisch, nur funktio- 
nierte, solange es sich um eine exklusive, zahlenmäßig beschränkte, eine ausgren- 
zende Privilegierung handelte« (Georgi 2019b, 186). Die äußerst chauvinistischen 
Abwehrreaktionen im globalen Norden in den 1990er Jahren gegenüber Fluchtmi- 
gration aus dem globalen Süden seien daher als Versuche zu verstehen, die prekären 
national-sozialen Klassenkompromisse im Norden zu verteidigen (ebd., 187). 

Zugleich beruht die hegemoniale Lebensweise auf einem »Außen«, das sich im 
»Innern« befindet: durch Entrechtung und eine dadurch verursachte Verletzlich- 
keit können auch illegalisierte Arbeiter:innen und unbezahlte Care-Arbeit als die- 
sem »Außen« zugehörig definiert werden. Etienne Balibar spricht in diesem Kon- 
text von »inneren Grenzen« (Balibar 1993, 82f.). Denn die »Lage der Einwanderungs- 
gruppen« mache deutlich, »dass die »aufSere< Grenze faktisch zur >inneren Grenze< 
geworden ist« (ebd., 92). Balibar schreibt: 


»Die Realität ist hier genau die Umkehrung der offiziellen Rechtfertigung: nicht 
weil diese Bevölkerungen irreduzibel anders sind, müssen sie vom Staat anders 
behandelt werden, sondern weil der Staat sie im Gegenteil rechtlich und faktisch 
anders behandelt, verdunkeln ihre kulturellen, beruflichen und ethnischen Unter- 
schiede (die oft nicht bedeutender als andere innerhalb der »nationalen Gemein- 
schaft: sind), was sie mit der herrschenden Bevölkerung gleichsetzt und werden 
Gegenstand von Diskriminierung und Ausschließung.« (ebd., 92f., Herv. i. O.) 


Sowohl die äußeren als auch die inneren Grenzziehungen erweisen sich als unent- 
behrlich: Als Abgegrenztes muss das »Außen« erhalten bleiben. So argumentiert 
auch Lessenich, dass in der Externalisierungsgesellschaft der Zugriff und die Si- 
cherstellung der Exklusivität zentral seien (2016, 59, Herv. i. O.): »Ausbeutung und 
soziale Schließung stellen gemeinsam den modus operandi der Externalisierungsge- 
sellschaft dar.« Der Soziologe Steffen Mau bezeichnet die Grenze in diesem Sinne 
treffend als »Sortiermaschine« (Mau 2021). 

Eine globale Verallgemeinerung der imperialen Lebensweise ist demnach un- 
möglich und die Aufrechterhaltung ihrer Exklusivität eine notwendige Bedingung. 
Das Bemühen darum, den Zugang zu beschränken oder nur unter der Gewäh- 
rung eingeschränkter Rechte zuzulassen, prägt die Politiken zur Regulierung von 
Fluchtmigration. Besonders augenscheinlich wird das Moment der Exklusivität 
angesichts hochgesicherter Grenzbefestigungen, die entlang von Wohlstandsgren- 
zen die Zäsuren zwischen Innen und Außen markieren. Denn Migrationspolitik 
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verweist »wie kaum ein anderes Politikfeld auf ein Außen der EU, auf jenes Andere, 
welches sie durch ihre Grenztechniken geradezu hervorbringt« (Buckel 2013, 50£.). 

Ich komme nun zum zweiten zentralen Aspekt: Denn die Grenze halt nicht nur 
die Zasur zwischen einem Innen und einem Außen aufrecht. Sie macht auch die 
Herrschaftsverhältnisse, die sich im globalen Nord-Süd-Verhältnis einlagern, un- 
sichtbar (Buckel et al. 2014, 40) und stabilisiert damit die imperiale Produktions- 
und Lebensweise: »Die Grenze ist eine Invisibilisierungs-Technik«, so Buckel (2013, 
59). Grenzen suggerieren, dass sich die Realitäten innerhalb von Staaten unabhän- 
gig von deren Verstrickung in globale Ungleichheits- und Ausbeutungsverhältnis- 
se verstehen lassen (Buckel et al. 2014, 39). Die von Grenzen manifestierten Zäsuren 
festigen damit die imperiale Lebensweise, indem sie ihre materiellen Voraussetzun- 
gen ausblenden: das asymmetrische Nord-Süd-Verhältnis. Dies betrifft sowohl sei- 
ne aktuelle Ausprägung als auch seine historische Entstehung, die auf die Verhee- 
rungen des Kolonialismus und die gewaltvoll durchgesetzte globale Arbeitsteilung 
verweist.” Es lässt sich angesichts der wirkmächtigen Verdrängungsleistung, die 
Grenzziehungen hervorbringen, von einer »tief verankerten Hegemonie der Gren- 
ze« (ebd., 40) sprechen: Migrations- und Grenzkontrollen sind im Alltagsverstand 
eingelagert und erscheinen als natürlich und alternativlos, anstatt als kontingent 
und veränderbar. 

Die Trennung zwischen Innen und Außen ermöglicht es, die gewaltsamen glo- 
balen Verhältnisse, die sich im globalen Norden als Leben »über die Verhältnisse an- 
derer« (Lessenich 2016, 64, Herv. i. O.) darstellen, auszublenden. Im Rückgriff auf 
Lessenich verstehe ich die »tiefverankerte Hegemonie der Grenze« als zentrales Mo- 
ment des Externalisierungshabitus, da die Grenze eine unverzichtbare Rolle bei der 
Ausblendung globaler Ungleichheitsverhältnisse darstellt. Das Konzept des Exter- 
nalisierungshabitus stellt einen wichtigen Beitrag dar, um die Unsichtbarmachung 
und damit Stabilisierung des Nord-Süd-Verhältnisses zu erfassen. Denn es betont 
beide Momente gleichermaßen: eine »habituell vollzogene Praxis« und die damit 
einhergehende »Ausblendung« (Lessenich 2016, 61f.). Wie sich die tief verankerte 
Hegemonie der Grenze und der Externalisierungshabitus im Diskurs um Fluchtur- 
sachen(-bekämpfung) ausdrücken, ist Teil der Ausführungen in Kapitel 8. 


4.1.3 Postkoloniales Grenzregime 


Im Anschluss an das bisher gesagte, kann das europäische Grenzregime als post- 
kolonial verfasst charakterisiert werden. »Postkolonial« bezeichnet dabei keine auf 


5 Nicht zuletzt die Geschichte des Rassismus schreibt sich in diese globalen Verhältnisse und 
ihre Regulation mittels Migrationspolitiken ein. So stellen sich die gegenwärtigen Verstär- 
kungen der europäischen Grenze auch als »re-drawing of the global colour line« (De Genova 
2017b, 2) dar. 
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den Kolonialismus zeitlich folgende Epoche. Denn »post« verweist nicht auf eine li- 
near-zeitliche Bestimmung, sondern meint tiber den Kolonialismus hinausgehend 
im Sinne eines Fortwirkens kolonialer Verhältnisse in dekolonisierten Gesellschaf- 
ten, aber auch die Widerstande dagegen (Castro Varela/Dhawan 2015, 16ff.). 

Einerseits lassen sich Fluchtmigrationsbewegungen als Moment (post-)kolonia- 
ler Konstellationen beschreiben. So schreibt Nicholas de Genova: »Today, in the ex- 
tended aftermath of decolonization for the hundreds of millions of people who for- 
merly were largely confined to the mass prison labour camps that were Europes 
colonies, Europe is now confronted with migrants and refugees from those same 
countries.« (De Genova 2016, 351) Die eklatante Zunahme von Fluchtmigration im 
späten zwanzigsten Jahrhundert müsse als historische Nachfolge der massenhaf- 
ten globalen Immobilisierung von Arbeitskraft in den europäischen Kolonien ange- 
sehen werden (ebd.): 


»[VJirtually all migrations and refugee movements that today seek their futures 
in Europe have been deeply shaped by an indisputably European (colonial) past. 
Furthermore, particularly for those who flee the devastation of war and military 
occupation or civil war — from Afghanistan or Iraq to Syria, Libya, Somalia, or Mali 
(to name a few) — the expansive human consequences [...] are likewise inextricable 
from their entrenched and enduring European >post<colonial entanglements.« 
(De Genova 20172, 18) 


Aufgrund dieser unmittelbaren Verbindung zwischen (post-)kolonialen Verhältnis- 
sen und den Bewegungen der Fluchtmigration sei der Ausspruch »We are here be- 
cause you were there« zu einem eindrücklichen Slogan migrantischer Kämpfe in Eu- 
ropa geworden, so De Genova (ebd.). 

Andererseits deutet der Begriff »postkoloniales Grenzregime« auf die Regierung 
der Mobilitat post-kolonialer Subjekte (Buckel 2013, 52). Eine Regierung, die immer 
wieder von Neuem auf die Bewegungen der Fluchtmigration reagieren muss. Mit 
der stetigen Verstärkung und Neukonfiguration der europäischen Grenze in den 
letzten Jahrzehnten, so De Genova (2017a, 18), sei Europa fleißig damit beschäftigt 
gewesen, die kolonialen Grenzziehungen neu zu markieren: zwischen einem euro- 
päischen Raum, der weitgehend »for Europeans only« reserviert werde, und dem, 
was der Autor als »postcolonial harvest of centuries of European exploitation and 
subjugation« (ebd.) bezeichnet. Das Grenzregime ist also auch insofern postkolonial 
verfasst, als dass es die Mobilität postkolonialer Subjekte oft gewaltsam beschränkt 
und verhindert oder auf illegalisierte postkoloniale Arbeitskräfte zugreift. Denn es 
geht nicht um eine undurchlässige Exklusion, sondern um einen »Prozess der stu- 
fenweisen Inklusion, welcher der schrittweisen Einbeziehung - und Unterordnung 
- der notwendigen ausländischen Arbeitskräfte dient« (Cuttitta 2010, 28f.). Sowohl 
mit dem physischen Ausschluss, der tödliche Folgen haben kann, als auch mit der 
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von Rechtlosigkeit geprägten Inklusion werden die kolonialen Grenzverläufe neu 
gezogen. 

Mit den Ausführungen zum Zusammenhang von Nord-Süd-Antagonismus und 
(europäischen) Migrationspolitiken habe ich den für den untersuchten Konflikt 
um Fluchtursachenbekämpfung relevanten strukturellen Kontext dargelegt. Der 
nun folgende Abschnitt wendet sich vor diesem Hintergrund der Geschichte der 
Europäisierung der Migrationspolitik und damit dem historisch-konjunkturellen 
Kontext zu. Es zeigt sich: Neben dem asymmetrischen Nord-Süd-Verhältnis hat 
als zweite zentrale Konfliktlinie die innere Spaltung des europäischen Integrati- 
onsprojektes selbst die europäische Migrationspolitik von Beginn an mitgeprägt 
(Buckel/Kopp 2021, 41). Beide Konflikte werden nicht grundsätzlich bearbeitet oder 
gar behoben und treten daher in immer neuen Ausprägungen zu Tage. Da sie un- 
gelöst im europäischen Staatsapparate-Ensemble fortbestehen, dienen Strategien 
der Externalisierung von Migrationskontrolle als Möglichkeiten der zumindest 
temporären Beilegung und Krisenbewältigung: Die Auslagerung der Grenz- und 
Migrationskontrolle in die Staaten an den europäischen Außengrenzen und bis 
weit in den globalen Süden (ebd.). 


4.2 Europäisches Grenzregime 


In diesem zweiten Teil der Kontextanalyse werden zunächst die wesentlichen 
Entwicklungen der europäischen Migrationspolitik knapp nachgezeichnet und 
aufgezeigt, wie sich Strategien der Externalisierung als wesentliches Element 
darin einfügen. Da der Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung eng verknüpft 
mit der europäischen Externalisierungspolitik ist - der Kooperation mit Transit- 
und Herkunftsländern zur Migrationskontrolle -, liegt der Schwerpunkt auf de- 
ren Herausbildung. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen soll abschießend 
nachvollziehbar werden, wie um die Jahrtausendwende das politische Projekt 
des Migrationsmanagements - wenn auch stets umkämpft — eine hegemoniale 
Stellung erlangte. 


4.2.1 Europäisierung der Migrationspolitik 


Erste Ansätze, Migration als europäische Angelegenheit wahrzunehmen und damit 
verknüpfte Politiken zu koordinieren, bildeten sich bereits Mitte der 1970er Jahren 
heraus. Die sogenannte TREVI-Arbeitsgruppe (Terrorisme, Radicalisme, Extremisme et 
Violence Internationale), die als hochrangige Arbeitsgruppe außerhalb des EG-Rah- 
mens eingesetzt wurde, sollte die grenzüberschreitende Polizeikooperation koor- 
dinieren. Beteiligt waren Polizeikräfte und hohe Beamte der Innenministerien. Die 
Gruppe weitete Mitte der 1980er Jahre ihre Arbeit schließlich auf die Themen Migra- 


4. Kontext-Analyse: Fluchtursachen und umkämpftes Nord-Süd-Verhältnis 


tion und Asyl aus (Lavenex 2001, 87), womit der Migrations- und Grenzpolitik »eine 
polizeiliche und versicherheitlichte Logik von Anfang an eingeschrieben war.« (Kas- 
parek 2017, 18) Die 1990er Jahre sollten schließlich das Jahrzehnt werden, in dem die 
zentralen Grundsteine für eine Europäisierung der Migrations- und Grenzpolitik 
gelegt wurden. Das Schengener Abkommen, die Dublin-Verordnung und der Ver- 
trag von Amsterdam sind für das Verständnis der weiteren Entwicklungen und der 
bis in die Gegenwart anhaltenden Konflikte, die sich in der europäischen Migrati- 
onspolitik manifestieren, von besonderer Bedeutung. 

Zwar hatten sich bereits 1985 im luxemburgischen Schengen die Staats- und Re- 
gierungschefs Deutschlands, Frankreichs und der Benelux-Staaten getroffen und 
das Schengener Übereinkommen‘ mit dem Ziel unterzeichnet, den Weg für die Ab- 
schaffung der Binnengrenzen zwischen ihren Staaten zu ebnen. Es sollte jedoch bis 
zur Verabschiedung des Schengener Durchführungsübereinkommen (SDU)’ im Ju- 
ni 1990 dauern, bis dieses Vorhaben konkret wurde. Die beschlossene Personenfrei- 
zügigkeit im Innern des »Schengenraums« hatte zur Bedingung, dass als »ausglei- 
chende« Maßnahme die Außengrenzen gemeinsam gesichert und verstärkt kontrol- 
liert werden sollten: Mit Schengen entstand die »europäische Außengrenze« (Wal- 
ters 2002, 566). Mit der Vereinheitlichung der Visa-Vorschriften zwischen den betei- 
ligten Staaten, wurde der Zugang zum Schengenraum weiter begrenzt. Außerdem 
beinhaltete Schengen die polizeiliche Zusammenarbeit und Kooperation im Justiz- 
wesen und legte mit dem Schengener Informationssystem (SIS) die Grundlage für 
den Austausch von personenbezogenen Daten. Im März 1995 trat das SDU in Kraft, 
dem in der Zwischenzeit weitere Staaten beigetreten waren. 

1997 wurde mit dem Vertrag von Amsterdam? das Schengener Abkommen in den 
europäischen Rechtsrahmen überführt und die Themen Migration und Asyl waren 
fortan Teil der ersten vergemeinschafteten Säule der EU. Daher lässt sich erst mit 
Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags 1999 von einer genuin europäischen Migra- 
tionspolitik sprechen (Buckel 2018, 438; Buckel et al. 2014, 49). Die Dynamiken der 
Vergemeinschaftung bezogen sich im weiteren Prozess der Europäisierung in erster 
Linie auf die Bereiche Asyl und Grenzschutz. Fragen hinsichtlich legaler Einwande- 
rung und Arbeitsmigration blieben weitgehend im Zuständigkeitsbereich der Na- 


6 Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen. 

7 Übereinkommen vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 
vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen. Amtsblatt EG L239 vom 22.9.2000. 

8 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender 
Rechtsakte. Amtsblatt EG C340 vom 10.11.1997. 
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tionalstaaten. So war mit Schengen auch eine Annäherung der Asylpolitik verein- 
bart worden, weshalb zeitgleich mit dem SDÜ das Dubliner Übereinkommen im 
Juni 1990 unterzeichnet wurde (Klepp 2011, 51). Letzteres sollte der Verantwortungs- 
klärung für die Durchführung von Asylverfahren dienen und verhindern, was diffa- 
mierend »asylum shopping« genannt wurde: die Stellung von Asylanträgen in un- 
terschiedlichen Mitgliedstaaten. Das Dubliner Übereinkommen trat im September 
1997 in Kraft und legte fest, dass derjenige EU-Mitgliedstaat, über dessen Territori- 
um eine Asylsuchende nachweislich eingereist ist, für die Durchführung des Asyl- 
verfahrens zuständig ist. Die individuellen (Schutz-)bedürfnisse und Wünsche der 
Geflüchteten blieben unberücksichtigt. Insbesondere mit der seit März 2003 wirk- 
samen Dublin II-Verordnung,? die das Dubliner Übereinkommen in Unionsrecht 
überführte, wurde die Zuständigkeit für Asylverfahren damit primär den Staaten an 
den EU-Außengrenzen übertragen.” Effektiv umsetzbar wurde das Dublin-Über- 
einkommen bzw. die Dublin-Verordnung jedoch erst mit der Eurodac-Datenbank,” 
die ab 2007 tatsachlich funktionsfahig war (Kasparek 2017, 35). 

Mit »Dublin« entstand - in grober Missachtung der Interessen und Einwän- 
de der Außengrenzenstaaten wie Italien, Griechenland oder Malta - das, was Bu- 
ckel als den »ersten Ring der Externalisierung« beschreibt (Buckel 2018, 441). Die 
EU-Staaten ohne Außengrenzen hatten es damit geschafft, einen Großteil der Ver- 
antwortung für Asylsuchende auszulagern in Richtung ihrer süd-östlichen Nach- 
barn, auch wenn die tatsächliche Durchsetzung der Verordnung am Widerstand 
von Geflüchteten und Praktiken der Verweigerung der Außengrenzenstaaten’” im- 
mer wieder scheiterte (Lorenz 2015). Die absehbare Folge dieser Delegation der Ver- 
antwortung für Asylverfahren durch die Dublin II- und ab 2013 die überarbeitete 


9 Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung von Kriterien 
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Asylantrags zu- 
ständig ist, den ein Staatsangehöriger eines Drittlandes in einem Mitgliedstaat gestellt hat. 

10 Über die Frage der Zuständigkeit für Asylverfahren hinaus legte der Vertrag von Amsterdam 
schließlich auch die Harmonisierung des Asylrechts und der Asylverfahren der EU-Mitglied- 
staaten fest, so dass zwischen 1999 und 2005 erste asylrechtliche EU-Richtlinien verabschie- 
det wurden, die gemeinsame Mindeststandards formulierten. Dabei gehörte Deutschland 
zu den »Kernländern« im Innern der EU, die eine besonders einflussreiche Rolle bei den Ver- 
handlungen spielten und schließlich Regelungen durchsetzen konnten, welche die Kernlän- 
der weitgehend entlasteten (Klepp 2011, 53f.). 

11 Eurodac ist eine Abkürzung für European Dactyloscopy, also ein Identifizierungssystem für den 
Abgleich von Fingerabdruckdaten Asylsuchender. Die Rechtsgrundlage für die Einrichtung 
der Datenbank ist die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom 11. Dezember 2000 über 
die Einrichtung von »Eurodac« für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effek- 
tiven Anwendung des Dubliner Übereinkommens. 2013 wurde eine Neufassung der Verord- 
nung beschlossen (Verordnung (EU) Nr. 603/2013). 

12 Beispiele dafür sind das Nicht-Erfassen von Fingerabdrücken und Zulassen der Durchreise 
(Lorenz 2015, 13). 
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Dublin III-Verordnung war eine massive Verschärfung der Migrationskontrollen an 
den EU-Außengrenzen und ein zunehmend gewaltsames Vorgehen gegen ankom- 
mende Flüchtende. Dies äußerte sich erstens in den Praktiken zur unmittelbaren 
Grenzkontrolle der jeweiligen EU-Staaten an der Außengrenze. Zweitens war man 
auf der europäischen scale bemüht, unterstützend tätig zu werden: Es war die 2004 
ins Leben gerufene europäische Grenzagentur Frontex, die zum zentralen Instru- 
ment und zugleich zum Symbol der europäischen Abschottungspolitik werden soll- 
te. Und drittens setzten die Grenzstaaten sowie die europäischen Staatsapparate 
auf die Externalisierung von Migrations- und Grenzkontrolle bis weit in Transit- 
und Herkunftsländer hinein. 


4.2.2 Externalisierungspolitik 


Seit Ende der 1990er Jahre stand der Prozess der Europäisierung der Migrati- 
ons- und Grenzpolitik zunehmend unter dem Zeichen »der Verschiebung, der 
Verräumlichung sowie der Vorverlagerung« (Kasparek 2008, 9) der europäischen 
Außengrenzen.” Die Grenzkontrollen wurden nicht nur in diejenigen Mitglied- 
staaten mit europäischen Außengrenzen verschoben (erster »Ring der Externa- 
lisierung«), vielmehr gestaltete sich der Grenzziehungsprozess des Schengener 
Raumes deutlich komplexer. Weit vor den tatsächlichen europäischen Grenzen, al- 
so bereits in Drittstaaten, sollte das EU-Grenzregime und damit ein »zweiter Ring 
der Externalisierung« (Buckel 2018, 441) eine effektivere Kontrolle sicherstellen. Die 
Überzeugung, dass die Sicherung der Außengrenzen allein nicht genügte, setzte 
sich in den 2000er Jahren immer stärker durch. Im EU-Jargon wird von der external 
dimension von Migrationspolitik gesprochen.” 


13 Dabei istzu beachten, dass die Externalisierung von Grenzkontrollen kein neues Phänomen 
ist. Aino Korvensyrjä zeigt auf, dass die geografische Verlagerung europäischer Grenzen be- 
reits weit in die Zeit des Kolonialismus reicht. Sie kritisiert, dass die zeitliche Verortung euro- 
päischer Externalisierungspolitiken auch in der kritischen Migrations- und Grenzforschung 
daher zu kurz greife (Korvensyrjä 2017). Zaiotti verweist darauf, dass einige Elemente, die 
Aristide Zolberg 1999 bereits als »remote control« Praktiken beschrieben habe - wie bei- 
spielsweise die Einführung von Visa —, bis zu den Anfängen der Migrationspolitik zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts reichten (Zaiotti 2016, 4). 

14 Inzwischen liegen zahlreiche wissenschaftliche Beiträge vor, die Externalisierungspoli- 
tik theoretisch zu fassen versuchen (u.a. Aubarell/Zapata-Barrero/Aragall 2009; Boswell 
2003; Brocza 2015; Cuttitta 2010; Gammeltoft-Hansen 2011; Lavenex 2006; Lavenex/ 
Schimmelfennig 2009; Papadopoulos 2007; Zaiotti 2016). Auch empirische Studien bieten 
Einblicke in konkrete Kooperationen (u.a. Bialasiewicz 2012; Brocza/Jäger 2015; Brot für die 
Welt/medico international e.V./Stiftung Pro Asyl 2014; Dünnwald 2015; Jakob/Schlindwein 
2017; Janicki/Böwing 2010; Klepp 2011; Kopp/Dünnwald 2014; Limam/Del Sarto 2015; Paul- 
hart 2015; Wolff 2016). 
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Zu zentralen Elementen der Externalisierungspolitik gehören unter ande- 
rem die europäische Visa-Politik, Rückübernahmeabkommen, Finanzierung oder 
Management von Haftzentren für Migrant:innen in Drittstaaten, Transfers tech- 
nischer Ausrüstung zur Grenzkontrolle in Länder wie beispielsweise Libyen, die 
Türkei, Ukraine oder Tunesien, Frontex-Arbeitsabkommen mit Drittstaaten, der 
Einfluss auf Gesetzgebungsprozesse im Bereich Migrations- und Flüchtlingspolitik 
in Transit- und Herkunftsländern oder gemeinsame Patrouillen in internationalen 
und Küstengewässern von Drittstaaten. Dabei werden die entsprechenden Maß- 
nahmen oftmals weder direkt durch europäische Institutionen und Staatsapparate 
umgesetzt noch durch Behörden in den betroffenen Transit- und Herkunftslän- 
dern. Internationale Akteure wie die Internationale Organisation für Migration 
(IOM) oder das UN-Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR), aber auch nichtstaat- 
liche Akteure haben im Bereich der Externalisierungspolitiken zunehmend an 
Bedeutung gewonnen (Geiger/Pécoud 2012). 

Im Folgenden gebe ich einen Überblick über die Entwicklung der EU-Externa- 
lisierungspolitik, die verstärkt ab Mitte der 2000er Jahre zu einer wichtigen Strate- 
gie werden sollte. Etwas ausführlicher widme ich mich dem Gesamtansatz für Mi- 
gration und Mobilität (GAMM), der vor dem Sommer der Migration das zentrale 
Rahmenwerk für die Kooperation der EU mit Transit- und Herkunftsländern dar- 
stellte. Bereits im Rat von Tampere beschlossen die europäischen Staats- und Regie- 
rungschefs im Oktober 1999 zur Weiterentwicklung der Asyl- und Migrationspolitik 
Partnerschaften mit Herkunfts- und Transitländern aufzubauen (Europäischer Rat 
1999). Das 2004 verabschiedete und auf die Tampere-Agenda folgende Haager Pro- 
gramm (2005-2010) sah schließlich erstmals eine systematische Einbindung von 
Drittstaaten in die europäische Migrationspolitik vor (Gassner 2015b, 44). Ein Vor- 
haben, das auf der europäischen scale erst Mitte der 2000er Jahre zunehmend kon- 
kreter werden sollte und sich auch in bilateraler Zusammenarbeit (bspw. zwischen 
Italien und Libyen, Spanien und Marokko oder Italien und Tunesien)" bereits reali- 
sierte. Ausschlaggebend für ein sehr viel entschiedeneres Vorantreiben der Externa- 
lisierungspolitik in den europäischen Staatsapparaten waren die dramatischen Er- 
eignisse, die sich im Herbst 2005 an den Grenzen der spanischen Exklaven auf afri- 
kanischem Territorium, Ceuta und Melilla, abspielten (Janicki 2015, 112). Die einzige 
Landgrenze zwischen Europa und dem afrikanischen Kontinent war bereits in den 
Vorjahren mit einem drei Meter hohen Zaun hochgerüstet worden. Versuche, auf 
diesem Weg spanisches Territorium zu erreichen, erfolgten dennoch immer wie- 
der. Im Sommer 2005 spitzte sich die Lage erheblich zu und Anfang Oktober kam es 


15 Im Rahmen der vorliegenden Arbeit kann nicht ausführlicher auf diese bilateralen Koope- 
rationen eingegangen werden. Siehe für weitere Informationen u.a. zu den Kooperationen 
Italien-Libyen (Cuttitta 2006; Klepp 2011), Spanien-Mauretanien (Dünnwald 2015), Italien- 
Tunesien (Cassarino 2014; Cuttitta 2006; Kopp/Dünnwald 2014). 
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schließlich zu einem kollektiven Versuch hunderter Migrant:innen die Grenzanla- 
gen zuüberwinden, bei dem sechzehn Menschen ums Leben kamen. Spanische und 
marokkanische Grenzbeamte waren mit massiver Gewalt gegen die Geflüchteten 
vorgegangen, sogar unter Einsatz scharfer Munition. Ein öffentlicher Aufschrei war 
den Bildern gefolgt, die auf einmal sehr plastisch aufzeigten, welche Brutalität und 
Gewalt die Realität an den Außengrenzen der EU bestimmte. Im Januar 2006 verab- 
schiedeten afrikanische Aktivist:innen, Intellektuelle und NGOs eine Erklärung im 
Rahmen des Polyzentrischen Weltsozialforums in Bamako, welche eine europäische 
Politik der Auslagerung in afrikanische Länder verurteilte (Karakayalı/Tsianos 2007, 
7). Vorgeschlagen wurde »ein Jahr der internationalen Mobilisierung für das Recht 
jedes Menschen, sich frei auf der Welt zu bewegen und über seine eigene Zukunft 
zu entscheiden« (ebd.). Die Entwicklungen an den Außengrenzen führten in Brüssel 
jedoch zu einer erheblichen Forcierung der »äußeren Dimension« der Migrations- 
politik, auch um die Grenzgewalt ins Vorfeld europäischer Grenzen zu verbannen. 
Bereits am 27. Oktober 2005 kam der Europäische Rat zu einem informellen Treffen 
in Hampton Court zusammen und beauftragte die EU-Kommission, eine Migrati- 
onsstrategie zu erarbeiten. Schließlich billigte der Rat Anfang Dezember die »Stra- 
tegie für die externe Dimension der JI-Politik [Justiz und Inneres, JK]: Freiheit, Si- 
cherheit und Recht im globalen Maßstab« (Rat der Europäischen Union 2005). Als 
globale Herausforderungen wurden darin Terrorismus, organisierte Kriminalität, 
Korruption und Drogen sowie die Lenkung der »Migrationsströme« genannt (Bro- 
cza 2015, 30). 

Den fortan für die Externalisierungspolitik zentralen Rahmen, den der Europäi- 
sche Rat am 13. Dezember 2005 beschloss, betitelte die Kommission mit »Gesamt- 
ansatz zur Migrationsfrage« (Global Approach to Migration - GAM). Obwohl darin 
die Wichtigkeit von Grenzkontrollen weiterhin betont wurde, hieß es nun, es gelte 
einen umfassenderen Ansatz zu Migration zu verfolgen: Neben den »Maßnahmen 
zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung« ziele der »kohärente Gesamtansatz« 
darauf, »in Zusammenarbeit mit den Drittländern die Vorteile der legalen Migration 
nutzbar« zu machen (Europäischer Rat 2005, 2). Migration wurde damit zu einem 
wichtigen Thema der Außen- und Entwicklungspolitik, denn eine allein repressi- 
ve Perspektive auf Migrationsbewegungen erwies sich als nicht durchsetzbar (Ja- 
nicki 2015, 113) — sowohl mit Blick auf die Eigensinnigkeit der Fluchtmigration als 


TI 
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auch auf die Anliegen und Forderungen der neuen Verhandlungspartner.” Die EU 
musste somit Anreize bereitstellen. 2011 wurde der »Global Approach« erweitert in 
den »Gesamtansatz für Migration und Mobilität« (GAMM) (Europäische Kommis- 
sion 2011). Der GAMM verband die Politikbereiche »irreguläre Migration und Men- 
schenhandel«, »legale Migration und Mobilität«, »Maximierung der Auswirkungen 
von Migration und Mobilität auf die Entwicklung« und schließlich kam auch »inter- 
nationaler Schutz und Asylpolitik« dazu (ebd.). Insgesamt lasse sich beim Gesamt- 
ansatz »das Ringen um eine neue Sicht und eine neue Sprache« (Kasparek 2017, 63) 
zu Migration erkennen, so Kasparek, da deutlich wurde, dass die Einbindung von 
Drittstaaten in die europäische Migrationspolitik Angebote erforderte. Unter ande- 
rem wurde dies in der Betonung des Zusammenhangs zwischen Migration und Ent- 
wicklung deutlich sowie in der Ankündigung, legale Migration zu erleichtern. Im 
Mai 2007 präsentierte die EU-Kommission in einer Mitteilung die sogenannten Mo- 
bilitätspartnerschaften, die zum wichtigsten Kooperationsinstrument auf Grund- 
lage des Gesamtansatzes werden sollten (Europäische Kommission 2007). Die Part- 
nerschaften sollten mit Staaten, »die zu erheblichen Anstrengungen zur Bekämp- 
fung der illegalen Migration bereit sind« (ebd., 2), sondiert werden. Zu den Zielen 
der Mobilitätspartnerschaften gehören: »zirkuläre Migration« zu fördern, um den 
Bedarf an Arbeitskräften in der EU zu decken und »positive entwicklungspolitische 
Wirkungen« (ebd.) in den Drittstaaten zu bewirken. Sogenannte irreguläre Migrati- 
on sollte weiter »eingedämmt« und die Rücknahmeverpflichtungen der jeweiligen 
Staaten forciert werden. Als Gegenleistung und Anreiz stellte die EU die Öffnung 
legaler Migrationswege in Form von Visaerleichterungen in Aussicht. 

Insgesamt zeichnete sich im GAM(M) zunehmend das ab, was in der wissen- 
schaftlichen Literatur als »Migrations-Entwicklungs-Nexus« (siehe u.a. Bastia/ 
Skeldon 2020, 4f.; Lavenex/Kunz 2008; Nyberg Sgrensen/Van Hear 2003) be- 
schrieben wurde. So standen seit Mitte der 2000er Jahre die positiven Effekte 
von Migration auf die Entwicklung in Herkunftsregionen im Fokus.” Unter dem 


16 Denn die Einbindung von Transit- und Herkunftsländern in die europäische Migrationspo- 
litik läuft den Interessen der betroffenen Staaten häufig entgegen. Viele Drittländer versu- 
chen stattdessen, die Ausreise eigener Staatsangehöriger zu fördern, da sie von den Rück- 
sendegeldern (remittances) der Migrant:innen profitieren. Manche Transitländer befürchten 
außerdem, durch die verstärkte Überwachung der eigenen Grenzen, selber zum »Einwan- 
derungsland« zu werden (Hess/Karakayalı 2007, 43), wenn Transitmigrant:innen keine Mög- 
lichkeit mehr haben, weiter zu reisen. 

17 Die Bewertung des Zusammenhangs von Migration und Entwicklung äußerte sich histo- 
risch sehr unterschiedlich (Nyberg Sgrensen/Van Hear/Engberg-Pedersen 2003, 6f.; Stielike 
2021, 17ff.). Wahrend in den 1960er Jahren und damit in der Hochphase des Gastarbeiter- 
regimes eine optimistische Sichtweise vorherrschte und die positiven Effekte von Migration 
auf Entwicklung (vor allem das Potenzial von Rücksendegeldern und Wissenstransfers etc.) 
hervorgehoben wurden, zeigte sich in den 1970er Jahren eine pessimistischere Perspektive. 
Im Fokus standen die Gefahren von Migration für Entwicklung, beispielsweise aufgrund des 
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Terminus Migrations-Entwicklungs-Nexus, den nicht zuletzt internationale Or- 
ganisationen wie die Internationalen Organisation für Migration IOM, die OECD 
oder die Weltbank verbreiteten, wurde ein win-win-win-Szenario propagiert, indem 
sowohl Herkunfts- und Aufnahmestaaten als auch die Migrant:innen selber von 
einer entwicklungsfördernden Migrationsregulierung profitieren sollten: Konzepte 
wie brain gain, social remittances (neben Geld auch Wissen und weitere Kenntnisse) 
oder brain circulation waren Ausdruck dieser Euphorie. Migrant:innen galten nun als 
Entwicklungsakteur:innen, die aufgrund von Rücksendegeldern, dem Transfer von 
Wissen und mittels Investitionen in ihren Herkunftsgesellschaften einen wichtigen 
Beitrag zur Entwicklung leisten sollten (Castles/Delgado Wise 2008, 3; Glick Schiller 
2020, 35f.; Schwertl 2015). Auch die jüngeren Diskurse um den Nexus, die Maria 
Schwertl als Ausdrucks eines »Hypes« deutet, suggerierten einen solchen »Tripple 
Win« (Schwertl 2015, 3). Migration wird in dieser Perspektive anstatt als Ausdruck 
eines »Problems«, als »Instrument« für Entwicklung gesehen (Lavenex/Kunz 2008, 
441). Doch trotz dieses »Hypes« zeigt ein Blick auf die Mobilitätspartnerschaften: 
außer wenigen nachfrageorientierten Angeboten der Mitgliedstaaten im Bereich 
der Saisonarbeit oder Hochqualifizierten, blieben die legalen Einwanderungs- 
möglichkeiten ein weitgehend leeres Versprechen (Janicki 2015; Kasparek 2017, 
68), weshalb auch kritisch von »Immobilitätspartnerschaften« gesprochen wurde 
(Brot für die Welt/medico international/Pro Asyl 2014, 13). In erster Linie sei die 
repressive Kooperation mit Drittstaaten befördert worden (Kasparek 2017, 68).” 


sogenannten brain drains, also der Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte (Carling/ 
Talleraas 2016, 14). Ausschlaggebend dafür sei auch das politische und wirtschaftliche Kli- 
ma gewesen: Als nach der Ölkrise in den 1970er Jahren eine immer repressivere Sicht auf 
Migration dominierte, wurden auch die Entwicklungseffekte von Auswanderung problema- 
tischer eingeschätzt (ebd., 14). Darüber hinaus sahen dependenz- sowie weltsystemtheore- 
tische Ansätze Migration als Ausdruck ungleicher Zentrum-Peripherie-Verhältnisse und be- 
schrieben die »Entwicklung durch Migration« als Beispiel für eine »abhängige Entwicklung« 
(Schwenken 2018, 187). 

18 Dabei wurden insbesondere zirkuläre Migrationsmodelle befürwortet. Die Betonung der an- 
gestrebten Rückkehr sollte auch rechte und konservative politische Kräfte in den Aufnah- 
megesellschaften milde stimmen. Castles und Delgado Wise wiesen daher darauf hin, dass 
der Migrations-Entwicklungs-Ansatz sich gut in die Strategie der Staaten im globalen Nor- 
den eingefügt habe, Einwanderungsbeschränkungen mit temporärer Migration zu kombi- 
nieren (Castles/Delgado Wise 2008, 8). In dem angeblichen win-win-win-Szenario blieb un- 
berücksichtigt, dass Migrant:innen in den temporären Migrationssituationen häufig ausbeu- 
terischen Arbeitsbedingungen und Prekarität ausgesetzt sind. 

19 Insgesamt schloss die EU bisher neun Mobilitätspartnerschaften, an denen jeweils unter- 
schiedliche EU-Mitgliedstaaten teilnehmen: Mit Kap Verde (2008), Moldau (2008), Georgien 
(2009), Armenien (2011), Aserbaidschan (2013), Marokko (2013), Tunesien (2014), Jordanien 
(2014) und Belarus (2015). Bei weiter entfernten Herkunfts- und Transitstaaten bemüht sich 
die EU um den Abschluss sogenannter Gemeinsamer Agenden zu Migration und Mobilität 
(CAMM). Diese bestehen mit Indien, Äthiopien und Nigeria (Bociek/Grewe/Zühlke 2019, 4). 
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Auferdem kritisierten die Politikwissenschaftlerinnen Sandra Lavenex und Rahel 
Kunz (2008), dass der sich abbildende »Migrations-Entwicklungs-Nexus« ledig- 
lich zu einer diskursiven Verschiebung geführt habe. Die tatsächlich umgesetzten 
politischen Maßnahmen seien weiterhin im Rahmen einer sehr restriktiven Mi- 
grationskontrollpolitik verblieben (Lavenex/Kunz 2008; Tsianos/Ibrahim 2009). 
Dennoch zeigt sich seit 2005, wie auch im Zuge der verstärkten Externalisierungs- 
bemühungen innerhalb der europäischen Staatsapparate um eine neue Perspektive 
auf Migration gerungen wurde (Kasparek 2017, 63ff.). 

Zahlreiche wissenschaftliche Beiträge (siehe u.a. Bialasiewicz 2012; Buckel 2013; 
Klepp 2011; Kopp/Dünnwald 2014; Moreno-Lax/Lemberg Pedersen 2019; Williams/ 
Mountz 2016) gehen davon aus, dass durch die Aus- und Vorverlagerung der Grenz- 
kontrollen das Grenzregime deutlich repressiver wurde und Geflüchtete aufimmer 
gefahrlichere und tödlichere Routen gezwungen werden. Verschiedene Autor:innen 
kritisierten auch, dass die Verantwortung für den Schutz von Flüchtlingen an die 
Anrainerstaaten delegiert und damit eigene rechtliche Verpflichtungen umgangen 
werden (Buckel 2013; Gibney 2005; Klepp 2011). Auch Menschenrechtsorganisatio- 
nen haben aus diesen Gründen die Externalisierungspolitik der EU immer wieder 
kritisiert (u.a. Brot für die Welt/medico international/Pro Asyl 2014; Human Rights 
Watch 2009; Migreurop 2011; Pro Asyl 2010). Die Kritiken verweisen darauf, dass 
sich in der Praxis hauptsächlich die repressiven Aspekte durchzusetzen vermoch- 
ten, die auf die Verhinderung illegalisierter Migration setzten. Dennoch wurde an- 
hand des Gesamtansatz für Migration und Mobilität deutlich, wie sich in den 2000er 
Jahren ein politisches Projekt herausbildet, das nicht mehr allein auf die Abwehr von 
Fluchtmigration setzte. Migration wurde zunehmend auch unter der Berücksichti- 
gung ökonomischer Nutzenkalküle verhandelt - eine Tendenz, die sich im Rahmen 
der Externalisierungspolitik vor allem rhetorisch äußerte. Das nächste Unterkapi- 
tel erörtert das politische Projekt des Migrationsmanagements, in dem sich dieser 
Perspektivwechsel manifestiert. 


4.2.3 Migrationsmanagement 


In den 2000er Jahren setzte sich zunehmend das politische Projekt des Migrations- 
managements als hegemoniale Regulierungsweise von Fluchtmigration in Europa 


Nur im Rahmen der Mobilitätspartnerschaft mit Kap Verde hat die EU tatsächlich ein Visali- 
beralisierungs- und Rückübernahmeabkommen getroffen (Koch/Weber/Werenfels 2018, 11). 
Insgesamt gilt das Instrument der Mobilitätspartnerschaften als relativ erfolglos und eini- 
ge Verhandlungen wurden schlussendlich abgebrochen (Kipp 2018, 8f.). Trotz der Partner- 
schaftsrhetorik und des Versuchs eine attraktive Anreizstruktur zu schaffen, scheinen die 
Mobilitätspartnerschaften nur sehr bedingtals»Kooperationsmaschine« (Schwiertz 2014, 57) 
zu funktionieren, um Transit- und Herkunftsländer für eine wirkungsvolle Einbindung in das 
europäische Grenzregime vorzubereiten und zu gewinnen. 
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durch (Buckel et al. 2014, 80ff.).”° Im Grunde genommen war es eine Krise der (na- 
tionalen) Regulierung und Kontrolle von Migration — welche sich zunehmend als 
nicht realisierbar erwies -, auf die das Migrationsmanagement eine Antwort zu ge- 
ben vermochte. Die Eigensinnigkeit (Benz/Schwenken 2005) der Migrationsbewe- 
gungen (siehe 2.3.2), die auch zu weiteren Ankünften und Asylanträgen in Europa 
führte, trat immer deutlicher zutage. Mit der Europäisierung der Migrationspolitik 
in den 1990er Jahren wurde auf diese Krise reagiert, da die nationalstaatliche Ebe- 
ne nicht mehr als adäquat angesehen wurde, Migration zu regulieren (Buckel et al. 
2014, 81). Außerdem bestand die »strategische Neuausrichtung der Migrationspo- 
litik in Europa« in »einer Ablösung der Abschottungslogik durch eine sehr viel fle- 
xiblere, utilitaristische Strategie.« (Ebd.) Dieses aufkommende Paradigma des Mi- 
grationsmanagements wurde weitgehend von Internationalen Organisationen ge- 
prägt. Während ein solches Konzept, das eine nach ökonomischen Erwägungen ge- 
steuerte Migrationspolitik implizierte, in den 1990er Jahren in Europa noch am Wi- 
derstand konservativer und chauvinistischer Kräfte gescheitert war, die Einwande- 
rung repressiv unterbinden wollten, ging der Einfluss dieser Kräfte auch aufgrund 
des Scheiterns der Kontrollversuche zur Jahrtausendwende zurück und es setzte 
sich ein neoliberaler Diskurs durch (Georgi 2019b, 254). Nicht zuletzt die Europäi- 
sche Kommission, aber auch internationale Organisationen wie die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und die IOM (Georgi 
2019b) fungierten als Stützpunkte des Migrationsmanagements (Buckel et al. 2014, 
83). Migration sollte nun nicht mehr strikt verhindert, sondern gewinnbringend ge- 
managed werden.” Geiger und P&coud fassen zusammen: »This implied both a »re- 
gulated openness toward economically needed and beneficial flows and the con- 
tinuation of restrictions regarding unwanted migration« (Geiger/Pécoud 2012, 3). 
Ziel war es, »die Wachstumspotenziale gesteuerter Migration zu realisieren« (Ge- 
orgi 2009). Im Zentrum des Migrationsmanagements befindet sich eine »utilitaris- 
tische Arbeitskraftstrategie, die sowohl auf der Anwerbung (hoch)qualifizierter als 
auch auf die faktische Ausnutzung illegalisierter Arbeit setzt« (Buckel et al. 2014, 
82). Dem neoliberalen Hegemonieprojekt gelang es schließlich, diese Strategien mit 
Forderungen des konservativen und national-sozialen Projektes zu verknüpfen, die 
auf eine forcierte Kontrolle illegalisierter Migration setzten sowie mit dem Anliegen 
des linksliberal-alternativen Projektes eines vereinfachten Zugangs migrantischer 
Arbeitskräfte (ebd.). Erst auf diese Weise konnte sich das Migrationsmanagement 


20 Das Migrationsmanagement löste vorhergehende Formen dieser Regulierung ab, wie bei- 
spielsweise das Gastarbeits- oder auch das Asylregime (Karakayalı 2008 in: Buckel 2013, 53). 

21 Verschiedene sozialdemokratische Regierungen in Europa ergänzten in den 2000er Jahren 
die Abschottungspolitiken durch utilitaristischere Elemente, wie bspw. die britische Regie- 
rung, die 2008 ein Einwanderungsgesetz einführte, das sich an einem ökonomisch ausge- 
richteten Punktesystem orientierte (Georgi 2014; 2019b, 255). 
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als hegemoniales Projekt etablieren: gesellschaftliche Debatten, institutionelle Pra- 
xen, wissenschaftliche Analysen und Gesetze bezogen sich auf den Begriff, der sich 
als selbstverständlicher Referenzpunkt von europäischen Migrationspolitiken eta- 
blierte. Im Anschluss an die Uberlegungen zu Beginn der Kontextanalyse (4.1) ent- 
spricht damit auch die Form der Regulation des Nord-Süd-Verhältnisses über die 
Migrationskontrolle in den 2000er Jahren der »europäischen Regulierungsweise« 
(Buckel 2013, 53) des Migrationsmanagements. 

2014 stellte bereits die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« (2014, 249) 
fest, wie sich das Migrationsmanagement aufgrund der Entwicklungen nach der 
Finanzkrise 2008 veränderte. So »wurden die repressiven Elemente in der Krise ver- 
stärkt und das konservative Hegemonieprojekt konnte [...] an Terrain gewinnen«, 
was insbesondere die neoliberalen Kräfte hinter dem Projekt des Migrationsma- 
nagements in Bedrängnis brachte.” Dieses modifizierte, aber weiterhin hegemo- 
niale politische Projekt des Migrationsmanagements wurde durch den Sommer 
der Migration 2015 erneut erschüttert. Buckel et al. konstatieren eine Offenheit der 
Situation: »Es wird sich in den kommenden Jahren zeigen, ob es den neoliberalen 
Kräften gelingt, ihre allgemeine Hegemoniekrise zu überwinden und in den border 
struggles das Projekt des Migrationsmanagement zu restabilisieren« (Buckel et 
al. 2018, 66). Zunächst besteht das politische Projekt des Migrationsmanagements 
weiterhin fort, wenn auch geprägt von einer Verschiebung der Kräfteverhältnisse zu 
Gunsten des konservativen Hegemonieprojekts (Georgi 2017). Diese Konstellation 


22 Den Folgen dieser Verschiebung geht Georgi (2019b) in seiner kritischen Geschichte der IOM 
nach. Denn in den 2010er Jahren gelangte die IOM-Leitung zu der Einschätzung, »dass ein an 
ökonomischer Effizienz und Wachstum orientiertes »Management« von Migration nur dann 
politisch durchsetzbar sein würde, wenn es gelang, migrationsfeindliche Kräfte im Globalen 
Norden durch einen positiven Migrationsdiskurs zurückzudrängen« (Georgi 2019b, 334). Eine 
Koppelung der neoliberalen Nützlichkeitserwägungen an das Versprechen, illegalisierte Mi- 
gration durch restriktive Kontrollen zu unterbinden, habe sich nicht mehr als erfolgsverspre- 
chend erwiesen, da sie »Ressentiments von Öffentlichkeiten und Regierungen« anstatt zu 
besänftigen, vielmehr befeuerten (ebd., 335). Die migrationsfeindlichen Einstellungen sei- 
en zunehmend als Hindernis wahrgenommen worden für eine an ökonomischen Nützlich- 
keitskriterien orientierte Migrationspolitik. In der Folge verschob die IOM als zentrale Prot- 
agonistin des Migrationsmanagements den Diskurs in eine linksliberale Richtung durch die 
Betonung von Menschenrechten und den Potenzialen von Migration. Ausschlaggebend für 
diesen Strategiewechsel und die Modifikation des politischen Projekts »Migrationsmanage- 
ment« waren laut Georgi drei migrationspolitische Widersprüche: Die eigensinnigen Flucht- 
migrationsbewegungen, die ab 2009 zu erneut ansteigenden Zahlen Geflüchteter und Asyl- 
suchender in Europa führten, die Wahlerfolge national-konservativer Kräfte und der wach- 
sende Einfluss linker und linksliberaler Kräfte in den migrationspolitischen Kräfteverhältnis- 
sen wichtiger Länder sowie international durch Akteur:innen des globalen Südens, soziale 
Bewegungen, UN-Organisationen und NGOs (ebd., 356f.). Allerdings verblieb diese Akzent- 
verschiebung bei der IOM weitgehend auf der rhetorischen Ebene (ebd., 338). 
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und die hegemoniale europäische Regierungsweise des Nord-Süd-Verhältnisses 
ist zentral für den Kontext, in dem der Diskurs um Fluchtursachen im Sommer 
der Migration eine Form von Wiederbelebung und neue Präsenz erfuhr. Denn der 
Frage, wie sich der Diskurs Fluchtursachen(-bekämpfung) zum Projekt des Mi- 
grationsmanagements verhält, wird anhand der folgenden Analyseschritte weiter 
nachzugehen sein. 


4.3 Genealogie: Fluchtursachenbekämpfung 


Der Diskurs um Fluchtursachen und deren Bekämpfung ist nicht erst mit der Krise 
der europäischen Migrationspolitik 2015 aufgekommen. Er lässt sich vielmehr bis 
in die 1980er Jahre zurückverfolgen, als es auf UN-Ebene zu virulenten Auseinan- 
dersetzungen um das Schlagwort Fluchtursachenbekämpfung kam. Die Konfliktli- 
nien, die damals zutage traten, verweisen auf wesentliche gesellschaftliche Antago- 
nismen, welche den Diskurs um Migration und die Ursachen von Fluchtmigration 
bis heute prägen. Sie ermöglichen es, die aktuellen politischen Entwicklungen in 
ihrem historischen Kontext verständlich zu machen. Denn das Zurückgehen zu den 
Anfängen rücke die Kämpfe um jede Institutionalisierung - oder hier jeden Diskurs 
— in den Blick, so Bourdieu: 


»Um zu enttrivialisieren und die Amnesie der Anfänge zu überwinden, die der 
Institutionalisierung innewohnt, ist es wichtig, zu den ursprünglichen Debatten 
zurückzukehren, die sichtbar machen, daß es dort, wo uns nur eine Möglichkeit 
geblieben ist, mehrere gab und entsprechend mehrere unterschiedliche Lager« 
(Bourdieu 2017, 210). 


Um die Perspektive der Kontingenz, der Kräfteverhältnisse und Kämpfe in den 
Fokus zu rücken, nehme ich auf Foucaults genealogische Methode Bezug. Damit 
lässt sich Geschichte so begreifen, dass die Kämpfe darin sichtbar werden (Fou- 
cault 2002). Sowohl historische Kontinuitäten und im Besonderen auch Brüche, 
Diskontinuitäten und Kämpfe geraten ins Blickfeld. Denn »[djer genuin historische 
Charakter genealogischer Kritik unterscheidet sie strikt von präsentistischen und 
geschichtsvergessenen Formen der Gegenwartskritik, die die geschichtliche Tie- 
fenschicht politischer und sozialer Kämpfe ausblenden« (Saar 2009, 262). Foucault 
spricht davon, »[d]ie Akzeptabilitätsbedingungen eines Systems heraus[zuJarbei- 
ten und die Bruchlinien seines Auftauchens [zu] verfolgen« (Foucault 1992, 35). 
Der Blick auf die Anfänge der Debatte um Fluchtursachen und deren Bekämpfung 
wird als wesentlicher Bestandteil der Kontextanalyse verstanden. Diese werden 
in einem ersten Schritt auf UN-Ebene nachgezeichnet (4.3.1). Anschließend folgt 
eine Darstellung, wie auch in den europäischen Staatsapparaten Fluchtursachen- 
bekämpfung zu einem relevanten Konzept avancierte (4.3.2), sowie die Geschichte 
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der Debatte in Deutschland, die im Kontext des Sommers der Migration besonders 
an Relevanz gewinnt (4.3.3). Die Genealogie schließt mit der Perspektive auf die 
Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen, die Geflüchtete selbst 
immer wieder artikuliert haben (4.3.4). 


4.3.1 Globale Ebene: Problemdefinitionen 


Bereits Anfang der 1980er Jahre wurde der Begriff der root causes unter anderem 
im Rahmen der Vereinten Nationen (UN) geprägt und die Forderung nach einer 
Bekämpfung von Fluchtursachen diskutiert (Boswell 2003, 624f.; Castles/Van Hear 
2011, 287f.; Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 258ff.). Die Debatte ist insofern interes- 
sant, als der Diskurs in seinen Anfängen im Wesentlichen zwischen globalem Nor- 
den und globalem Süden verlief. Er zeigt, wie durch die grundlegend unterschiedli- 
chen Perspektiven auf die Ursachen von Fluchtmigration die Frage nach dem Nord- 
Süd-Verhältnis verhandelt wurde. Die Relevanz dieser Konfliktlinien in der aktuel- 
len Konjunktur des Diskurses wird in den folgenden Analyseschritten vertieft. 
Zolberg et al. beschreiben die Anfänge der Debatte in ihrer Studie »Escape from 
violence« (Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 258ff.). Dabei ist der historische Kontext, in 
dem die Auseinandersetzung aufkam, relevant für deren Verständnis. Das Flücht- 
lingsregime, das als Antwort auf das Grauen des Zweiten Weltkrieges und der Shoa 
auf internationaler Ebene seinen wichtigsten Ausdruck in der Genfer Flüchtlings- 
konvention (GFK) von 1951 fand, wurde bald durch den Kontext des Kalten Krieges 
bestimmt. Der Schutz von Flüchtlingen wurde vor dem Hintergrund der System- 
konkurrenz zu einem politischen Instrument im Ost-West-Konflikt, indem auch 
aus ideologischen Gründen Menschen Schutz gewährt wurde, die vor dem verfein- 
deten Lager flohen (Lachenmann 1984, 332; Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 272f.). In 
den frühen 1980er Jahren verschob sich die Debatte mit der Ankunft größerer Zahlen 
von Geflüchteten aus dem globalen Süden und zunehmenden Asylanträgen in den 
westlichen Industriestaaten. Die Lebensbedingungen für große Bevölkerungsgrup- 
pen in Ländern des globalen Südens hatten sich seit der zweiten Hälfte der 1970er 
Jahre auch aufgrund der eskalierenden Schuldenkrise (Georgi 2019b, 141ff.) drama- 
tisch verschlechtert.” Somit setzten die »Zerstörung von Lebensgrundlagen und die 
Vertreibung von Menschen im Zuge von ökonomischen Umwälzungen und Kriegen« 
(ebd., 147) in den 1980er Jahren Millionen von Menschen in Bewegung. Ein Alar- 
mismus verbreitete sich in den Ankunftsländern des globalen Nordens. Angesichts 
der nach wie vor im historischen und globalen Vergleich äußerst niedrigen Zahlen 


23 Durch das Scheitern des Bretton-Woods-Systems 1971 und die Ölkrise 1973/74 waren viele 
Länder des globalen Südens (und des staatssozialistischen Blocks) »mit dem Scheitern ih- 
rer Entwicklungshoffnungen konfrontiert« (Georgi 2019b, 141), woraufhin sie sich gezwungen 
sahen, sich bei westlichen Banken und Regierungen massiv zu verschuldeten (ebd.). 
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zeugte dieser von dem bestehenden und zunehmenden Chauvinismus und Rassis- 
mus, mit dem große Teile der Bevölkerung auf die eigensinnigen Bewegungen der 
Fluchtmigration aus dem Süden reagierten (ebd., 147f.). Die Folge waren die Abkehr 
von Arbeitsmigrationsabkommen und restriktivere Einwanderungs- und Asylpoli- 
tiken, die die Regierungen der Aufnahmeländer mit der Behauptung legitimierten, 
es handle sich um »Wirtschaftsmigrant:innen« anstatt um politische Flüchtlinge 
(Chimni 1998, 355f.; Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 278f.). Parallel zu diesen Entwick- 
lungen kam es zu ersten politischen Debatten um die Ursachen von Flucht und Ver- 
treibung (Castles/Van Hear 2011, 301). 

Im Rahmen der UN markierten zwei Initiativen den Beginn der root causes-De- 
batte, wobei die zweite sich als bedeutender für den Fortgang der Auseinanderset- 
zung erweisen sollte. Zum einen initiierte die kanadische Regierung eine Befassung 
mit dem Thema der Fluchtbewegungen im Rahmen der UN-Menschenrechtskom- 
mission (Lee 1984). Zum anderen war es die Bundesrepublik Deutschland (BRD), 
die im Herbst 1980 die Initiative ergriff und eine Auseinandersetzung zum Thema 
»Internationale Zusammenarbeit zur Vermeidung neuer Flüchtlingsströme« ein- 
forderte (ebd., 481). Damit wurde die »Präventionsdebatte« bezüglich der globalen 
Flüchtlingsthematik (Burgdorff 2002, 39) eingeläutet, die sich um den Begriff der 
Fluchtursachen drehen sollte. Anstatt lediglich die humanitäre Versorgung von Ge- 
flüchteten zu organisieren — worin das Kernmandat des UN-Flüchtlingshochkom- 
missariats (UNHCR) lag -, solle verhindert werden, dass es überhaupt zu Flucht- 
bewegungen komme, so der Tenor. Außerdem betonten die Bundesregierung sowie 
unterstützende Staaten den sicherheitspolitischen Aspekt von Fluchtbewegungen, 
die für die zwischenstaatlichen Beziehungen und betroffenen Aufnahmeregionen 
eine ernsthafte Belastung darstellen würden und die Sicherheit der gesamten inter- 
nationalen Staatengemeinschaft beträfen (ebd.). Die ersten kontroversen Debatten 
fanden im Ausschuss für politische Angelegenheiten zwischen dem 26. November 
und dem 5. Dezember 1980 (UN Special Political Committee 1980a-g) statt. Aus- 
gangspunkt war die Initiative der BRD mit der Unterstützung weiterer westlicher 
Staaten, Kuba und Vietnam für die massenhafte Auswanderung aus ihren Staaten 
zur Verantwortung zu ziehen: Die Ursachen für die Fluchtmigration lägen in staatli- 
cher Diskriminierung und der Ausweisung einzelner Gruppen. Die Verantwortung 
für die Ursachen der Fluchtbewegungen wurde damit ausschließlich den Regierun- 
gen und »factors internal to the country« (Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 260) zuge- 
schrieben (Chimni 1998, 357), was Zolberg et al. (1989, 262) als »internalistische Per- 
spektive« bezeichnen. Die westlich geführte Koalition in der UN forderte ganz in 
diesem Sinne die Festlegung von Richtlinien für das Staatenverhalten, um gegen 
bestimmte Regierungen vorgehen zu können (Böhm 1981, 25). Denn, so fasste es 
der Vertreter der BRD in seinem Statement 1981 zusammen: die große Mehrheit der 
Staaten sähe die wichtigsten Fluchtursachen zum einen in bestimmten Verhaltens- 
weisen von Staaten und zum anderen bei Umweltkatastrophen und anderen unvor- 
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hersehbaren Notsituationen, die jenseits staatlicher Kontrolle lagen (UN-General- 
sekretar 1981, 21). Da die Flucht vor Konflikten und Verfolgung im Fokus der Debatte 
standen, schien es auch einfacher, die jeweilige Konfliktsituation bzw. das Regie- 
rungshandeln als alleinige Ursache von Fluchtmigration darzustellen (Castles/Van 
Hear 2011, 288). 

Einige Regierungsvertreter:innen des globalen Siidens stellten dieser Perspek- 
tive eine radikal andere entgegen: Statt mit dem Finger auf einzelne Regierungen 
und Regime im globalen Süden zu zeigen, müssten andere Fluchtgründe wie Ar- 
mut, Hunger und Perspektivlosigkeit, sowie deren Verbindung mit Gewalt und Kon- 
flikten in den Blick genommen werden - und damit die Verantwortung des globa- 
len Nordens. Ehemalige Kolonialstaaten weigerten sich, für die Konsequenzen von 
Instabilität und Krieg zwischen mittlerweile unabhängigen Staaten verantwortlich 
gemacht zu werden, die das Resultat künstlich gezogener Grenzen und anderer ko- 
lonialer Vermächtnisse darstellten (Häusermann 1989, 144). Nicht zuletzt forderten 
sie eine neue und gerechtere Weltwirtschaftsordnung, um die Fluchtursachen an- 
zugehen. So heißt es im Protokoll zur Rede des indischen Vertreters, Menschen wür- 
den so lange weiter aufbrechen, 


»[als long as the developed countries deferred establishing a new international 
economic order — particularly by making concessions in trade and by transferring 
technology and capital to the countries of the third world — and inequality and 
discrimination continued to govern the utilization and distribution ofthe world’s 
wealth« (UN Special Political Committee 1980d, 18). 


Bei der Bekämpfung von Fluchtursachen komme es also auf die Realisierung ei- 
ner gerechten Weltwirtschaftsordnung und einen ökonomisch autonomen Süden 
an.” Erst dies würde zu Frieden, Stabilität und zu weniger Flüchtlingen führen (Zol- 
berg/Suhrke/Aguayo 1989, 260).”° Darüber hinaus hoben mehrere Vertreter:innen 
das verhängnisvolle Streben der Supermächte nach neuen Einflusssphären und die 
darauf zurückzuführende Destabilisierung ganzer Regionen hervor (u.a. UN Spe- 
cial Political Committee 1980b, 8; 1980e, 4). Es habe sich eine »Patt-Situation« in der 
Debatte abgezeichnet, beschreibt Joanna Macrae, in der sich die Staaten des glo- 


24 Die Diskussion um eine neue Weltwirtschaftsordnung war seit der Verabschiedung einer 
Erklarung und eines Aktionsprogramms zur Errichtung einer neuen internationalen Wirt- 
schaftsordnung (NWWO) im Rahmen der sechsten Sondergeneralversammlung der Verein- 
ten Nationen 1974 ein breit diskutiertes Thema. 

25 U.a. schlossen sich Vertreter:innen aus Kuba, der Demokratischen Volksrepublik Jemen, und 
Äthiopien dieser Position an (UN Special Political Committee 1980d, 1980e), in der darauffol- 
genden Diskussion Ende 1981 außerdem Staaten wie Laos, Marokko, Sierra Leone und Mada- 
gaskar (UN Special Political Committee 1981d, 1981e). 
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balen Südens sowie die Ostblockstaaten”* auf der einen Seite und die westlichen 
Geberlander auf der anderen Seite gegenüber gestanden hätten (Macrae 1999, 8). 
Schließlich verabschiedete die Vollversammlung am 11. Dezember 1980 die 
Resolution 35/124 unter dem Titel »International Cooperation to avert new flows 
of refugees« mit der Unterstützung von 105 Staaten bei 16 Gegenstimmen und 
14 Enthaltungen (Böhm 1981, 24). Grundsätzlich fand die Idee einer »präventiven 
Flüchtlingskonzeption« im Rahmen der Vereinten Nationen, wie sie die Bundes- 
republik angestoßen hatte, damit weitgehende Zustimmung (Böhm 1982, 49).”7 
Entsprechend der dominanten westlichen Position bildete sich in der Resolution 
primär eine internalistische Perspektive ab. Lediglich ausländische Interventionen 
und militärische Besatzungen wurden als externe Bedrohung” in den Resoluti- 
onstext aufgenommen (UN Special Political Committee 1980h), der nun lautete: 
»The General Assembly strongly condemns all policies and practices of oppressive 
and racist régimes as well as aggression, alien domination and foreign occupation, 
which are primarily responsible for the massive flows of refugees throughout the 
world« (UN-Vollversammlung 1980, 93). Außerdem wurden die Regierungen und 
internationalen Organisationen aufgefordert, ihre Position hinsichtlich der The- 
matik dem Generalsekretär zur Klärung weiterer Schritte zukommen zu lassen. 
Die eingegangenen Stellungnahmen präsentierte Generalsekretär Waldheim der 
Vollversammlung (UN-Generalsekretär 1981). Darin hatte die BRD einen Entwurf 
für die Richtlinien zum Staatenverhalten vorgelegt. Zwischen dem 24. und 30. 
November 1981 folgten weitere Debatten im politischen Ausschuss (UN Special 


26 Insbesondere die Staaten des ehemaligen Ostblocks mahnten außerdem, die Schaffung ei- 
nes neuen UN-Organs, das für die Prävention von Fluchtbewegungen verantwortlich sei, wer- 
de zur illegitimen Einmischung in die inneren Angelegenheiten von Staaten führen (u.a. UN 
Special Political Committee 19806, 9f.). 

27 Inden konkreten Änderungsanträgen, mit denen die Regierungen des globalen Südens die 
vorgesehene Resolution zu beeinflussen versuchten, wurde jedoch auf eine explizite Benen- 
nung externer und struktureller Faktoren für Fluchtbewegungen weitgehend verzichtet. Ver- 
mutlich zeichnete sich bereits ab, dass eine solche Perspektive aussichtslos war. Anstatt dar- 
aufzu drängen, die Forderung nach einer gerechten Weltwirtschaftsordnung im Kontext der 
Fluchtursachen-Debatte aufzunehmen, wurde darauf verwiesen, dass bereits die notwendi- 
gen Organe auf UN-Ebene bestünden, um dieses Anliegen weiter zu verfolgen. So hieß es in 
der Stellungnahme Indiens: »The question of restructuring the current inequitable state of 
international economic relations and the establishment of the new international economic 
order has been taken up in the General Assembly and various other specialized forums, such 
as UNCTAD« (UN-Generalsekretär 1981, 28). 

28 Einige Delegationen bemühten eine explizite Benennung des südafrikanischen Apartheid- 
Regimes sowie Israels, die als ursächlich für Fluchtbewegungen erwähnt werden sollten, was 
jedoch keinen Eingang in das Dokument fand, das der UN-Vollversammlung vorgelegt wurde 
(UN Special Political Committee 1980h). 
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Political Committee 1981a-e). Schließlich verabschiedete die UN-Vollversamm- 
lung Mitte Dezember 1981 die Resolution 36/148 unter demselben Titel, die nur 
geringe Veränderungen im Wortlaut enthielt, jedoch strukturelle externe Faktoren 
nicht mehr vollständig ausklammerte. Nun wurde bei der Aufzählung wichtiger 
Fluchtursachen auch »Kolonialismus« benannt (UN-Vollversammlung 1981, 91), 
was als Zugeständnis an die Vertreter:innen des globalen Südens gedeutet werden 
kann. Insbesondere der Vorstoß für einen Verhaltenskodex in Form von Richt- 
linien für das Staatenverhalten zeigt jedoch, dass diese Konzessionen auf einer 
rhetorischen Ebene verblieben, während sich bei den konkreten Maßnahmen ein 
internalistischer Ansatz weiter durchsetzte. Ein Jahr später fasste Siegwart Böhm 
in der UN-Zeitschrift zusammen, dass dem »sicherheits- und ordnungspolitischen 
Ansatz« der präventiven Konzeption der Bundesrepublik Deutschland ein »ent- 
wicklungspolitischer Ansatz« einiger »Staaten der Dritten Welt« gegenüberstehe 
(Böhm 1982, 52). Letzterer könne jedoch höchstens für die präventive Bekämpfung 
»der Folgen von höherer Gewalt« eine »gewisse Relevanz« beanspruchen (Böhm 
1982, 53). Andere Analysen kamen zu einer entgegengesetzten Einschätzung. So 
kritisierte die Soziologin Lachenmann in einem Aufsatz 1984 die internalistische 
Perspektive der Industriestaaten: 


»Die Flüchtlingsproblematik wird als internes Problem der Entwicklungsländer 
behandelt, ohne Berücksichtigung historischer Zusammenhänge des Kolonialis- 
mus sowie der Auswirkungen der einseitigen Einbeziehung in die Weltwirtschaft 
auf nationale und soziale Strukturen. [...] Wenn externe Faktoren berücksichtigt 
werden, werden diese einseitig und pauschal als Folge von Vormachtbestrebun- 
gen bestimmter Großmächte bezeichnet.« (Lachenmann 1984, 331) 


Nachdem die zweite Resolution im Dezember 1981 verabschiedet worden war, wur- 
den auf UN-Ebene zwei Studien zur tiefergehenden Analyse von Fluchtursachen 
in Auftrag gegeben. Damit wurde die Debatte um einige Akzente erweitert, insbe- 
sondere um die Berücksichtigung ökonomischer und entwicklungsrelevanter Fak- 
toren.” Eine Position, die sich am stärksten von der internalistischen Perspekti- 


29 Ende 1981 erschien die »Study on Human Rights and Massive Exoduses« unter der Federfüh- 
rung von Sadruddin Aga Khan, der bis 1977 UN-Flüchtlingshochkommissar war. Eine weite- 
re Studie von Regierungsexpert:innen wurde von der UN-Generalversammlung in Auftrag 
gegeben und erschien 1986 unter dem Titel »International co-operation to avert new flows 
of refugees«. Neben diesen zwei Studien gründete sich außerhalb der UN schließlich eine 
unabhängige Kommission für internationale humanitäre Angelegenheiten, deren Ko-Vorsit- 
zender erneut Aga Khan war. Auch diese Kommission legte einen Bericht vor unter dem Titel 
»Refugees: the dynamics of displacement« (1986). Die beiden Studien, die unter der maß- 
geblichen Mitwirkung des ehemaligen UN-Flüchtlingshochkommissars Aga Khan entstan- 
den, benennen ökonomische »Unterentwicklung« und allgemeine Armut im globalen Süden 
als ausschlaggebend für politische Instabilität und Rezession, die Menschen zur Flucht trie- 
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ve abwandte, nahm die Studie der von der UN-Generalversammlung beauftragten 
Expert:innengruppe ein (Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 259). Hier wurde Bezug auf 
die postkolonialen und globalen Nord-Süd-Beziehungen genommen - und damit 
auf »externe Faktoren« (UN Group of Governmental Experts 1986, 11f.). Doch auch 
die Expert:innengruppe umging den Konflikt, indem sie in ihren Forderungen an- 
statt auf die Ursachen, hauptsächlich auf die Konsequenzen von Konflikten einging 
und eine bessere Unterstützung von Flüchtlingen in den Aufnahmeregionen for- 
derte (Zolberg/Suhrke/Aguayo 1989, 262). Die konflikthaften Auseinandersetzun- 
gen auf UN-Ebene, die im Kern die Frage der asymmetrischen Nord-Süd-Beziehun- 
gen ins Zentrum gerückt hatten, kamen mit der Verlagerung in Expertengremien 
schließlich zum Erliegen. In der Folge wurde die Forderung nach einer Auseinander- 
setzung mit den strukturellen Ursachen von Fluchtmigration auf UN-Ebene immer 
wieder bemüht, jedoch von den Industrieländern systematisch verhindert (Georgi 
2019b).” 

Auch von der damals noch außerhalb des UN-Rahmens angesiedelten Interna- 
tionalen Organisation für Migration (IOM)” wurde die Forderung Mitte der 1990er 
Jahre gestellt, sich mit den Ursachen von Flucht und Migration auseinander zu set- 
zen (Georgi 2019b, 216ff.; Thorburn 1996, 120). Damit sei der Nord-Süd-Konflikt, der 
bereits auf UN-Ebene um die Frage nach den Ursachen internationaler Migration 
eskaliert war, »innerhalb der IOM fortgeführt« (Georgi 2019b, 244) worden und habe 
in der Folge sowohl die Entwicklung der IOM als auch die internationale Migrations- 
politik insgesamt geprägt (ebd.). Erneut waren es zahlreiche Industriestaaten, die 
dafür plädierten, die IOM solle sich lieber auf bestimmte operative Dienstleistun- 
gen konzentrieren, anstatt sich dem Thema Flucht- und Migrationsursachen anzu- 


ben (Zolberg, Suhrke, and Aguayo 1989, 259), womit einem wichtigen Anliegen der Vertre- 
ter:innen des globalen Südens entsprochen wurde. Doch die Frage, ob die Ursachen dieser 
Verhältnisse in strukturellen Zusammenhängen und den Nord-Süd-Beziehungen - also in 
»externen« Faktoren - zu suchen, oder lediglich auf Entwicklungen innerhalb der Herkunfts- 
staaten von Geflüchteten zurückzuführen seien, wurde nicht verhandelt. 

30 Georgi illustriert die Blockadehaltung anhand der Debatte um eine UN-Weltkonferenz zu 
Migration Mitte der 1990er Jahre (Georgi 2019b, 232ff.). Auf der Weltbevölkerungskonferenz 
von 1994 in Kairo hatte Migration bereits eine große Rolle gespielt und die Forderung, Flucht- 
ursachen zu bekämpfen war in den Aktionsplan mit aufgenommen worden (ebd., 214). Die 
im Anschluss daran gehegten Hoffnungen von Regierungen aus dem globalen Süden sowie 
NGOs auf eine Weltmigrationskonferenz, wurden jedoch enttäuscht. Nach mehrfachen und 
schleppenden Konsultationen auf UN-Ebene durch den damaligen UN-Generalsekretär Bou- 
tros-Ghali zwischen 1995 und 2003 befürworteten zwar 60 Regierungen eine solche Initiati- 
ve, allerdings handelte es sich fast ausschließlich um Staaten des globalen Südens (Georgi 
2019b, 233). Ablehnend zeigten sich die Regierungen des globalen Nordens, die als wichtigs- 
te Geldgeber der Weltkonferenzen das Projekt damit abschrieben (ebd.). 

31 2016 wurde die IOM als »verwandte Organisation« (related organization) in die Vereinten Na- 
tionen integriert. 


89 


90  Fluchtursachenbekämpfung 


nehmen. Die dieser Position gegenüberstehende Konfliktpartei beschreibt Georgi 
als 


»liberal-internationalistisches und sozialdemokratisches Projekt, das Interessen 
zwischen Herkunfts- und Zielländern im Rahmen eines verbindlichen Migrations- 
regimes ausgleichen und sich auf die Bekämpfung der Ursachen von Flucht und 
Migration konzentrieren sollte. Dieses Projekt wurde innerhalb der IOM durch Re- 
gierungen des Globalen Südens, NGOs und auf einer rhetorischen Ebene selbst 
von IOM-Generaldirektor Purcell vertreten.« (Georgi 2019b, 244f.) 


Der von 1988 bis 1998 amtierende Generaldirektor der IOM, James N. Purcell, hatte 
den Anspruch, die IOM solle sich auch den Ursachen von Migrationsbewegungen 
widmen, so in seinem »umfassenden Ansatz« (comprehensive approach) von 1993 for- 
muliert (Georgi 2019b, 211; Thorburn 1996, 120). Das Drängen der wichtigsten Geber- 
länder innerhalb der IOM aufeinen service-orientierten Ansatz, der die Dimension 
der Ursachen außen vorließ, stand diesem Anliegen eines umfassenden Ansatzes 
allerdings entgegen. Der Konflikt über die Rolle der IOM in der Bekämpfung von 
Fluchtursachen sei aufgrund dieser verschiedenen Positionen letztlich nicht gelöst 
worden, so Georgi (2019b, 219). Er hält fest, dass sich zwar in erster Linie die Interes- 
sen der Staaten des globalen Nordens in den operativen Aktivitäten der IOM materi- 
ell verdichteten, doch gleichzeitig auch die Vertreter:innen des globalen Südens vor 
allem in der Amtszeit des IOM-Generaldirektors Purcell Erfolge verzeichnen konn- 
ten, die jedoch vorwiegend in rhetorischen Zugeständnissen bestanden (ebd., 245). 

Diese Konfliktkonstellation in den 1990er Jahren verweist aufeine Verschiebung 
in der Auseinandersetzung um Fluchtursachen. Während sich in der UN-Debatte 
Anfang der 1980er Jahre sowohl Regierungen des globalen Nordens als auch des Sü- 
dens auf die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen bezogen, diese 
jedoch mit unterschiedlichen politischen Perspektiven verbanden, scheint die For- 
derung für die Vertreter:innen des globalen Nordens an Attraktivität verloren zu 
haben. Vermutlich weil sie »die Überwindung der »Root Causes: für zu teuer oder 
im kapitalistischen Rahmen für unmöglich hielten« (ebd., 245). Eine internalisti- 
sche Perspektive schien stärker unter Druck geraten zu sein, da sie offenkundig die 
globalen Zusammenhänge verkannte. Damit wird auch die vehemente Weigerung 
verständlich, die Diskussion im Rahmen einer UN-Weltmigrationskonferenz wei- 
terzuführen. 

Castles und Van Hear (2011, 288) stellen fest, dass das Thema Fluchtursachen An- 
fang der 2000er Jahre und im Zuge der Debatte um Migration und Entwicklung er- 
neut auf globaler Ebene an Bedeutung gewann - so beispielsweise in internationa- 
len Foren wie der Global Commission on International Migration (GCIM), der Global Mi- 
gration Group (GMG), dem UN High-Level Dialogue on Migration and Development (HLD) 


4. Kontext-Analyse: Fluchtursachen und umkämpftes Nord-Süd-Verhältnis 


und dem Global Forum on Migration and Development (GFMD).” Allerdings verweist 
Georgi darauf, dass es zu keiner grundsätzlichen Debatte mehr kam: Insbesondere 
die Globalen Foren für Migration und Entwicklung, die seit 2007 alle zwei Jahre statt- 
fanden, boten nunmehr Regierungen die Möglichkeit über Migration zu debattie- 
ren, allerdings ohne die Konflikte der root causes-Debatte der 1980er Jahre und nach 
der Weltbevölkerungskonferenz in Kairo 1994 erneut aufflammen zu lassen (Georgi 
2019b, 339). Viele Vertreter:innen von NGOs, Think Tanks und internationale Orga- 
nisationen kritisierten die GFMDs als unverbindlich und äußerten größere Vorbe- 
halte: »Die Fixierung des GFMD auf die Schnittstellen von Migration und Entwick- 
lung - und das Tabu, ehrlich über die Ursachen irregulärer Migration zu sprechen, 
um Nord-Süd-Konflikte zu vermeiden - beschränkte dessen Relevanz« (ebd., Herv. 
i. O.). Die Verbindung mit entwicklungspolitischen Fragen - ohne nach den tiefer- 
liegenden Ursachen zu fragen - setzte eine internalistische Sichtweise auf die Ur- 
sachen von Fluchtmigration weitgehend fort.” 

Die Diskussionen auf der internationalen Ebene zeigen, dass die Debatte in 
ihren Anfängen im Wesentlichen zwischen globalem Norden und globalem Sü- 
den verlief und grundlegend unterschiedliche Perspektiven auf die Ursachen von 
Flucht und Vertreibung abbildete. Interessanter Weise machten einzelne Vertre- 
ter:innen in der Fluchtursachen-Debatte auf UN-Ebene bereits auf eine Gefahr 
aufmerksam, die dem präventiven Fluchtursachen-Ansatz innewohnt. Nämlich, 
dass er zur grundlegenden Migrationsverhinderung missbraucht werden könne. 
So äußerte sich der Vetreter Italiens in der Diskussion im politischen Ausschuss 
der UN-Vollversammlung folgendermaßen: 


»References to the possibility of averting new mass flows of refugees should not 
be interpreted to mean advocating the adoption of measures to restrict the free 
movement of individuals or putting limits on the principle of asylum; the goal was 


32 Seit den 1990er Jahren war nunmehr von »gemischten Wanderungsbewegungen« die Rede 
aufgrund der Einsicht, dass eine Unterscheidung zwischen Zwangsmigration und Fluchtmi- 
gration aus anderen Motiven kaum möglich sei. Damit gerieten neben humanitären Einsät- 
zen wie Konfliktprävention, Friedensbildung oder in extremen Fällen Militärinterventionen 
zunehmend Entwicklungspolitiken in den Fokus, die der Armutsreduktion dienen sollten 
(Castles/Van Hear 2011, 287f.). 

33 Die Debatte zwischen einer »internalistischen« Perspektive auf Fluchtursachen und einer 
globalen Perspektive, die auch externe Faktoren berücksichtigt, weist deutliche Parallelitä- 
ten zu Kontroversen in der Entwicklungstheorie auf (siehe Ziai 2007, 41ff.). So nimmt die Mo- 
dernisierungstheorie »vornehmlich innergesellschaftliche (endogene) Entwicklungshinder- 
nisse« (Burchardt/Peters/Weinmann 2017, 20) in den Blick. Demgegenüber argumentierte 
die Dependenztheorie in den 1960er und 1970er Jahren, »dass vor allem äußere (exogene) 
Faktoren, insbesondere die ungleiche sowie ungerechte Einbindung in den Weltmarkt und 
damit einhergehende neo-koloniale Abhängigkeitsverhältnisse im Globalen Süden für Un- 
terentwicklung verantwortlich sind« (ebd.). 
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to eliminate the root causes of a serious problem« (UN Special Political Committee 
1980c, 11). 


Der Eingang der Politiken zur Fluchtursachenbekampfung in die europäische Mi- 
grationspolitik sollte bestätigen, wie angebracht diese Befürchtung war. 


4.3.2 Fluchtursachenbekämpfung in der EU-Migrationspolitik 


Der sogenannte »root causes-Approach« fand bereits in den 1990er Jahren Eingang 
in die EU-Politik (Carling/Talleraas 2016, 6; Boswell 2002, 1). Die folgenden Ausfüh- 
rungen zeigen, dass sich auch in der europäischen Debatte eine internalistische Per- 
spektive findet sowie eine explizite Zielsetzung, dass Fluchtursachenbekämpfung 
der Verhinderung von Migrations- und Fluchtbewegungen nach Europa zu dienen 
habe. Dies bedeutet eine Akzentverschiebung zu der Debatte auf UN-Ebene. Der 
präventive Ansatz auf UN-Ebene Anfang der 1980er Jahre hatte - zumindest rhe- 
torisch - in erster Linie die Belastung für Erstaufnahmestaaten im globalen Süden 
als Anlass ins Feld geführt sowie die allgemeine destabilisierende Wirkung, dieman 
Fluchtbewegungen für die regionale oder gar internationale Ordnung zuschrieb. 
Dagegen gewann im Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung, der im Zuge der Eu- 
ropäisierung der Asyl- und Migrationspolitik relevant wurde, zunehmend das poli- 
tische Ziel der Verhinderung von Ankünften neuer Fluchtbewegungen in Europa an 
Bedeutung. Damit lässt sich eine Verschiebung von dem Argument einer allgemei- 
nen Destabilisierung zu einem Verhinderungsmotiv feststellen. 

Lavenex verweist auf eine Resolution des EU-Parlaments von 1987 zum Recht 
auf Asyl, in der bereits die Notwendigkeit hervorgehoben wurde, die ökonomische 
und politische Kooperation mit Herkunftsländern zu intensivieren, um deren Wirt- 
schaft zu stabilisieren und den Schutz der Menschenrechte zu garantieren (Lavenex 
2006, 333). Es solle in einem »umfassenden Ansatz« an den Ursachen von Flucht- 
bewegungen angesetzt werden (ebd.). Insbesondere in den 1990er Jahren avancier- 
te der root causes-Ansatz zu einem gängigen Bestandteil politischer Dokumente zu 
Migration. In ihrer ersten Mitteilung zur Migrationspolitik forderte die Kommis- 
sion bereits 1991 einen »integrierten Ansatz«, der auch Maßnahmen zur »Reduzie- 
rung des Migrationsdrucks« enthalten sollte (Benedikt 2002, 123). 1992 legten die 
Staats- und Regierungschefs in Edinburgh die Grundsätze für die außenpolitischen 
Aspekte der Migrationspolitik fest und bezogen sich auch auf den root causes-Ansatz, 
der dem Ziel der Reduktion von Migrationsbewegungen in die Mitgliedstaaten die- 
nen sollte (Europäischer Rat 1992, 42f.). In einer Kommunikation zu Einwanderung 
und Asyl vom Februar 1994 hob die Europäische Kommission drei Elemente hervor, 
die der »umfassende Ansatz« (Thorburn 1996, 120) zu Migrationspolitik beinhalten 
sollte: Die Minderung des »Zuwanderungsdrucks« über die Kooperation mit Her- 
kunftsländern, die »Steuerung der Zuwanderungsströme« und die »Stärkung der 
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Politiken zur Integration legaler Zuwanderer« (Europäische Kommission 1994, 6f.). 
Dabei sollten die root causes policies zur langfristigen Reduzierung von Migration bei- 
tragen und kurzfristige Maßnahmen zur Kontrolle von Migrationsbewegungen er- 
ganzen (ebd., 20).* Im selben Jahr forderten die Minister für Entwicklungszusam- 
menarbeit der EU-Mitgliedstaaten von der Kommission eine Analyse der Möglich- 
keiten, Entwicklungshilfe zur Reduzierung des Migrationsdrucks einzusetzen (De 
Haas 2007, 11). 

Die politische Forderung wurde bereits in den Anfängen - wie auf UN-Ebene 
- als »präventiver Ansatz« bezeichnet, der Flucht- und Migrationsbewegungen 
verhindern oder ihnen vorbeugen sollte (De Jong 1996, 157). Denn »Prävention« 
habe durch den root causes-Ansatz eine neue Bedeutung bekommen, nämlich: »pre- 
venting the influx of refugees and immigrants into the EU« (Lindstrom 2005, 594, 
Herv. JK). Dass es nicht zuletzt um die Verhinderung von Ankünften in Europa ging, 
wird darin ersichtlich, dass der Fluchtursachen-Ansatz als notwendige Ergänzung 
zu Grenzkontrollen betrachtet wurde. Die Zunahme an Menschen, die Anfang der 
1990er Jahre insbesondere vor den Bürgerkriegen im zerfallenden Jugoslawien flo- 
hen und weitere Ankünfte von Geflüchteten aus dem globalen Süden führten zu der 
Einsicht, dass Migrationsbewegungen an den Grenzen nicht aufgehalten werden 
konnten. Der Rufnach einem Ansatz, der die Ursachen von Fluchtmigration anging, 
wurde immer lauter (Castles/Miller 1998, 100). Cornelis D. de Jong, der von 1993 
bis 1996 als Berater für die Europäische Kommission tätig war, kommentierte: »Da 
Grenzkontrollen niemals vollständig effektiv sein können, ist ein Ansatz, der auf 
die Ursachen fokussiert, kein Luxus, sondern eine Notwendigkeit, um unkontrol- 
lierte Situation langfristig zu verhindern« (De Jong 1996, 158, eigene Übersetzung). 
Das Aufkommen der Ansätze zur Fluchtursachenbekämpfung auf EU-Ebene kann 
daher auf zwei Entwicklungen zurückgeführt werden: zum einen auf die Zunah- 
me internationaler Fluchtbewegungen und vermehrte Ankünfte Asylsuchender in 
Europa; zum anderen auf die allmähliche Einsicht, dass Grenzkontrollen, die an 
den EU-Außengrenzen immer weiter verschärft wurden, den Fluchtmigrationsbe- 
wegungen keinen Einhalt gebieten konnten. Die »Eigensinnigkeit« der Migration 
(Benz/Schwenken 2005) sowie die Kräfte, die Menschen in Zeiten einer neoliberalen 
Globalisierung und kriegerischer Gewalt zur Fluchtmigration bewegten (Castles/ 
Van Hear 2011, 302), ließen die Ineffektivität von Grenzkontrollen spürbar werden. 
Ein »präventiver Ansatz« erschien vor diesem Hintergrund auch den Beamt:innen 


34 Aubarell et al. (2009, 15) identifizieren als Elemente des Ansatzes die folgenden: Konflikt- 
prävention, friedenssichernde Maßnahmen, Schutz der Menschenrechte und Rechtstaatlich- 
keit; Schutz von Flüchtlingen und Vertriebenen in den Herkunftsregionen; Förderung von 
wirtschaftlicher Liberalisierung; Gewährung von Entwicklungshilfe; Bekämpfung »irregulä- 
rer Migration«; der Abschluss von Rückübernahmeabkommen sowie Kooperation bei einem 
»Massenzustrom«. 
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der Innen- und Außenministerien als eine notwendige Ergänzung zu bestehenden 
kontrollfokussierten Ansätzen (Boswell 2003, 625). Darüber hinaus kritisierten 
Flüchtlingsorganisationen die negativen Folgen restriktiver Grenzkontrollen für 
den Flüchtlingsschutz, weshalb die Rhetorik eines umfassenden und präventiven 
Ansatzes auch als Reaktion auf diese Kritik verstanden werden kann. 

Trotz dieser Bekundungen blieb es hinsichtlich des Fluchtursachen-Ansatzes in 
erster Linie bei rhetorischen Absichtserklärungen durch die Mitgliedsstaaten im 
Rat. Dagegen konnten sich die Europäische Kommission und das EU-Parlament, 
die weiterhin bemüht waren, eine stärkere Verankerung des Fluchtursachenansat- 
zes im Rahmen eines »comprehensive approach« zu Beginn der 1990er Jahren vor- 
zunehmen, nicht durchsetzen.” Die Gründe für die stiefmütterliche Behandlung 
durch die Mitgliedsstaaten vermutet Thorburn im langfristigen Charakter des root 
causes-Ansatz (Ihorburn 1996, 121). Außerdem scheint es plausibel, dass auch vor 
dem Hintergrund der UN-Debatten eine vage Ahnung bei den europäischen Ent- 
scheidungsträger:innen herrschte, dass das Thema Fluchtursachen weitergehende 
Fragen nach globaler Ungleichheit aufrufen könnte, wenn die tatsächliche Umset- 
zung Gegenstand von ausführlicheren Debatten würde. Zwar war man grundsätz- 
lich zu der Einschätzung gelangt, Fluchtbewegungen könnten nur durch präventive 
Maßnahmen in den Herkunftsländern tatsächlich verhindert werden. Doch Grenz- 
kontrollen erschienen dennoch als die kurzfristig vielversprechendere — und reali- 
sierbarere - Option. Der root causes-Ansatz verschwand nicht aus dem politischen 
Vokabular, doch er fristete bis Mitte der 2000er Jahre ein eher randständiges Da- 
sein. So wurden in einem Strategiepapier der österreichischen Ratspräsidentschaft 
von 1998 die restriktiven Aspekte verschärft und der Fluchtursachenansatz nur am 
Rande erwähnt (Österreichische Ratspräsidentschaft 1998, 19).*° Migrations- und 
Fluchtbewegungen wurden hier in erster Linie unter dem Schlagwort »illegale Ein- 
wanderung« abgehandelt, was weitgehend auch unter dem Eindruck der alarmisti- 
schen Stimmung im Kontext des Bosnien-Krieges erfolgte (Gent 2002, 12).”” Doch 


35 Denn in der damaligen im Vertrag von Maastricht festgelegten »dritten Säule« der polizeili- 
chen und justiziellen Zusammenarbeit verfügten sie über keine formalen Kompetenzen (La- 
venex 2006, 333). 

36  Fluchtursachenbekämpfung galt als der vierte und damit äußerste der»konzentrischen Krei- 
se«, in denen die Kontrolle von Migrationsbewegungen erfolgen sollte (Österreichische Rats- 
präsidentschaft 1998, 19). 

37 Dass sich auch nachfolgend vor allem sicherheitspolitische Kooperationen durchsetzten und 
der Fluchtursachen-Diskurs lediglich auf derrhetorischen Ebene eine gewisse Präsenz beibe- 
hielt, zeigt das Beispiel der High Level Working Group on Asylum and Migration (HLWG), die 1999 
als Initiative der niederländischen Regierung hin auf EU-Ebene ins Leben gerufen wurde. 
Die HLWG bestand maßgeblich aus Vertreter:innen der Innenministerien, was ihren migrati- 
onspolitischen Ansatz prägen sollte (Carrera/Radescu/Reslow 2015, 10). Das Ziel der Gruppe 
lautete: »Durch eine säulen-übergreifende Kombination von Maßnahmen soll die Arbeits- 
gruppe dabei helfen, den Zustrom von Asylsuchenden und Einwanderern in die Mitgliedstaa- 
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vor allem die EU-Kommission hielt an ihrem Anspruch der Gestaltung eines umfas- 
senden Migrationsansatzes fest. 

Ende der 1990er Jahre kam es schließlich zu einer engeren Verknüpfung des 
Fluchtursachen-Ansatzes mit der Sicherheitsrhetorik konservativer Kräfte. An- 
statt den root causes-Ansatz einfach als ineffektiv in die rhetorischen Willens- 
bekundungen zu verbannen, gelang es aufgrund der Stärke des konservativen 
Hegemonieprojektes, ein stärkeres sicherheitspolitisches Framing vorzunehmen: 
Die Bekämpfung von Fluchtursachen sollte Migration nach Europa verhindern. 
Dies zeigte sich in den Schlussfolgerungen des Rates von Tampere 1999 (Aubarell/ 
Zapata-Barrero/Aragall 2009, 18; Brocza/Jäger/Litzka 2015, 13; Geddes 2005, 797), 
deren Kernbotschaft darin bestand, innenpolitische Zielsetzungen im Hinblick auf 
Migration stärker in die EU-Außenpolitik zu integrieren (Boswell 2003, 620). Die 
unter dem Punkt »Partnerschaft mit Herkunftsländern« benannte Notwendigkeit, 
die Bedingungen anzugehen, die Menschen zum Aufbruch bewegen (Paragraph 11), 
wurde mit dem Ziel der Verhinderung von Fluchtmigration nach Europa verbunden 
(Collyer 2020, 174f.). Diese Stoßrichtung verstärkte sich nach den Anschlägen des 
11. September 2001 bedeutend, als Migration in Verbindung mit internationaler 
Kriminalität und Terrorismus primär als Sicherheitsproblem adressiert wurde 
(Hess/Tsianos 2007, 29). 2002 hieß es in den Schlussfolgerungen des Treffens des 
Europäischen Rates in Sevilla, der ganz im Zeichen der Bekämpfung »irregulä- 
rer Migration« stand (Carrera/Radescu/Reslow 2015, 11), dass »ein integriertes, 
globales und ausgewogenes Konzept, das bei den tieferen Ursachen der illegalen 


ten der Europäischen Union zu reduzieren. Ihr hauptsächliches Ziel ist es, die Fluchtgründe 
zu analysieren und zu bekämpfen, unter Berücksichtigung der politischen und menschen- 
rechtlichen Situation« (zitiert nach Gent 2002, 13, eigene Übersetzung). Dies sollte durch 
Aktionspläne für bedeutende Herkunftsländer erfolgen, wobei Afghanistan, Albanien (und 
die Nachbarregion), Marokko, Sri Lanka, Somalia und Irak prioritär bearbeitet wurden. Die 
Gruppe, so Castles, sei damit eigentlich das »key instrument« für einen »umfassenden An- 
satz« (Castles 2017, 1541) gewesen, der die Bewältigung von Fluchtursachen zentral setzt. 
Die Aktionspläne stellten die ökonomische, soziale und politische Situation in den jeweili- 
gen Staaten, die Migrationsbewegungen aus und Transitmigration durch die Region dar und 
enthielten politische Empfehlungen. Letztere blieben äußerst vage an den Stellen, an denen 
es um die Verbesserung der Situation in den jeweiligen Staaten ging — durch eine Adressie- 
rung der root causes. Gelder, die zur Umsetzung benötigt worden wären, wurden nicht bereit- 
gestellt (ebd.). Konkretere Ausführungen in den Aktionsplänen bezogen sich auf die Forde- 
rungen zu Abschiebungen, Migrationskontrolle sowie regionalen Schutzperspektiven (Lind- 
strom 2005, 595; Lindstrom 2003, 11), womit die vorgeschlagenen Maßnahmen in erster Linie 
die (innenpolitisch motivierten) Prioritäten der EU widerspiegelten (Geddes 2005, 792; Cast- 
les/Loughna/Crawley 2003, 37f.). Eine internalistische Perspektive auf die root causes zog sich 
durch die Aktionspläne der HLWG und wurde durch eine ausbleibende Konsultation der je- 
weiligen Staaten noch verstärkt (Castles 2017, 1541; Castles/Loughna/Crawley 2003, 37f.; Gent 
2002, 18). 
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Einwanderung ansetzt«, das »langfristige konstante Ziel der Europäischen Uni- 
on« sei (Europäischer Rat 2002, 10). In einem Resümee verweist die Kommission 
darauf, dass die Bekämpfung »irregulärer Migration« eng mit dem Ansatz der 
Fluchtursachenbekämpfung verknüpft sei: 


»Im Vorfeld des Europäischen Rates von Sevilla [...] wurde der Frage der illegalen 
Einwanderung besondere Aufmerksamkeit beigemessen. In diesem Zusammen- 
hang lenkten die Staats- und Regierungschefs die Aufmerksamkeit auf den Bei- 
trag, den die verschiedenen außenpolitischen Maßnahmen und Instrumente der 
EU und auch die Entwicklungspolitik zur Bekämpfung der Ursachen für Migrati- 
onsströme leisten können. Bereits 1994 hat die Kommission [...] den Bedarffür ein 
Gesamtkonzept in diesem Bereich aufgezeigt, mit dem sich durch Zusammenar- 
beit mit den wichtigsten potenziellen Drittländern, aus denen die Zuwanderer 
nach Europa stammen, insbesondere der Migrationsdruck verringern ließe« (Eu- 
ropäische Kommission 2002, 7). 


Dabei scheint die »Bekämpfung der Ursachen für Migrationsströme« als ein Be- 
standteil der allgemeinen Bemühungen, Migrationskontrolle mittels der Koopera- 
tion mit Transit- und Herkunftsländern zu externalisieren. Dies unterstreicht, dass 
das Aufkommen des Fluchtursachen-Ansatzes im Kontext der Externalisierung der 
europäischen Migrations- und Flüchtlingspolitik verstanden werden muss (siehe 
4.2.2). 

Das erneute Abweichen von dieser sicherheitsfokussierten Rhetorik ab Mitte der 
2000er Jahre lässt sich schließlich mit einer Stärkung des neoliberalen Hegemonie- 
projektes in der europäischen Migrationspolitik erklären, wie sie durch das politi- 
sche Projekt des Migrationsmanagements (4.2.3) erfolgte. Die Forderung nach einer 
Bekämpfung von Fluchtursachen fand Eingang in den Gesamtansatz zu Migrati- 
on (GAM) von 2005 (Gassner 2015b, 59ff.), ab 2011 umbenannt in Gesamtansatz für 
Migration und Mobilität (GAMM). Aufgrund der Veränderungen, die der Gesamt- 
ansatz in der europäischen Migrationspolitik verdeutlichte (siehe 4.2.2) - u.a. ein 
zumindest rhetorisches Abrücken von der sehr stark auf Migrationsabwehr zielen- 
den Politik hin zu der Bemühung, die Potenziale von Migration zu nutzen —, wurde 
der Fluchtursachen-Ansatz im Rahmen des GAMM in erster Linie entwicklungspo- 
litisch definiert.” Die Fluchtbewegungen und massenhaften Grenzüberschreitun- 
gen unter anderem in Ceuta und Melilla hatten in Europa zu stärkeren Bemühungen 
geführt, Transit- und Herkunftsländer für eine migrationspolitische Kooperation 
zu gewinnen. In ihrer Evaluierung des Gesamtansatzes hob die Kommission zum 


38 Gassner (2015a) nimmt eine Untersuchung der praktischen Implementierung des root causes- 
Ansatz in Marokko vor, um »der Rolle und Funktion]] entwicklungspolitische[r] Maßnahmen 
im integrierten Gesamtansatz« nachzugehen (ebd., 73). 
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einen Maßnahmen hervor, welche die positiven Effekte von Migration auf Entwick- 
lung fördern sollten, wie die Erleichterung von Rücküberweisungen oder die Förde- 
rung von zirkulärer Migration (Gassner 2015b, 50). Zum anderen sollten mittels des 
root causes-Ansatz entwicklungspolitische Maßnahmen gefördert werden: 


»Mit Blick auf die migrations- und entwicklungspolitische Agenda besteht die 
Hauptaufgabe darin, gegen die wichtigsten Push-Faktoren für Migration - Armut 
und Perspektivlosigkeit — vorzugehen. Die EU muss sich klar machen, dass der 
Migrationsdruck aus Afrika durch die Schaffung von Arbeitsplätzen in Entwick- 
lungslandern wesentlich verringert werden könnte. Migranten sollten unterstützt 
werden, wenn sie zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer beitragen.« (Europäische 
Kommission 2006, 6) 


Damit wurde der root causes-Ansatz zwar sehr viel stärker entwicklungspolitisch ge- 
rahmt, doch die politische Stoßrichtung blieb: Fluchtursachen sind zu bekämpfen, 
um den »Migrationsdruck aus Afrika« zu reduzieren. Insbesondere eine zielge- 
richtete Entwicklungspolitik wurde zunehmend als geeignetes politisches Mittel 
zur Fluchtursachenbekämpfung ins Feld geführt. Ganz im Sinne eines »stay-at- 
home-growth« (Martin/Taylor 2001, 96) gelte es die als »Unterentwicklung« be- 
zeichnete Situation anzugehen, um Menschen zum Bleiben zu motivieren.’ Der 
root causes-Ansatz ist daher als Bestandteil europäischer Externalisierungspolitiken 
zu verstehen (Aubarell/Zapata-Barrero/Aragall 2009, 14). Die damit einhergehen- 
den Politiken erweisen sich im Kontext der europäischen Migrationspolitik als 
komplementär zu der Externalisierung von Kontrollpolitiken (remote control) in 
Drittstaaten: Beide Stränge zielen - expliziter oder impliziter — auf eine Verringe- 
rung von Fluchtmigration in Richtung Europa (vgl. Gent 2002, 12), auch wenn die 
dazu ergriffenen Maßnahmen sich selbstredend unterscheiden. Auch in Bezug auf 
den GAM(M) lässt sich allerdings feststellen, dass die Absichtserklärung, Fluchtur- 
sachen bekämpfen zu wollen, sich hauptsächlich aufeiner symbolpolitischen Ebene 
abspielte. Dies sollte sich bis zu den Ereignissen im Sommer 2015 nicht wesentlich 
ändern. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Trotz der Präsenz der Forderung im 
Diskurs, wurden die meist recht unkonkret gehaltenen Maßnahmen in der Pra- 
xis kaum wirksam (Carling/Talleraas 2016, 6; Brocza/Jäger/Litzka 2015, 13; Castles/ 


39 Auch in anderen institutionellen Zusammenhängen und auf anderen scales wurde diese Ver- 
bindung untersucht. So war der Zusammenhang von Entwicklungshilfe und Migrationsver- 
hinderung von internationalen Organisationen bereits in den 1990er Jahren diskutiert wor- 
den. Bspw. initiierten die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) und das UN-Flüchtlings- 
hochkommissariat (UNHCR) 1992 ein Projekt, um die Potenziale offizieller Entwicklungshilfe 
(ODA) zur Reduzierung ungewollter Migration zu untersuchen (Böhning/Schloeter-Paredes 
1993). 
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Loughna/Crawley 2003, 39f.). Zur Umsetzung gelangten stattdessen die restriktiven 
Kontrollpolitiken (Gent 2002, 16; Lindstrom 2003). Im Diskurs um Fluchtursachen 
blieb die internalistische Perspektive erhalten. So nimmt die Kommission bei- 
spielsweise in einer Mitteilung von 2002 zunachst eine Aufzahlung zentraler 
»migrationsauslösender Faktoren« wie negatives oder niedriges Wirtschaftswachs- 
tum, Überbevölkerung, bewaffnete Konflikte, Menschenrechtsverletzungen oder 
Umweltdegradation vor. Danach heißt es: »Eine unangemessene oder mangelhafte 
nationale Politik und fehlende Reformen in den Entwicklungsländern selbst sind 
häufig für die oben beschriebenen Faktoren verantwortlich« (Europäische Kommis- 
sion 2002, 11). Dieser internalistische Blick auf die Ursachen von Fluchtmigration 
wurde im Kontext der Europäisierung der Migrationspolitik noch stärker mit der 
politischen Zielvorgabe verbunden, Migrationsbewegungen nach Europa zu ver- 
hindern. Entwicklungspolitische Maßnahmen wurden schließlich als wichtiges 
Mittel zur Erreichung dieses Ziels propagiert.*° Die Geschichte der Debatte auf 
der europäischen scale zeigt, dass die Befürchtungen, die bereits im Rahmen der 
UN vorgebracht wurden - der root causes-Ansatz könnte dem Motiv der Verhinde- 
rung von Fluchtmigration untergeordnet werden -, durchaus berechtigt waren. 
Auch wenn die Absichtserklärung Fluchtursachen zu bekämpfen weitgehend auf 
einer rhetorischen Ebene verblieb, sollte sich dies zum einen mit dem Sommer 
2015 ändern. Zum anderen verweisen Anfänge und Entwicklung der Debatte auf 
wirkmächtige diskursive Strategien, die bis heute den Diskurs um Fluchtursachen- 
bekämpfung prägen. Die wesentlichen Elemente des europäischen Fluchtursachen- 
Diskurses lassen sich auch im deutschen Diskurs wiederfinden, der im Folgenden 
skizziert wird. 


4.3.3 Die deutsche Debatte um Fluchtursachen 


Da die deutsche Regierung im Rahmen der root causes-Debatte auf internationaler 
scale eine wichtige Rolle gespielt hat (4.3.1), lässt sich bereits erahnen, dass auch in 
Deutschland der Fluchtursachen-Diskurs in den letzten Jahrzehnten relevant war. 
Benjamin Schraven (2019) verfolgt die deutsche Debatte um Fluchtursachen bis zu- 
rück in die 1980er Jahre. Insbesondere die weltweit zunehmenden Fluchtbewegun- 
gen Ende der 1970er Jahre, die auch von der sowjetischen Intervention in Afghani- 
stan 1979 und dem iranisch-irakischen Krieg ab 1980 ausgelöst wurden, seien da- 
für entscheidend gewesen (Schraven 2019, 20). Während die Initiative der BRD im 


40 Schraven macht darauf aufmerksam, dass es angesichts der eingeschränkten Handlungsop- 
tionen der EU-Institutionen bzw. der Blockade hinsichtlich einer weiteren Europäisierung 
im Bereich der Asyl- und Migrationspolitik naheliegend sei, dass die politischen Verantwor- 
tungsträger auf EU-Ebene »Entwicklungspolitik als ein Instrument zur Steuerung von Migra- 
tion« nutzten und sie auch einsetzten, »um Migration zu begrenzen« (Schraven 2019, 23). 
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Rahmen der Vereinten Nationen primär einen sicherheitspolitischen Fokus auf Prä- 
vention widerspiegelte, wurde gezeigt, dass die Debatte gegen Ende durchaus auch 
entwicklungspolitische Aspekte umfasste. Diese hätten zunächst eine eher symboli- 
sche Bedeutung für die Entwicklungspolitik der BRD gehabt, so Schraven (ebd., 21). 
Doch die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen gewann dennoch 
an Relevanz.“ 

Im November 1981 ließ der damalige Minister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und SPD-Politiker, Rainer Offergeld, im Zusammenhang mit der Flücht- 
lingssituation in Somalia verlauten: »Nur die Beseitigung der wirtschaftlichen 
und politischen Ursachen wird diese Flüchtlingsströme langfristig zum Versiegen 
bringen« (Offergeld in: Lachenmann 1984, 333). Zunehmend wurde diskutiert, 
wie Entwicklungspolitik genutzt werden könne, um Fluchtbewegungen zu un- 
terbinden (Lachenmann 1984, 333; Schraven 2019, 20). Ein zentrales Argument 
seien finanzielle Abwägungen gewesen, so Lachenmann (1984, 333): »Es werden 
auf Plausibilitätsbasis ökonomische Berechnungen angestellt, gemäß derer die 
Hilfe für die einströmenden Menschen in ihrem eigenen Land doch viel billiger 
sei und daher vorzuziehen«. So habe die Bundesregierung Ende August 1982 einen 
Grundsatzbeschluss gefasst, »Entwicklungsländern, die auf Dauer oder mittlere 
Sicht Flüchtlingen eine neue Heimat bieten, bei Ansiedlung und Integration dieser 
Flüchtlinge [zu] helfen« (ebd., 344f.). 1981 seien Zusagen von über 130 Millionen 
D-Mark zu diesem Zwecke gemacht, im gleichen Jahr humanitäre Hilfe in Höhe 
von 6,5 Millionen D-Mark direkt geleistet, sowie 20 Millionen über internationa- 
le Organisationen verausgabt worden (ebd.). Auf diese Weise rückten nicht die 
tatsächlichen Ursachen der Fluchtbewegungen, sondern die Verbesserung der Auf- 
nahmebedingungen in Erstaufnahmeländern in den Fokus. Die damit erfolgende 
Vermischung von Fluchtursachen mit Ursachen einer möglichen Weiterflucht ist 
auch im aktuellen Diskurs von Relevanz (siehe 6.2.2). 

Eine besondere Dynamik in der Debatte sei jedoch erst mit den weltpolitischen 
Ereignissen in den Jahren 1989/1990 aufgekommen, mit der deutschen Wiederver- 
einigung sowie den Fluchtbewegungen in Folge des Bürgerkriegs und ethnischen 
Säuberungen im damaligen Jugoslawien ab 1991, so Schraven (2019, 21). Am 27. Janu- 
ar 1989 legte der Deutsche Bundestag seinen Beschluss »Der entwicklungspolitische 
Beitrag zur Lösung von Weltflüchtlingsproblemen« (Burgdorff 2002, 39) vor. Damit 
rief dieser 


»die Bundesregierung nicht nur dazu auf, durch die Ergreifung von Initiativen zu 
einer flüchtlingsrelevanten Entwicklungspolitik im Rahmen einer international 


41 Migration war bis dahin primär als temporäre Fachkräftemigration ab den 1970er Jahren und 
ab den 1980er Jahren in Form von Maßnahmen zur Reintegration ausländischer Arbeitneh- 
mer:innen relevant (Kerner 2002, 55f.). 
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integrierten Flüchtlingsstrategie auf internationaler Ebene die Führung zu über- 
nehmen, sondern auch, die Fluchtursachen durch den Politikdialog, präventive 
Friedenssicherung und die Beseitigung der ökonomischen und sozialen Ursachen 
von Not und Hunger zu vermindern« (ebd.). 


Ein halbes Jahr später veröffentlichte der Wissenschaftliche Beirat des BMZ ein 
»Memorandum zur Weltflüchtlingsproblematik« und auch dieser plädierte darin 
für eine präventive Verhinderung von Fluchtbewegungen mittels eines Politikdia- 
logs: Die Bundesrepublik sollte sich im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
»für einen verstärkten multilateralen Einsatz von Entwicklungshilfe zur Beseiti- 
gung des Flüchtlingselends in der Welt« einsetzen (BMZ 1989, 7 in: Kerner 2002, 
56f.). Zwar betonte der Wissenschaftliche Beirat, die Zahl Asylsuchender in Europa 
sei»im Vergleich zu der Zahl der Flüchtlinge in verschiedenen Entwicklungsländern 
noch immer minimal und stell(e) angesichts des Wohlstands Westeuropas weder 
eine unerträgliche finanzielle Belastung noch eine Herausforderung des bestehen- 
den Asylrechts dar« (BMZ 1989, 5 in: Kerner 2002, 57). Doch die Bundesregierung 
hatte offensichtlich eine andere Auffassung (Kerner 2002, 57). Im September 1990 
präsentierte der damalige Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) ein 
Konzeptpapier. Darin wurde die Entwicklungszusammenarbeit als Mittel zur 
»Verhinderung von zukünftigen Flüchtlingsströmen« dargestellt und unter dem 
Abschnitt »Fluchtursachenbekämpfung vor Ort« eine enge Koordination zwischen 
Innen- und Entwicklungspolitik angestrebt, um weitere Migrationsbewegungen 
nach Deutschland zu verhindern (Schraven 2019, 23). Das Bundeskabinett von 
CDU/CSU und FDP unter dem damaligen Bundeskanzler Helmut Kohl legte mit 
der Veröffentlichung einer »Flüchtlingskonzeption«, die unter Federführung des 
Innenministeriums erarbeitet wurde, nach. Diese unterstrich die bedeutende Rolle 
von Entwicklungspolitik, um an der Verhinderung von Fluchtmigration mitzuwir- 
ken. Dies sei einer »Indienstnahme der Entwicklungszusammenarbeit für innen- 
politische Belange« (Kerner 2002, 57) gleichgekommen, so Kerner. Die Konzeption 
aus dem Innenministerium entsprach insgesamt der Linie des Entwicklungsmi- 
nisteriums unter dem damaligen Ressortchef Carl-Dieter Spranger (CSU). Daran 
erinnerte die CDU-Abgeordnete Sabine Weiß in einer Rede im Bundestag Ende 
September 2015: 


»Bundesentwicklungsminister Spranger sah in den 90er-Jahren angesichts des 
damaligen Flüchtlingszustroms in der Entwicklungspolitik zu Recht ein zentrales 
Mittel, um Fluchtursachen entgegenzuwirken. Heute ist diese Zielsetzung der 
Entwicklungspolitik drängender denn je« (Deutscher Bundestag 24.09.2015, 
11966f.). 
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Das Flüchtlingskonzept, das Entwicklungsminister Spranger 1994 vorlegte, umfass- 
te schließlich drei Säulen, wie es im zehnten Bericht der Bundesregierung zur Ent- 
wicklungspolitik hieß: 


»1. Verbesserung der Lebensbedingungen, politischen Rahmenbedingungen und 
Katastrophenvorbeugung in den Herkunftsländern, 2. Förderung der Flüchtlinge 
in Aufnahmeländern durch Arbeits- und Ausbildungsmaßnahmen, Verhinderung 
von Lagerhospitalismus und Rehabilitierung von Schäden, die durch die Flücht- 
linge entstanden sind und 3. Schaffung von Rückkehrmöglichkeiten für Flüchtlin- 
ge in die Herkunftsländer« (Deutsche Bundesregierung 1996, 12 in Schraven 2019, 
24). 


Vor allem in Regionen, »aus denen ein unkontrollierter Zustrom auch nach Deutsch- 
land droht«, wolle man die Ursache des »Wanderungsdrucks« mindern, so das BMZ- 
Papier (BMZ 1994, 5 in: Kerner 2002, 58). Im Zentrum stand das »Bestreben, Zuwan- 
derung zu begrenzen« (Kerner 2002, 64), was auf den starken Einfluss des konser- 
vativen Hegemonieprojektes auch im Entwicklungsministerium verweist.*” Bereits 
1994 erklärte das BMZ, dass im Grunde genommen 


»jede Maßnahme der Entwicklungszusammenarbeit, die auf die Verbesserung 
der Lebensbedingungen in den Entwicklungsländern, auf Beseitigung der Armut, 
bessere Bildungschancen und eine lebenswerte Umwelt zielt, gelichzeitig auch 
der Verminderung von Flucht- und Migrationsursachen dient« (BMZ 1994, 8 in: 
Kerner 2002, 59).* 


Auch zivilgesellschaftlich wurde das Thema zunehmend aufgenommen. Der His- 
toriker und Migrationsforscher Jochen Oltmer macht darauf aufmerksam, dass das 
Motto des im Rahmen der »Interkulturellen Woche« abgehaltenen »Tags des Flücht- 
lings« bereits 1991 »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge schützen« lautete (Olt- 
mer 2017). Die 1990er Jahre seien »eine Hochphase des Nachdenkens über das »Be- 
kämpfen der Fluchtursachen« gewesen (ebd.). Auch Franz Nuscheler hatte kon- 
statiert, »[nJicht Flüchtlinge, sondern die Fluchtursachen bekämpfen!« sei in den 
1990er Jahren zu einem »inflationär gebrauchten Slogan« geworden (Nuscheler 1995, 
93). 


42 Schraven zufolge hat der Vorstoß Sprangers die BMZ-Sonderinitiative aus dem Jahr 2014 
»Fluchtursachen bekämpfen — Flüchtlinge reintegrieren« bereits ein Stück weit vorwegge- 
nommen (ebd., 24), die unter 5.2.2 eingehender betrachtet wird. 

43 Einen Großteil der entwicklungspolitischen Maßnahmen für die Verminderung von Flucht- 
und Migrationsursachen zu reklamieren, sei jedoch bereits vor Erscheinen der Konzeption 
von der damaligen Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (gtz, heute GIZ) 
und vom Wissenschaftlichen Beirat kritisiert worden, so Kerner (2002, 60). 
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Nicht zuletzt hatten auch hier die eigensinnigen Bewegungen der Fluchtmigra- 
tion nach Deutschland Anlass dazu gegeben: 1992 stellten fast 450.000 Menschen 
einen Erstantrag auf Asyl, was eine bedeutende Zunahme darstellte (BAMF 2019, 
12). Es waren die Jahre, in denen es in Deutschland zu massiven rassistischen An- 
schlägen auf Unterkünfte von Geflüchteten kam, zu einer Hetze von rechts und in 
denen rechtsextreme Parteien wie die NPD, die Republikaner und die DVU bedeu- 
tende Erfolge verzeichnen konnten. Die Asylpolitik hatte sich in den 1980er Jah- 
ren als hart umkämpftes Konfliktfeld herausgebildet, in dem es ab Mitte des Jahr- 
zehnts um die faktische Abschaffung des Grundrechts auf politisches Asyl ging, das 
in Artikel 16 Grundgesetz verbürgt war (Kannankulam 2014, 100ff.). 1993 münde- 
te der zwischen CDU, FDP und SPD ausgehandelte sogenannte »Asylkompromiss« 
schließlich trotz scharfer Kritik durch Menschenrechtsorganisationen und lautstar- 
ker Proteste in der Aufgabe des Grundrechts auf Asyl.** In den Debatten im Bundes- 
tag wurde insbesondere 1992 und 1993 die Forderung nach einer Bekämpfung von 
Fluchtursachen mit Nachdruck von unterschiedlichen Fraktionen“ eingebracht. So 
plädierten Abgeordnete dafür »alle Facetten der Entwicklungspolitik« dem Thema 
der Bekämpfung von Fluchtursachen unterzuordnen (Walz in: Deutscher Bundes- 
tag 14.1.1993, 11311) oder Ursachen anstatt »nur die Symptome« zu bekämpfen (Weiß 
in: ebd., 11314). Während sich der Entwicklungsminister Spranger verärgert zeigte, 
»wenn nun behauptet wird, der Westen sei für globale Probleme der Welt haupt- 
verantwortlich« (Spranger in: ebd., 11315), betonte die SPD-Abgeordnete Wohlleben: 
»Zur Bekämpfung der Fluchtursachen gehört aber auch, daß die Industriestaaten 
den Verbrauch der beschränkten natürlichen Ressourcen so gestalten, daß das öko- 
logische System nicht in Unordnung gerät und daß der Verbrauch weltweit einge- 
dämmt wird« (ebd., 11328). Auch hier bilden sich erneut ähnliche Konflikte wie in 
der Debatte auf UN-Ebene darüber ab, wo die tatsächlichen Fluchtursachen liegen 
und wie sie zu adressieren seien. 

Gleichzeitig zu den repressiven asylpolitischen Umbrüchen wurde das Thema 
Flucht und Migration in der Entwicklungspolitik auf diese Weise weiterverfolgt 
und immer stärker als zu verhindernde Bedrohung dargestellt (Kerner 2002, 61). 
Die Bedeutung wird auch daran deutlich, dass in den 1990er Jahren das Thema 
Flüchtlingshilfe zu einem wichtigen Pfeiler des Drittgeschäftes der Deutschen 


44 Entscheidend dafür war die Einführung des Konzepts der sogenannten »sicheren Drittstaa- 
ten«in den Grundgesetzartikel: Wer aus einem EU-Mitgliedstaat oder einem anderen »siche- 
ren Drittstaat« nach Deutschland einreist, sollte sich fortan nicht mehr auf das Grundrecht 
auf Asyl berufen können. Das Konzept sollte schließlich auch Eingang in das Dubliner Über- 
einkommen auf EU-Ebene finden (Kannankulam 2014, 110f.). 

45 So legte die SPD beispielsweise einen Antrag mit dem Titel »Bekämpfung von Fluchtursa- 
chen« vor, während in der gleichen Sitzung der Antrag von CDU/CSU und FDP »Entwick- 
lungspolitische Maßnahmen zur Lösung der Asyl- und Flüchtlingsprobleme« diskutiert wur- 
de (Deutscher Bundestag 14.1.1993). 
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Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ, heute GIZ) avancierte (Schra- 
ven 2019, 24). Obwohl der Themenkomplex Flucht und Migration eine größere 
Bedeutung in der deutschen Entwicklungspolitik gewann, habe dies jedoch noch 
nicht bedeutet, dass »die Bekämpfung von Fluchtursachen zum Hauptargument 
für die Legitimation der deutschen Entwicklungszusammenarbeit genutzt worden 
wäre« (ebd., 24). Dennoch sei eine Beeinflussung der Entwicklungspolitik durch 
innen- und außenpolitische Zielsetzungen im Kontext der zunehmenden Anzahl 
Geflüchteter, die Deutschland Anfang der 1990er Jahre erreichten, feststellbar (ebd., 
25). 

Als Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) 1998 unter der rot-grünen Bundesregie- 
rung unter Kanzler Gerhard Schröder (SPD) Ministerin für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung wurde, ließ sich ein stärkerer Einfluss des linksliberal- 
alternativen sowie des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes in der Entwick- 
lungspolitik verzeichnen. Die Themen Flucht und Migration rückten wieder in den 
Hintergrund (Schraven 2019, 25; Kerner 2002, 63)*° und die rot-grüne Regierung leg- 
te schließlich zur Jahrtausendwende das Konzept einer »globalen Strukturpolitik« 
für die Entwicklungspolitik vor, womit auf die in den 1990er Jahren diagnostizier- 
te »Krise« der Entwicklungspolitik und -theorie (Ziai 2007, 66ff.) reagiert wurde. 
Entwicklungspolitik könne unter den sich verändernden globalen Bedingungen in 
Form der neuen Weltordnung nach dem Ende des Ost-West Konflikts, der zuneh- 
menden neoliberalen Globalisierung der Wirtschaft, aber auch aufgrund der kon- 
statierten Erfolglosigkeit der Entwicklungshilfe und der Kritik an den ökologischen 
Folgen des westlichen Entwicklungsmodells nicht mehr wie zuvor verfahren (Ziai 
2007, 68). Der Grundgedanke der »globalen Strukturpolitik« lag in einer Neuorien- 
tierung, die anstatt auf Entwicklungsprojekte auf eine Mitgestaltung der globalen 
Rahmenbedingungen von »Entwicklung« zielte (Ziai 2007).*” Grundsätzlich bot die 
globale Strukturpolitik tatsächlich die Möglichkeit einer globaleren Perspektive auf 
Fluchtursachen, die nicht nur mittels Entwicklungshilfe vor Ort Fluchtursachen zu 
bekämpfen beansprucht, sondern globale Zusammenhänge adressiert. Allerdings 


46 Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung seien bedeutende Ak- 
tionsfelder der deutschen Entwicklungspolitik geworden, so Schraven (2019, 25). Der Zivile 
Friedensdienst (ZFD) wurde in diesem Zusammenhang gegründet. 

47 Beispielsweise initiierte Wieczorek-Zeul eine Entschuldungsinitiative sowie eine Reform der 
Strukturanpassung, die zu Beginn der Regierungszeit in Kooperation mit dem damaligen 
Finanzminister Oscar Lafontaine (damals SPD) weitgehend realisiert werden konnte (Ziai 
2016). Ein weiteres Projekt, eine progressive Reform der internationalen Finanzarchitektur, 
scheiterte jedoch. Dass nach dem Rücktritt von Lafontaine im Frühjahr 1999 Hans Eichel 
(SPD) ihm als Finanzminister nachfolgte, der wirtschaftliche Interessen sehr viel stärker ins 
Zentrum rückte, sei dabei ein bedeutender Faktor gewesen, so Ziai (ebd.). Weitere Vorstö- 
ße zur Reform des Welthandels scheiterten auch an wirtschaftlichen Prioritäten, die unter 
anderem der damalige Wirtschaftsminister Wolfgang Clement (SPD) vertrat. 
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zeigt Aram Ziai, dass diese Perspektive unter anderem aufgrund der benannten Wi- 
derstande innerhalb der Regierung in der Umsetzung weitgehend scheiterte (Ziai 
2007, 237f., siehe auch Ziai 2016).*8 Außerdem war der Zusammenhang zwischen 
globaler Strukturpolitik und Fluchtursachenbekämpfung kaum explizit hergestellt 
worden. 

Schraven verweist auf weitere Entwicklungen in den 2000er Jahren. So sei in 
der deutschen und internationalen Entwicklungszusammenarbeit zum einen eine 
deutliche »Versicherheitlichung« feststellbar gewesen, die sich spätestens seit den 
Anschlägen vom 11. September 2001 darin ausdrückte, dass »Entwicklungspolitik 
von vielen auch als wichtiges Instrument der Friedensarbeit, Konfliktprävention 
bzw. der vorsorgenden Sicherheitspolitik empfunden« wurde (Schraven 2019, 27). 
Zum anderen seien in den 2000er Jahren die Themen Zuwanderung und Integra- 
tion in der deutschen Öffentlichkeit offensiver diskutiert worden, was sich unter 
anderem auch im Zuwanderungsgesetz 2004 ausdrückte, das 2005 in Kraft trat 
(ebd.). Die Bundesregierung hatte sich damit auch in Kombination mit der im 
Jahr 2000 eingeführten und auf die Anwerbung hochqualifizierter Migrant:innen 
zielenden »Green Card« dem neoliberal geprägten Migrationsmanagement ver- 
schrieben (Kannankulam 2014, 93). Nun fand auch in der Entwicklungspolitik eine 
neue Fokussierung auf die positiven Aspekte von Migration wie beispielsweise die 
Rücküberweisungen von Migrant:innen statt (Schraven 2019, 27). Ein Trend, der 
sich auch in den Debatten auf internationaler Ebene - im Rahmen der UN sowie 
der Weltbank - und in der EU abbildete (siehe 4.2.2). Institutionell schlug sich dies 
beispielsweise in einem neuen Sektorvorhaben der GTZ mit dem Titel »Migration 
und Entwicklung« nieder, welches einen Schwerpunkt auf entwicklungsfördernde 
Effekte von Rücküberweisungen und Diasporaaktivitäten legte (ebd.). Gleichzeitig 
blieb jedoch auch die Bekämpfung von Fluchtursachen ein Anliegen, das einer 
die positiven Aspekte von Migration betonenden Perspektive entgegenstand und 
sich mit einer sicherheitsfokussierten Perspektive verbinden ließ. Flucht- und 
Migrationsbewegungen durch einen auf die »Ursachen« fokussierten Ansatz zu 
verhindern, galt nicht zuletzt als sicherheitspolitisches Bestreben. So fand 2006 die 
Ursachenbekämpfung im Weißbuch Sicherheitspolitik der Bundesregierung Er- 
wähnung (BMVg 2006, 23). Die Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung fügte 
sich so in die Tendenz ein, dass sich auch in der deutschen Entwicklungspolitik 


48 Ziaizeigtin mehreren Thesen, warum das Konzept der globalen Strukturpolitik scheiterte. Er 
fasst zusammen: »Die Verwirklichung von Ansätzen einer globalen Strukturpolitik zuguns- 
ten der Marginalisierten scheitert demnach nicht nur an der mangelnden Durchsetzungsfä- 
higkeit des BMZ, sondern auch an der mit kapitalistischen Strukturen verbundenen inter- 
national dominanten Orientierung an orthodoxen nationalen Interessen, an der Hegemonie 
des Neoliberalismus, sowie an den Einflussmöglichkeiten großer Wirtschaftsakteure.« (Ziai 
2007, 250) 
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eine engere Verknüpfung mit der Außen- und Sicherheitspolitik abzeichnete, was 
sich unter anderem in der Fokussierung auf Konfliktbearbeitung und die Arbeit in 
fragilen Staaten ausdrückte (Schmidt 2015, 34f.). 

Auch Dirk Niebel (FDP), der von 2009 bis 2013 Bundesentwicklungsminis- 
ter war, bediente den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung an verschiedenen 
Stellen (siehe u.a. liberale.de v. 16.2.2011). In seiner Amtsantrittsrede vor dem 
Bundestag sagte er: »Es ist in unserem Interesse, in unserem eigenen Vorgarten, in 
Afrika, dafür zu sorgen, dass die Menschen keine Fluchtgründe geliefert bekom- 
men« (Niebel 2009, 80 in: Brämer/Ziai 2015, 404). Die Bezeichnung »Afrikas« als 
eigenen »Vorgarten« kritisierten Brämer und Ziai treffend als Formulierung »mit 
kolonial erscheinenden Besitzansprüchen« (Brämer/Ziai 2015, 405). Außerdem 
beabsichtigte Niebel offensichtlich, die Fluchtbewegungen als Sicherheitspro- 
blem für Deutschland bzw. Europa darzustellen. Zu den sicherheitspolitischen 
Erwägungen trat zunehmend eine wirtschaftspolitische Ausrichtung der Flucht- 
ursachenbekämpfung. Ganz unverblümt bezeichnete Niebel seine Vorstellung 
von Entwicklungszusammenarbeit als »ausdrücklich interessenorientiert« (ebd.). 
Wirtschaftspolitische Interessen standen weit oben auf der Agenda, was sich in 
dem Bemühen ausdrückte, die Privatwirtschaft stärker in die Entwicklungspolitik 
mit einzubeziehen (Schmidt 2015, 33). Insbesondere geopolitische und außenwirt- 
schaftliche Motive hätten in seiner Amtszeit an Bedeutung gewonnen, resümieren 
Brämer und Ziai (Brämer/Ziai 2015, 414). Auch seine Strategie der Förderung von 
Kooperationsprojekten zwischen der Entwicklungszusammenarbeit und Privat- 
wirtschaft in Form sogenannter Public-Private-Partnerships sollten später im 
Hinblick auf die Bekämpfung von Fluchtursachen relevant bleiben und deuteten 
auf einen stärkeren Einfluss des neoliberalen Hegemonieprojektes in der Debatte 
hin. 

Die politische Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen fand 
schließlich auch Eingang in den Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD 
2013. Dort heißt es: 


»Angesichts der weltweit zunehmenden Mobilität und Migration sollten Migrati- 
onsfragen mit dem Ziel einer besseren Steuerung der Zuwanderung und zur Be- 
kämpfung der Ursachen von unfreiwilliger Migration und Flucht stärker und kon- 
kreter in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit Drittstaaten veran- 
kert werden« (CDU/CSU/SPD 2013, 109). 


Bereits hier wurde deutlich, dass die Koalition anstrebte, Migrations-, Außen- und 
Entwicklungspolitik noch stärker zu verknüpfen, was bereits zu Befürchtungen der 
Opposition führte, damit würde »Entwicklungspolitik zunehmend in den Dienst ei- 
ner repressiven Migrationspolitik« gestellt (Deutscher Bundestag 2014, Drucksache 
18/3419, 1). Zu einer Programmatik, die sich auch in relevanten Politikinstrumen- 
ten niederschlug, wurde die Bekämpfung von Fluchtursachen jedoch erst ab 2014. 
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Seit 2010 nahmen weltweit Fluchtbewegungen bedeutend zu und es war der neue 
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU), der die Forderung prominent auf 
die Agenda des BMZ setzte. Die Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung 
wurden im Mai 2014 veröffentlicht. Darin heißt es: »Ziel ist es, gegen die Ursachen 
von unfreiwilliger und irregulärer Migration und gegen die Folgen für die Betrof- 
fenen gezielt vorzugehen sowie das regionale und transkontinentale Migrations- 
geschehen und die reguläre Migration besser zu steuern« (Deutsche Bundesregie- 
rung 2014, 7). Mehrere afrikapolitische Initiativen - nicht nur des BMZ - verschrie- 
ben sich in der Folge teilweise explizit der Zielvorgabe der »Fluchtursachenbekämp- 
fung« (siehe 5.2.2). 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich der Diskurs um Fluchtursa- 
chenbekämpfung mit der Krise des Grenzregimes 2014/2015 in relevantem Ausmaß 
in konkreten Initiativen materialisierte. Insbesondere im Bundesentwicklungsmi- 
nisterium sollte es zu institutionellen Veränderungen kommen und auf der euro- 
päischen scale war die Bundesregierung bestrebt, Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Fluchtursachen voranzutreiben. Doch die politische Zielvorgabe im entwicklungs- 
politischen Diskurs tauchte bereits in den 1980er Jahren aufund wurde meist dann 
bemüht, wenn Fluchtbewegungen in Richtung Europa und Deutschland zunahmen. 
Darüber hinaus finden sich schon in den 1990er Jahren rhetorisch-diskursive Stra- 
tegien, die auch im Kontext 2015 erneut vorgebracht werden sollten (siehe Kapitel 
6). 


4.3.4 Geflüchteten-Proteste und Fluchtursachenbekämpfung 


Die Geschichte der Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen be- 
schränkt sich jedoch nicht auf offizielle politische Debatten innerhalb der Staatsap- 
parate und internationalen Foren. Vielmehr gehört die Forderung seit Jahrzehnten 
in das Repertoir von Geflüchteten-Protesten. In seinem Buch »We’re here because 
you were there. Immigration and the end of Empire« geht Ian Sanjay Patel dem 
Rassismus nach, der die britischen Einwanderungsgesetze und die Gesellschaft 
der Nachkriegszeit prägte. Er nimmt die Worte des Schriftstellers Ambalavaner 
Sivanandan, der in der britischen Kolonie Ceylon (später Sri Lanka) geboren wurde 
und 1953 nach Großbritannien migriert war, als roten Faden, der ihn durch sein 
Buch führt (Patel 2021). Sivanandan, der später Direktor des Institute of Race Relations 
in London wurde, hatte schon 1980 den Slogan geprägt: »We are here because you 
were there«, der immer wieder bei Demonstrationen und Protesten auftauchen 
sollte, um die (koloniale) Verantwortung der Aufnahmeländer von Geflüchteten 
für die Zerstörung von Lebensgrundlagen und Perspektiven im globalen Süden 
anzuprangern. 

Auch im Refugee-Aktivismus im deutschen Kontext ging es neben der Kritik an 
Diskriminierung und Rassismus in der Migrations- und Asylpolitik um eine »dop- 
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pelte Perspektive«, so Bendix (2018b, 7). Aktivist:innen betonten stets auch die Not- 
wendigkeit »eines Blicks auf die Griinde, warum Menschen fliehen oder migrieren« 
(ebd.). Der Slogan »Wir sind hier, weil ihr unsere Lander zerstört« wurde von Selbst- 
organisationen von Geflüchteten wie der Karawane und The Voice vor allem in den 
2000er Jahren geprägt (Bendix 2018a; 2018b; Jakob 2016, 20ff.). Damit formulierten 
die Geflüchteten eine deutliche Kritik an globaler Ungleichheit und Ausbeutungs- 
verhältnissen zwischen dem globalen Norden und Süden, die sie mit der Forderung 
nach einem Bleiberecht verknüpften - Antirassismus und postkoloniale Kritik wer- 
den damit zu zwei Seiten einer Medaille. So heißt es bei der Karawane für die Rechte 
der Flüchtlinge und MigrantInnen in einem Statement im Jahr 2000: 


»Auf der einen Seite müssen wir uns den Abschiebungen, den rassistischen Be- 
handlungen und der sozialen Ausgrenzung hier in Deutschland entgegenstellen 
und auf der anderen Seite haben wir eine Sehnsucht danach, die furchtbaren Pro- 
bleme unserer Brüder und Schwestern, die wir zurücklassen mussten, auszudrü- 
cken und öffentlich zu machen« (Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und Mi- 
grantInnen 2000 in: Bendix 2018a, 159). 


Auch die Proteste der globalisierungskritischen Bewegung nutzten selbstorgani- 
sierte Gruppen von Geflüchteten immer wieder, um Neokolonialismus und globale 
Ungleichheit auf die Agenda zu setzen (Bendix 2018a, 160). 2009 gründete sich 
schließlich das Netzwerk Afrique-Europe-Interact, das explizit den Kampf für 
eine »gerechte und selbstbestimmte Entwicklung« mit der Forderung nach ei- 
nem »Recht auf globale Bewegungsfreiheit« verknüpfte (ebd.). An dem Netzwerk 
sind vor allem Aktivist:innen aus Mali, Togo, Burkina Faso, Guinea, Tunesien, 
Marokko, Deutschland, den Niederlanden und Osterreich beteiligt. Das Tribunal 
gegen die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2013, das auch von der Karawane 
mitorganisiert wurde, kam zu dem Schluss, dass die deutsche Regierung »mit- 
verantwortlich« sei, »für die tägliche Generierung von Fluchtursachen« (Afrique- 
Europe-Interact 2013 in: ebd., 160). Über globale Ungleichheitsstrukturen und 
Neokolonialismus hinaus kritisierten selbstorganisierte Geflüchtete immer wieder 
politisch-militärische Beziehungen des globalen Nordens mit dem Süden und 
machten die zerstörerischen Folgen von Waffenexporten, Militärinterventionen 
und Kooperationen mit autoritären Regimen publik (Bendix 2018a, 161). 

Dass die Stimmen von selbstorganisierten Geflüchteten und Migrant:innen 
auch in der aktuellen Konjunktur des Fluchtursachen-Diskurses präsent waren, 
wird in den folgenden Analyseschritten deutlich werden. 


4.3.5 Zusammenfassung Genealogie 


Mit der Genealogie des Fluchtursachen-Diskurses habe ich den historischen Kon- 
text skizziert, aber vor allem die Art und Weise analysiert, wie Fluchtursachen und 
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deren Bekämpfung als Themen überhaupt aufkamen, problematisiert und Gegen- 
stand von Konflikten wurden. Damit lassen sich Konjunkturen des Diskurses auf 
den unterschiedlichen scales nachzeichnen, die Parallelen aufweisen, aber auch un- 
terschiedliche Akzentsetzungen und Entwicklungen beschreiben. 

Die Debatte innerhalb der UN macht deutlich, dass die grundlegende Frage, was 
überhaupt als Fluchtursache gilt und politisch bearbeitet wird, zu tiefgreifenden 
Kontroversen zwischen Vertreter:innen des globalen Nordens und globalen Südens 
führte. Der hier vorzufindende Konflikt zwischen einer »internalistischen Perspek- 
tive«, die Fluchtursachen ausschließlich in den Herkunftsländern von Geflüchteten 
verortet, und einer globalen Perspektive, die das asymmetrische Nord-Süd-Verhält- 
nis und damit historische und strukturelle Ursachen in den Blick nimmt, lässt sich 
auch auf den anderen scales und in den verschiedenen Konjunkturen des Diskurses 
wiederfinden. 

In einem nächsten Schritt konnte ich anhand der europäischen Migrationspo- 
litik zeigen, wie neben einer internalistischen Sichtweise im Diskurs um Fluchtur- 
sachen ein weiteres Motiv deutlich zutage trat: Fluchtursachenbekämpfung sollte 
in erster Linie Fluchtbewegungen nach Europa verhindern. Zwar verknüpfte sich 
der Diskurs insbesondere in den 2000er Jahren sehr viel stärker mit entwicklungs- 
politischen Erwägungen. Die entwicklungspolitische Perspektive auf Migration 
erwies sich in der Folge jedoch als äußerst ambivalent: zum einen sollte Entwick- 
lungspolitik die entwicklungsfördernden Potenziale von Migration stärken, aber 
zum anderen mittels Fluchtursachenbekämpfung Fluchtmigration verhindern. 
Es zeigte sich außerdem, dass Fluchtursachenbekämpfung weitgehend auf einer 
rhetorischen Ebene verblieb und aus taktischen Gründen dennoch eine latente 
Präsenz behielt. Zum einen kann der Diskurs als Reaktion auf linksliberale Kritik 
an Grenzkontrollen verstanden werden, der ein humanitäres Vokabular bediente 
und bedient. Zum anderen ließ er sich auch durch konservative Akteur:innen mit 
dem Verhinderungsmotiv verbinden. Dass die Relevanz in der Praxis dennoch 
begrenzt blieb, kann auch damit erklärt werden, dass die kontroverse Debatte auf 
UN-Ebene womöglich den politischen Entscheidungsträger:innen noch in den 
Knochen steckte und eine weitergehende Konkretisierung und Umsetzung von 
Maßnahmen möglicherweise neue - sehr grundlegende - Auseinandersetzungen 
mit sich gebracht hätte. Vielleicht ahnte man auch hier, dass eine internalistische 
Perspektive der Realität nicht standhalten würde. 

In der deutschen Debatte wird ersichtlich, wie sich auch hier eine internalisti- 
sche Perspektive weitgehend durchsetzte. Allerdings bot der Politikwechsel hin zu 
einer »globalen Strukturpolitik« Ende der 1990er Jahre neue Anknüpfungspunkte 
für eine Sichtweise, die durchaus globale strukturelle Fluchtursachen ins Blickfeld 
rückte. Die tatsächliche Realisierung einer solchen Entwicklungspolitik, scheiter- 
te jedoch weitgehend am Widerstand insbesondere neoliberal geprägter Akteur:in- 
nen in der damaligen Regierung. Die Vorgeschichte des Diskurses zeigt auch hier: 
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zwar lösten Ankünfte von Migrant:innen und Geflüchteten in Deutschland jeweils 
Debatten um Fluchtursachen und deren Bewältigung aus. Zu der tatsächlichen Um- 
setzung in politischen Instrumenten, die explizit diesem Ziel dienen sollten, kam es 
jedoch erst im Kontext der sich anbahnenden Krise des Grenzregimes in den Jahren 
2013 bis 2015. 

Eine Fluchtursachenbekämpfung, die die internalistische Perspektive zurück- 
weist, findet sich zum einen in der Position von Vertreter:innen des globalen Sü- 
dens im Rahmen der UN und zum anderen in Protesten von Geflüchteten. Mit den 
Slogans »we are here because you were there« und »Wir sind hier, weil ihr unse- 
re Länder zerstört«, unterstrichen sie ihr Bleiberecht in den Ankunftsstaaten und 
prangern die postkoloniale Verstrickung zwischen globalem Norden und Süden an. 
Zwar konnten sich diese Positionen kaum Geltung verschaffen. Doch gleichzeitig 
zeigt die Genealogie: Fluchtursachenbekämpfung war stets umkämpft. 
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»The migrant insurgency, simply by trans- 
versing them, threatens to make the vari- 
ous walls that segment the global system 
crack and crumble« (Hardt/Negri 2019). 


In diesem Kapitel gehe ich auf die Krise des Grenzregimes ein und zeige, wie im 
Kontext des Sommers der Migration 2014/2015 »Fluchtursachenbekämpfung« oder 
»tackling the root causes of (irregular) migration« eine Hochkonjunktur erfahren 
hat in Form konkreter politischer Initiativen, die von den Exekutiven als Reakti- 
on auf die Krise ergriffen wurden. Zunachst zeichne ich die Ereignisse des Som- 
mers der Migration nach (5.1) und zeige, wie diese zu einer tiefgreifenden Krise des 
Grenzregimes geführt haben, die sich als Kulmination mehrerer krisenhafter Ent- 
wicklungen verstehen lässt (5.1.1). Anschließend arbeite ich heraus, wie die europäi- 
schen Staatsapparate Politiken der Externalisierung als zentrale Restabilisierungs- 
Strategie nach dem Sommer der Migration verfolgten (5.1.2) und wie im Zuge des- 
sen das Schlagwort »Fluchtursachenbekämpfung« neue Relevanz gewann (5.1.3). Im 
nächsten Schritt werden die zentralen politischen Maßnahmen beleuchtet, die so- 
wohl von der Bundesregierung als auch auf der europäischen scale unter dem Label 
Fluchtursachenbekämpfung ergriffen wurden (5.2.1 und 5.2.2). Abschließend folgt 
die Einordnung der Politiken, indem auf zwei maßgebliche Stoßrichtungen verwie- 
sen wird, mit denen Fluchtursachen im Kontext der Krise 2015 bewältigt werden 
sollten: mittels entwicklungspolitischer Initiativen einerseits und privatwirtschaft- 
licher Investitionen andererseits (5.2.3). 


5.1 Der lange Sommer der Migration 


Der Sommer der Migration 2015 markiert keine abrupte Zäsur oder ein jäh ein- 
tretendes Ereignis in einem bis dahin reibungslos funktionierenden europäischen 
Grenzregime. Denn wie bereits deutlich wurde, sind Migrationspolitiken aufgrund 
der tief verankerten gesellschaftlichen Widersprüche, die sie zu regulieren versu- 
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chen, stets krisenhaft. Es sind diese Widersprüche, die der europäischen Migrati- 
onspolitik seit jeher eine Fragilität verleihen, da sie umkämpft bleibt und nur tem- 
porär kompromisshaft stabilisiert wird. Um die Krise des europäischen Grenzre- 
gimes 2015 zu verstehen, muss diese in die Kontinuität krisenhafter Brüche der letz- 
ten Jahre eingeordnet werden, was verschiedene Autor:innen ausführlicher behan- 
delt haben (Georgi 2019a; Müller-Stehlik 2017; Kasparek/Schmidt-Sembdner 2017). 
An dieser Stelle gehe ich auf fünf zentrale Entwicklungen ein. Den langen Sommer 
der Migration verstehe ich somit als krisenhaftes Ereignis, in dem bereits bestehen- 
de Entwicklungen und Konflikte kulminierten. 

Erstens umfasst die Vorgeschichte des Sommers der Migration die Krise des 
Dublin-Systems - also des »inneren Rings der Externalisierung« (siehe 4.2.2), die 
sich unter anderem in erfolgreichen Rechtskämpfen vor europäischen Gerichten 
ausdrückte (Meyerhöfer et al. 2014) und dazu führte, dass Dublin-Abschiebungen 
immer wieder scheiterten. Zweitens führten ab 2011 die Umbrüche in Nordafrika im 
Zuge des sogenannten »Arabischen Frühlings« (Klepp 2011; Kopp/Dünnwald 2014; 
Morone 2017) sowie das Hirsi-Urteil des EGMR' von 2012, das völkerrechtswidrige 
Zurückweisungen (Push Backs) nach Libyen verurteilt hatte (Buckel 2013, 289ff.), 
zu einer Krise im Hinblick auf die Externalisierungspolitiken, was oben als »zwei- 
ter Ring der Externalisierung« eingehender behandelt wurde. Drittens hatte die 
Bootskatastrophe vor Lampedusa im Oktober 2013 zu einem öffentlichen Aufschrei 
und vehementer Kritik an den Kontrollen der EU-Außengrenzen geführt und diese 
in eine Legitimationskrise gestürzt. In der Folge konnte sich zumindest temporär 
»das Primat der Rettung von Menschenleben in der Grenzpraxis durchsetzen« 
(Kasparek 2015, 16). Außerdem lässt sich viertens eine »Krise des Schengenraums« 
(Georgi 20192, 209) konstatieren, nachdem die Ankunft einiger zehntausend Ge- 
flüchteter aus Tunesien in Italien nach dem Sturz Ben Alis 2011 dazu führte, dass 
zunächst Frankreich und dann weitere EU-Mitgliedstaaten erneut Kontrollen an 
den Binnengrenzen einführten (Müller-Stehlik 2017, 79ff.). Und fünftens erschüt- 
terten immer wieder die eigensinnigen Bewegungen der Fluchtmigration, die allen 
Kontrollversuchen zum Trotz weiterhin europäisches Territorium erreichten, das 
europäische Grenzregime. Teilweise kam es darüber hinaus zu lautstarken Protes- 
ten von Geflüchteten, die sich insbesondere ab 2012 immer vehementer äußerten 
und Praktiken repressiver Migrationspolitik öffentlich anprangerten (Atac et al. 
2015; Schwiertz/Ratfisch 2015). 

Der lange Sommer der Migration zeichnete sich bereits 2014 ab und nahm im 
Frühjahr 2015 deutliche Gestalt an: Die Überfahrten über das zentrale Mittelmeer 
nahmen deutlich zu und es kam zu tödlichen Bootskatastrophen mit bislang unbe- 


1 Urteil in der Rs. Hirsi Jamaal et al. gegen Italien, Individualbeschwerde Nr. 27765/09 v. 
23.02.2012. 
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kanntem Ausmaß.” Bei einem dramatischen Bootsunglück vom 18. auf den 19. April 
2015 ertranken über 800 Menschen. Bereits kurz darauf intensivierten die Entschei- 
dungsträger:innen in Brüssel ihre Bemühungen, die Migrationskontrolle verstärkt 
auf die euro-afrikanische Agenda zu setzen. Der Fokus der europäischen Öffentlich- 
keit und der Exekutiven in Europa sollte sich jedoch bald vom zentralen Mittelmeer 
aufdie Ägäis und die europäischen Binnengrenzen entlang der Balkanstaaten rich- 
ten (Schwiertz/Ratfisch 2015, 5). Die Notlage insbesondere in Syrien und den Nach- 
barstaaten hatte sich inzwischen weiter zugespitzt (Kopp 2017, 123ff.). Im Sommer 
2015 ging der syrische Bürgerkrieg in sein fünftes Jahr. Die Niederschlagung der 
Proteste durch das Regime Bashar al-Assads ab März 2011 hatte bereits in den ers- 
ten Monaten des aufflammenden Konflikts zu Fluchtbewegungen in die Türkei und 
auch in Richtung Libanon, Jordanien und Irak geführt. Erst 2014 und vor allem im 
Sommer 2015 gelangten syrische Schutzsuchende in erster Linie über die Ägäis in 
größerer Zahl nach Europa und damit - reichlich spät - verstärkt in die europäi- 
sche Öffentlichkeit: Erreichten 2012 rund 7.000 Schutzsuchende aus Syrien von der 
Türkei aus Europa, so waren es 2014 rund 32.000 und 2015 495.000 (Frontex 2017, 
19). Neben Syrien stellten Afghanistan und Irak die wichtigsten Herkunftslander von 
Geflüchteten auf der Fluchtroute über die Ägäis dar.” Doch nicht nur die eskalieren- 
de Gewalt in den Herkunftsregionen führte zu neuen Fluchtbewegungen in Rich- 
tung Europa. Viele hauptsächlich aus Syrien geflüchtete Menschen, die Zuflucht in 
den angrenzenden Nachbarstaaten gefunden hatten, verloren die Hoffnung auf ei- 
ne absehbare Rückkehr. Die immer prekäreren, unzumutbaren Lebensbedingungen 
und chronische Unterversorgung der Flüchtlinge in der Türkei, im Libanon und in 
Jordanien bewegten etliche zur Weiterflucht in Richtung Westen.* Das Erstarken 


2 UNHCR zufolge war es 2014 zu mindestens 3.538 Toten im Mittelmeer gekommen, 2015 wa- 
ren es 3.771 und 2016 sogar 5.096 (UNHCR 2021). 2011 waren rund 1.500 Menschen bei der 
Überfahrt ums Leben gekommen (Amnesty International 2013). 

3 Im Irak ließen die katastrophale Sicherheitslage und die Gräueltaten des »Islamischen 
Staats«/Daesh gegen religiöse Minderheiten und Bewohner:innen der kurdischen Autono- 
miegebiete auf irakischem und syrischem Territorium 2015 Tausende die Flucht ergreifen. 
Daesh gelang es schließlich, auch im Libanon, Libyen und Afghanistan Fuß zu fassen. Die 
Sicherheitslage in Afghanistan verschlechterte sich 2015 massiv: Mit über 11.000 Toten und 
Verletzten wurde die höchste Zahl an zivilen Opfern seit 2009 verzeichnet (UNAMA 2016). 

4 Warnungen des UN-Flüchtlingshochkommissariats (UNHCR) und des Welternährungspro- 
gramms (WFP), dass die von der internationalen Gemeinschaft zur Verfügung gestellten 
Hilfsgelder den Bedarf für die Versorgung der Flüchtlinge nicht annähernd deckten, reichen 
bis ins Jahr 2012 (UNHCR 2012). Im Oktober 2014 verkündeten die Vereinten Nationen, dass 
die Lebensmittelhilfe für die Bevölkerung in Syrien um 40 Prozent gesenkt werden müss- 
te. Im Libanon würden die Hilfsleistungen für Flüchtlinge um 30 Prozent reduziert und in 
der Türkei könne das WFP keinerlei Unterstützung mehr anbieten (Süddeutsche Zeitung v. 
14.10.2014). 
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autoritär-neoliberaler und national-neoliberaler Akteure im Zuge der Euro- und Fi- 
nanzkrise habe dazu beigetragen, die Bearbeitung der dramatischen Versorgungs- 
krisen der Flüchtlinge in den syrischen Nachbarstaaten zu verhindern, so Georgi 
(2019a, 212f.).? 

Die neue Situation auf der Fluchtroute über die Ägäis stellte schließlich die 
Voraussetzung dafür dar, dass Tausende die Überfahrt auf die griechischen In- 
seln wagten: Die im Januar 2015 in Griechenland neu gewählte Syriza-Regierung 
unterband weitgehend die bis dahin virulente Praxis völkerrechtswidriger Zurück- 
weisungen (Push Backs) an der Landgrenze zur Türkei, in griechischen Gewässern 
und von griechischen Inseln (Pro Asyl 2014; Kasparek/Maniatis 2017; Kasparek/ 
Schmidt-Sembdner 2017, 179). Der Fluchtweg über die Ägäis auf die griechischen 
Inseln wurde erneut zu einer wichtigen Fluchtroute nach Europa. Bis zu 10.000 
Menschen gelangten im Spätsommer 2015 täglich von der Türkei aus auf die 
griechischen Ägäis-Inseln. Insgesamt erreichten so innerhalb eines Jahres weit 
über 850.000 Menschen über diese Route europäisches Territorium. Weiteren 
rund 154.000 gelang 2015 die gefährliche Überfahrt über das zentrale Mittelmeer 
nach Italien. Über 3.770 Menschen kamen im Jahr 2015 aufgrund fehlender legaler 
Fluchtwege auf diesen Routen ums Leben (UNHCR 2021). Die Flucht- und Mi- 
grationsbewegungen entfalteten in den Sommermonaten eine außergewöhnliche 
Dynamik in einer Gemengelage zwischen Aufbrüchen, Weitergabe von Wissen 
über Routen und Transportmittel, aktiver Fluchthilfe durch Unterstützer:innen,‘ 
einem staatlich organisierten Weitertransport entlang der Balkanroute (Speer 2017) 


5 So entschieden sich die EU-Regierungen dagegen, eine angemessene Stärkung der Hilfs- 
programme in der Region auf den Weg zu bringen. Erstens hätten aufgrund der Finanz- 
und Wirtschaftskrise viele EU-Staaten mit Wachstumsschwäche, Rezession und Eurokrise zu 
kämpfen gehabt, was ihre finanziellen Spielräume eingeschränkt habe (Georgi 2019a, 212). 
Außerdem legten sich Deutschland und andere nordwesteuropäische Staaten darauf fest, 
»einen neuen Wachstumsschub primär durch eine radikale Austeritäts- und Deregulierungs- 
strategie zu erreichen« (ebd., 212f.). Dies habe dazu beigetragen, dass »substantiell erhöhte 
Ausgaben für humanitäre Programme mit dem Ziel, Krisenprozesse an Europas Peripherie 
zu entschärfen, nicht durchsetzbar waren« (ebd., 213). 

6 Auch die Proteste und Netzwerke von Geflüchteten, solidarische Praktiken der Fluchthilfe 
und eine breit getragene Willkommensbewegung in vielen europäischen Staaten nahmen 
im Kontext des langen Sommers der Migration eine neue Dimension an (Schwiertz/Ratfisch 
2015, 10). Transnationale aktivistische Projekte wie das Alarm Phone für Boatpeople setzen 
sich seither gegen die tödliche Abschottungspolitik der EU im Mittelmeer zu Wehr (Stierl 
2015). Mehrere zivilgesellschaftliche Seenotrettungsorganisationen (Cuttitta 2017) leisteten 
und leisten einen erheblichen Beitrag und entlang der Fluchtrouten bildeten sich neue Un- 
terstützungsstrukturen, Dokumentationsprojekte und migrantische Initiativen. Gleichzeitig 
nahm die Kriminalisierung und Diffamierung gegen migrantische Aktivist:innen und Unter- 
stützer:innen ein neues Ausmaß an. Außerdem spitzten sich die rassistischen Mobilisierun- 
gen ab 2014 und Angriffe auf Geflüchtete massiv zu (Schwiertz/Ratfisch 2015, 11ff.). 
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und dem Einfordern der Gefliichteten von Schutz und neuen Lebensperspekti- 
ven. Als am 25. August 2015 eine interne Meldung des deutschen Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge an die Presse gelangte und dies als Entscheidung des 
BAMF gedeutet wurde, alle Dublin-Abschiebungen von Syrer:innen auszusetzen 
und den Geflüchteten Aufnahme zu gewähren (Pichl/Steinmaier 2015), führte dies 
zu einer weiteren Dynamisierung. Die massenhafte Überwindung europäischer 
Grenzen setzte sich im Innern Europas fort: Im »March of Hope« machten sich 
am 4. September am Budapester Bahnhof Keleti Tausende Geflüchtete zu Fuß auf 
den Weg in Richtung Österreich, um von dort nach Deutschland und in andere 
europäische Staaten zu gelangen. Der lange Sommer der Migration’ hat die Grenze 
unverkennbar als umkämpftes Terrain, als stetem Wandel unterworfenes Ergebnis 
von »border struggles« (Mezzadra/Neilson 2013) hervortreten lassen. 


5.1.1 Krise des Grenzregimes und Reparaturarbeiten 


Die Krise des europäischen Grenzregimes war tiefgreifend: Die Kontrollen an den 
Außengrenzen wurden tausendfach überschritten und das Dublin-System war de 
facto außer Kraft gesetzt worden. Obwohl sich mehrere Krisentendenzen bereits in 
den Vorjahren abgezeichnet hatten, schienen die europäischen Staatsapparate in 
keinster Weise auf die Ereignisse vorbereitet zu sein (Kasparek/Schmidt-Sembdner 
2017, 176). Es stellte sich bald heraus, dass die Bemühungen einer solidarischen 
Aufnahme der Geflüchteten innerhalb der europäischen Union ins Leere laufen 
würden. Die vorgesehene Umsiedlung (relocation), mittels derer Geflüchtete aus 
Griechenland und Italien in andere Mitgliedstaaten umverteilt werden sollten, 
musste angesichts der ausbleibenden Aufnahmezusagen als gescheitert angesehen 
werden. Stattdessen wurde auf verschiedenen Ebenen an einer Restabilisierung 
des Grenzregimes gearbeitet: An immer mehr Binnengrenzen richteten Mitglied- 
staaten Grenzkontrollen - teilweise gar mittels Grenzzäunen - ein, was dem 
wiedererstarkenden Nationalismus einen sinnbildlichen und konkreten Ausdruck 
verlieh. Es kam zu Asylrechtsverschärfungen in Deutschland (Pichl 2017), aber auch 
in anderen europäischen Staaten, was auch vor dem Hintergrund des Erstarkens 
rechter und extrem rechter Kräfte zu verstehen ist. So fanden die Verhandlungen 
um die Verschärfungen in Deutschland zeitgleich mit dem Aufstieg der Alterna- 
tive für Deutschland (AfD) statt, es kam zu Brandanschlägen und Angriffen auf 
Flüchtlingsunterkünfte und Geflüchtete sowie zu den Pegida-Demonstrationen 
(Pichl 2017, 171). Der Kollaps des europäischen Grenzregimes sollte unter anderem 
durch gesetzliche Abschottung politisch kompensiert werden (ebd., 172). Auf der 


7 Die Ereignisse des langen Sommers der Migration wurden in verschiedenen Texten plastisch 
und detailliert nachgezeichnet (Kasparek/Speer 2015; Hess et al. 2017; Speer 2017; Schwiertz/ 
Ratfisch 2015, 17ff.; Moving Europe 2017). 
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europäischen scale einigte man sich zum einen auf die Verstärkung der Außen- 
grenzenkontrollen mittels »Schlepperbekämpfung«, der Einrichtung sogenannter 
»Hotspots« in Italien und Griechenland (Kuster/Tsianos 2016) und einem Ausbau 
der Grenzagentur Frontex (Buckel 2018). Zum anderen stellte die Externalisierung 
von Grenz- und Migrationskontrolle den kleinsten gemeinsamen Nenner für eine 
Reorganisation des EU-Grenzregimes dar (Buckel/Kopp 2021). Die Vorstöße einer 
verstärkten Externalisierung von Grenzkontrollen in Transit- und Herkunftsländer 
oder internationale Gewässern sollten 2014 und verstärkt 2015 zu einem wesent- 
lichen Bestandteil der »Reparaturarbeiten« (Sciortino 2004) am Grenzregime 
werden. »Fluchtursachenbekämpfung« wurde im Zuge dessen zu einer zentralen 
Zielvorgabe. Im Interview beschrieb ein Vertreter der EU-Kommission, wie die 
»externe Dimension« der EU-Migrationspolitik enorm an Bedeutung gewonnen 
habe seit 2015. Im Gegensatz zu den internen Zerwürfnissen im Hinblick auf die 
Aufnahme von Geflüchteten sei hier viel passiert: 


»Notwithstanding the lukewarm impression that sometimes migration policy on 
EU level gives — especially because of this internal division, relocation, reform of 
Dublin and all these difficult topics - in the external domain we have done a lot 
[...] in terms of investment, capacities and political dynamics.« (Vertreter EU-Kom- 
mission 2018) 


Institutionelle Veränderungen im europäischen Staatsapparate-Ensemble hatten 
bereits vor dem Sommer der Migration einen Ausbau europäischer Externali- 
sierungspolitik im Bereich Migrationskontrolle vorbereitet. 2014 hatte die neue 
Europäische Kommission unter Jean-Claude Juncker Migration ganz oben auf die 
politische Agenda gesetzt und gleichzeitig deutlich gemacht, dass das Thema auch 
die Außenpolitik der EU stärker mitprägen solle. Mit Dimitris Avramopoulos wur- 
de ein Kommissar für Migration und Inneres neu berufen und der Kommissions- 
Vizepräsident Frans Timmermans ebenso wie die EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini erhielten migrationspolitische Kompetenzen. Kasparek und Schmidt- 
Sembdner bezeichnen die neue Konstellation als »einflussreiches migrationspoliti- 
sches Cluster« (Kasparek/Schmidt-Sembdner 2017, 176). 


5.1.2 Forcierung der Externalisierungspolitik 


Im Folgenden werden die Vorstöße europäischer Externalisierungspolitik in den 
Blick genommen, in die sich der Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung weit- 
gehend einschreibt. Ich beleuchte auch die Rolle der Bundesregierung, die eine 
treibende Kraft hinter den Initiativen war. Es wird deutlich, dass die Krise 2015 
geradezu als Katalysator für Externalisierungspolitiken auf der europäischen sca- 
le wirkte. Die Strategien der Auslagerung von Migrations- und Grenzkontrolle 
in Transit- und Herkunftsländer stellen kein neues Phänomen dar (siehe 4.2.2), 
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doch entstanden die wirksamsten Kooperationsarrangements über lange Zeit 
primär durch nationalstaatliche, bilaterale Initiativen. Die Bemühungen der EU, 
eigene Rückübernahmeabkommen oder sogenannte Mobilitätspartnerschaften 
abzuschließen, blieben dagegen vergleichsweise zäh und schwer durchsetzbar. Im 
Gegensatz zu einigen Mitgliedstaaten, ließen sich Kooperationsanreize nur sehr 
zögerlich setzen und auch der Rückgriff auf historische, teilweise (post-)koloniale 
Verbindungen und dadurch gewachsene Abhängigkeiten und Kooperationen wa- 
ren aus Brüssel in dieser Form nicht möglich. Seit dem Sommer der Migration 
forcierte die Europäische Kommission den Ausbau der »externen Dimension« ihrer 
Migrationspolitik mit Nachdruck und auch viele Mitgliedstaaten setzten auf die 
europäischen Staatsapparate, um politische Externalisierungsinitiativen stärker 
voranzutreiben. Nicht zuletzt die deutsche Bundesregierung zeigte sich hier in 
neuem Maße engagiert (Jakob/Schlindwein 2017; Korvensyrjä 2017, 195) — auch in 
Regionen, in denen sie bislang kaum Präsenz gezeigt hatte, wie dem afrikanischen 
Kontinent. 

Wie Sarina Theurer anhand des Ende 2014 lancierten regionalen Khartoum- 
Prozesses aufzeigt, ist bereits dieser als Reaktion auf das, was in Europa als »Migra- 
tionskrise« wahrgenommen wurde, zu verstehen (Theurer 2018, 283). Der offiziell 
als »EU-Horn of Africa Migration Route Initiative« bezeichnete Prozess wurde 
Ende November 2014 offiziell lanciert. Mitglieder der europäischen und afrika- 
nischen Kommissionen, der EU-Außenbeauftragten Mogherini, Minister:innen 
der EU-Mitgliedstaaten und der afrikanischen Staaten Dschibuti, Ägypten, Äthio- 
pien, Eritrea, Kenia, Somalia, Sudan, Süd Sudan und Tunesien unterzeichneten 
die Erklärung. Im Fokus standen die Bekämpfung von Menschenhandel und der 
Schleusung von Migrant:innen in der Region am Horn von Afrika. Auch die Be- 
kämpfung von Fluchtursachen wurde als Ziel des Prozesses propagiert (Theurer 
2018, 291). In der Erklärung heißt es, das Ziel sei: 


»addressing the push and pull factors, and the root causes of irregular migration 
and mixed migration flows between Africa and Europe and underlining in this 
context the importance of promoting sustainable development, in line with the 
global development agenda« (Khartoum Process 2014). 


Die Kooperation mit Regimen wie Eritrea und Sudan, die für ihre katastrophale 
Menschenrechtsbilanz berüchtigt sind, löste heftige Kritik von Menschenrechtsor- 
ganisationen und der kritischen Öffentlichkeit aus (Amnesty International 2016; Pro 
Asyl 2016; Monitor v. 23.7.2015).° Der Khartoum-Prozess sollte nicht zuletzt in der 


8 Geleakte Dokumente zeigten: Die EU-Kommission und der EAD befürchteten, eine Zusam- 
menarbeit mit dem sudanesischen Präsidenten Omar Al-Bashir, der wegen Völkermordes 
und Kriegsverbrechen vom Internationalen Strafgerichtshof gesucht wurde, könne dem Ruf 
der EU schaden (Europäische Kommission/Europäischer Auswärtiger Dienst 2016, 3). Doch 
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deutschen Öffentlichkeit Kritik erfahren aufgrund der Intransparenz des Prozesses 
sowie der Beteiligung der Bundesregierung an dem Projekt »Better Migration Ma- 
nagement«. Dabei stand die Ko-Finanzierung durch die Bundesregierung in Höhe 
von sechs Millionen Euro sowie die Beteiligung der GIZ an dem Projekt im Fokus, 
das im Rahmen des Prozesses mit deutlich sicherheitspolitischem Fokus auf ver- 
besserte Grenzkontrollen durchgeführt wurde (Gerloff 2018). Mit dem Khartoum- 
Prozess wurde deutlich, dass sich in den europäischen Staatsapparaten eine grö- 
ßere Bereitschaft zeigte, mit autoritären Regimen zusammen zu arbeiten, wenn 
es um die Realisierung von Kooperationen zur Verhinderung von Fluchtmigration 
ging (Jakob/Schlindwein 2017; Koch/Weber/Werenfels 2018). Dass der Bekämpfung 
von Fluchtursachen im Kontext des Prozesses Bedeutung beigemessen wurde, wird 
auch an einem Treffen zum Thema »Root Causes of Migration« deutlich, das am 22. 
und 23. November 2017 in Khartoum stattfand (Khartoum Process 2017). 

Die tödlichen Bootskatastrophen, die sich im April 2015 ereigneten, führten 
schließlich zu weiteren Bestrebungen, Maßnahmen zur Externalisierung der Mi- 
grationspolitik zu stärken. Diesmal lag der Fokus auf dem zentralen Mittelmeer: 
Die EU-Staats- und Regierungschefs trafen sich am 23. April in Brüssel. Tunesien, 
Ägypten, Sudan, Mali und Niger sollten bei der Kontrolle ihrer Landgrenzen unter- 
stützt und alles für eine Stabilisierung Libyens getan werden. Es war die deutsche 
Bundeskanzlerin, die darüber hinausgehend einen »Gipfel mit Afrika« vorschlug 
(Khartoum Process 2017), um weitergehende Kooperationen zu etablieren. Im Mai 
2015 legte die Europäische Kommission darüber hinaus ein neues übergreifendes 
Rahmenwerk - die »Europäische Migrationsagenda« (Europäische Kommission 
2015b) - vor, deren politische Leitlinien federführend von der Kommission in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) erarbeitet 
wurden (Carrera/Radescu/Reslow 2015, 43). Die Migrationsagenda setzte auf eine 
noch engere Verzahnung von Migrationskontrolle und Entwicklungshilfe (Davit- 
ti/La Chimia 2017) und plädierte für die Bewältigung der »Ursachen für irreguläre 
Migration und Vertreibung in Drittländern« (Europäische Kommission 2015b, 9f.). 
Noch anders als im Gesamtansatz für Migration und Mobilität (GAMM) (Europäi- 
sche Kommission 2011) verschob sich der Ansatz deutlich weg von der - zumindest 
rhetorisch verkündeten — Förderung regulärer Migration hin zu einer stärkeren 
Sicherheitsperspektive und dem Fokus auf Rückführung und Grenzsicherung (Ber- 
nau 2021, 15). Den positiven Entwicklungspotenzialen von Migration wurde keine 
Bedeutung mehr zugemessen (Bartels 2018, 7; Kipp/Koch 2018, 9). 

Auch die Kooperation mit Libyen, das sich seit dem Sturz Gaddafis im Bürger- 
krieg befand, war Teil der europäischen Externalisierungsstrategie nach 2015. Da 


die Sorge um den Reputationsverlust verhinderte die weitere Kollaboration nicht - trotz ve- 
hementer Kritik, die initiierten Kooperationen würden autoritäre Regierungen rehabilitieren 
und legitimieren (Theurer 2018, 293). 
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die Uberfahrten und tédlichen Katastrophen im zentralen Mittelmeer nicht abbra- 
chen, setzte die EU Ende Juni 2015 die Militäroperation EUNAVFOR Med, später 
»Sophia« ein, deren erklartes Ziel die Bekampfung sogenannter »Schlepper« war 
(Kopp 2016). Im Oktober 2016 wurde das Mandat der Operation auf die Ausbildung 
der »libyschen Kiistenwache« ausgeweitet, obwohl diese vorrangig aus lokalen, kon- 
kurrierenden Milizen besteht (Europäischer Auswärtiger Dienst 2016), denen im- 
mer wieder schwere Vergehen vorgeworfen wurden (u.a. Sea-Watch 2016). Die Ko- 
operation mit der libyschen Küstenwache, die Anfang 2017 durch Italien und auch 
auf EU-Ebene weiter intensiviert wurde,’ bedeutete auch eine Umgehung des Hirsi- 
Urteils des EGMR. Denn in der Folge wurden Boote immer häufiger nahe der liby- 
schen Küste aufgegriffen und nach Libyen zurücktransportiert, wo den Geflüchte- 
ten in Internierungslagern sexualisierte Gewalt, Folter, Entführungen und Sklaverei 
drohten und drohen (Amnesty International 2017). Die Folge war, dass die Rechts- 
kämpfe um Zurückweisungen - nun in Form sogenannter »Push Backs by Proxy« 
(Global Legal Action Network 2018) — erneut eskalierten (Buckel 2021). 

Es waren schließlich die Ereignisse rund um den »March of Hope« Anfang Sep- 
tember 2015, welche die Exekutiven Europas in gesteigerte Alarmbereitschaft ver- 
setzten. Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel bemühte sich, die türkische 
Regierung für eine Kooperation zu gewinnen. Bevor die Türkei jedoch in eine um- 
fassende Zusammenarbeit einwilligte, die einige Monate später im EU-Türkei-Deal 
münden sollte (siehe unten), fand im November 2015 der seit dem Frühjahr geplante 
EU-Afrika-Gipfel in Valletta statt. Die Valletta-Konferenz am 11. und 12. November 
2015 bildete den Auftakt einer neuen Verhandlungsphase mit afrikanischen Staats- 
und Regierungschefs im Bereich Migrationspolitik. Es kamen Vertreter:innen eu- 
ropäischer und afrikanischer Regierungen"? sowie der Kommissionen der Europäi- 
schen und Afrikanischen Union in Malta zusammen. Auf dem Gipfel in Valletta wur- 
de ein Aktionsplan verabschiedet, der den Charakter einer politischen Absichtser- 
klärung hatte und fünf Ziele definierte: Die Entwicklungsvorteile durch Migrati- 
on fördern sowie die Bekämpfung der Ursachen irregulärer Migration und Vertrei- 
bung, die verbesserte Kooperation von legaler Migration und Mobilität, Verbesse- 
rung von Schutz und Asyl, die Bekämpfung irregulärer Migration, der Schleusung 
von Migrant:innen und Menschenhandel, sowie eine verbesserte Kooperation im 
Bereich »Rückkehr, Rückübernahme und Reintegration« (Europäischer Rat 2015). 


9 Anfang Februar 2017 unterzeichneten Italien und die libysche Einheitsregierung ein Memo- 
randum of Understanding, in dem sich die italienische Regierung verpflichtete, die libyschen 
Behörden mit technischer Ausrüstung auszustatten. Nur einen Tag später folgte die Malta- 
Erklärung der EU-Staats- und Regierungschefs, in der weitere Maßnahmen zur Migrations- 
kontrolle in Zusammenarbeit mit Libyen beschlossen wurden. 

10 Insgesamt wurden 33 afrikanische Staats- und Regierungschefs eingeladen — insbesondere 
Mitglieder der beiden regionalen Prozesse entlang der westlichen bzw. östlichen Fluchtmi- 
grationsrouten: des seit 2006 bestehenden Rabat-Prozesses und des Khartoum-Prozesses. 
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Den Gipfel sowie den Aktionsplan kritisierten afrikanische Teilnehmer:innen und 
zivilgesellschaftliche Organisationen als neokoloniales Bemithen Europas, die eige- 
nen Interessen rigoros durchzusetzen (Braune 2015; Korvensyrja 2017). Besonders 
eine verbesserte Durchsetzung von Abschiebungen standen im Fokus, anstatt kon- 
kreter Schritte zur Schaffung legaler Migrationswege, wie sie die afrikanischen Ver- 
treter:innen gefordert hatten (Castillejo 2016b, 10). Die EU hingegen betonte die ge- 
meinsamen Interessen an einer effektiven Migrationskontrolle (Europäische Kom- 
mission 2016a). 

Der Valletta-Gipfel habe insofern einen »Wendepunkt« dargestellt, so Stielike, 
als dass die »Migration einschränkenden Ziele« deutlich dominierten (Stielike 2021, 
24), die nun immer stärker mit einer Bekämpfung von Fluchtursachen verknüpft 
wurden. Die auf Malta prominent aufgerufene Fluchtursachenbekämpfung wirkte 
für den Fluchtursachen-Diskurs schließlich wie ein Katalysator. Der aufdem Gipfel 
vereinbarte »EU-Nothilfe-Treuhandfonds zur Unterstützung der Stabilität und zur 
Bekämpfung der Ursachen von irregulärer Migration und Vertreibung in Afrika« 
(kurz: EU-Treuhandfonds für Afrika oder EUTF) sollte zu einem der zentralen 
politischen Instrumente werden, um die sogenannte Fluchtursachenbekämp- 
fung voranzutreiben (siehe 5.2.1). Im Unterschied zu anderen EU-Dokumenten 
wird hier auf eine explizite Unterscheidung zwischen Flucht und anderen For- 
men von Migration verzichtet. Dies zeige, so Bartels, dass »jegliche Formen von 
nicht ausdrücklich erwünschten Migrationsbewegungen bereits am Ausgangs- 
punkt unterbunden werden« (Bartels 2018, 9) sollen. Auch wenn die finanziellen 
Investitionen durch europäische Entwicklungsgelder im Sinne eines »Boomerang- 
Effekts« als stärkere Durchsetzung der Interessen afrikanischer Staaten gedeutet 
werden können, trugen die neuen politischen Vorstöße eindeutig eine europäische 
Handschrift. Insbesondere der zentralen Forderung der afrikanischen Seite nach 
legalen Migrationsmöglichkeiten wurde im Aktionsplan von La Valletta nur mit 
vagen Formulierungen entsprochen (Bartels 2018, 9; Europäischer Rat 2015). 

Die EU verstärkte den politischen Druck auf die afrikanischen Regierungen 
im Nachgang zu Valletta weiter. Dies drückte sich schließlich in dem im Juni 2016 
von der EU-Kommission präsentierten »Migrationspartnerschaftsrahmen« (Eu- 
ropäische Kommission 2016c) aus. So war nun die Rede von maßgeschneiderten 
Migrationspakten (ebd., 17) und einem »Mix aus positiven und negativen Anrei- 
zen« (ebd., 20). Dabei könnten grundsätzlich »sämtliche Politikbereiche« der EU 
herangezogen werden, um die Zusammenarbeit im Bereich Migration in Form 
sogenannter »migration compacts« zu erwirken (Europäische Kommission 2016c, 
11). Darüber hinaus heißt es, »das Potenzial der besonderen Beziehungen ein- 
zelner Mitgliedstaaten zu den betreffenden Drittländern, die auf jahrzehntelang 
gepflegte politische, historische und kulturelle Bindungen und Kontakte zurück- 
zuführen sind, sollte zum Nutzen der EU voll ausgeschöpft werden« (ebd., 9). Dies 
sei eine explizite Aufforderung, die historischen neo-kolonialen Verbindungen der 
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Mitgliedstaaten auszunutzen, um Migrationsbewegungen einzudammen, kom- 
mentierte Tony Bunyan von der Bürgerrechtsorganisation Statewatch (Bunyan 
2017)." Zivilgesellschaftliche entwicklungspolitische Akteure in Brüssel beschrie- 
ben die Kommunikation der Kommission zum Migrationspartnerschaftsrahmen 
als Zäsur, welche die repressive Stoßrichtung und forcierte Externalisierung von 
Migrationskontrolle, die von der Kommission vorangetrieben wurde, deutlich 
gemacht habe: 


»For me the big shift really came with the EU migration partnership communica- 
tion. So that there could be negative incentives for third countries if they weren't 
cooperating on migration. The whole language on conditionality and basically 
putting migration at the center of foreign policy got formalized then. [...] | got so 
angry reading it.« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3) 


Auch in der Mitteilung der Kommission zum Migrationspartnerschaftsrahmen 
wird die Bekämpfung der »Ursachen von irregulärer Migration und Flucht« als 
zentrales (langfristiges) Ziel formuliert (Europäische Kommission 2016c, 13). 
Bereits während des Valletta-Gipfels im November 2015 waren die Verhandlun- 
gen mit der Türkei, die inzwischen zum wichtigsten Transitland für Geflüchtete auf 
dem Weg nach Europa geworden war, in vollem Gange. Im Oktober war die deutsche 
Bundeskanzlerin Angela Merkel bereits mitten im türkischen Wahlkampf in die Tür- 
kei gereist, um mit dem Präsidenten Recep Tayyip Erdogan über stärkere Migrati- 
onskontrollen zu verhandeln. Nach einigen Verhandlungsrunden wurde schließlich 
im März 2016 der EU-Türkei-Deal verabschiedet. Er statuierte ein Exempel für eine 
besonders intensive Kooperation der europäischen Staatsapparate mit Transitlän- 
dern. Im Kern sah die »Erklärung« die Abschiebung aller auf den griechischen Inseln 
ankommenden Schutzsuchenden in die als »sicherer Drittstaat« qualifizierte Türkei 
sowie die Blockade der Ägäis-Route durch stärkere Grenzkontrollen an der türki- 
schen Küste vor. Als Gegenleistung erhielt die Regierung Erdogan die Aussicht auf 
Visaerleichterungen und zunächst drei Milliarden Euro, die später um weitere drei 
Milliarden erhöht wurden. Im Zusammenhang mit diesen Geldern, die der Türkei 
für die Versorgung und Unterbringung vor allem syrischer Geflüchteter zur Verfü- 
gung standen, war ebenso die Rede von der »Bekampfung von Fluchtursachen«, die 


11 Die Forderung der italienischen Regierung auf dem EU-Gipfel in Sevilla im Juni 2002, zusätz- 
lich Sanktionsandrohungen in den Verhandlungen mit afrikanischen Staaten geltend zu ma- 
chen, war damals noch abgelehnt worden (Cuttitta 2006, 251; Spiegel v. 22.6.2002). 

12 MitJordanien und Libanon wurden 2016 »compacts« abgeschlossen und die Kooperation mit 
den fünf als prioritär identifizierten Staaten Niger, Nigeria, Senegal, Mali und Äthiopien in- 
tensiviert, wobei Niger im Fokus stand. Die deutsche Bundesregierung kündigte an, Deutsch- 
land werde sich daran beteiligen und unter anderem »mit Frankreich und Italien besondere 
Verantwortung für die EU-Migrationspartnerschaften mit Mali und Niger ibernehmen« (AA/ 
BMZ/BMI 2016, 4). 
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damit erfolge. Insbesondere im deutschen Diskurs sowie den politischen Initiativen 
der Bundesregierung findet sich dieses Argument wieder. 

Die EU-Türkei-Erklärung veranschaulicht wichtige Elemente, die die europäi- 
schen Externalisierungsbemühungen im Kontext des Sommers 2015 auszeichneten: 
die bereitwillige Kooperation mit autoritären Regimen, die großzügigere Bereitstel- 
lung von Finanzmitteln sowie eine Tendenz zur Umgehung des Europarechts (Bu- 
ckel/Kopp 2021). Denn aufgrund des Grades der Vergemeinschaftung des Migrati- 
onsrechts müsste ein entsprechendes völkerrechtliches Übereinkommen in den Zu- 
ständigkeitsbereich der Union fallen (Bast 2017). Ein solches formelles Abkommen 
hatte jedoch eine Zustimmung des Europaparlaments erforderlich gemacht und die 
Zuständigkeit der Europäischen Gerichtsbarkeit bedeutet. Demgegenüber erklär- 
ten die Unterzeichner:innen, es handle sich um eine »Erklärung« zwischen einzelnen 
Mitgliedstaaten und der Türkei.” Die Umgehung demokratischer Verfahren prägte 
auch weitere Verhandlungen mit Transit- und Herkunftsländern, was unter ande- 
rem am EU-Treuhandfonds für Afrika deutlich wird (5.2.1). Auch die neuen Migra- 
tionspartnerschaften sahen keine Beteiligung des EU-Parlaments vor. Zwar ernte- 
te besonders die »externe Dimension« der europäischen Migrationspolitik immer 
wieder Kritik für ihre demokratischen Defizite (Carrera/Radescu/Reslow 2015, 52). 
Doch der Notfall- und Krisen-Modus, in dem politische Maßnahmen als Antwort 
auf die Krise des Grenzregimes verabschiedet wurden, verschärfte die Tendenz wei- 
ter und somit zugleich den »Ausschluss subalterner Interessen« (Wissel 2015, 49f.) 
durch die Marginalisierung genau desjenigen europäischen Staatsapparates — des 
Parlaments -, der für diese am durchlässigsten ist. Dieser Punkt verdeutlicht, dass 
die Externalisierungs-Vorstöße nach 2015 als Reaktion der Exekutiven zu verstehen 
sind, denen keine ausgiebigen gesellschaftlichen Aushandlungsprozesse vorangin- 
gen. 

Insgesamt zeigt sich: Die Politiken der Externalisierung von Migrationskontrol- 
le stehen in einer Kontinuität der europäischen Externalisierungsstrategien, sie ha- 
ben sich allerdings zugleich radikalisiert und nahmen auf der europäischen scale ei- 
ne neue Intensität an (Buckel/Kopp 2021). Die Bekämpfung von Fluchtursachen ist 
ein wichtiger Bestandteil der Vorstöße, die im Kontext der Krise des Grenzregimes 
2014/2015 erfolgten und erfuhr insbesondere mit dem Gipfel von Valletta im No- 
vember 2015 eine bedeutende Präsenz im politischen Diskurs. Es zeigt sich außer- 
dem, dass sich die Vorstöße im Kontext der Krise 2015, die sich explizit auf das Ziel 
der Fluchtursachenbekämpfung berufen, weitgehend auf den afrikanischen Konti- 
nent beziehen. Zwar deklarierte die EU auch die Zahlungen an die türkische Regie- 
rung im Rahmen des EU-Türkei-Deals zur Unterstützung syrischer Geflüchteter in 


13 Dieser Position schloss sich zudem das Gericht der EU (EuG) Ende Februar 2017 an, indem es 
sich für nicht zuständig erklärte, über die Rechtmäßigkeit des EU-Türkei-Deals zu befinden 
(EuG, Beschluss vom 28.02.2017 — T-193/16). 
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der Türkei teilweise als »Fluchtursachenbekämpfung«, allerdings fokussierte sich 
der Diskurs weitgehend auf den afrikanischen Kontinent. Angesichts der größten 
Flüchtlingsgruppen, die 2015 und 2016 Europa erreichten - Syrer:innen, Afghan:in- 
nen und Geflüchtete aus dem Irak - ist dies nicht selbsterklärend. Auch der Flucht- 
ursachen-Diskurs macht deutlich: Migrationsbewegungen aus afrikanischen Staa- 
ten wurden und werden immer wieder mit einem rassistischen und postkolonialen 
Blick belegt und im öffentlichen Diskurs alarmistisch hervorgehoben (Buckel/Kopp 
2022, 62f.). 


5.2 Politiken der Fluchtursachenbekämpfung 


Dass der Fluchtursachen-Diskurs im Zuge des Sommers der Migration Hochkon- 
junktur erlangte, muss vor dem Hintergrund der eben skizzierten europäischen Ex- 
ternalisierungspolitik verstanden werden, da er unweigerlich mit der Zusammen- 
arbeit Europas mit Transit- und Herkunftsländern verknüpft ist. Im Folgenden wer- 
den die konkreten politischen Maßnahmen dargestellt, welche aufder europäischen 
scale (5.2.1) sowie durch die Bundesregierung (5.2.2) explizit unter dem Label der 
Bekämpfung von Fluchtursachen ergriffen wurden und die ich als materielle Effek- 
te des Fluchtursachen-Diskurses und als unmittelbare Reaktion der Exekutiven auf 
die Krise verstehe. An dieser Stelle wird daher herausgearbeitet, wie sich Fluchtur- 
sachenbekämpfung in die unmittelbaren Versuche zur Restabilisierung des Grenz- 
regimes eingeschrieben hat. 


5.2.1 EU-Initiativen zur Fluchtursachenbekämpfung" 


Die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen wurde ab Herbst 2015 
im öffentlichen und politischen Diskurs geradezu zu einem »Mantra« (Angenendt/ 
Koch 2016). Spätestens mit dem Valletta-Gipfel im November 2015 rückte sie aufder 
europäischen scale prominent auf die Agenda. Dort wurde der EU-Nothilfe-Treu- 
handfonds für Afrika lanciert - zur Förderung von Stabilität und Bekämpfung von 
Fluchtursachen. Mithilfe von Entwicklungsgeldern, so die Grundidee, sollten in den 
Herkunftsländern Projekte zur Fluchtursachenbekämpfung durchgeführt werden. 
Rund ein Jahr später zeigte sich, dass eine zweite Strategie von den europäischen 
Staatsapparaten verfolgt wurde, um die Ursachen von Fluchtbewegungen zu be- 
wältigen. Dabei setzte die EU auf die Förderung privatwirtschaftlicher Investitio- 
nen in afrikanischen Herkunftsländern. Als zentrales Instrument dafür stellte die 
EU-Kommission im September 2016 die Investitionsoffensive für Drittstaaten vor. 


14 Einige Ergebnisse dieses Unterkapitels wurden für die Studie »Das Recht, nicht gehen zu 
müssen« erarbeitet und dort veröffentlicht (Arbeiterkammer Wien 2021a, 29ff.). 
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Beide Finanzierungsinstrumente geben Hinweise darauf, dass der finanzielle Ein- 
satz der EU jenseits ihrer Grenzen sich — neben der Erreichung der globalen Ziele 
ftir eine Nachhaltige Entwicklung (SDGs - Sustainable Development Goals) und der 
Implementierung des Pariser Klimaschutzabkommens - zunehmend auf das The- 
ma Fluchtursachenbekampfung fokussierte (Erforth 2020, 10). 


Mit Entwicklungsgeldern gegen Fluchtursachen: EU-Treuhandfonds fiir Afrika 
Wie bereits gezeigt wurde, stellt die Verkopplung von Entwicklungspolitik und 
Migrationssteuerung eine langjährige Strategie in der europäischen Externali- 
sierungspolitik dar (siehe 4.2.2). Im Kontext der europäischen Krisenbearbeitung 
2015 verstärkt sich unter dem Schlagwort der »Fluchtursachenbekämpfung« dieser 
Trend weiter mit einer klaren politischen Stoßrichtung: Entwicklungspolitische 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, Ursachen von Fluchtmigration in den Her- 
kunftsländern zu bewältigen und Bleibeperspektiven vor Ort zu schaffen. Beispiel- 
haft für die Strategie, mittels Entwicklungshilfe Fluchtursachenbekämpfung zu 
betreiben, steht der EU-Treuhandfonds für Afrika. Er verdeutlicht einige wesent- 
liche Merkmale der politischen Instrumente zur Fluchtursachenbekämpfung im 
Kontext des Sommers 2015, die im Folgenden ausgeführt werden: Der vermehrte 
Einsatz entwicklungspolitischer Gelder unter der Maßgabe zur Minderung von 
Fluchtursachen beizutragen, ein von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen kritisier- 
ter missbräuchlicher Einsatz dieser Gelder zur Migrationskontrolle, die fehlende 
Einbeziehung afrikanischer Akteur:innen in Politiken zur Fluchtursachenbekämp- 
fung sowie die Umgehung einer parlamentarischen Kontrolle der beschlossenen 
Maßnahmen. 

Auf Grundlage einer Entscheidung der EU-Kommission vom 20. Oktober 2015 
beschlossen während des Valletta-Gipfels am 12. November 2015 insgesamt 25 
EU-Mitgliedstaaten,” Norwegen, die Schweiz und die EU-Kommission die Ein- 
richtung des »EU-Nothilfe-Treuhandfonds zur Unterstützung der Stabilität und 
zur Bekämpfung der Ursachen von irregulärer Migration und Vertreibung in Afri- 
ka« (EU-Treuhandfonds für Afrika oder EUTF)“ (Europäische Kommission 2015a). 
Der Fonds wurde zunächst mit 1,8 Milliarden Euro aus EU-Mitteln ausgestattet und 
sollte durch Zahlungen der EU-Mitgliedstaaten verdoppelt werden. Die Summe der 
mitgliedstaatlichen Beiträge erreichte mit rund 620 Millionen Euro bis September 
2021 (Europäische Kommission 2021) dieses Ziel nicht annähernd, während die EU 


15 Alle der damals 28 EU-Mitgliedstaaten außer Griechenland, Kroatien und Zypern. 

16 Vier Treuhandfonds wurden insgesamt seit 2013 von der EU-Kommission eingerichtet auf 
Grundlage von Art. 187 Verordnung über die Haushaltsordnung 966/2012 (in der Haushalts- 
ordnung von 2018 geregelt in Art. 234). Es handelt sich damit um ein relativ neues Instrument 
der EU-Außenpolitik, das primär der flexibleren und schnelleren Verfügbarkeit von Hilfsgel- 
dern dient. Die EU-Kommission verwaltet die Fonds (Kipp 2018, 15). 
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ihre Mittel stetig erhöht hatte (Bartels 2018, 12). Das gesamte Finanzvolumen des 
Fonds lag schließlich bei rund 5 Milliarden Euro (Europäische Kommission 2021). 
Mit über 3,38 Milliarden Euro stammte das Gros der Mittel aus dem Europäischen 
Entwicklungsfond’” (EEF), während von den Mitgliedstaaten Deutschland den 
größten Beitrag in den Fonds mit rund 230 Millionen Euro zahlte (ebd.). Drei 
»Regionalfenster« - Sahel/Tschadsee, Horn von Afrika und Nordafrika - umfassen 
26 Staaten, in denen Projekte in den folgenden fünf Jahren umgesetzt werden 
sollten. Die Auswahl der afrikanischen Staaten zeigt, dass die Gelder entlang der 
Hauptmigrations- und Fluchtrouten vom afrikanischen Kontinent aus in Richtung 
Europa vergeben werden.” 

Das Vergabeverfahren für die Gelder des Fonds sowie die Konzeption der 
Projekte sehen kaum Beteiligungsmöglichkeiten für afrikanische Akteure vor, die 
auch im Vergleich zu anderen entwicklungspolitischen Instrumenten geringfügig 
ausfallen (Castillejo 2016b, 12). Bei den meisten Projekten seien es die Botschaften 
der EU-Mitgliedstaaten und EU-Delegationen in den »Partnerländern«, wel- 
che häufig in Kooperation mit den Regierungen vor Ort die Projekte entworfen 
hätten, so Oxfam (Raty/Shilhav 2020, 8). Final entscheiden die regionalen Exe- 
kutivausschüsse über die Vergabe der Mittel unter Anleitung des strategischen 
Ausschusses. Den Vorsitz für alle Ausschüsse hat die Europäische Kommission 
inne.” Die afrikanischen Partnerstaaten haben in den Gremien lediglich einen 
Beobachterstatus, womit sie — anders als bei der Mittelvergabe im Rahmen des 
Europäischen Entwicklungsfonds - weitgehend umgangen werden (Den Hertog 
2016a, 11; Herrero Cangas/Knoll 2016). Die Projekte werden darüber hinaus maß- 
geblich von europäischen Implementierungsagenturen sowie von internationalen 
Organisationen umgesetzt (Castillejo 2016b, 14; Den Hertog 2016b, 46). Die wich- 
tigsten Umsetzungsakteure sind die IOM und die GIZ.” Der Vergabeprozess ist 


17 Der Europäische Entwicklungsfond (EEF oder European Development Fund, EDF) ist außer- 
halb des EU-Haushaltsplanes angesiedelt und wird über freiwillige Beiträge der EU-Mitglied- 
staaten finanziert. 

18 Weitere Mittel flossen aus Töpfen der Politikbereiche Inneres, Außenbeziehungen, humani- 
täre Hilfe und Nachbarschaftspolitik in den EUTF. 

19 Der größte Betrag der Gelder wurde bis Ende 2020 in der Region Sahel/Tschadsee veraus- 
gabt, der geringste in Nordafrika. Die wichtigsten Empfängerstaaten der EUTF-Mittel waren 
Somalia, Libyen, Äthiopien, Niger und Mali (Raty/Shilhav 2020, 12). Insgesamt wurden bis 
September 2021 251 Programme in Höhe von 4,92 Milliarden Euro über den EUTF finanziert 
(Europäische Kommission 2021). 

20 Außerdem sind Vertreter:innen des EAD sowie von Mitgliedstaaten oder anderen Geldge- 
bern vertreten, die mehr als drei Millionen Euro in den EUTF eingezahlt haben (Raty/Shilhav 
2020, 8). 

21 Es lassen sich auch hier regionale Unterschiede feststellen. Während in Nordafrika interna- 
tionale Organisationen (IOs) den Großteil der Projekte umsetzten, stünden in der Region 
Sahel/Tschadsee europäische Durchführungsorganisationen vor allem aus Deutschland und 
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äußerst undurchsichtig und erfolgt ohne öffentliche Ausschreibung aufgrund einer 
fragwürdigen Bestimmung in der Verordnung des EUTF, die alle afrikanischen 
Staaten, in denen Projekte umgesetzt werden können, als in einer Krise befindlich 
qualifiziert (Spijkerboer/Steyger 2019; Vermeulen/Zandonini/Amzat 2019). Bartels 
kommt zum Schluss, dass »die Umsetzung von migrationspolitischen Vorhaben mit 
Hilfe der Gelder aus dem EUTF insbesondere den finanziell starken Mitgliedstaaten 
der EU« dient (Bartels 2018, 5). Indem diese ihre eigenen Durchführungsorgani- 
sationen beauftragen, »schaffen sie neue, schnelle und flexible, aber zunehmend 
intransparente und unübersichtliche Möglichkeiten, die praktische Umsetzung von 
Migrations(ursachen)bekämpfung auf dem afrikanischen Kontinent zu gestalten« 
(ebd., 6). 

Auch das Europäische Parlament wurde sowohl bei der Einrichtung des Fonds 
(Den Hertog 2016a, 10) als auch bei der Mittelvergabe ausgeschlossen. In einer Ent- 
schließung vom 13. September 2016, die mit deutlicher Mehrheit von 511 zu 126 Stim- 
men angenommen wurde, äußerte das Parlament deutliche Kritik. Vor allem dahin- 
gehend, 


»dass die Kommission die für die Ziele und Grundsätze der Basisrechtsakte vorge- 
sehenen Mittel umgelenkt hat, um eine Bereitstellung über den Treuhandfonds 
zu ermöglichen, was nicht nur einen Verstoß gegen die Haushaltsordnung dar- 
stellt, sondern auch die erfolgreiche Umsetzung langfristiger EU-Strategien ge- 
fährdet« (Europäisches Parlament 2016b). 


Die Parlamentarier:innen bedauerten, »dass die enorme Zunahme der Sofort- 
hilfeinstrumente dazu führt, dass die Gemeinschaftsmethode aufgegeben wird« 
und betonten, »dass die Schaffung von Finanzierungsinstrumenten außerhalb des 
Haushaltsplans der EU eine Ausnahme bleiben muss.« (Europäisches Parlament 
2016b) Man bedaure, »dass das Parlament trotz der Tatsache, dass beträchtliche 
Finanzmittel aus dem Haushalt der Union stammen, nicht im Strategieausschuss 
vertreten ist« (ebd.) und forderte die Mitwirkung der Haushaltsbehörde bestehend 
aus Parlament und Rat im Strategieausschuss. Erst nach mehreren Resolutionen 
wurde dem Europaparlament 2017 ein Beobachterstatus im strategischen Aus- 
schuss des Fonds gewährt (Kipp 2018, 15).”” Ganz im Sinne des vorherrschenden 
Krisenmodus im Herbst 2015 wurde der Fonds als Notfall-Instrument eingerichtet, 
mit dem flexibel und schnell auf Entwicklungen reagiert werden kann und der eine 
unbürokratische Mittelvergabe ermöglichen sollte. Über die Kritik hinsichtlich der 


Frankreich an erster Stelle, so Inken Bartels. Am Horn von Afrika wiederum ginge ein Fünftel 
der Gelder an Institutionen der afrikanischen Partnerländer (Bartels 2018, 5). 

22 In den regionalen Exekutivausschüssen haben EU-Parlamentarier:innen allerdings keinen 
Beobachterstatus (Europäischer Rechnungshof 2018, 9). 
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fehlenden Beteiligung hinaus stellte das Parlament klar, man verurteile »jede Ver- 
wendung von Mitteln aus dem EEF und Mitteln der ODA fiir die Migrationssteue- 
rung und -kontrolle oder andere Maßnahmen, mit denen keine Entwicklungsziele 
verfolgt werden« (Europäisches Parlament 2016b). An mehreren Stellen äußerte das 
Parlament Befürchtungen, dass durch die Maßgabe der Fluchtursachenbekämp- 
fung das Hauptziel der EU-Entwicklungspolitik - die Bekämpfung und Beseitigung 
von Armut - geschwächt werde (ebd.). 

Ein Blick auf die durch den EUTF finanzierten Projekte zeigt, dass diese Be- 
fürchtungen durchaus berechtigt waren. Die Verknüpfung entwicklungspolitischer 
Maßnahmen mit migrationspolitischen Zielsetzungen setzte sich fort und ver- 
stärkte sich. Dies geschah nicht ohne die vehemente Kritik von Entwicklungs- 
und Menschenrechtsorganisationen an der Indienstnahme von Entwicklungs- 
politik für Migrationskontrolle (CINI/CONCORD 2018; Global Health Advocates 
2017; Kervyn/Shilhav 2017; Raty/Shilhav 2020). Die Kritik bezieht sich vor allem 
auf die Konditionalisierung von Entwicklungshilfe, die missbräuchliche Verwendung 
von Geldern der Entwicklungszusammenarbeit sowie die Zweckentfremdung von 
Entwicklungsgeldern: So zeigt sich erstens, dass mit dem EU-Treuhandfonds für 
Afrika die seit Anfang der 2000er Jahre betriebenen Konditionalisierungspolitik 
weitergeführt oder gar verstärkt wurde (Jakob/Schlindwein 2017, 159ff.; Kipp 2018; 
Raty/Shilhav 2020, 10). Der Fonds stellt ein zusätzliches Instrument dar, das Anreize 
für Transit- und Herkunftsländer bieten soll, um migrationspolitische Koopera- 
tionen einzugehen. So machte Oxfam darauf aufmerksam, dass in Niger, Gambia 
und Marokko Entwicklungsprojekte in auffälliger Parallelität zu Verhandlungen 
über Rückübernahmeabkommen bewilligt wurden (Raty/Shilhav 2020, 21). Auch 
die Einigung auf ein Rückübernahmeabkommen zwischen Äthiopien und der EU 
war zeitlich damit zusammengefallen, dass zusätzliche 38 Millionen Euro aus dem 
EUTF an die äthiopische Regierung bezahlt wurden (taz v. 9.11.2019). Im Kontext der 
Kooperationen des im Juni 2016 neu geschaffenen »Migrationspartnerschaftsrah- 
mens« wird der EU-Treuhandfonds ebenfalls strategisch eingesetzt (Raty/Shilhav 
2020, 10; Europäische Kommission 2017a, 10), um die Kooperationsbereitschaft auf 
afrikanischer Seite zu steigern. 

Zweitens lässt sich eine Umwidmung und missbräuchliche Verwendung offizi- 
ell als Entwicklungshilfe deklarierter Gelder feststellen, die in Projekte zur Verbes- 
serung von Grenzmanagement und Migrationskontrolle fließen. So zeigen Studien 
(Bartels 2018; Kervyn/Shilhav 2017; Kipp 2018; Raty/Shilhav 2020), die eine Auswer- 
tung der mit EUTF-Geldern finanzierten Projekte vornehmen, dass kein geringer 
Prozentsatz der Mittelin Projekte für Migrationsmanagement floss, denen kein ent- 
wicklungspolitischer Mehrwert zugeschrieben werden kann. Eine Studie von Ox- 
fam, die Projekte im Zeitraum November 2015 bis Mai 2019 analysierte, zeigt: Nur 
56 Prozent von insgesamt 3,9 Milliarden Euro bewilligter Projektgelder flossen in 
entwicklungspolitische Projekte und rund 26 Prozent in Maßnahmen zur Verbesse- 
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rung des Migrationsmanagements” (Raty/Shilhav 2020). Nur 1,5 Prozent wurden 
für den Ausbau legaler Migrationswege ausgegeben (ebd.). Auch die von Menschen- 
rechtsorganisationen massiv kritisierte Unterstützung der sogenannten libyschen 
Küstenwache (siehe 5.1.2) erfolgte durch Mittel des EU-Treuhandfonds für Afrika 
(Europäische Kommission 2017c). 46 Millionen Euro finanzierten die »Unterstüt- 
zung des integrierten Grenz- und Migrationsmanagements«. Ein weiteres EUTF- 
mitfinanziertes Projekt in Libyen wurde von der IOM und dem UNHCR umgesetzt 
und zielte auf die Verbesserung der Bedingungen in jenen libyschen Haftzentren, 
die offiziell unter der Kontrolle des libyschen Direktorats zur Bekämpfung illega- 
ler Migration (DCIM) stehen (Raty/Shilhav 2020, 24). Tatsächlich werden viele der 
Lager, in denen menschenunwürdige Bedingungen herrschen, von Milizen betrie- 
ben (Die Zeit v. 18.4.2019). Auch das im Kontext des Khartoum-Prozesses erwähnte 
Projekt »Better Migration Management« (5.1.2) wurde über den EUTF mitfinanziert 
und stand in der Kritik. Diese Entwicklungen seien Teil eines allgemeinen Trends, 
offizielle Entwicklungshilfsgelder vermehrt für Aktivitäten zu nutzen, die nicht im 
engen Sinn der OECD-Definition entsprächen - einer staatlichen Hilfe zur Förde- 
rung der ökonomischen Entwicklung und des Wohlstands in Entwicklungsländern 
-, so Michael Collyer (2020, 69). Auch die Rede von einem »neuen Triple-Win« (Ho- 
oper/Newland 2018) zwischen Migrationsmanagement, Entwicklungszusammen- 
arbeit und Migrant:innen verweist auf die Gefahr einer zunehmenden Instrumen- 
talisierung von EZ in diesem Sinne. 

Schließlich ist drittens auch bei den »klassischen Entwicklungsprojekten«, die 
über den EUTF finanziert werden, fraglich, inwiefern Entwicklungszusammenar- 
beit dem Ziel der Migrationskontrolle untergeordnet wurde und damit eine Zweck- 
entfremdung erfolgte. Die Tatsache, dass die Gelder maßgeblich entlang von zen- 
tralen Migrationsrouten nach Europa verausgabt wurden - anstatt an diejenigen 
Staaten zu gehen, die nach Kriterien der Armutsbekämpfung primär zu berück- 
sichtigen wären - erhärtet diese Annahme. Mittels der politischen Zielvorgabe der 
Bekämpfung von Fluchtursachen wurde ein innenpolitisches Kriterium in die Ver- 
gabepraxis aufgenommen, das der Zielsetzung der EU-Entwicklungspolitik, wie sie 
im Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV) festgelegt ist, entgegensteht. Denn 
dort heißt es: »Hauptziel der Unionspolitik in diesem Bereich ist die Bekämpfung 


23 Im Regionalfenster Nordafrika wurden sogar 55 Prozent der Projektgelder für Migrationsma- 
nagement verausgabt — davon über 92 Prozent für Rückführungen und Reintegration sowie 
Grenzmanagement und Kontrolle — und nur 44 Prozent für Entwicklungskooperation (Raty/ 
Shilhav 2020, 22). Auch Projekte zur Reintegration von Geflüchteten, die aus Europa rückge- 
führt bzw. abgeschoben werden, werden zu der Rubrik der Entwicklungsprojekte gezählt, 
wie Oxfam in Bezug auf Projekte in Ghana, Gambia und Nigeria aufzeigt (ebd., 18). Auch 
andere Studien gehen auf Unterschiede zwischen den Regionalfenstern ein (Bartels 2018, 
5; Kipp 2018, 19). 
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und auf längere Sicht die Beseitigung der Armut« (Art. 208 (1) AEUV).”* Die Auswir- 
kungen auf entwicklungspolitische Akteure waren groß, wie in der Akteursanalyse 
(vor allem 6.3 und 6.4) herausgearbeitet wird. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Im Kontext des Sommers der 
Migration 2015 propagieren EU-Entscheidungsträger:innen zunehmend, es gelte 
mittels entwicklungspolitischer Projekte Fluchtursachenbekämpfung zu betreiben. 
Der EU-Treuhandfonds für Afrika steht exemplarisch für diese Tendenz. Durch 
die Schaffung des EUTF als Notfall-Instrument wurde zum einen suggeriert, man 
könne dieses Ziel kurzfristig erreichen und zum anderen ein Vergabeverfahren le- 
gitimiert, das kaum Partizipationsmöglichkeiten afrikanischer Akteur:innen oder 
des EU-Parlaments vorsah. Dass diese Notstandsrhetorik im Widerspruch zu der 
längerfristig angelegten Bewältigung von Fluchtursachen steht, gaben selbst Vertre- 
ter:innen der EU-Institutionen zu (Castillejo 2016b, 5). Danach gefragt, warum der 
EUTF als Notfall-Instrument eingerichtet worden ist und damit formale Entschei- 
dungsverfahren umgangen wurden, äußerte ein Kommissionsmitglied gegenüber 
Journalist:innen: »Migrationspolitik ist Kommunikationspolitik«, Politiker:in- 
nen wollten als schnell und entschieden agierende Akteur:innen wahrgenommen 
werden (Vermeulen/Zandonini/Amzat 2019). 

Der EUTF macht deutlich, dass entwicklungspolitische Gelder immer weniger 
zur Förderung der positiven Effekte von Migration auf Entwicklung genutzt wur- 
den. Stattdessen investierte die EU stärker in Fluchtursachen- und Konditionalisie- 
rungs-Ansätze (Den Hertog 2016b, 46). Der Fond stehe damit für einen »Wandelvon 
der entwicklungspolitischen Nutzbarmachung von Migration [...] zu einer migrati- 
onspolitischen Nutzbarmachung von Entwicklungs(geldern)«, konstatiert Stielike 
(2021, 24). Es werde deutlich, so Kipp (2018, 11), »dass der EUTF hauptsächlich die 
Kooperation von Drittstaaten sichern soll, wenn es darum geht, Flucht und irregu- 
läre Migration zu reduzieren und irreguläre Migranten zurückzunehmen«. Im An- 
schluss an die Ausführungen zur Genealogie des Diskurses (4.3) wird deutlich, dass 
eine internalistische Perspektive auf die Ursachen von Fluchtmigration auch hier 
bestimmend ist: Die Fluchtursachen werden in den Herkunfts- und Transitländern 
verortet und suggeriert, durch ein Eingreifen von Außen (in erster Linie durch euro- 
päische Akteur:innen) könnten Fluchtursachen bewältigt und weitere Fluchtbewe- 
gungen eingedämmt werden. 


24 Allerdings ist die Bekämpfung von Fluchtursachen inzwischen in den »Neuen Konsens über 
die Entwicklungspolitik« der EU von 2017 aufgenommen. Dort heißt es: »Mit ihrer Entwick- 
lungspolitik werden die EU und ihre Mitgliedstaaten die Ursachen irregulärer Migration an- 
gehen und, unter anderem, zu der nachhaltigen Integration von Migranten in Aufnahme- 
ländern und Aufnahmegemeinschaften beitragen sowie dabei helfen, die erfolgreiche sozio- 
ökonomische Integration von rückkehrenden Migranten in ihren Herkunfts- oder Transitlän- 
dern sicher zu stellen.« (Europäisches Parlament/Europäischer Rat/Europäische Kommission 
2017,18) 
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Privatwirtschaftliche Investitionen: 

Europäische Investitionsoffensive für Drittstaaten 

Die zweite Strategie zur Fluchtursachenbekämpfung, die im Nachgang des Som- 
mers der Migration prominent aufgerufen wurde, bestand in der Förderung privat- 
wirtschaftlicher Investitionen. Es gehe darum, »jenseits von Hilfe« zu kooperieren, 
so ließen Verantwortungstrager:innen auf der europäischen scale verlauten. In der 
Mitteilung der EU-Kommission zum Migrationspartnerschaftsrahmen (siehe 5.1.2) 
heißt es: 


»Langfristig wird sich die EU weiterhin für die Bekämpfung der Ursachen von ir- 
regulärer Migration und von Flucht einsetzen. Dies setzt voraus, dass die tradi- 
tionellen Modelle der Entwicklungszusammenarbeit hinsichtlich Umfang und Art 
grundlegend überdacht werden. Privaten Investoren, die auf der Suche nach neu- 
en Investitionsmöglichkeiten in aufstrebenden Märkten sind, muss eine viel wich- 
tigere Rolle zukommen.« (Europäische Kommission 2016c, 13) 


Investitionen führten zur Entstehung neuer Arbeitsplätze, die wiederum Bleibeper- 
spektiven schaffen würden, so die zugrunde liegende Annahme. Als der Start der 
Umsetzung der EU-Investitionsoffensive für Drittstaaten (European External In- 
vestment Plan - EIP) im September 2017 verkündet wurde, ließ die EU-Kommis- 
sion verlauten: »Mit dem EIP sollen einige der Wachstumshindernisse in unseren 
Partnerländern und einige der Ursachen von irregulärer Migration durch verstärk- 
te öffentliche und private Investitionen beseitigt werden« (Europäische Kommis- 
sion 2017b). Die Bekämpfung von Fluchtursachen sollte durch die Förderung pri- 
vatwirtschaftlicher Investitionen, die durch entwicklungspolitische Gelder abgesi- 
chert werden, erfolgen. Sehr grundsätzlich führen die Initiativen zu einer Reduzie- 
rung der direkten staatlichen Zuschüsse und stattdessen zum Einsatz öffentlicher 
Entwicklungsgelder zur Risikominimierung bei Privatinvestitionen von Unterneh- 
men (Banse 2019, 35). Sogenanntes blending (Mischfinanzierung) soll dabei eine He- 
belwirkung (leveraging) erzielen: Öffentliche Gelder sollen ein Vielfaches an priva- 
ten Investitionen anschieben.” Es handle sich bei dem Ansatz »primär um ein Ent- 
wicklungsinstrument«, das »den EU-Werkzeugkasten für Entwicklungskooperati- 
on vervollständigen« werde, so betonte der damalige EU-Entwicklungskommissar 
Neven Mimica vor dem EU-Parlament (Europäisches Parlament 5.7.2017).”° Zen- 
trale Instrumente zur Umsetzung der Finanzierungsmodelle sind öffentlich-private 
Partnerschaften (Public Private Partnerships — PPPs), Investmentfonds oder Misch- 
finanzierungen. Die EU-Kommission verwies auch offen darauf, dass die Europäi- 


25 »Blended finance« kann unterschiedliche Formen annehmen: Finanzgarantien, die Minimie- 
rung von Risiken für Investoren, Zinsvergütungen und technische Unterstützung bei speziel- 
len Projekten (Erforth 2020, 6). 

26 Eine Liste der zitierten Plenardebatten im EU-Parlament findet sich im Anhang. 
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sche Investitionsoffensive ftir Drittstaaten auch auf eine Ausgestaltung der Inves- 
titions- und Wettbewerbsbestimmungen im Sinne europäischer Interessen ziele. 
Denn der EIP werde eine win-win-Situation schaffen: 


»Die von der EU vorgeschlagene Investitionsoffensive für Drittländer soll durch 
die Forderung eines nachhaltigen Wachstums und die Schaffung von Arbeitsplät- 
zen in Entwicklungsländern zu Win-Win-Situationen führen. Dies wird zur Ver- 
ringerung des Migrationsdrucks beitragen und europäischen Unternehmen neue 
Investitionsmöglichkeiten bieten.« (Europäische Kommission 2017d, 87) 


Die Europäische Kommission stellte die Europäische Investitionsoffensive für 
Drittstaaten im September 2016 vor (Europäische Kommission 2016b), ein Jahr 
später begann die Umsetzung. Dabei handle es sich um eine »Kopernikanische 
Wende« der EU-Entwicklungskooperation, erklärte Federica Mogherini vor dem 
Europäischen Parlament (Europäisches Parlament 7.6.2016). Zum ersten Mal war 
die Initiative im Juni 2016 in der Mitteilung der Kommission zum neuen Mi- 
grationspartnerschaftsrahmen erwähnt (Europäische Kommission 2016c, 11) und 
somit in den Kontext der langfristigen Antworten auf die Krise in 2015 gestellt 
worden (Sol 2017, 5). Wie der EU-Treuhandfonds für Afrika, sollte auch der EIP 
im Rahmen der Migrationspartnerschaften strategisch eingesetzt werden (ebd., 
12). Die Kommission ließ verlauten, die Investitionsoffensive habe zum Ziel, »ein 
inklusives Wachstum, die Schaffung von Arbeitsplätzen und eine nachhaltige Ent- 
wicklung zu fördern und auf diese Weise Ursachen der irregulären Migration zu 
bekämpfen« (Europäische Kommission 2018). Mit einem Beitrag von 4,1 Milliar- 
den Euro - davon rund 2 Milliarden aus dem Europäischen Entwicklungsfonds 
(EDF) (Sol 2017, 8) - sollten Investitionen in Höhe von bis zu 44 Milliarden Euro 
durch europäische Privatinvestoren bis 2020 erfolgen - so die Zielsetzung. Unter 
anderem beteiligte sich auch die Bill-and-Melinda-Gates-Stiftung mit 50 Millio- 
nen Euro an der Investitionsoffensive (Angenendt et al. 2019, 19). Anstatt direkt in 
Projekte der Entwicklungszusammenarbeit zu fließen, werden die Mittel Entwick- 
lungsbanken oder direkt privaten Investoren zur Verfügung gestellt. Auch bei der 
Investitionsoffensive zeigt die Zusammensetzung des Strategieausschusses, dass 
»Partnerländer«, in denen Projekte umgesetzt werden, keine Mitsprache haben: 
Vertreten sind Reprasentant:innen der EU-Regierungen, der EU-Kommission, die 
EU-Außenbeauftragte und die Europäische Investitionsbank (EIB) (Erforth 2020, 
16). 

Die Europäische Investitionsoffensive für Drittstaaten umfasst drei Säulen: Ers- 
tens den neu geschaffenen Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung (EFSD)’’, 


27 Verordnung (EU) 2017/1601 vom 26. September 2017 zur Einrichtung des Europäischen Fonds 
für nachhaltige Entwicklung (EFSD), der EFSD-Garantie und des EFSD-Garantiefonds. Amts- 
blatt L 249/1. 
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der Finanzierungsmöglichkeiten (Kreditvergabe, Garantien zur Verringerung des 
Risikos bei privaten Investitionen, Kapitalmarktdarlehen und EU-Zuschüsse bzw. 
Mischfinanzierungen) bereitstellt. Im Parlament hieß es, der EFSD sei ein »Meilen- 
stein in unserem Ansatz zu Entwicklung und Migration« (Kukan in: Europäisches 
Parlament 5.7.2017). Insbesondere der Garantie-Mechanismus, der mit 1,5 Milliar- 
den Euro ausgestattet wurde, galt als innovative Idee. Er sollte ermöglichen, Investi- 
tionen inrisikoreicheren Regionen, vor allem in fragilen und Niedrig-Einkommens- 
landern, zu mobilisieren (Lundsgaarde 2017, 15f.). Als Neuerung zu anderen Misch- 
finanzierungsinstrumenten (blending facilities) (ebd., 14), zielt der EFSD auch darauf, 
einen 


»Beitrag zur Bewältigung spezifischer Migrationsursachen [zu leisten], ein- 
schließlich der Ursachen der irregulären Migration, durch Förderung einer nach- 
haltigen Entwicklung, sowie Förderung der Widerstandsfähigkeit der Transit- und 
Gastgemeinschaften und [einen] Beitrag zur nachhaltigen Wiedereingliederung 
von Migranten, die in ihre Herkunftsländer zurückkehren« (EFSD-Verordnung, 
Art. 9(1) ©). 


Dass die Investitionen in erster Linie in afrikanischen Staaten und der europäischen 
Nachbarschaft erfolgen sollten, drückte sich in den zwei 2017 gegründeten Investi- 
tionsplattformen aus: der African Investment Platform (AIP) und der Neighborhood 
Investment Platform (NIP), welche sich zusammen auf 2,6 Milliarden Euro belaufen 
(Napolitano 2020, 5). Die zweite Säule umfasst technische Unterstützung für loka- 
le Behörden und Unternehmen zur Entwicklung von Projekten und der Anwerbung 
privater Investoren. Schließlich zielt die dritte Säule auf die Schaffung eines güns- 
tigen »Investitionsklimas« mittels eines »Politik-Dialogs«. Letzteres sieht mögliche 
Anpassungen des Arbeitsrechts, der Verwaltung und der Investitionsregeln vor (Eu- 
ropäische Kommission 2019). Im Handbuch zur Verbesserung des Investitionskli- 
mas der Europäischen Kommission heißt es, dass Investitionen bevorzugt werden 
sollen, »welche die Migrationsursachen inklusive der Ursachen irregulärer Migra- 
tion adressieren und damit die Gründe unfreiwilliger Migration vermindern. Sie 
sollten auch die Reintegration von rückkehrenden Migranten fördern« (Europäische 
Kommission 2019, 25, eigene Übersetzung). 

Die Wirkung von Mischfinanzierungs-Instrumenten, wie sie die EIP im Kern 
vorsieht, ist jedoch äußerst umstritten. Die prognostizierten Hebelwirkungen, mit 
denen ein Mehrfaches an Investitionen mobilisiert würden, seien häufig höchst un- 
realistisch. Außerdem stünden Entwicklungsgelder damit nicht mehr für originär 
entwicklungspolitische Ziele zur Verfügung, so eine Studie des Deutschen Instituts 
für Entwicklungspolitik (Erforth 2020, 7). Dies werde weiter untermauert durch die 
Tatsache, dass die am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) lediglich von 6 Pro- 
zent der insgesamt 9,3 Milliarden US-Dollar Privatfinanzierung, die zwischen 2012 
und 2017 über blending durch offizielle Entwicklungsgelder erfolgten, profitierten 
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(OECD/UNCDF 2019, 10). Darüber hinaus mahnen Kritiker:innen eines auf groß- 
angelegte ausländische Investitionen setzenden Entwicklungsmodells, dass die 
Förderung privatwirtschaftlicher ausländischer Investitionen nicht zur Schaffung 
von stabilen und menschenwürdigen Arbeitsplätzen führe, sondern bestenfalls ein 
»jobless growth« bei ausbleibender Verbesserung der Lebensbedingungen vor Ort die 
Folge sei. Im schlimmsten Fall könnte es zu Vertreibungen der lokalen Bevölkerung 
kommen, wenn auf exportorientiertes Wachstum gesetzt wird (siehe u.a. Monitor 
v. 6.7.2017). Auch eine externe Evaluierung bisheriger EU-blending- Initiativen zeig- 
te diverse Defizite auf: »In vielen Fällen führten die Art der Mischfinanzierungs- 
Projekte sowie die komparativen Kostenvorteile von Mischfinanzierung dazu, dass 
die Projekte auf die makroökonomische Entwicklung abzielten, anstatt auf die 
direkte Armutsminderung« (ADE 2016: vi, eigene Übersetzung). Entgegen diesen 
kritischen Einschätzungen stellte die damalige EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini 2018 fest: 


»Dank der Garantieprogramme zur Förderung nachhaltiger Investitionen können 
jetzt Menschen, die aus ihrem Land fliehen mussten oder die zurückgekehrt sind 
und nun ihr Leben wieder aufbauen müssen, erschwingliche Darlehen aufneh- 
men, sodass sie kleine Unternehmen gründen können oder Zugang zu neuen 
Technologien erhalten.« (Europäische Kommission 2018) 


Auch die deutsche Bundesregierung zog 2019 eine »grundsätzlich positive Bilanz« 
hinsichtlich des Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung als Kernelement 
der Investitionsoffensive: Dieser trage auch »zur Bekämpfung von Migrationsursa- 
chen in Subsahara-Afrika und in der Nachbarschaftsregion« bei (Deutscher Bun- 
destag 2019, Drucksache 19/7529, 13).?° 

Anhand der Investitionsoffensive für Drittstaaten wird deutlich, dass Flucht- 
ursachenbekämpfung nicht nur über Entwicklungsprojekte adressiert werden soll- 
ten, sondern privatwirtschaftliche Investitionen als zielführendes Mittel propagiert 
wurden, um »Bleibeperspektiven« zu schaffen. Risiken, die solche Investitionen für 
Investoren bedeuten können, sollten mittels staatlicher Entwicklungsgelder abgefe- 
dert werden - in Form von Mischfinanzierungen oder Garantien. Auch hier zeich- 
net sich ein internalistisches Verständnis der Ursachen von Fluchtmigration ab: Es 
sind im Wesentlichen ausländische, europäische Unternehmen, die vor Ortin den 


28 Im Rahmen der Verhandlungen über den nächsten mehrjährigen EU-Finanzrahmen 
(2021-2027) wurde die Förderung von Privatinvestitionen weiter gestärkt. So sieht das neue 
Außeninstrument (NDICI) aufbauend auf der Investitionsoffensive für Drittlander und dem 
Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung mithilfe einer External Action Guarantee 
und einem sogenannten EFSD+ eine erhebliche Steigerung von Mischfinanzierungen und 
Garantien vor, um Mittel des privaten und öffentlichen Sektors zu mobilisieren (Erforth 
2020, 10). 
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Herkunftsregionen tatig werden sollen. Damit wird nicht nur lokalen Akteur:in- 
nen jede Lösungskompetenz abgesprochen, sondern globale Zusammenhänge blei- 
ben de-thematisiert. Beide Strategien, die anhand der europäischen Vorstöße zur 
Fluchtursachenbekämpfung skizziert wurden, lassen sich auch in politischen In- 
itiativen der deutschen Bundesregierung wiederfinden, die im Zuge des Sommers 
der Migration ergriffen wurden. 


5.2.2 Initiativen der Bundesregierung 


Die Bekämpfung von Fluchtursachen war 2014 und vor allem 2015 nicht nur zu 
einem zentralen Schlagwort in der deutschen Debatte avanciert, sondern schlug 
sich auch in mehreren politischen Maßnahmen der Bundesregierung nieder. Die 
Bedeutung, die »Fluchtursachenbekämpfung« erlangt hatte, zeigt sich auch daran, 
dass sie im Februar 2018 prominent Eingang in den Koalitionsvertrag zwischen 
CDU/CSU und SPD erhielt. Außerdem setzte sich die Bundesregierung auch auf 
der europäischen scale für eine Stärkung der dort initiierten Maßnahmen ein” und 
auch auf internationaler Ebene engagierte sie sich nachdrücklich, Kooperationen 
zu Flucht und Migration zu stärken. Eine Studie des Sachverständigenrates deut- 
scher Stiftungen in Kooperation mit der Bertelsmann-Stiftung stellt fest, »dass 
sich Deutschland in der internationalen Migrationspolitik seit einigen Jahren - fast 
unbemerkt von der Öffentlichkeit - von einem zurückhaltenden Beobachter immer 
mehr zu einem Global Player mit Gestaltungsanspruch entwickelt« habe (Schultz 
2.016, 4). So zeigte die Bundesregierung beispielsweise besonderes Engagement, als 
im Rahmen der UN am 24./25. Mai 2016 der Gipfel für Humanitäre Hilfe in Istan- 
bul und am 19. September im selben Jahr der UN-Gipfel zu Flucht und Migration 
stattfanden (Krempin 2017, 38). Auch in anderen Foren bemühte sich die Bundes- 
regierung um Unterstützung für eine Agenda der Fluchtursachenbekämpfung. So 
hieß es nach dem G7-Gipfel in Japan, der Kanzlerin sei es in der Flüchtlingsfrage ge- 
lungen, »die Unterstützung der großen westlichen Industrienationen zu erhalten« 
(Deutsche Bundesregierung 2016). In der Abschlusserklärung habe man festge- 
halten, dass die Migrations- und Fluchtbewegungen als globale Herausforderung 
anerkannt werden. Es gelte, die Ursachen von Flucht und Migration gemeinsam zu 
bekämpfen (ebd.). 

Die konkreten Strategien der Bundesregierung zeigen: Auch hier standen 
erstens entwicklungspolitische Maßnahmen im Fokus. Gerd Müller (CSU), der 


29 So setze sich die Bundesregierung »für einen umfassenden europäischen Ansatz ein. Dieser 
umfasst im Zusammenspiel die Minderung der Ursachen von Flucht und irregulärer Migra- 
tion, die Stabilisierung von Aufnahmeregionen sowie die nachhaltige Rückkehr und Reinte- 
gration in Herkunftsländern und legale Migration.« (Deutscher Bundestag 2019, Drucksache 
19/6967, 20) 
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Ende 2013 das Amt des Bundesentwicklungsministers antrat, erklarte Flucht und 
Entwicklung insbesondere seit der Zunahme an Fluchtbewegungen über das 
zentrale Mittelmeer im Frühjahr 2014 zu einem Schwerpunkt der deutschen Ent- 
wicklungspolitik. Die Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge 
reintegrieren« wurde zu einem Aushängeschild für den neuen Fokus der EZ. Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel nutzte den UN-Nachhaltigkeitsgipfel im September 
2015, um zu betonen, dass die in New York verabschiedeten siebzehn Nachhaltig- 
keitsziele (SDGs) nicht zuletzt der Bekämpfung von Fluchtursachen dienten und 
kündigte eine substantielle Erhöhung des deutschen Entwicklungshilfeetats an 
(Die Welt v. 25.9.2015). Zweitens verfolgte auch die Bundesregierung die Strategie, 
mittels privatwirtschaftlicher Investitionen Fluchtursachen zu bekämpfen. Der 
»Compact with Africa«, der unter Federführung des Bundesfinanzministeriums 
ausgearbeitet wurde, und die »Initiative Pro! Afrika« des Bundeswirtschaftsminis- 
teriums beziehen sich ausdrücklich auf die Bekämpfung von Fluchtursachen und 
verfolgen die Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen als zielführende Stra- 
tegie. Dazu kommt drittens eine engere Verkopplung des Themas »Rückkehr und 
Reintegration« mit Fluchtursachenbekämpfung. Das Projekt »Perspektive Heimat«, 
das gemeinsam vom Bundesinnenministerium und Bundesentwicklungsministe- 
rium entwickelt wurde, steht beispielhaft dafür. Die konkreten Initiativen werden 
im Folgenden kurz dargestellt. 


»Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« - 

Mit Entwicklungszusammenarbeit gegen Fluchtursachen 

Es war bereits Anfang 2014, als das Bundesentwicklungsministerium drei Sonder- 
initiativen einrichtete: »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« 
(SI Flucht), »Stabilisierung und Entwicklung Nordafrika-Nahost« (SI MENA) und 
»EINEWELT ohne Hunger« (SI SEWOH). Vor allem die Sonderinitiative »Flucht- 
ursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« bezieht sich sogar in ihrem Titel 
explizit auf die Bekämpfung von Fluchtursachen, während jedoch auch die anderen 
beiden Initiativen in diesen Zusammenhang gestellt wurden (BMZ 2017c, 13). Es 
gehe darum, so die Zielvorgabe der SI Flucht, »die Lebenssituation der Menschen 
vor Ort zu verbessern und damit Bleibe- und Rückkehrperspektiven zu schaffen« 
(ebd.). Dies sollte anhand der drei Aktionsfelder Minderung von Fluchtursachen, 
Stabilisierung der Aufnahmegemeinden und Integration und Reintegration erfol- 
gen (Bociek/Grewe/Zühlke 2019, 15). Ein Schwerpunkt der deutschen Maßnahmen 
liegt auf der Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten vor Ort. Nach ihrer Lan- 
cierung im Jahr 2014 wurden die Mittel spürbar erhöht, von anfangs 70 Millionen 
auf 395 Millionen Euro für das Jahr 2017 und 505 Millionen Euro in 2019 (ebd.). 
Zwischen 2014 und Ende 2018 bewilligte das BMZ insgesamt 175 Vorhaben mit 
einem Gesamtvolumen von mehr als 1,9 Milliarden Euro (ebd.). In einer Broschüre 
des Ministeriums von 2020 heißt es, seit der Gründung der Sonderinitiative konn- 
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ten in rund 245 Projekten in 65 Ländern über 11,3 Millionen Menschen unterstützt 
werden - in erster Linie im Nahen Osten und in Ost- und Zentralafrika, aber auch 
in Regionen Lateinamerikas, Südostasiens und Südosteuropas (BMZ 2020, 10ff.). 
Die wichtigsten Durchführungsorganisationen der Projekte sind die GIZ und KfW, 
die rund 43 Prozent der Mittel erhielten, so hieß es 2019 (BMZ/Ref. 221 2019, 1f.). 

Ähnlich wie der EU-Treuhandfonds für Afrika sollten auch die Sonderinitiati- 
ven ermöglichen, »in Ergänzung zu unserer klassischen, langfristig ausgerichteten 
Entwicklungszusammenarbeit flexibel und gezielt auf die Herausforderungen glo- 
baler Fluchtbewegungen zu reagieren« (BMZ 2020, 9, Herv. JK). Denn, so die 
Bundesregierung: »Vorteile der Sonderinitiativen sind ihre kurzen Planungs- und 
Umsetzungszyklen, die einen schnellen und effektiven Mitteleinsatz ermöglichen.« 
(Deutscher Bundestag 2016, Drucksache 18/9246, 8) In einem Sachstand zur Sonder- 
initiative Flucht wird das Instrument auch hervorgehoben, da durch die Bündelung 
fluchtspezifischer Vorhaben die Wirkungen, »aber auch das Profil und die Sicht- 
barkeit des BMZ als wichtiger Akteur in der Fluchtpolitik der Bundesregierung« 
geschärft werde (BMZ/Ref. 221 2019, 1). 

Anfang des Jahres 2017 startete die »Beschaftigungsoffensive Nahost«, die auf 
der Londoner Syrienkonferenz 2016 beschlossen worden war und im Rahmen der 
Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« durchge- 
führt wird. Sie wird in den Aufnahmeländern insbesondere syrischer Geflüchteter 
- der Türkei, Jordanien, im Libanon und dem Irak - umgesetzt. Im Rahmen der In- 
itiative seien im ersten Jahr 61.000 Menschen in Arbeit gebracht worden, so verkün- 
dete das BMZ (BMZ 2017a). Über sogenannte »Cash for Work-Maßnahmen« wird di- 
rekt entlohnte Arbeit vermittelt, wobei der Lohn am lokalen Mindestlohn bemessen 
wird (BMZ 2017c, 28). Die Jobs werden unter anderem bei kommunalen Dienstleis- 
tungen, wie beispielsweise der Abfallbeseitigung oder Instandsetzung von Schulen 
(BMZ 2017a) geschaffen - sie reichen von recht kurzfristig ausgelegten Jobs bis hin 
zu Maßnahmen, die in einen festen Job auch innerhalb der Privatwirtschaft mün- 
den können. Auch Schul- und berufliche Aus- und Weiterbildung sind Bestandteil 
des Projektes. Der Schulbesuch solle dafür sorgen, »dass Flüchtlingskinder [...] das 
Rüstzeug für einen Wiedereinstieg in der Heimatbekommen« (ebd.). Berufliche Bil- 
dung wiederum eröffne »den Flüchtlingen mittelfristig berufliche Perspektiven - 
auch im Hinblick auf den Wiederaufbau ihres Heimatlandes« (ebd.). 

Der Titel der Broschüre »Perspektiven für Flüchtlinge schaffen« (BMZ 2020) 
verweist darauf, dass inzwischen der Fokus auf der »Unterstützung von Flücht- 
lingen, Binnenvertriebenen und Rückkehrern« liegt sowie auf der »Stabilisierung 
von Aufnahmeregionen«. Bereits im Sachstand von 2019 hieß es: der Schwerpunkt 
liege auf der Unterstützung und Schaffung von Perspektiven für Flüchtlinge und 
Binnenvertriebene und der Stabilisierung von Aufnahmeregionen - 70 Prozent 
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der Vorhaben bezögen sich auf diesen Schwerpunkt (BMZ Referat 221 2019, 1).*° 
Insgesamt 385 Millionen Euro werden außerdem auf dem afrikanischen Kontinent 
umgesetzt (BMZ 2020, 19). Auch hier werden Flüchtende und Aufnahmegemeinden 
unterstützt, beispielsweise mittels des Baus und der Instandhaltung von Brun- 
nen und Pipelines in Flüchtlingscamps in Äthiopien, die Zugang zu Wasser und 
Sanitäranlagen für Schutzsuchende aus dem Südsudan ermöglichen (ebd., 20). 
In der Hauptstadt von Süddarfur Nyala unterstützt das BMZ den Ausbau der be- 
ruflichen Qualifizierung für Flüchtlinge und bedürftige Menschen aus der Region 
(ebd., 22). Sowohl Geflüchtete als auch die ansässige Bevölkerung - als potentielle 
Migrant:innen - sollen Perspektiven vor Ort erhalten. 


Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen - 
Marshallplan mit Afrika, Compact with Africa, Initiative Pro! Afrika 
Auch die Bundesregierung setzte ab 2016 verstärkt auf die Förderung privatwirt- 
schaftlicher Investitionen, um Fluchtursachen in Afrika zu bekämpfen (Banse 2019). 
Anfang 2017 veröffentlichte das BMZ den »Marshallplan mit Afrika« (BMZ 2017d) als 
Rahmenpapier, das die künftige Entwicklungskooperation mit Afrika beschreiben 
soll. Die Präsentation der Initiative erfolgte mitten in der Diskussion um Flucht- 
ursachenbekämpfung (Müller 2017). Im Kern soll die wirtschaftliche Kooperation 
ausgeweitet werden, um »afrikanische Staaten anders als bisher als gleichrangige 
Partner [zu] behandeln« (Wissenschaftliche Dienste Deutscher Bundestag 2018, 1). 
Zwar enthält der Marshallplan zahlreiche Vorschläge für Reformen, er beinhaltet al- 
lerdings keine konkreten Projekte (ebd.). Der von Entwicklungsminister Müller als 
Paradigmenwechsel in den Beziehungen zu Afrika bezeichnete Plan verdiene diesen 
Namen trotz einiger positiver Entwicklungen nicht, so kritisierten zivilgesellschaft- 
liche Organisationen (Morazän/Knoke 2017). Es sei zwar positiv, dass beispielswei- 
se eine faire Handelspolitik, der Kampf gegen illegale Finanzströme oder eine Di- 
versifizierung der Wirtschaft in afrikanischen Ländern als Ziele formuliert würden 
(ebd.). Doch angesichts fehlender Mittel und Umsetzungsvorschläge handle es sich 
um eine »Mogelpackung« (Jung 2017). Prominent ruft der Marshallplan die Strategie 
auf, Privatinvestitionen in Afrika zu fördern. 

Bernau beschreibt das Dokument als »programmatische Plattform zur Koordi- 
nierung all jener Maßnahmen, die offiziell der Fluchtursachenbekämpfung dienen« 
(Bernau 2021, 2). Ein wesentliches Ziel der Initiative ist es, Beschäftigung für die 


30  EinJahrspäter hieß es, es fließe mit1,8 Milliarden Euro der größte Betrag der Sonderinitiative 
in die Region Nahost, wo in erster Linie Geflüchtete und aufnehmende Regionen unterstützt 
werden: Das BMZ finanziert beispielsweise eine Solaranlage für das Flüchtlingscamp Zaatari 
in Jordanien (BMZ 2020, 14) sowie die Einrichtung von Schutzräumen in Schulen und Erste- 
Hilfe-Trainings für Lehrkräfte im Libanon (ebd., 15). 
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junge Bevölkerung in afrikanischen Staaten zu schaffen: »Afrikas Jugend muss ei- 
ne Zukunft in Afrika haben« (BMZ 2017d, 5, Herv. i. O.). Die Formulierung deutet 
daraufhin, dass das Ziel das Verbleiben der Jugend in den Herkunftsregionen ist. 
Wissenschaft und zivilgesellschaftliche Akteure in Afrika kritisierten den Plan, so 
Melanie Müller von der Stiftung Wissenschaft und Politik (Müller 2017). Dass der 
Marshallplan im Zusammenhang mit der deutschen Debatte um die Bekämpfung 
von Fluchtursachen stehe, habe »die Sorge einer einseitigen Fokussierung auf deut- 
sche Interessen verstärkt« (ebd.). 

Im Juni 2017 verabschiedeten die G20 in Hamburg schließlich auf Initiative der 
deutschen Bundesregierung den »Compact with Africa«, der weitgehend auf dem 
Konzept des Marshallplans basiert. Bei der Erarbeitung war das Bundesfinanzmi- 
nisterium federführend. Auch der Compact with Africa zielt auf die Bekämpfung von 
Fluchtursachen mittels der Förderung von Privatinvestitionen durch öffentliche 
Gelder. Somit konnte die Bundesregierung die G20-Präsidentschaft, die sie seit 
dem 1. Dezember 2016 innehatte, in diesem Sinn nutzen. In seiner Rede auf dem 
G20-Gipfel nannte der damalige Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) als 
primäres Ziel des Compacts, 


»to help make private investment in Africa more attractive by making it more 
secure, and reducing the barriers to investment [...] with [t]he objective to boost 
growth and jobs, promote inclusion and give people economic perspectives at 
home so that they do not have to leave their home country to seek subsistence 
elsewhere« (Schäuble 2016 in: Bilal/Große-Puppendahl 2016, 2). 


Ziel ist es, ein verbessertes Business- und Investitionsklima in Afrika zu schaffen, 
wie es auch die dritte Säule der Europäischen Investitionsoffensive für Drittstaaten 
vorsieht (ebd.). Dabei setzten die G2o auf Kooperationen mit sogenannten »Reform- 
Champions«, die Bereitschaft signalisiert und bewiesen haben, solche verbesserten 
Investitionsbedingungen zu schaffen.” 

Schließlich startete das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BM- 
Wi) die Initiative »Pro! Afrika«. In der Beschreibung der Initiative heißt es: »Es geht 
darum, Perspektiven und Beschäftigung vor Ort zu schaffen und damit auch den 
Ursachen von sozialer Spaltung und verstärkter Migration in Richtung Europa ent- 
gegenzuwirken« (BMWi 2017, 2). Die Initiative umfasst drei Kernbereiche: Erstens 
die Schaffung »I[n]eue[r] Instrumente für eine Partnerschaft auf Augenhöhe« bei- 
spielsweise durch Verwaltungspartnerschaften oder die Gründung hochrangiger 
Wirtschaftsgremien. Zweitens »[eline neue Digitalisierungs- und Innovations- 
partnerschaft mit Afrika«, was vor allem Start-ups und Kooperationen mit dem 
Mittelstand in den Fokus rückt und drittens »[s]tarke Außenwirtschaftsförderung 


31 Dazu gehören Ägypten, Äthiopien, Benin, Burkina Faso, Côte d'Ivoire, Ghana, Guinea, Marok- 
ko, Ruanda, Senegal, Togo und Tunesien (BMWi 2021). 
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für einen starken Kontinent«, beispielsweise durch Markterschließungsprogramme 
(Bociek/Grewe/Zühlke 2019, 17). 

Die Initiativen verfolgen das Ziel, direkte staatliche Zuschüsse durch privatwirt- 
schaftliche Kooperationen zu ergänzen oder zu ersetzen und führen Fluchtursa- 
chenbekämpfung prominent als politische Zielsetzung an. Entwicklungsgelder die- 
nen damit als Sicherheiten für private (Finanzmarkt-)Investoren. Banse schlussfol- 
gert, die proklamierte »afrikanische Eigenständigkeit«, die durch eine solche wirt- 
schaftliche Kooperation gefördert werden solle, meine vielmehr »eine noch stärke- 
re Einführung von Marktprinzipien in die Entwicklungspolitik - abgesichert durch 
Entwicklungshilfe und mit hohem Einfluss internationaler Finanzmärkte« (Banse 
2019, 35f.). 


»Perspektive Heimat« - Reintegration und Fluchtursachenbekämpfung 
Schließlich wurde auch das Rückkehrprogramm »Perspektive Heimat«, welches das 
BMZ im Rahmen einer gemeinsamen Rückkehrinitiative mit dem BMI entwickelte, 
mit dem Ziel der Fluchtursachenbekämpfung verknüpft. Bereits im Oktober 2016 
hatte Bundeskanzlerin Merkel eine »nationale Kraftanstrengung zur Rückführung« 
ausgerufen (Die Welt v. 15.10.2016), im März 2017 startete das Programm »Perspek- 
tive Heimat«. Ziel sei es, »durch Berufsbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen 
Rückkehrern bessere Startchancen in ihrer Heimat zu eröffnen« (BMZ 2017c, 35). 
Man wolle »möglichst allen Rückkehrern aus Deutschland ein Jobangebot im Her- 
kunftsland machen« (BMZ 2021a). Unter anderem stehen »freiwilligen« Rückkeh- 
rer:innen dort Berufsbildungs- und Beschäftigungsprogramme der GIZ zur Verfü- 
gung (BMI 2021). Zusätzlich sollten »vor Ort Alternativen zu irregulärer Migrati- 
on« aufgezeigt werden: durch Aufklären über »die Gefahren irregulärer Migration« 
und durch »konkrete Jobangebote in unseren Partnerländern«. Sogenannte »Mi- 
grationsberatungszentren« setzen diese Ziele vor Ort um. In zehn von 13 Staaten, 
die im Fokus der Initiative stehen, gibt es bereits Beratungszentren: in Afghani- 
stan, Albanien, Ghana, Irak, Kosovo, Marokko, Nigeria, Senegal, Serbien und Tu- 
nesien. Noch keine Zentren bestehen in Ägypten, Gambia und Pakistan (BMZ 2019, 
10). In Deutschland sollen ausreisepflichtige Personen von sogenannten Reintegra- 
tions-Scouts beraten werden, um Zukunftsperspektiven »in der Heimat« zu entwi- 
ckeln (ebd., 19). 2018 stellten Abgeordnete der Fraktion der Partei Die LINKE fest, 
Gerd Müller habe »Perspektive Heimat« zu einem »Schwerpunkt der deutschen Ent- 
wicklungszusammenarbeit im Rahmen der Migrationspolitik gemacht« (Deutscher 
Bundestag 2018, Drucksache 19/4298, 2). Für die Jahre 2017 bis 2020 seien 150 Millio- 
nen Euro im Budget vorgesehen, auf mindestens 500 Millionen Euro solle das Pro- 
gramm aufgestockt werden (ebd., 2). Mit dem Projekt Perspektive Heimat lässt sich 
feststellen, wie Maßnahmen zur Rückkehr und Reintegration von Rückkehrer:in- 
nen mit dem Themenkomplex Fluchtursachenbekämpfung verknüpft wurden, wie 
in der Akteursanalyse weiter vertieft wird (siehe 6.2). 
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Das Programm rief deutliche Kritik hervor, denn es zeuge von einer Einbindung 
des Entwicklungsministerium in die deutsche Rückkehrpolitik: »Der Verdacht, dass 
die deutsche staatliche Entwicklungszusammenarbeit zur Erfüllungsgehilfin einer 
restriktiven Rückkehrpolitik avanciert« (Feneberg 2019), sei nach knapp zwei Jah- 
ren Laufzeit des Programms »keineswegs aus der Welt« (ebd.), so der Politikwis- 
senschaftler Feneberg. Die sogenannte »freiwillige Rückkehr«, die mit »Perspektive 
Heimat« gefördert werden soll, wurde gerade von Menschenrechtsorganisationen 
und Wissenschaftler:innen immer wieder kritisiert, denn von »Freiwilligkeit« kön- 
ne nicht die Rede sein (Gerloff 2018; Pro Asyl 2019).** 

Auch die Initiativen der Bundesregierung zeigen, dass Fluchtursachenbekämp- 
fung im Kontext des langen Sommers der Migration ganz oben auf der politischen 
Agenda angekommen war und von verschiedenen Staatsapparaten verfolgt wurde. 
Vor allem die Entwicklungspolitik subsumierte einen großen Teil ihrer Aktivitäten 
unter die politische Zielvorgabe, Bleibeperspektiven vor Ort zu schaffen und da- 
mit die Ursachen von Flucht und Vertreibung anzugehen. Doch auch das Auswär- 
tige Amt deklariert einen Teil der humanitären Hilfe als Fluchtursachenbekamp- 
fung und über Kooperationen des BMZ mit dem Bundesinnenministerium - Stich- 
wort »Perspektive Heimat« - ist auch letzteres involviert. Außerdem wurden privat- 
wirtschaftliche Investitionen als zweckdienliches Mittel angeführt, um Fluchtursa- 
chen zu bekämpfen. Die Initiativen des Bundeswirtschaftsministeriums »Pro! Afri- 
ka« sowie der »Compact with Africa« des Bundesfinanzministeriums folgen dem 
oben skizzierten Trend, mithilfe von Entwicklungsgeldern privatwirtschaftliche In- 
vestitionen abzusichern und dies zunehmend zur Bekämpfung von Fluchtursachen. 
Mit Blick auf die ergriffenen Maßnahmen wird deutlich, dass der Fokus auf dem 
Nahen Osten und dem afrikanischen Kontinent liegt, während im Diskurs ein ver- 
engter Fokus auf afrikanische Fluchtmigrationsbewegungen dominiert.” 

Auch in den politischen Maßnahmen der Bundesregierung ist eine inter- 
nalistische Perspektive auf die Ursachen manifest. Boniface Mabanza Bambu 
kommentierte entsprechend die Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - 
Flüchtlinge reintegrieren«: »Auffällig in der Sonderinitiative ist, dass »Fluchtursa- 
chenbekampfung: irgendwo in den »Krisenregionen« stattfinden muss.« (Mabanza 
Bambu 2016, 71) Einzig der Marshallplan mit Afrika des BMZ weist auf strukturelle 
Zusammenhänge und andere Politikbereiche hin, die über eine internalistische 
Perspektive hinausgehen. Allerdings dürften die dahingehend weiterreichenden 


32 Insbesondere die Plakatkampagne des Bundesinnenministeriums mit dem Slogan »Freiwil- 
lige Rückkehr. Dein Land. Deine Zukunft. Jetzt!« hatte zu Empörung geführt und war als 
»blanker Hohn« bezeichnet worden angesichts der unsicheren Lebensverhältnisse, in die ei- 
ne Rückkehr für die Betroffenen oft führe (taz v. 10.12.2018). 

33 Fluchtursachenbekampfung wurde auch in den afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregie- 
rung von 2014 als zentrales Ziel festgehalten (Deutsche Bundesregierung 2014, 7). 
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Aspekte, wie der Verweis auf eine faire Handelspolitik, aufgrund der fehlenden 
Konkretisierung kaum politische Relevanz beanspruchen. 

Neben den eigenen Initiativen der Bundesregierung wird deutlich, dass sich 
diese auch dafür einsetzte, Fluchtursachenbekampfung auf der europäischen scale 
zu fördern. So lässt sich die Forcierung einer Vergemeinschaftung der Entwick- 
lungspolitik durch die Bundesregierung über das Narrativ der Fluchtursachen- 
bekämpfung feststellen. Insbesondere mit Blick auf den afrikanischen Kontinent 
setzte sich Entwicklungsminister Gerd Müller für weitere Schritte der Europäisie- 
rung ein (Müller in: Handelsblatt v. 8.7.2018). 


5.2.5 Zwischenfazit: Mit Entwicklungszusammenarbeit und 
Privatinvestitionen gegen Fluchtursachen 


Es lässt sich zusammenfassen: Der Sommer der Migration erschütterte das euro- 
päische Grenzregime auf vielfältige Weise - hunderttausende hatten sich das Recht 
genommen, nach Europa zu gelangen. Die Exekutiven der EU-Mitgliedstaaten 
sowie auf der europäischen scale reagierten mit Maßnahmen auf unterschiedlichen 
Ebenen, um die Kontrolle der Bewegungen der Fluchtmigration sicherzustellen: 
Neben forcierten Grenzkontrollen und Grenzschließungen sowie Asylrechtsver- 
schärfungen, setzten die politischen Entscheidungsträger:innen auf die Koopera- 
tion mit Transit- und Herkunftsländern, um Geflüchtete möglichst vor Erreichen 
der europäischen Grenze aufzuhalten. Die deutsche Bundesregierung engagierte 
sich mit besonderem Nachdruck. Prominenz erlangte in diesem Zusammenhang 
auch die politische Absichtserklärung, Fluchtursachen zu bekämpfen. Die deutsche 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und ihr österreichischer Amtskollege Bundes- 
kanzler Sebastian Kurz brachten vor dem EU-Sondergipfel im September 2018 die 
Formel zur Bewältigung der Krise auf den Punkt: Es gehe um eine bessere Siche- 
rung der Außengrenzen sowie um die Bekämpfung von Fluchtursachen (Die Welt 
v. 17.9.2018). Während die Bundesregierung bereits 2014 mit der Sonderinitiative 
»Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« die Forderung aufdie ent- 
wicklungspolitische Agenda setzte, folgten auf europäischer Ebene insbesondere 
nach dem Gipfel von Valletta im November 2015 entsprechende Vorstöße, zunächst 
in Form des EU-Treuhandfonds für Afrika. Verstärkt ab 2016 lässt sich feststellen, 
dass nicht nur mittels Entwicklungshilfe gegen Fluchtursachen vorgegangen wer- 
den sollte, sondern weitere Initiativen folgten, die eine Förderung privatwirtschaft- 
licher Investitionen in Herkunftsländern als probates Mittel darstellten. In Brüssel 
präsentierte die EU-Kommission die EU-Investitionsoffensive für Drittstaaten und 
auf der nationalen scale folgten entsprechende Initiativen unterschiedlicher Staats- 
apparate, wie die Initiative »Pro! Afrika« des Bundeswirtschaftsministeriums oder 
der »Compact with Afrika«, den das Bundesfinanzministerium als G2o-Initiative 
federführend entwickelt hatte. 
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Beide Strategien, die sich in den diskutierten politischen Initiativen als domi- 
nant erwiesen — Fluchtursachenbekampfung durch Entwicklungshilfe und mittels 
privatwirtschaftlicher Investitionen — gehen von einem bestimmten Verständ- 
nis des Zusammenhangs zwischen Migration und Entwicklung aus. Während 
Mitte der 2000er Jahre eine zuversichtliche Einschätzung vorherrschte, was die 
entwicklungsfördernden Potenziale von Migration betraf (siehe 4.2.2), verschob 
sich die Debatte unter dem Schlagwort »Fluchtursachenbekämpfung« schließlich 
erneut in Richtung eines restriktiven und präventiven Ansatzes.** Entwicklung 
soll nunmehr dafür sorgen, dass Menschen in ihren Herkunftsländern verbleiben. 
Denn die im Kontext der Krise des Grenzregimes 2015 initiierten Vorstöße machen 
deutlich, dass entwicklungspolitische Maßnahmen unter dem Label der »Fluchtur- 
sachenbekämpfung« maßgeblich der Verhinderung von Migration dienen sollten 
(Bartels 2018, 8; Den Hertog 2016b, 34; Kopp 2017, 134). Über diese Verknüpfung 
von Migration und Entwicklung hinaus haben die Ausführungen in diesem Kapitel 
deutlich gemacht, dass beiden Strategien — Fluchtursachenbekämpfung mittels 
Entwicklungshilfe und durch die Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen 
- eine internalistische Perspektive auf die Ursachen von Fluchtmigration zugrun- 
de liegt (siehe 4.3.1). Vorgesehen sind ausschließlich Maßnahmen »vor Ort«, um 
»Bleibeperspektiven« in Herkunfts- und Transitstaaten zu schaffen. 

Die Krise des Grenzregimes verstehe ich vor dem Hintergrund der bisherigen 
Analyseschritte als Ereignis, das zu einem neuen Zyklus an hegemonieorientierten 
Kämpfen geführt hat. Ein Terrain, aufdem gesellschaftliche Kräfte um Hegemonie 
gerungen haben, ist der Fluchtursachen-Diskurs. In Kapitel 5 wurde gezeigt, wie die 
Exekutiven im Sommer der Migration »Fluchtursachenbekämpfung« als eine zen- 
trale Strategie verfolgten, um auf die Krise des Grenzregimes zu reagieren. Wäh- 
rend also mit der Krise das Schlagwort Fluchtursachenbekämpfung sogleich Ein- 
gang in politische Instrumente erhielt, die der Reorganisierung der europäischen 
Migrationskontrolle dienen sollten, entwickelte sich darüber hinaus ein umkämpf- 
ter Diskurs. Die Akteursanalyse und die Analyse der rhetorisch-diskursiven Stra- 
tegien (Kapitel 6) nehmen nun diese Kämpfe, ihre Protagonist:innen sowie das sich 
herausbildende hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) inden 
Blick. 


34 Damit wird deutlich, dass die Einschätzung, wie der Zusammenhang von Migration und 
Entwicklung zu bewerten sei, je nach politischen und historischen Entwicklungen sehr un- 
terschiedlich ausfiel (Nyberg Sgrensen/Van Hear/Engberg-Pedersen 2003, 6f.; Stielike 2021, 
17ff.). Der Migrationsforscher Hein de Haas sprach von einem Migrations-Entwicklungs- 
»Pendulum« (de Haas 2012). 


6. Akteursanalyse und Analyse der rhetorisch- 
diskursiven Strategien: »The sexy word« 


Im Laufe der Krisenbearbeitung erfuhr der Diskurs um Fluchtursachen(-be- 
kämpfung) eine vielstimmige Wiederbelebung und die Forderung erwies sich für 
Akteur:innen diverser politischer Lager als attraktiv, um eigene Zielsetzungen zu 
transportieren. Diese Dynamik ist Gegenstand des sechsten Kapitels: In der Ak- 
teursanalyse werden die gesellschaftlichen Kräfte genauer betrachtet, die versucht 
haben, den Diskurs mitzuprägen und ihre (migrations-)politischen Visionen in 
ihn einzuschreiben. Dass Akteure der unterschiedlichen Hegemonieprojekte auf 
dem Terrain des Fluchtursachen-Diskurses ihre Deutung von Fluchtursachenbe- 
kämpfung durchzusetzen versuchten, wird hier sichtbar. Dieses Ringen und die 
kompromisshaften Eingeständnisse werden anhand der Analyse der rhetorisch- 
diskursiven Strategien weiter vertieft und analysiert. Abschließend werden die He- 
gemonieprojekte jeweils im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis im und nach dem 
Sommer der Migration 2015 eingeordnet und eine Annäherung an ihre spezifische 
Position im Konflikt um Fluchtursachen vorgenommen. Das Kapitel verschränkt 
somit zwei Analyseschritte und gliedert sich im Wesentlichen entlang der Hegemo- 
nieprojekte. Beide Schritte werden im Folgenden näher erläutert. 

Die Akteursanalyse identifiziert die relevanten Protagonist:innen des Diskurses, 
die verschiedenen Hegemonieprojekten’ zugeordnet werden. Aufbauend auf der 
Darstellung der relevanten Hegemonieprojekte, ihrer sozialen Basis und grund- 
legenden Strategie in Kapitel 3.1.1, analysiere ich im Folgenden, welche spezifische 
Strategie sie im untersuchten Konflikt verfolgen und was sich mit dem Sommer 
2015 für die Hegemonieprojekte und damit für die Akteur:innen der Projekte durch 
den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung verändert hat. Der Analyseschritt 
nimmt sowohl die Akteur:innen der jeweiligen Hegemonieprojekte in den Blick als 
auch Staatsapparate, die von bestimmten Hegemonieprojekten dominiert werden 


1 Hier stütze ich mich weitgehend auf die Vorarbeiten der Forschungsgruppe »Staatsprojekt 
Europa« (2014). 
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oder ihnen als »Stützpunkte« dienen (Wissel 2015, 64).” Die »Staatsmanager« und 
wichtige Exponent:innen innerhalb der Staatsapparate lassen sich gleichzeitig als 
Akteur:innen von Hegemonieprojekten verstehen, insofern sie auch hegemoniepo- 
litische Strategien verfolgen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass Staatsapparate 
immer auch von internen Konflikten durchzogen sind (Poulantzas 2002, 164) und 
Strategien unterschiedlicher Hegemonieprojekte hier aufeinandertreffen können. 

In der Akteursanalyse werden in einem ersten Schritt die allgemeine migrati- 
onspolitische sowie die spezifische Strategie in Bezug auf Fluchtursachenbekamp- 
fung des jeweiligen Hegemonieprojektes skizziert. Außerdem benenne ich zentrale 
Akteur:innen des Projektes im untersuchten Konflikt um Fluchtursachen(-bekämp- 
fung) und nehme eine Einschätzung der Machtressourcen vor, diedem Hegemonie- 
projekt zur Verfügung stehen. Zweitens widme ich mich eingehender der Strategie 
des Projektes in Bezug auf Fluchtursachenbekämpfung. Diese ist das entscheidende 
Zuordnungskriterium der Akteur:innen zu den jeweiligen Hegemonieprojekten. Es 
folgt im dritten Schritt eine Darstellung wesentlicher institutioneller Veränderun- 
gen, die sich für wichtige Akteur:innen oder in den entscheidenden Staatsappara- 
ten durch den Fluchtursachen-Diskurs ergaben, sofern diese von Relevanz waren. 
Nicht für alle Hegemonieprojekte bot sich der Diskurs um Fluchtursachenbekämp- 
fung gleichermaßen an, um eigene (migrations-)politische Forderungen zu stärken. 
Vor allem traten das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt, das neoliberale und 
das konservative Hegemonieprojekt in Erscheinung. Sie werden aus diesem Grund 
ausführlicher behandelt. Die Akteursanalyse stützt sich auf die Auswertung von öf- 
fentlich zugänglichen Dokumenten und Stellungnahmen der untersuchten staat- 
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteur:innen sowie wissenschaftliche Forschung 
vorwiegend aus den Jahren 2014 bis 2019, auf Presseberichte sowie auf Expert:in- 
nen-Interviews, die ich im Rahmen meiner Forschung durchgeführt habe. 

Die Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien stellt den untersuchten Konflikt 
verdichtet dar. Die virulenten Auseinandersetzungen um die Forderung nach der 
Bekämpfung von Fluchtursachen werden anschließend an die Ergebnisse aus der 
Akteursanalyse vertieft, um die wesentlichen Konflikte präziser herauszuarbeiten. 
Dabei ist zentral, dass die Zuordnung zu den Hegemonieprojekten anhand der ge- 
tätigten Aussagen vorgenommen wird, die sich in den rhetorisch-diskursiven Stra- 
tegien abbilden. Politische Akteur:innen wie Parteien, Fraktionen? oder auch Ein- 
zelpersonen lassen sich dabei nicht immer eindeutig einem Hegemonieprojekt zu- 


2 Die Zuordnung der Staatsapparate hängt damit zusammen, dass sie aufgrund ihrer (migrati- 
onspolitischen) Funktion sowie ihrer institutionellen Selektivitäten für bestimmte Hegemo- 
nieprojekte von besonderer Bedeutung sind. 

3 Bei der Zuordnung von Akteur:innen des EU-Parlaments zu einzelnen Fraktionen und im 
zweiten Schritt zu Hegemonieprojekten besteht die Problematik, dass die EP-Fraktionen 
zum Teil recht heterogene Zusammenschlüsse darstellen. Wechsel einzelner Abgeordneter 
oder ganzer Parteien von einer Fraktion in eine andere stellen außerdem keine Seltenheit 
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ordnen, sondern können sich rhetorisch-diskursiver Strategien unterschiedlicher 
Hegemonieprojekte bedienen. Die Strategien nehme ich sowohl auf der nationalen 
als auch auf der europäischen Ebene in den Blick und weise auf relevante unter- 
schiedliche Akzente zwischen den beiden scales hin. 

Das Prozesshafte dieses Analyseschritts zeigt sich darin, dass dieser Blick auf 
die rhetorisch-diskursiven Strategien und die darin zum Ausdruck kommenden 
Kämpfe deutlich macht, wie sich ein hegemoniales Verständnis von Fluchtursachen 
nach der Krise des Grenzregimes herausbilden konnte. Anhand der unterschied- 
lichen rhetorisch-diskursiven Strategien,* mit denen die Hegemonieprojekte auf 
diesem Terrain versuchen ihre Positionen zu verallgemeinern, wird die Umkämpft- 
heit des Fluchtursachen-Diskurses herausgearbeitet. Es steht die Frage im Fokus, 
wie sich das Ringen um die Deutung von Fluchtursachen(-bekämpfung) im Kontext 
der Krise des Grenzregimes 2015 darstellt. 

Um die Konfliktdimension des Fluchtursachen-Diskurses möglichst gut zu 
erfassen, habe ich mich in erster Linie auf Äußerungen in parlamentarischen 
Debatten (im Bundestag sowie im EU-Parlament) bezogen, da hier eine direkte 
Konfrontation der Positionen stattfindet. Mit der Analyse der rhetorisch-dis- 
kursiven Strategien lassen sich darüber hinaus die Kompromisskonstellationen 
nachvollziehen, die schließlich zu einem hegemonialen Verständnis von Flucht- 
ursachen(-bekämpfung) führten. Dabei stütze ich mich auf unterschiedliche 
Quellen, die das Ringen der Hegemonieprojekte um den Begriff veranschaulichen. 
Besondere Bedeutung messe ich den Debatten im deutschen Bundestag sowie 
im Europäischen Parlament in den Jahren 2014 bis 2018 bei, da hier die wider- 
streitenden Positionen in direkte Konfrontation miteinander geraten.” So wurde 
im Bundestag in mehreren Sitzungen äußerst kontrovers über Fluchtursachen 
und deren Bekämpfung debattiert (u.a. Deutscher Bundestag 9.9.2015; 24.9.2015; 
1.10.2015; 15.10.2015; 25.11.2015; 17.12.2015; 12.5.2016; 7.9.2016; 10.11.2016; 23.11.2016; 
16.2.2017; 29.6 2017; 8.11.2018). Auch im Europäischen Parlament war das Thema in 
mehreren Plenardebatten präsent (u.a. Europäisches Parlament 9.9.2015; 20.5.2015; 
11.11.2015; 25.11.2015; 12.4.2016; 7.6.2014; 12.9.2016; 25.10.2016; 13.2.2017; 4.4.2017; 


dar und die Gründung neuer Fraktionen bzw. die Auflösung bislang bestehender Zusammen- 
schlüsse kann während der Legislaturperioden erfolgen. 

4 Aufgrund meines Diskurs-Verständnisses, das ich in Kapitel 3.3.1 ausgeführt habe, wähle ich 
hier den Begriff der rhetorisch-diskursiven Strategien. Damit soll deutlich gemacht werden, 
dass ich mich im Folgenden auf der Ebene von Äußerungen bewege. »Diskursive Strategien« 
umfassen auch die materiellen Effekte des Diskurses, die in der Akteursanalyse vertieft wer- 
den. 

5 Die Auswertung umfasste diejenigen Parlamentsdebatten, in denen die Forderung nach 
Fluchtursachenbekämpfung eine zentrale Rolle spielte, d.h. in mehreren Aussagen von Par- 
lamentarier:innen aufgerufen wurde. Eine Liste der zitierten Debatten findet sich im Litera- 
turverzeichnis unter »Primärquellen«. 
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5.7.2017; 12.9.2017; 7.2.2018). Darüber hinaus beziehe ich mich auf Stellungnahmen 
und Positionspapiere von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen und Äußerungen 
weiterer wichtiger Exponent:innen einzelner Hegemonieprojekte in Veröffentli- 
chungen und Medien (siehe zur Datengrundlage 3.3.2). Außerdem wurden einzelne 
Expert:innen-Interviews mit relevanten Akteur:innen geführt, auf die ich in Tei- 
len zurückgreife. Diese unterschiedlichen Quellen, die Momente der öffentlichen 
Debatte darstellen, sollen ein möglichst dichtes Bild der rhetorisch-diskursiven 
Strategien zeichnen, die sich in verschiedenen Hegemonieprojekten bündeln. 

Einleitend in das Kapitel 6 wird die Krise 2015 als Momentum des Fluchtursa- 
chen-Diskurses beleuchtet (6.1), das zu einer vielfältigen Bezugnahme auf den Be- 
griff der Fluchtursachenbekämpfung führte. Im Anschluss folgen die Akteursanaly- 
se sowie die Analyse der rhetorisch-diskursiven Auseinandersetzungen entlang der 
Hegemonieprojekte (6.2 bis 6.8). Abschließend (6.9) skizziere ich das hegemoniale 
Verständnis von Fluchtursachen im Kontext des Sommers 2015 in seinen Konturen, 
das in Kapitel 7 eingehender betrachtet wird. Dann steht die Frage im Vordergrund: 
Wie gelang es bestimmten gesellschaftlichen Kräften, ein hegemoniales Verständ- 
nis von Fluchtursachen und deren Bewältigung zu prägen und damit ein neues po- 
litisches Projekt in Stellung zu bringen? 


6.2 Krise als Momentum des Fluchtursachen-Diskurses 


Die Bezeichnungen als »Mantra« (Angenendt/Koch 2016; Braunsdorf 2016, 2), 
»Zauberwort« (Mitarbeiter MdB 2018), »Hype« (Stielike 2021, 26), »Schlagwort« 
(Koch/Weber/Werenfels 2018, 5) oder »sexy word« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 
2018/2) machen deutlich: »Fluchtursachenbekämpfung« wurde im Zuge der Krise 
des Grenzregimes 2015 zu einem virulenten Begriff in der öffentlichen Debatte. 
Bereits Ende November 2015 sei es das »meistgebrauchte Wort in den politischen 
Debatten der letzten Wochen« gewesen, hieß es im Deutschen Bundestag (Weiss 
in: Deutscher Bundestag 25.11.2015, 13702). Eine Interviewpartnerin in Brüssel 
konstatierte: »Ihe root causes of migration were suddenly everywhere« (Mitar- 
beiterin INGO Brüssel 2018/3). In Europa mahnten unterschiedlichste Akteur:in- 
nen, die »Krise« lasse sich nur lösen, wenn Fluchtursachen bekämpft würden: in 
Parlamentsdebatten, Stellungnahmen von NGOs, Studien von Think Tanks, auf 
Demonstrationen, in Projektbeschreibungen von Finanzinstitutionen, in Wahlpro- 
grammen und Koalitionsvereinbarungen. Die Akteursanalyse wird zeigen, dass 
sich der Erfolg des Konzeptes auch auf seine Anschlussfähigkeit an unterschiedli- 
che Hegemonieprojekte zurückführen lässt. In Deutschland, wo im Sommer der 
Migration mit Abstand die meisten Geflüchteten ankamen, erwies sich der Diskurs 
als besonders virulent. Gegenstand des zweiten Analyseschritts sind daher die 
rhetorisch-diskursiven Strategien um Fluchtursachenbekämpfung in Deutschland 
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sowie auf der europäischen scale, auch wenn in anderen Mitgliedsstaaten die For- 
derung im politischen Diskurs ebenso aufgerufen wurde (Clemens/Postel 2018, 1; 
euobserver v. 4.9.2015). 

In der Einleitung wurden bereits einige Überlegungen zum Begriff und Phä- 
nomen der »Krise« skizziert. Dabei stand die Spannung zwischen der Artikulation 
von Widersprüchen - also auch der Sichtbarkeit dieser Widersprüche - und der 
Verschleierung krisenhafter Kontinuität im Fokus, die wesentlich für das Moment 
der Krise ist. Diese Spannung, so die These, lässt sich im Diskurs um die Bekämp- 
fung von Fluchtursachen nachzeichnen und verweist auf seine Konfliktdimension. 
Denn einerseits ist der Fluchtursachen-Diskurs Ausdruck der außergewöhnli- 
chen Sichtbarkeit und Erfahrbarkeit von Fluchtbewegungen, die den Sommer 
der Migration auszeichneten: die Ursachen von Fluchtmigration waren unwill- 
kürlich in der europäischen Öffentlichkeit präsent und zahlreiche Akteur:innen 
wie entwicklungs- und flüchtlingspolitische NGOs, migrantische Organisationen, 
Vertreter:innen progressiver Parteien und kritische Wissenschaftler:innen nutz- 
ten die Gelegenheit, das Thema kritisch zu beleuchten (Afrique-Europe-Interact 
2016; Altvater 2016; Bendix 2018a; Bernau 2017; 2019; Braunsdorf 2016; Brot für 
die Welt/medico international/Pro Asyl 2017; Gebauer/Lenz 2016; Heinrich-Böll- 
Stiftung 2018; iz3w 2016; Lang 2017; Mabanza Bambu 2016; McKeon 2018; medico 
international/GEW 2016; Morazan/Mauz 2016; Solty 2016). Andererseits zeigt sich, 
dass der Diskurs eine stabilisierende Rolle im »herrschaftsförmigen Krisenma- 
nagement« (Demirović et al. 2011, 8) spielte, da »Fluchtursachenbekämpfung« ein 
zentrales Element der Reorganisation des europäischen Grenzregimes nach 2015 
darstellte (siehe Kapitel 5). Der Diskurs bot in einer Situation des Kontrollverlusts 
die Möglichkeit, Handlungsfähigkeit zu suggerieren: wenn Grenzkontrollen ver- 
sagten, müsse das Problem nun »an der Wurzel« angegangen werden. Denn die 
Ankünfte der Geflüchteten aus Syrien, Irak und Afghanistan, aber auch Eritrea, 
Somalia und Nigeria hatten die europäischen Verantwortungsträger:innen in einen 
Krisenmodus versetzt. Es galt, Kontrolle über die Fluchtmigrationsbewegungen 
nach Europa zu erlangen. »Fluchtursachenbekämpfung« sei gerade deshalb dis- 
kursiv ein wichtiges Schlagwort geworden, so die Politikwissenschaftler:innen 
Kipp und Koch, »weil es suggeriert, das »Übek unregulierter grenzüberschreitender 
Wanderungsbewegungen werde an der Wurzel gepackt« (Kipp/Koch 2018, 18). 

Die Rede von der Fluchtursachenbekämpfung hatte daher von Beginn an auch 
eine rhetorisch-strategische Funktion. Handlungs- und Kontrollfähigkeit sollten sug- 
geriert werden, indem man »das Problem« der Migrationsbewegungen nach Euro- 
pa nun an der Quelle, also in den Herkunftsregionen angehe. Verschiedene Punk- 
te geben Anlass, Fluchtursachenbekämpfung in erster Linie als eine solche im We- 
sentlichen rein rhetorische Strategie zu verstehen. Der damit angenommene »poli- 
cy gap« zwischen Rhetorik und Praxis wurde der Migrationspolitik mehrfach attes- 
tiert und als besonders ausgeprägt beschrieben (Czaika/De Haas 2013). In der Kon- 
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textanalyse habe ich dieses Auseinanderfallen bereits thematisiert. Dafür spricht 
außerdem, dass viele Akteur:innen kritisierten, die zur Verfügung gestellten finan- 
ziellen Mittel reichten nicht annähernd für die sehr umfassende Zielsetzung aus, 
»die Ursachen von Destabilisierung, Zwangsvertreibung und irregulärer Migration 
zu bekämpfen« (Europäische Kommission 2015a). Dies war offensichtlich auch den 
Entscheidungsträger:innen in den EU-Institutionen bewusst (Castillejo 2016b, 4). 
Auch EU-Parlamentarier:innen kritisierten die unzureichenden Finanzmittel (eu- 
ractiv v. 14.9.2016), mit denen der EUTF die Umsetzung des Aktionsplans von Val- 
letta (siehe 5.2.1) bestreiten sollte. Es habe sich gezeigt, dass den Akteur:innen, die 
vom Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) befragt wurden, bewusst sei, 
dass eine Ursachenbekämpfung nicht das eigentliche Ziel des Treuhandfonds sein 
könne: »Anstatt dessen wird diese Unterstützung als eine politische Geste verstan- 
den, der Migrationszusammenarbeit mit Afrika einen Durchbruch zu verschaffen« 
(Castillejo 2016a).° Auch die in der nachfolgenden Akteursanalyse dargestellte Tat- 
sache, dass in vielen Fällen keine neuen Projekte konzipiert und lanciert, sondern 
bestehende Projekte vielmehr umbenannt und mit dem Label »Fluchtursachenbe- 
kämpfung« versehen wurden (Interview Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/1), isthier 
zu erwähnen. Das Label diente in diesem Sinne auch der Geldbeschaffung für ent- 
wicklungspolitische Akteur:innen (Interview Mitarbeiter MdB 2018; Interview Mit- 
arbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). Nicht zuletzt die im entwicklungspoliti- 
schen Feld weit verbreitete Einsicht, dass ein Großteil der Maßnahmen - bei er- 
folgreicher Durchführung - eher zu einer Zunahme von Migration führen würde 
(migration hump), lässt eine primär strategische Funktion des Diskurses vermuten: 


»Das Absurde istja auch, dass es ja eigentlich common sense ist, dass wenn man 
wirklich die Lebensbedingungen verändern würde, die Migrationsbereitschaft ei- 
gentlich steigen würde. [...] Es ist von vornherein völlig absurd, wie da argumen- 
tiert wird. Aber das ist schon ein Hinweis, dass der Begriff wahrscheinlich sehr 
stark strategisch verwendet wird, um einfach mehr Mittel abzugreifen« (Interview 
Mitarbeiter MdB, 2018). 


Die Debatte um Fluchtursachen diene vielmehr dazu, von der Notwendigkeit ande- 
rer Reformen abzulenken. Augenscheinlich werde dies an der Unfähigkeit der Ver- 
antwortlichen, eine geteilte Verantwortung für die Aufnahme von Geflüchteten in 
der EU zu organisieren, argumentierten Forscher:innen der Stiftung Wissenschaft 
und Politik (Angenendt/Koch 2016, 41). Es dränge sich der Eindruck auf, so Bernau in 


6 Auch Bernau schlussfolgert, es sei durchaus bemerkenswert, dass milliardenschwere Pro- 
gramme zur Fluchtursachenbekämpfung »derart schlecht durchdacht« seien. Dies lege den 
Verdacht nahe, »dass ein wirklicher Politikwechsel überhaupt nicht gewollt ist« (Bernau 2021, 
23). 
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Bezug auf den EU-Treuhandfonds ftir Afrika, »dass die von der EU bis 2020 zur Ver- 
fügung gestellten 5 Mrd. Euro allenfalls ein Trostpflaster für jene Teile der europai- 
schen Öffentlichkeit sind, die sich nicht mit der restriktiven EU-Abschottungspoli- 
tik abfinden möchten.« (Bernau 2021, 24) In der Presse sprach der Grünen-Abgeord- 
nete Kekeritz von einer »Scheindebatte« und »Nebelkerze« (Frankfurter Rundschau 
v. 6.3.2016). 

Wie in Kapitel 5 gezeigt wurde, kann der Diskurs um Fluchtursachen(-bekämp- 
fung) jedoch nicht auf dieses strategische Motiv reduziert werden. Neben der Tat- 
sache, dass er Handlungsfähigkeit im Angesicht der vermeintlichen »Migrations- 
krise« suggerierte, institutionalisierte er sich in konkreten politischen Instrumen- 
ten, die sehr spürbare Auswirkungen hatten. Jenseits der Frage danach, inwiefern 
Fluchtursachenbekämpfung tatsächlich zur Umsetzung gelangt und zu den erwar- 
teten Effekten führt, zeigt die nachfolgende Analyse, wie stark umkämpft ist, was 
unter den Ursachen von Flucht und Vertreibung zu verstehen ist und wie diese zu 
adressieren sind. Verhandelt werden auf dem diskursiven Terrain von Fluchtursa- 
chen(-bekämpfung) grundlegende gesellschaftliche Widersprüche, welche die eu- 
ropäische Migrationspolitik wesentlich prägen (siehe 4.1). Diese konflikthaften Aus- 
handlungsprozesse sind Gegenstand der folgenden Unterkapitel, welche die einzel- 
nen Hegemonieprojekte, ihre Akteur:innen und Strategien in den Fokus rücken. 


6.2 Konservatives Hegemonieprojekt: 
Fluchtursachenbekampfung als Sicherheitsfrage 


Akteur:innen, die sich in Bezug auf Fluchtursachenbekampfung Strategien bedien- 
ten, die dem konservativen Hegemonieprojekt zuzuordnen sind, brachten sich rege 
in den Diskurs ein. Die Ausführungen zum konservativen Projekt sind daher um- 
fangreicher und stellen eine hilfreiche Kontrastfolie dar, um die Strategien anderer 
Akteure herauszuarbeiten. 


6.2.1 Akteursanalyse: Fluchtursachen und innenpolitische Staatsapparate 


Die zentrale migrationspolitische Vision des konservativen Hegemonieprojektes 
besteht in einem »Europa effektiver und strikter Grenz- und Migrationskontrollen, 
wo Einwanderung von außerhalb wie innerhalb Europas, wenn nicht komplett 
verhindert, so doch massiv reduziert werden soll« (Buckel et al. 2014, 70). Dabei 
schwanken innerhalb des Hegemonieprojektes die Positionen von einer mög- 
lichst vollständigen Verhinderung von Migration nach Europa und einer rigorosen 
Abschiebepolitik bis hin zu einer moderateren, aber deutlichen Reduktion von 
Einwanderung (ebd.). Die Realisierung einer möglichst repressiven Migrations- 
politik wird sowohl auf der nationalstaatlichen als auch auf der europäischen scale 
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verfolgt. Die Kontrolle über die Ausgestaltung dieser Politiken soll dennoch so weit 
wie möglich in der Hand der mitgliedstaatlichen Regierungen bleiben und keine 
Souveränität an die EU-Kommission abgegeben werden (ebd.). 

Fluchtursachenbekämpfung erwies sich für konservative Akteur:innen als at- 
traktives Konzept, um eigene migrationspolitische Anliegen zu transportieren und 
in die Debatte einzubringen. Zwar richtete sich der Fokus der Akteur:innen dieses 
Hegemonieprojektes im Sommer der Migration auf unmittelbare Verhinderungs- 
strategien durch Grenzkontrollen, Externalisierung und Gesetzesverschärfungen. 
Es lässt sich jedoch feststellen, dass konservative Kräfte auf die diskursiven Strate- 
gien zurückgreifen konnten, die bereits in den Debatten der 1990er und 2000er Jah- 
re Fluchtursachenbekämpfung als notwendige Ergänzung zu Grenzkontrollen pro- 
pagierten: Nur so könne eine tatsächliche Reduktion von Fluchtmigration in Rich- 
tung Europa erreicht werden. Da das konservative Hegemonieprojekt sehr stark in 
den repressiven Staatsapparaten wie den Innenministerien, den Polizeibehörden, 
im Grenzschutz sowie den Ausländerbehörden verankert ist, stehen auch einige die- 
ser Apparate im Zentrum der Auseinandersetzung um Fluchtursachenbekämpfung. 
Über die außenpolitische Dimension des Themas sowie einer für das konservative 
Projekt typischen Verknüpfung mit Sicherheitsfragen, war die Forderung bis in das 
Bundesministerium für Verteidigung anschlussfähig. 

Die zentralen Akteur:innen im Diskurs waren somit Staatsmanager:innen eben 
jener Staatsapparate, insbesondere des Innenministeriums und konservative Poli- 
tiker:innen — auf der nationalen scale insbesondere von CDU und CSU, im EU-Par- 
lament vor allem der Fraktion der Europäischen Volksparteien (EVP). Ich gehe in 
diesem Kapitel einerseits auf die Exponent:innen dieses Projektes ein. Andererseits 
mache ich anhand der Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (GIZ) den Einfluss konservativer migrationspolitischer Anliegen auf die 
staatliche Entwicklungszusammenarbeit deutlich. 

Die Ressourcen des konservativen Projektes gründen nicht zuletzt auf der be- 
schriebenen Verankerung in den repressiven Staatsapparaten, aber auch in einem 
konservativ-traditionalistischen Milieu (Buckel et al. 2014, 71). Auch zahlreiche 
Medien lassen sich als Machtressource des Hegemonieprojektes benennen, wie die 
Welt, die FAZ oder die Bild in Deutschland (ebd.). Im Hinblick auf Fluchtursachen- 
bekämpfung konnte das Projekt auf keine spezifischen Ressourcen zurückgreifen. 
Es gelang ihm allerdings, auch auf dem Terrain des Fluchtursachen-Diskurses 
die allgemeine migrationspolitische Stärkung konservativer Kräfte im Zuge des 
repressiven Roll-Backs nach dem Sommer der Migration zu nutzen. 


Fluchtursachen und innenpolitische Motive 

Fluchtursachenbekämpfung erwies sich insofern als Forderung, die für das konser- 
vative Hegemonieprojekt Anknüpfungspunkte bot, als dass konservative Akteur:in- 
nen damit das allgemeine innenpolitische Ziel einer Verhinderung von Migrations- 


6. Akteursanalyse und Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien: »The sexy word« 


bewegungen in Richtung Europa verbanden. Dies erfolgte durch unterschiedliche 
Verknüpfungen von Fluchtursachenbekampfung mit Fragen der Grenz- und Migra- 
tionskontrolle, mit Sicherheitspolitik sowie mit dem Themenkomplex Abschiebun- 
gen, Rückkehr und Reintegration. 

Ausdruck fanden diese Strategien zum einen darin, dass entwicklungspolitische 
Gelder unter dem Label Fluchtursachenbekampfung für Maßnahmen zur Migrati- 
onskontrolle genutzt wurden. Auf der europäischen scale ließ sich dies anhand des 
EU-Treuhandfonds für Afrika bereits aufzeigen (5.2.1): Entwicklungsgelder wurden 
unter anderem als »Fluchtursachenbekämpfung« zunehmend für innenpolitische 
migrationsbezogene Belange verausgabt. Wie ich ausführen konnte, flossen für die 
Bekämpfung von Fluchtursachen beträchtliche Mittel aus dem Europäischen Ent- 
wicklungsfonds (EDF) in den EU-Treuhandfonds für Afrika, aus dem wiederum si- 
cherheitspolitische Projekte gefördert wurden. Die Atmosphäre einer »Notsituati- 
on« habe eine entsprechende partielle »Umetikettierung, Reorganisation und Neu- 
Priorisierung« des EU-Budgets und der Finanzierungsinstrumente ermöglicht, so 
der Politikwissenschaftler Den Hertog (Den Hertog 2016a, 1).” Zum anderen lässt 
sich ein verstärkter Einfluss innenpolitischer Akteur:innen wie des Bundesinnen- 
ministeriums auf das Feld der Entwicklungspolitik feststellen, das ansonsten stär- 
ker von den Positionen des linksliberal-alternativen (6.3) oder teilweise auch proeu- 
ropäisch-sozialen Hegemonieprojekts (6.6) geprägt ist. 

Die zentrale konservative Strategie einer Verknüpfung von Migration mit Si- 
cherheitsfragen und innenpolitischen Motiven zeigt sich damit auch in Bezug auf 
die Bekämpfung von Fluchtursachen. Dies illustriert ein Beispiel: Ende September 
2016 fand eine Konferenz des Deutschen Forums Sicherheitspolitik mit dem Titel 
»Exodus weltweit - was kann Deutschland zur Bekämpfung von Fluchtursachen 
beitragen?« (BAKS/BMZ 2016) statt. Ausgerichtet wurde die Veranstaltung von der 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS)? in Kooperation mit dem BMZ. 
Im Programmheft liest sich der Link zwischen Fluchtursachenbekämpfung und 
Sicherheitspolitik folgendermaßen: Im Anschluss an die Münchner Sicherheits- 
konferenz von 2014, als die Bundesregierung »eine aktive Rolle Deutschlands auf 


7 Insgesamt wurden auf der europäischen scale die Finanzmittel, die für die Kooperation mit 
Transit- und Herkunftsländern zur Verfügung gestellt wurden, um weiteren Fluchtmigrati- 
onsbewegungen vorzubeugen, erheblich erhöht (Den Hertog 2016b; 2016a). Neue Finanzie- 
rungsinstrumente seien - in Ermangelung politischer und rechtlicher Optionen — das wich- 
tigste politische Instrument gewesen, mit dem die EU-Kommission auf die Krise des Grenz- 
regimes reagiert habe, so Den Hertog (2016a). 

8 Die Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS) ist die Weiterbildungsstätte der Bundes- 
regierung für Sicherheitspolitik. Ein Kuratorium führt die BAKS politisch, dessen Vorsitz die 
Bundeskanzlerin bzw. der Bundeskanzler innehat und in dem alle Bundesministerien des 
Bundessicherheitsrats vertreten sind. Die Bundesakademie für Sicherheitspolitik gehört als 
selbstständige Dienststelle zum Bundesministerium der Verteidigung (BAKS 2021). 
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der weltpolitischen Bühne« angekündigt hatte, gelte es auch »den gewachsenen 
Anspruch an Deutschlands Selbstverständnis auf einen weiteren Fall an[zuwen- 
den]: Was bedeutet vernetzte Sicherheit für die Lösung der gegenwärtigen globalen 
Flüchtlingskrise« (ebd.). Ein Dialog zum Auftakt des Sicherheitsforums zwischen 
Entwicklungsminister Müller und Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen 
sollte dieser Diskussion Raum bieten. Die damalige CDU-Verteidigungsministe- 
rin von der Leyen erklärte mit Nachdruck, die Dimension der Fluchtbewegungen 
mache deutlich, dass vernetztes Handeln dringender denn je sei: es gehe darum, 
»Sicherheit und Entwicklung tatsächlich vernetzt auf den Weg zu bringen« (von 
der Leyen in: BAKS 2016). Und: »Fluchtursachenbekämpfung wird deshalb eine 
der strategischen Fragen unserer Zukunft sein« (ebd.). Auch im Weißbuch Si- 
cherheitspolitik der Bundesregierung von 2016 wird Fluchtursachenbekämpfung 
unter der Überschrift »Unkontrollierte und irreguläre Migration« abgehandelt und 
zur sicherheitspolitischen Aufgabe erklärt (BMVg 2016, 42). Die Verknüpfung von 
Fluchtursachenbekämpfung mit innen- und sicherheitspolitischen Motiven kann 
als grundlegende Strategie des konservativen Hegemonieprojektes angesehen 
werden. 


Innenpolitische Staatsapparate und Entwicklungspolitik 

Am 7. September 2016 fand eine Feierstunde des Bundesministerium des Innern 
statt, in der der damalige Bundesinnenminister Thomas de Maiziere den anwesen- 
den Polizeibeamt:innen seinen Dank aussprach und Polizeieinsätze im Ausland als 
»aktive Fluchtursachenbekämpfung« lobte (BMI 2016). Zu den gefeierten Einsätzen 
gehörten diejenigen von deutschen Polizeibeamt:innen bei der Grenzagentur Fron- 
tex in Griechenland und Italien, aber auch verschiedene Friedensmissionen im Aus- 
land (ebd.). In seiner Festrede, so heißt es in der Presseerklärung des BMI, habe der 
Leiter des deutschen Polizeikontingents in der Friedensmission der UN in Mali ver- 
lauten lassen, 


»dass die Entsendung von [nur] 10 deutschen Polizisten nach Mali seiner Auffas- 
sung nach rund 100 Polizisten »zu Hause« ersetzen würde, da die Mission dabei 
helfe, den Migranten wieder eine Perspektive in ihrem Heimatland zu geben. Die- 
se seien dann nicht gezwungen, den gefährlichen Weg durch die Sahara und über 
das Mittelmeer anzutreten. Hierdurch würden Menschenleben gerettet und die 
Beweggründe für eine Migration nach Europa deutlich reduziert« (ebd.). 


In dem indirekten Zitat wird zum einen deutlich, dass Fluchtursachen in erster Li- 
nie mit sicherheitspolitischen Maßnahmen bekämpft werden sollen. Zum anderen 
werden Migrant:innen als Sicherheitsrisiko für Europa dargestellt, was in der Äu- 
Berung offensichtlich wird, bei einer möglichen Ankunft von Geflüchteten sei das 
Zehnfache von Polizist:innen von Nöten. Diese Szene verdeutlicht, dass auch das 
Bundesinnenministerium eine Kompetenz für die Bekämpfung von Fluchtursachen 
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reklamierte, was sich insbesondere in einem gesteigerten Einfluss auf die Entwick- 
lungspolitik niederschlagen sollte. 

Dieser Einfluss zeigte sich am offensichtlichsten in Kooperationen zwischen 
dem BMI und dem Bundesministerium ftir wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ), die der Bekampfung von Fluchtursachen dienen sollten. Dass 
das BMI der Bekampfung von Fluchtursachen durchaus einiges abgewinnen konn- 
te, illustriert unter anderem der »Masterplan Migration« von Innenminister Horst 
Seehofer (CSU), der das Ziel »Ordnung, Steuerung und Begrenzung der Zuwan- 
derung« verfolgte (Tagesspiegel v. 4.7.2018). Allein mit Grenzkontrollen, Zäunen, 
Aufnahmelagern und Abschiebungen ließe sich Migration nicht verhindern, wird 
darin erklärt. Anhand der Stichwörter »Armutsbekämpfung« und »Verringerung 
von Fluchtursachen« setzte das Papier auch aufentwicklungspolitische Instrumen- 
te und damit auf eine enge Verknüpfung innenpolitischer und entwicklungspoliti- 
scher Ansätze. Im Migrationsbericht 2018, der vom Bundesinnenministerium und 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) herausgegeben wird, heißt 
es: 


»In Bezug auf die Herkunftsländer zielt der Masterplan des BMI unter anderem 
auf die Bekämpfung von Fluchtursachen durch die Ausweitung der entwicklungs- 
politischen Zusammenarbeit sowie diverse Einzelmaf$nahmen zur Förderung von 
Beschäftigung und Bildung vor Ort, die zugleich enger an rückkehrpolitische Maß- 
nahmen gekoppelt werden sollen.« (BMI/BAMF 2020, 14) 


Es gehe um den Aufbau von Infrastruktur und »Investitionen in Bildung und Be- 
schäftigung« in Ländern Afrikas und des Nahen Ostens, heißt es im Masterplan. 
Dauerhafte Arbeitsplätze müssten den Menschen vor Ort Perspektiven verschaf- 
fen. Was die Rolle des Innenministeriums hier verdeutlicht, ist der Verweis darauf, 
dass die Maßnahmen zur Förderung von Beschäftigung und Bildung vor Ort »en- 
ger an rückkehrpolitische Maßnahmen« gekoppelt werden sollen. Insbesondere das 
Programm »Perspektive Heimat« (siehe 5.2.2), das im Rahmen einer gemeinsamen 
Rückkehrinitiative mit dem Bundesinnenministerium vom BMZ eingerichtet wur- 
de, verweist auf die enge Verknüpfung von Fluchtursachenbekämpfung mit dem in- 
nenpolitischen Ziel der forcierten Rückkehr: so werden Angebote der Migrations- 
beratungszentren, die im Rahmen des Programms in einigen Ländern eingerichtet 
wurden, mit Fluchtursachenbekämpfung in Verbindung gebracht. Das Programm 
ziele darauf, »Rückkehrberatung in Deutschland mit dem entwicklungspolitischen 
Engagement in den jeweiligen Herkunftsländern« (BMI 2021) zu verknüpfen. 

Die stärkere Einflussnahme des BMI aufdie staatliche Entwicklungspolitik bzw. 
die Verknüpfung innenpolitischer Themen wie Rückkehr mit entwicklungspoliti- 
schen Ansätzen, lassen sich am Beispiel der Veränderungen in der GIZ im Zuge der 
politischen Reaktionen auf den Sommer der Migration aufzeigen. Denn innerhalb 
des Unternehmens zeigt sich, dass migrationspolitische Prioritäten des Innenmi- 
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nisteriums eine zunehmende Rolle spielen. Man könne in den Jahresberichten ver- 
folgen, wie die GIZ stetig das Politikfeld Migration ausgeweitet habe, erklärt eine 
Mitarbeiterin einer EZ-Organisation in Berlin (2018) und weist dabei nicht zuletzt 
auf die Maßnahmen zu Migrationskontrolle und Rückkehr hin: 


»[D]ie haben auch ein großes neues Feld für sich entdeckt, indem sie jetzt die Ziel- 
gruppe Migration und Migranten aus Deutschland bei der Rückkehr begleiten und 
so weiter. Und überhaupt migration governance ist eigentlich ein Feld, in dem sie 
sich jetzt viel stärker engagieren - nicht nur im Bereich Fluchtursachenbekämp- 
fung, sondern auch Grenzmanagement, aber auch Staaten dabei unterstützen, le- 
gale Migrationskonzepte aufzusetzen. Das ganze Portfolio ist ziemlich groß« (Mit- 
arbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). 


Der Einfluss von innenpolitischen Zielsetzungen vor allem seit 2015 zeige sich auch 
in neuen Themen, in die man sich nun einzuarbeiten habe, heißt es aus der GIZ: 
»Es gibt ganz neue Aspekte des Themas, auch Schnittstellen zu Sicherheitsthemen, 
zum Beispiel das Thema Trafficking, wo natürlich auch EZ-relevante Fragestellun- 
gen zu den Rechten dieser Menschen usw. reinkommen. Es ist ein großer Lern- 
prozess« (GIZ-Mitarbeiterin 2019). Ein Lernprozess, der offensichtlich nicht unum- 
stritten im Unternehmen selbst ist, jedoch offensichtlich weitgehend als akzeptable 
Herausforderung angenommen wird. Es werde versucht, die sicherheitspolitischen 
Fragestellungen in den entwicklungspolitischen Ansatz zu integrieren und eine Rol- 
le für (staatliche) Entwicklungszusammenarbeit darin zu definieren. Im Interview 
mit einer GIZ-Mitarbeiterin wird dies deutlich: 


»[A]uch aus EZ-Sicht haben natürlich Grenzpolizei etc. ein Mandat. Aber nicht 
unbedingt im Sinne von Grenzen sichern und schließen. Sondern wir versuchen 
da immer den Aspekt klar reinzubringen: Migration passiert. Und Menschen 
haben einen unterschiedlichen Status und unterschiedlichen Schutzbedarf. Wir 
müssen fragen: Wie können wir vor allem auch Grenzpolizisten stärken, damit 
sie zum Beispiel unterscheiden können, wer hat potentiell einen Schutzanspruch, 
wer braucht gesundheitliche Unterstützung, wer sind Betroffene von Menschen- 
handel und wer sind die Täter in dem Ganzen.« (GIZ-Mitarbeiterin 2019) 


Dass die Frage der Feststellung eines möglichen Schutzbedarfs von Migrant:innen 
als entwicklungspolitische Aufgabe verstanden wird, zeigt, wie weitreichend die 
Verknüpfung von Fragen der Migrationskontrolle mit Entwicklungspolitik ist. Es 
sei inzwischen auch klar, dass alle möglichen Ressorts mittlerweile beanspruchen, 
die Projekte mitzugestalten: 


»Jetzt müssen wir auch in der Gestaltung unserer Vorhaben all das mitdenken. 
Auch wie wir gewisse Dinge in den Angebotsdokumenten formulieren. Alleine 
schon, weil wir wissen, es werden alle Ressorts mal drauf schauen. Und das ist in 
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diesem Ausmaf auf jeden Fall neu. Aber wie gesagt, das spiegelt auch irgendwie 
die Realitat wider. Arbeitsmigration hangt nattirlich mit dem Einwanderungsge- 
setz zusammen und da hat das BMAS [Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
JK] Interesse zu wissen, was passiert und wer was macht und das BMI sowieso bei 
Zuwanderungsfragen. Auch das Auswärtige Amt braucht man an Bord, weil sie die 
Visa ausstellen für die Leute. Das hängt halt alles zusammen« (GIZ-Mitarbeiterin 
2019). 


Die GIZ sieht sich dafür verantwortlich, die Ansätze der unterschiedlichen Minis- 
terien in die Vorhaben zu integrieren und die jeweiligen Interessen auszutarieren. 
Die Perspektive »Entwicklung« wird zu einer unter mehreren. Dabei gerät auch die 
GIZ in einen Konflikt, wie auf die Entwicklungen zu reagieren ist. Schlussendlich 
gehe es um ein Abwägen: 


»[A]us einer reinen EZ-Perspektive blutet einem natürlich schon irgendwie das 
Herz bei den Debatten. Umgekehrt ist dann immer die Frage: Wäre es besser, 
wenn nur andere, also nur das BMI beteiligt wäre? Wahrscheinlich sind das al- 
les Abwägungsfragen. Aber ich denke schon, das war eine große Veränderung, 
dass man plötzlich auch innenpolitische Debatten irgendwo zumindest indirekt 
mitbespielen musste« (GIZ-Mitarbeiterin 2019). 


Beispielsweise verdeutlicht das Projekt »Perspektive Heimat« die veränderte Stoß- 
richtung insbesondere hinsichtlich einer verstärkten Konditionalisierung, die die 
Vergabe von Entwicklungsgeldern von einer Kooperation im Bereich Rückkehr ab- 
hängig macht: 


»Da kommen wir auch zum Stichwort »Perspektive Heimat«. Das ist natürlich ein 
innenpolitischer Diskurs, derdaeineviel größere Rolle spielt. Dahatteja das BMZ 
lange auch die Position im Sinne von »more for more"? tragen sie nicht mit, »less 
for less< ist sowieso ausgeschlossen. Und das hat sich dann 2015 etwas gewan- 
delt. Plötzlich hieß es naja, auf europäischer Ebene gibt es die gleichen Diskussio- 
nen und Kräftespiele und da ist ja auch im Cotonou-Abkommen ein kurzer Absatz 
schon drinnen zu>more for more und darauf haben sich dann auch alle bezogen. 
Dann hieß es, ok, »more for more geht in Ordnung quasi und tragen wir mit. Und 
das ist ja auch die Basis für »Perspektive Heimat« (GIZ-Mitarbeiterin 2019). 


Auch Michael Krempin, Inhaber der Stabsstelle Unternehmungsentwicklung bei 
der GIZ, konstatiert, »dass sich im Kontext der europäischen Flüchtlingskrise der 


9 »More for more« bzw. »less for less« beziehen sich auf die Frage der Konditionalisierung von 
Entwicklungshilfe. Ersteres meint, dass die Vergabe von Entwicklungsgeldern an die Erfül- 
lung bestimmter migrationspolitischer Zielsetzungen gekoppelt wird (im Sinne von bspw. 
»mehr Entwicklungshilfe für eine bessere Rücknahmebereitschaft«).»Less for less« meint ei- 
ne Sanktionierung bei Nichterfüllung solcher migrationspolitischer Anforderungen. 
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Einfluss von innen-, außen- und sicherheitspolitischen Überlegungen auf die EZ 
erhöht« (Krempin 2017, 40) hat. Damit zeigt sich, wie sich in der staatlichen Ent- 
wicklungszusammenarbeit die Strategien unterschiedlicher Hegemonieprojekte 
verdichten. 

Eine ähnliche Entwicklung lässt sich schließlich auch im europäischen Staats- 
apparate-Ensemble feststellen. Eine EU-Parlamentarierin der Grünen Fraktion 
sprach im Interview von der innen- und geopolitischen Vereinnahmung der 
Generaldirektion Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung der EU-Kom- 
mission (DG DEVCO): »What I noticed is that DEVCO became more and more a 
tool ofhome affairs and geopolitics and less and less focused on poverty eradication. » 
(MEP Verts/ALE 2018, Herv. JK) Die Abgeordnete führte dies unter anderem auch 
auf personelle Entwicklungen zurück. So seien viele leitende Mitarbeiter:innen bei 
DG DEVCO zuvor beim Auswärtigen Dienst unter der Leitung Federica Mogherinis 
tätig gewesen. Da der damalige Entwicklungskommissar Neven Mimica einen sehr 
viel geringeren Einfluss gehabt habe, habe sich Mogherini politisch weitgehend 
durchsetzen können (ebd.) mit der Agenda einer verstärkten Externalisierung der 
Migrationspolitik (siehe 5.1.2). Doch die neue Ausrichtung habe auch innerhalb der 
Generaldirektion zu Konflikten geführt, berichtet die Mitarbeiterin einer in Brüssel 
ansässigen internationalen NGO: »there are also a number of people who basically 
left DEVCO for that reason. Which also meant that they got less and less internal 
resistance to that.« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3) 


6.2.2 Rhetorisch-diskursive Strategien: 
Sonst kommen »die Probleme zu uns« 


»| believe that the time when we had the illusion of managing migration flows 
only through border management has gone. We have now finally understood not 
only that we need to act as Europeans all together but also that we need to act on 
what we usually define as the root causes« (Federica Mogherini, EU-Außenbeauf- 
tragte 12.9.2017). 


Die primäre und durchaus erfolgreiche rhetorisch-diskursive Strategie der Ak- 
teur:innen des konservativen Hegemonieprojektes bestand darin, das innenpoliti- 
sche Ziel der Verhinderung weiterer Ankünfte von Geflüchteten in Europa mit der 
Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung zu verknüpfen. Die Bekämpfung von 
Fluchtursachen soll ergänzend zu verstärkten Kontrollen an den EU-Außengren- 
zen und Asylrechtsverschärfungen zu der Verhinderung von Fluchtbewegungen 
nach Europa beitragen. Als zweite Strategie lässt sich das Beharren auf der Nicht- 
Zuständigkeit für Fluchtursachen im globalen Süden identifizieren. Diese werden 
ausschließlich in den Herkunfts- oder Transitlandern von Geflüchteten verortet, 
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was ich - wie in der Genealogie (4.3.1) eingeführt — als internalistische Perspektive 
fasse. 

Die Strategien, mit denen die Bekampfung von Fluchtursachen der Verhinde- 
rung von Ankiinften Gefliichteter nachgeordnet wird, sind bezeichnend fir die in 
der Akteursanalyse dargestellte »migrationspolitische Vision« des konservativen 
Hegemonieprojektes eines Europas »effektiver und strikter Grenz- und Migrations- 
kontrollen« (Buckel et al. 2014, 70). In den Parlamentsdebatten und im sonstigen 
politischen Diskurs taten sich vor allem Mitglieder der Parteien CDU und CSU 
und im EU-Parlament Angehörige der EVP-Fraktion (Fraktion der europäischen 
Volkspartei) mit den entsprechenden rhetorisch-diskursiven Strategien hervor. 
Beide Strategien werden im Folgenden dargestellt. 


Verhinderungs-Bias: Flucht(ursachen)bekämpfung 
Der Befund der Akteursanalyse, dass Fluchtursachenbekämpfung mit innenpoliti- 
schen Motiven verknüpft wurde, wird durch ein Zitat verdeutlicht. Innenminister 
de Maiziere hatte im September 2015 verlauten lassen: 


»Wir werden also versuchen müssen, die Zahl der zu uns kommenden Flüchtlinge 
zu senken. Wir werden dafür unsere Außen- und Entwicklungspolitik stärker auf 
die Bekämpfung der Fluchtursachen in den wichtigsten Herkunftsländern kon- 
zentrieren müssen: national genauso wie auf der Ebene der Europäischen Union« 
(de Maiziére in: Deutscher Bundestag 8.9.2015, 11582). 


Die Aussage, Fluchtursachenbekämpfung diene dem Ziel, Fluchtbewegungen nach 
Europa oder Deutschland zu verhindern, stellt die zentrale rhetorisch-diskursive 
Strategie der Vertreter:innen des konservativen Hegemonieprojektes dar: »Politi- 
sches Ziel ist es, die Zahl der nach Deutschland kommenden flüchtenden Menschen 
deutlich zu senken«, heißt es auch in dem Papier der geschäftsführenden Vorstän- 
de von CDU/CSU und SPD vom April 2016 mit dem Titel »Ursachen von Flucht 
bekämpfen: Beiträge von Entwicklungszusammenarbeit, Humanitärer Hilfe und 
ziviler Krisenprävention« (CDU/CSU/SPD 2016, 1). Man müsse das »Problem« an 
der »Wurzel« (Obermayr in: Europäisches Parlament 25.11.2014) oder an der »Quel- 
le« (Landsbergis in: Europäisches Parlament 9.9.2015) angehen, so der Tenor. Dabei 
wird in dieser Lesart des Begriffs Fluchtmigration per se als Problem dargestellt. 
Man habe erkannt, »dass wir dort helfen müssen, wo Krisen entstehen, damit sie 
nicht zu wandern beginnen« (Otte in: Deutscher Bundestag 12.5.2016, 16803). Zum 
tatsächlich relevanten und zu verhindernden Phänomen wird Fluchtmigration al- 
lerdings erst erklärt, wenn diese in Richtung Europa erfolgt: Man müsse helfen, »die 
Probleme vor Ort zu lösen; denn, [...] wenn wir es nicht schaffen, die Probleme dort 
zu lösen, werden die Probleme zu uns kommen« (Wöhrl in: Deutscher Bundestag 
12.5.2016, 16709). Erst die Bekämpfung von Fluchtursachen könne tatsächlich eine 
effektive Migrationskontrolle gewährleisten, betonten verschiedene Akteur:innen. 
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So formulierte der Abgeordnete der EVP-Fraktion, Lorenzo Cesa, bezugnehmend 
auf die Europäische Investitionsoffensive für Drittstaaten (5.2.1): 


»Europa hat sich endlich eine klare Verteidigung seiner Grenzen einfallen lassen. 
Indem wir den Herkunfts- und Transitländern der Migration mit einem Inves- 
titionsplan helfen, der auf ihre wirtschaftliche Entwicklung abzielt, können wir 
neue Ströme und damit neue Tragödien verhindern.« (Europäisches Parlament 
7.6.2016, eigene Übersetzung) 


Eine Debatte im Bundestag, die hinsichtlich des Verhinderungs-Bias des konser- 
vativen Hegemonieprojektes sehr aufschlussreich war, entspann sich im November 
2018, als die extrem rechte Alternative für Deutschland (AfD) den UN-Migrati- 
onspakt'° auf die Tagesordnung setzte und darauf drängte, diesen abzulehnen 
(Deutscher Bundestag 8.11.2018). Alexander Gauland (AfD) entrüstete sich, das 
Dokument sei der »erste Schritt, Migration zu einem Menschenrecht zu machen, 
das Staatenrecht übersteigt und zu Völkergewohnheitsrecht wird«, Millionen von 
Menschen würden angestiftet, sich auf den Weg zu machen (ebd., 6806f.). Im 
Weiteren bediente Gauland neben der migrationsfeindlichen Stoßrichtung auch 
antisemitische und völkische Narrative (ebd., 6807). Die Gegenreden insbesondere 
der CDU-Abgeordneten können dem konservativen Hegemonieprojekt zugeordnet 
werden." Diese argumentierten mehrfach, der Pakt setze auf eine Verbesserung 
der Bedingungen in Herkunfts- und Transitländern und schaffe damit die Be- 
dingungen dafür, den »Migrationsdruck auf Deutschland« (Kuffer in: Deutscher 
Bundestag 8.11.2018, 6829) zu verringern und dafür, »dass die Menschen sich nicht 
auf den Weg nach Europa machen« (Harbarth in: Deutscher Bundestag 8.11.2018, 
6813). Schließlich sei im Pakt vorgesehen, »nachteilige Triebkräfte für Migration zu 
verringern« (Kuffer in: Deutscher Bundestag 8.11.2018, 6829), also Fluchtursachen 
zu bekämpfen. Die Forderung der AfD, den Pakt nicht zu unterzeichnen, konterte 
die CDU mit einer klaren Rhetorik der Migrationsverhinderung. So ließ der CDU- 
Abgeordnete Harbarth verlauten: 


»Wer sich entschließt, den Globalen Migrationspakt zu bekämpfen, der schafft die 
Voraussetzungen dafür, dass Menschen andere Länder verlassen werden, um nach 
Europa, um nach Deutschland zu kommen. [...] Deshalb werden wir für diesen Pakt 


10  Der»Globale Pakt für sichere, geordnete und geregelte Migration« der Vereinten Nationen 
wurde im Dezember 2018 in Marokko von 164 Staaten angenommen, während nicht zuletzt 
aufgrund massiver Kampagnen von rechtspopulistischen und extrem rechten Kräften meh- 
rere Staaten ihre Zustimmung offiziell verweigerten (unter anderen Österreich, Ungarn, die 
USA, Tschechien und Polen) (taz v. 10.12.2018). 

11 Die sich im Zusammenhang mit der AfD aufdrängende Frage nach Strategien im Diskurs, die 
einem extrem rechten Hegemonieprojekt zugeordnet werden können, wird in 6.8 diskutiert. 
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stimmen - im Interesse Deutschlands. Und wer gegen diesen Pakt stimmt, han- 
delt gegen das nationale Interesse Deutschlands« (ebd., 6812). 


Die Nähe dieser Position zu rechten Forderungen wurde unverhohlen zugestanden, 
indem es hieß, dies müsse doch auch das Anliegen der AfD sein (Stamp in: Deut- 
scher Bundestag 8.11.2018, 6813). 

Das Verhinderungs-Narrativ wird anhand weiterer Aspekte deutlich. So steht 
für Vertreter:innen des konservativen Hegemonieprojektes außer Frage, dass die 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Fluchtursachen lediglich auf Fluchtbewegungen 
zielen, die in Richtung Europa erfolgen oder erfolgen könnten. Deutlich wird dies 
auch in der Strategie, die Unterstützung von Erstaufnahmeländern nahe den Her- 
kunftsstaaten und hier insbesondere Hilfsleistungen in den Flüchtlingslagern als 
Fluchtursachenbekämpfung zu deklarieren. Konkreter Anlass war die Sorge, dass 
sich noch mehr Syrer:innen aus den Nachbarländern, in denen sie Zuflucht gesucht 
hatten, auf die Weiterflucht nach Europa begeben könnten. Aufgrund der jahrelan- 
gen Unterversorgung von Geflüchteten in der Region waren 2015 tausende Schutz- 
suchende nicht zuletzt aus den von Unsicherheit und Prekarität geprägten Flücht- 
lingslagern in der Türkei, im Libanon und Jordanien in Richtung Griechenland ge- 
flohen (Kopp 2017, 125). Mit Blick auf die Ankünfte in Europa wurde daher argumen- 
tiert, die Not in den Erstaufnahmeländern sei Teil der zu bewältigenden Fluchtur- 
sachen und daher durch die dafür veranschlagten finanziellen Mittel anzugehen. 
Es gehe um die Schaffung von »Bleibeperspektiven in den heimatnahen Regionen«. 
So stellte der damalige Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker Kau- 
der, fest: »[E]ine Fluchtursache für die Menschen in den Flüchtlingslagern ist auf 
jeden Fall dann gegeben, wenn sie den Eindruck haben, mit ihnen werde nicht an- 
ständig umgegangen« (Kauder in: Deutscher Bundestag 15.10.2015, 12568). Vertre- 
ter:innen aus dem konservativen und rechten Lager argumentierten, dass die Hil- 
fe möglichst nah an den Herkunftsregionen (oder »ihrer Heimat« bzw. ihrem »zu 
Hause«) schließlich auch den Geflüchteten entgegenkomme (Winberg in: Europäi- 
sches Parlament 20.5.2015, eigene Übersetzung). Knapp fasste der slowakische Ab- 
geordnete der EVP-Fraktion im EU-Parlament Stefanec zusammen: »Die Verbes- 
serung der Situation von Migranten und Binnenvertriebenen in Drittländern wirkt 
sich direkt auf die Verringerung der illegalen Migration in die Europäische Union 
und die Stabilisierung ihrer unmittelbaren Nachbarschaft aus« (Europäisches Par- 
lament 25.10.2016, eigene Übersetzung). Ab Oktober 2015 hieß es außerdem von 
konservativer Seite, der Türkei komme eine Schlüsselrolle bei der Beseitigung von 
Fluchtursachen zu (Friedrich in: Deutscher Bundestag 15.10.2015, 12572). Bundes- 
kanzlerin Merkel verkündete im Dezember 2015, man wolle 3 Milliarden Euro ein- 
setzen, »um die Lebenssituation der Flüchtlinge in der Türkei zu verbessern und da- 
mit Fluchtursachen zu bekämpfen, denn je besser die Lebenssituation der Flücht- 
linge innerhalb der Türkei ist, desto geringer wird die Not, den gefährlichen Weg 
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nach Europa zu wagen« (Merkel in: Deutscher Bundestag 16.12.2015, 14283). Damit 
nahm sie ein Kernelement des massiv von Menschenrechtsorganisationen kritisier- 
ten EU-Türkei-Deals vorweg (5.1.2). Es zeigt sich, dass die Unterstützung von Erst- 
aufnahmelandern als Fluchtursachenbekampfung sehr anschlussfahig an eine hu- 
manitare Argumentation ist, die den Fokus auf die Not von Gefliichteten in Lagern 
setzt. So schließt sich auch die SPD der Argumentation an einigen Stellen an. Es lie- 
ge im Interesse Deutschlands »die Flüchtlingslager [...] in Aufnahmeländern stärker 
zu unterstützen« (SPD Bundestagsfraktion 2016, 3), denn die Stabilisierung der ME- 
NA-Region sei »ein entscheidender Faktor für die Zahl der in Europa ankommen- 
den Flüchtlinge« (ebd., 8). Dass die Situation in den Flüchtlingslagern als Fluchtur- 
sache adressiert wurde, anstatt als humanitäre Hilfe, und dass deren Bewältigung in 
erster Linie der Verhinderung weiterer Ankünfte von Geflüchteten in Deutschland 
entgegenwirken sollte, passt sich gut in die Argumentationslinie des konservativen 
Hegemonieprojektes ein. 

Eine weitere Verknüpfung von Fluchtursachenbekämpfung mit dem Ziel, 
Fluchtbewegungen zu verhindern, ist noch augenscheinlicher und führte im 
entwicklungspolitischen Feld zu erheblicher Kritik (siehe 6.4). Dabei geht es um 
sicherheitspolitische Kooperationen zur Grenzkontrolle, die mithilfe entwicklungs- 
politischer Gelder unter dem Stichwort Fluchtursachenbekämpfung erfolgten. Zwei 
Strategien können unterschieden werden: Erstens lässt sich ein strategischer Einsatz 
von Entwicklungshilfe feststellen, der wiederum zweierlei Ausprägungen aufweist. 
Zum einen wird die Vergabe entsprechender Gelder von der Zusammenarbeit im 
Bereich Grenzkontrolle abhängig gemacht - eine Praxis, die unter dem Begriff 
Konditionalisierung bereits zuvor fester Bestandteil europäischer Externalisie- 
rungspolitiken war (siehe 4.2.2). So stellte die Bewilligung von Geldern für die 
Türkei zur Unterstützung von syrischen Geflüchteten im Rahmen des EU-Türkei- 
Deals eine Gegenleistung für verschärfte Grenzkontrollen durch die Türkei in der 
Ägäis dar. Zum anderen soll Entwicklungshilfe strategisch so eingesetzt werden, 
dass sie Fluchtbewegungen nach Europa verhindert. Der finnische Abgeordnete der 
rechtspopulistischen Partei Perussuomalaiset, Jussi Halla-aho, plädierte in diesem 
Sinne für eine engere Verknüpfung von Entwicklungshilfe und Migrationskontrolle: 


»l think there should be a close link between any development assistance and mi- 
gration control. [...] At the moment, African countries have very little incentive to 
curb the migration of their citizens to Europe. Furthermore, the effectiveness of 
traditional development assistance is questionable. Instead, we should find ways 
of mutually beneficial cooperation, for example in the field of migration manage- 
ment« (Europäisches Parlament 12.9.2016). 


Dabei drängte er auf eine interessengeleitete Vergabe von Entwicklungshilfe. Ein 
Abgeordneter der britischen Conservative Party pointierte, dass Entwicklungspoli- 
tik das effektivste Mittel zur Verhinderung von Fluchtmigration sei: 
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»International development is not just about eliminating poverty, it is also about 
delivering security, stability and economic opportunities to poor and fragile com- 
munities, thereby preventing citizens from having to flee their home country in 
search of a better life. For the West — eager to stem the flow of refugees and mi- 
grants from Africa and the Middle East — supporting development is a much more 
effective approach than building walls and razor-wire fences.« (Deva in: Europäi- 
sches Parlament 7.2.2018) 


Neben der Konditionalisierung und der interessengeleiteten Gewährung von Ent- 
wicklungshilfe lässt sich als zweite Strategie die missbräuchliche Verwendung und 
Zweckentfremdung der Mittel für Maßnahmen zur Migrationskontrolle feststellen. 
Wie bereits in Kapitel 5.2.1 ausgeführt, wurden entwicklungspolitische Gelder 
direkt für sicherheitspolitische Maßnahmen eingesetzt, beispielsweise das Projekt 
zur Unterstützung der libyschen Küstenwache, das aus dem EU-Treuhandfonds für 
Afrika (EUTF) mitfinanziert wurde (Raty/Shilhav 2020, 24). Auch in den rhetorisch- 
diskursiven Strategien des konservativen Hegemonieprojektes lässt sich diese 
Verknüpfung feststellen. Kurz vor dem Gipfeltreffen in Valletta im November 2015 
hatte die Bundeskanzlerin angekündigt, dass die Bekämpfung von Fluchtursachen 
über den EUTF auch sicherheitspolitische Komponenten vorsehe: Es gehe dabei 
»um die Verbesserung der wirtschaftlichen Perspektiven für die dort lebenden 
Menschen, aber auch um die Stärkung der Kapazitäten der afrikanischen Staaten 
im Kampf gegen kriminelle Schlepperbanden« (Merkel in: Deutscher Bundestag 
15.10.2015, 12558). Auch die EU-Außenbeauftragte Mogherini beschrieb Sicher- 
heitsmaßnahmen als unabdingbar für die Bekämpfung von Fluchtursachen, als sie 
auf die Kooperation mit Niger im Kontext der Migrationspartnerschaftsrahmen 
einging: 


»So if you want to develop alternative economies, to offer alternatives to the youth 
of these communities, to stop the criminal organisations and to invest in sustain- 
able, good economies you need also to work on the security side of the territory 
[...]. This is also a way of addressing the root causes of the migratory flows« (Eu- 
ropäisches Parlament 12.9.2017). 


Neben Grenzsicherung verkoppelten konservative Akteur:innen auch das Thema 
Rückkehr und Abschiebungen mit dem Begriff der Fluchtursachenbekämpfung. 
Denn zu einem »vernetzten Ansatz« bezüglich Fluchtursachen »gehört natürlich 
auch eine entwicklungspolitische Komponente im Hinblick auf die Rückführung 
von Flüchtlingen, wenn sich beispielsweise Staaten weigern, die Menschen wieder 
aufzunehmen« (Jung in: Deutscher Bundestag 9.9.2015, 11647). Norbert Barth- 
le (CDU), parlamentarischer Staatssekretär im BMZ, bestätigte im Bundestag: 
»Deshalb gilt es für uns, überall dort, wo wir es können, Fluchtursachen zu be- 
kämpfen. Das tun wir mit vielen unserer Maßnahmen, unter anderem mit einem 
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Rückkehrprogramm, das sich sowohl an Binnenflüchtlinge als auch an Flüchtlinge 
richtet, die hier sind.« (Deutscher Bundestag 7.6.2018, 3509) Besonders prominent 
lässt sich dies an der Initiative des Bundesinnenministeriums und BMZ zu Rück- 
kehr und Reintegration mit dem Titel »Perspektive Heimat« aufzeigen (5.2.2). Die 
im Zuge der Initiative in bestimmten Herkunftslandern eingerichteten Migrati- 
onsberatungszentren und deren Beratungs- und Vermittlungsangebote stünden 
»sowohl Rückkehrerinnen und Rückkehrern als auch anderen Einwohnerinnen 
und Einwohnern offen und sind damit zugleich ein Beitrag zur Minderung von 
Fluchtursachen«, so die Bundesregierung (Deutscher Bundestag 2018, Drucksache 
19/3648, 6). Zum einen könnten Menschen durch die Beratung zum Bleiben mo- 
tiviert werden, zum anderen heißt es: »Durch die nachhaltige Reintegration der 
Menschen wird einer erneuten irregulären Ausreise vorgebeugt« (ebd.). Bundesent- 
wicklungsminister Müller fasste knapp zusammen: »Wir vernetzen Rückführung, 
ein Thema der Innenpolitiker, mit Beschäftigungsprogrammen der Entwicklungs- 
politik« (Deutscher Bundestag 7.9.2016, 18488). Auch EU-Entwicklungskommissar 
Neven Mimica betonte: 


»In parallel we are working withthe countries of origin ofirregular migration, aim- 
ing also at developing cooperation on return and readmission. This is, however, 
indispensable to address the root causes of the irregular migration flows reach- 
ing the European Union, and to discourage further migrants from embarking on 
dangerous journeys« (Europäisches Parlament 4.4.2017). 


Kommissions-Vizepräsident Frans Timmermans plädierte dafür, »Nicht-EU- 
Staaten mithilfe der EU-Entwicklungs-Programme zu ermutigen, eine effiziente 
Rückkehrpolitik zu entwickeln und zu implementieren« (Hauck/Knoll/Herrero 
Cangas 2015, 11). Auch Aussagen wie diese boten Anlass für Befürchtungen, dass 
der EU-Treuhandfonds dazu führen könnte, Entwicklungsgelder für migrations- 
politische Ziele zu instrumentalisieren und Entwicklungsinstrumente mit einer 
Sicherheitslogik zu versehen (ebd.). 


Internalistische Perspektive: »...aber dort liegt die Wurzel des Übels«'? 

Im Diskurs um Fluchtursachen findet sich in den rhetorisch-diskursiven Strate- 
gien konservativer Akteur:innen außerdem die explizite Behauptung der Nicht- 
Zuständigkeit für Fluchtursachen, also für Unsicherheit, ökologische Verheerungen 
und Perspektivlosigkeit, die Menschen in den Herkunftsregionen zum Aufbruch 
drängen können. Das globale Nord-Süd-Verhältnis, in das die koloniale Vergan- 
genheit und postkoloniale Konstellationen der Gegenwart eingewoben sind, wird 


12 Gesamtes Zitat: »Wir wollen gerne dabei helfen, aber dort [auf ihrem eigenen Kontinent, JK] 
liegt die Wurzel des Übels, das die Menschen dazu bringt, sich auf die Reise zu begeben« 
(Steinbach in: Deutscher Bundestag 22.4.2015, 9457). 


6. Akteursanalyse und Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien: »The sexy word« 


ausgeblendet und dessen Relevanz für die Lebensrealitaten im globalen Süden 
teilweise explizit in Abrede gestellt. Fluchtursachen erscheinen damit als etwas Eu- 
ropa Äußerliches. Die Verortung der Ursachen von Flucht in den Herkunftsländern 
von Geflüchteten lässt sich als »internalistisches Verständnis« von Fluchtursachen 
verstehen, das diese ausschließlich auf Faktoren innerhalb der jeweiligen Staaten 
zurückführt (siehe 4.3.1). Eine Verantwortung, die sich auf bestimmte Politiken 
oder die Produktions-, Konsum- und Lebensweise in Europa beziehen würde, wird 
zurückgewiesen: Es sei in diesem Zusammenhang nicht hilfreich, »in erster Linie 
immer die Europäische Union für die Situation der Flüchtlinge verantwortlich 
zu machen [...]. Verantwortlich sind vor allem die Gewalt, das Chaos und die Per- 
spektivlosigkeit in den jeweiligen Herkunftsländern [...]«, so die damalige CDU- 
Abgeordnete Erika Steinbach im Bundestag (Deutscher Bundestag 22.4.2015, 9456). 
Folglich gelte es auch »vor Ort« die Fluchtursachen zu bekämpfen. Es gehe um die 
Stabilisierung der Herkunfts- und Transitländer, »denn dort liegen die Ursachen 
für all das Elend, das die Menschen auf den Weg, auf die Flucht schickt« (ebd., 
9457). Mit Blick auf den bevorstehenden migrationspolitischen Gipfel in Valletta im 
November 2015 ließ die CSU-Abgeordnete Wöhrl verlauten: 


»Die Staaten müssen umdenken. Sie müssen mehr gemeinsam agieren und auch 
einmal gegenüber den Regierenden in den afrikanischen Ländern mit der Faust 
auf den Tisch hauen nach dem Motto >So geht das nicht weiter«. Sie müssen wis- 
sen, dass sie in die Pflicht genommen werden, sie müssen wissen, dass sie selbst 
den Exodus der Einwohner ihrer Länder verhindern müssen und dass sie aktiver 
sein müssen als bisher« (Wöhrl in: Deutscher Bundestag 9.9.2015, 11685). 


In diesem Sinne wurden nicht zuletzt Antikorruptionsmaßnahmen in den Her- 
kunftsländern eingefordert (Klimke in: Deutscher Bundestag 9.9.2015, 11692). Die 
Aussagen machen den wesentlichen Punkt dieser rhetorisch-diskursiven Strategie 
deutlich: Europa trage keinerlei Verantwortung für die Zustände, welche Men- 
schen die Flucht ergreifen lassen. Vielmehr sei es gerade das angebliche Nicht- 
Eingreifen Europas, das die Katastrophen vor Ort ausgelöst habe, so der litauische 
EP-Abgeordnete der EVP-Fraktion, Landsbergis: 


»Der Zustrom von Migration ist auch durch die Passivität der internationalen Ge- 
meinschaft in Bezug auf Bürgerkriege, Despotismus und Ungerechtigkeit bedingt. 
Wir waren mit anderen Angelegenheiten beschäftigt, wir wollten uns so wenig 
wie möglich einmischen, bis das Problem schlussendlich unsere Grenzen über- 
schritt« (Europäisches Parlament 9.9.2015, eigene Übersetzung). 


Europa greift in diesem Verständnis lediglich als helfende Instanz ein. Erstwenn eu- 
ropäische Akteur:innen vor Ort den Zuständen Abhilfe verschaffen, die Menschen 
die Flucht ergreifen lassen, könne das »Problem« bewältigt werden. Die französi- 
sche EVP-Abgeordnete Francoise Grossetéte formulierte: 


163 


164 


Fluchtursachenbekampfung 


»Wenn es Afrika nicht gelingt, sich zu entwickeln, wird es noch mehr Migranten 
geben, mehrJunge, die [...] ihre Zukunft in Europa suchen werden, das immer noch 
das Eldorado in ihren Augen ist. [...] Wenn wir die Migrationsströme reduzieren 
und stoppen wollen, muss Europa den afrikanischen Landern helfen, ihnen hel- 
fen, ihre Kinder zu erziehen, ihre Jugend auszubilden und ihnen eine Arbeit vor 
Ort zu beschaffen. [...] Im Gegenzug müssen die afrikanischen Staaten alles dafür 
tun, Partner für die Europäische Union zu sein und gegen den Terrorismus, die ille- 
gale Migration und gegen Radikalisierung zu kampfen« (Europäisches Parlament 
25.11.2015, eigene Übersetzung). 


Der kroatische EVP-Abgeordnete Ivo Stier verband die internalistische Sichtweise 
auf Fluchtursachen mit der Forderung nach der Konditionalisierung von Entwick- 
lungshilfe: Die Partner in Afrika müssten ihren Teil der Verantwortung überneh- 
men, 


»und beginnen, sich mit den Ursachen von Armut, Krieg und Instabilität sowie 
Massenmigration zu befassen. Die Ursachen sind schwerwiegende Menschen- 
rechtsverletzungen, Autokratie, politische Verfolgung, Rechtsstaatlichkeit und 
endemische Korruption. Deshalb denke ich, dass wir uns nicht vor einer klare- 
ren Definition der Konditionalität der Entwicklungszusammenarbeit fürchten 
sollten.« (Europäisches Parlament 25.11.2015, eigene Übersetzung) 


Mit Blick auf die Genealogie (4.3) in der Kontextanalyse wird deutlich, wie sich das 
konservative Hegemonieprojekt mit beiden Diskurssträngen auf bereits lange zu- 
vor verfestigte Deutungsmuster beziehen konnte, was in Kapitel 8 weiter ausgeführt 
wird. Sowohl die Maßgabe, dass Fluchtursachenbekampfung der Verhinderung von 
Fluchtmigration in Richtung Europa dienen soll als auch die Verortung von Flucht- 
ursachen in den jeweiligen Herkunftsregionen und die damit behauptete Nicht-Zu- 
ständigkeit Europas, erwiesen sich auch im Kontext des Sommers der Migration als 
wirkmächtige Argumentationen. Sie implizieren eine paternalistische Haltung der 
europäischen Akteur:innen, die Hilfe von Außen versprechen und die eigene Ver- 
strickung in Abrede stellen. 


6.2.3 Wirkungsvolle innenpolitische Einflussnahmen 


Die beiden Hegemonieprojekte, die durch den Sommer der Migration zunächst in 
die Defensive gerieten, waren das konservative und national-soziale Hegemonie- 
projekt. Die Reaktion ließ jedoch nichtlange aufsich warten: Bereits im Herbst initi- 
ierten die Kräfte dieser Projekte eine massive chauvinistische Gegenbewegung (Bu- 
ckeletal. 2018, 66). Es waren nicht zuletzt die Terroranschläge in Paris im November 
2015, die rechtskonservative Kräfte schließlich weiter in die Offensive brachten (Ge- 
orgi 2016, 190). Die bekannten Folgen der Asylrechtsverschärfungen, Grenzschlie- 
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ßungen, des Ausbaus der Kontrollen an den EU-Außengrenzen und der forcierten 
Externalisierungspolitik wurden bereits dargestellt (siehe Kapitel 5). 

In dieser Situation gelang es konservativen Kräften auch, eine starke Position 
im Fluchtursachen-Diskurs zu beziehen. Hier äußerte sich die Präsenz konserva- 
tiver Positionen vor allem in einem stärkeren Einfluss auf die Entwicklungspolitik. 
Zum einen setzte beispielsweise das BMI als zentraler Stützpunkt des konservativen 
Hegemonieprojektes zunehmend auf Kooperationen mit dem BMZ und rekurrier- 
te dabei auf den Fluchtursachen-Diskurs. Entwicklungspolitische Akteur:innen be- 
schrieben diesen zunehmenden Einfluss innenpolitischer Motive auf die Entwick- 
lungszusammenarbeit in klaren Worten, wie sich auch in den Ausführungen zum 
linken Flügel des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes zeigen wird (6.4). 
Die Verankerung des konservativen Hegemonieprojektes in den repressiven Staats- 
apparaten war somit auch im Konflikt um Fluchtursachen(-bekämpfung) eine wich- 
tige institutionelle Ressource. Durch die Verknüpfung von sicherheitspolitischen 
Bestrebungen wie Abschiebungen und Rückkehr mit der Forderung nach Fluchtur- 
sachenbekämpfung, konnte das Projekt auch auf die diskursiven Ressourcen eines 
humanitär konnotierten Diskurses zurückgreifen. Insgesamt gewann das konser- 
vative Projekt nach dem Sommer der Migration an Stärke, die sich auch im Flucht- 
ursachen-Diskurs niederschlug. 


6.3 Linksliberal-alternatives Hegemonieprojekt: 
Entwicklungszusammenarbeit goes Fluchtursachenbekämpfung 


Die folgenden Ausführungen zeigen: Auch Akteur:innen, deren Strategien sich dem 
linksliberal-alternativen Hegemonieprojekt zuordnen lassen, involvierten sich in 
bedeutendem Ausmaß in den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung. 


6.3.1 Akteursanalyse: Fluchtursachen und entwicklungspolitische 
Staatsapparate 


Im Wesentlichen besteht die migrationspolitische Strategie des linksliberal-alterna- 
tiven Hegemonieprojektes in der Kritik der unmenschlichen Abschottungspolitik 
und an der systematischen Verletzung der Menschenrechte von Migrant:innen und 
Geflüchteten. Stattdessen fordern seine Exponent:innen eine menschenrechtlich 
fundierte Migrations- und Flüchtlingspolitik und vor allem ein starkes Asylrecht 
(Buckel et al. 2014, 76f.). Es ist zugleich auch das linksliberal-alternative Projekt, das 
»Fragen internationaler Entwicklung« immer wieder in die migrationspolitische 
Diskussion eingebracht hat (ebd.,77). Denn linksliberale Akteur:innen setzen auf 
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»liberale Regelungen für Wanderarbeiter_innen, die durch Arbeit in Europa zur 
Entwicklung ihrer Herkunftslander beitragen (zirkulare Migration; development 
by migration) und eine Entwicklungsarbeit sowie internationale Handels- und 
Wirtschaftspolitik, die die tieferen Ursachen von Armutsmigration bekampft« 
(Buckel et al. 2014, 77). 


Der Fluchtursachen-Diskurs bot dem Projekt vor diesem Hintergrund eine Gele- 
genheit, eigene migrations- und entwicklungspolitische Forderungen zu starken. 
Die Position von Akteur:innen, die im linksliberalen Hegemonieprojekt im Hinblick 
auf Fluchtursachenbekampfung kulminiert, lässt sich folgendermaßen zusammen- 
fassen: Die Ankünfte der Geflüchteten hätten deutlich gemacht, dass die Situation 
in den Herkunftsländern, die zu Fluchtmigration führt, prominent auf die politi- 
sche Agenda gesetzt werden müsse. Im Zentrum steht das Anliegen, die Menschen- 
rechte in den Herkunftsländern zu stärken und damit Fluchtursachen entgegenzu- 
wirken. Dafür sei primär eine spürbare Aufwertung und monetäre Erhöhung der 
Entwicklungshilfe notwendig, um Armut und Unsicherheit in den Herkunftsregio- 
nen von Geflüchteten effektiver zu bekämpfen. Die zentrale Strategie des Hegemo- 
nieprojektes in der Auseinandersetzung um Fluchtursachenbekämpfung bestand 
also darin, Entwicklungszusammenarbeit (finanziell) zu stärken und diese als ad- 
äquates Mittel darzustellen, um eine tiefergehende Antwort auf die Krise des Grenz- 
regimes zugeben. Die Abgrenzung zu Strategien, die ich dem proeuropäisch-sozia- 
len Hegemonieprojekt zuordne (6.6), besteht darin, dass im linksliberalen Projekt 
keine über Entwicklungshilfe bzw. -zusammenarbeit hinausweisende Transforma- 
tionsperspektive eingenommen wird, die nach einem tiefgreifenden sozial-ökolo- 
gisch-ökonomischen Umbau gerade auch in Europa verlangen würde. 

Trotz dieser allgemeinen Stoßrichtung erwies sich die Frage des Zusam- 
menhangs zwischen Fluchtmigration und Entwicklung als äußerst umstritten 
innerhalb des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes. Auf der einen Seite 
betonten Exponent:innen des Projektes im engeren Gefüge der Staatsapparate wie 
Vertreter:innen des Bundesentwicklungsministeriums (BMZ) oder der General- 
direktion internationale Zusammenarbeit und Entwicklung der EU-Kommission 
(DG DEVCO) die Rolle von Entwicklungspolitik bei der Bekämpfung von Fluchtur- 
sachen. Damit verfolgten sie auch das Ziel, die eigene Position zu stärken, ihren 
Etat zu erhöhen und sich als migrationspolitische Akteure in Stellung zu bringen.” 
Auch viele Politiker:innen sozialdemokratischer sowie grüner Parteien schlossen 
sich der Forderung an, dass mit entwicklungspolitischen Maßnahmen Fluchtursa- 
chen bekämpft werden sollten. Auf der andern Seite problematisierten zahlreiche 


13 Zum Teil lassen sich diese Motive auch bei den zivilgesellschaftlichen Entwicklungsorgani- 
sationen und vor allem der Umsetzungsagentur der deutschen Entwicklungspolitik, der GIZ, 
finden - doch mit deutlich stärkeren Ambivalenzen (siehe unten). 
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nicht-staatliche entwicklungspolitische Organisationen, Aktivist:innen und kri- 
tische Wissenschaftler:innen die neue migrationspolitische Zielsetzung, die der 
Entwicklungspolitik damit zugesprochen wurde. Anhand dieser Konflikte wird 
erkennbar, wie die Akteur:innen, die dem linken Flügel des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes (Buckel et al. 2014, 78ff.) zugeordnet werden, eine andere Stra- 
tegie hinsichtlich der Bekämpfung von Fluchtursachen verfolgten. Diese Position 
ist daher Gegenstand des anschließenden Kapitels 6.4. 

Mit den bisherigen Ausführungen wurden bereits zentrale Akteur:innen des 
linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes benannt: Insbesondere Politiker:in- 
nenlinksliberaler und grüner Parteien, wiein Deutschland die SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen oder auch Teile der Linkspartei und im EU-Parlament Angehörige der Fak- 
tionen S&D oder Grüne/EFA, sahen den Fluchtursachen-Diskurs als Gelegenheit, 
Entwicklungspolitik unter der neuen Maßgabe zu stärken. Darüber hinaus verfolg- 
ten auch einige Menschenrechts- und Entwicklungsorganisationen diese Strategie 
des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes. Auf Ebene der Staatsapparate 
lassen sich Staatsmanager der entwicklungspolitischen Apparate wie BMZ, GIZ 
und auf europäischer Ebene auch der entwicklungspolitischen Generaldirektion 
der EU-Kommission (DG DEVCO) nennen. Die Exponent:innen des linken Flügels 
dieses Projektes werden in 6.4 eingeführt. 

Wichtige Machtressourcen der Akteur:innen im linksliberal-alternativen Hege- 
monieprojekt im Kontext von Migrationspolitik bestehen im »hohen sozialen und 
kulturellen Kapital und in der Unterstützung durch eine große Zahl organischer 
Intellektueller in Wissenschaft, Kunstbereich Bildung und Medien« (Buckel et al. 
2014, 78). Ökonomische bzw. operative Ressourcen sind weniger bedeutend (ebd.). 
Im Konflikt um Fluchtursachen adressierten Akteur:innen des linksliberal-alterna- 
tiven Hegemonieprojektes auch den entwicklungspolitischen Bereich und konnten 
auf diese Ressourcen zurückgreifen, wie im Weiteren ausgeführt wird. Außerdem 
sind die diskursiven Ressourcen beispielsweise des Menschenrechtsdiskurses äu- 
Berst wirkmächtig, der sich in internationalen Apparaten wie der UN materialisiert 
hat (ebd.). Die Akteur:innen des Projektes verknüpften den Diskurs über Menschen- 
rechte bewusst mit dem Fluchtursachen-Diskurs und auch der Entwicklungsdis- 
kurs stellte im untersuchten Konflikt eine Ressource des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes dar. Auf die Ressource institutioneller bzw. strategischer Se- 
lektivitäten (siehe 3.1.1) konnte das Hegemonieprojekt zurückgreifen, da das Bun- 
desentwicklungsministerium weitgehend als Stützpunkt des linksliberal-alterna- 
tiven Projektes angesehen werden kann - auch wenn sich hier zugleich neolibe- 
rale und konservative Strategien eingeschrieben haben, wie im Weiteren deutlich 
wird. Auch die strategischen Selektivitäten der europäischen entwicklungspoliti- 
schen Staatsapparate wie der Generaldirektion Entwicklung und internationale Zu- 
sammenarbeit der EU-Kommission (DG DEVCO), die tendenziell einen privilegier- 
ten Zugang für linksliberale Anliegen bieten, stärken das Projekt. Die Strategie des 


167 


168 


Fluchtursachenbekampfung 


linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes im Diskurs um Fluchtursachen(-be- 
kämpfung) wird im Folgenden eingehender betrachtet. Außerdem gehe ich den Ver- 
änderungen nach, die sich durch den Diskurs für die Akteur:innen dieses Hegemo- 
nieprojektes im Nachgang der Krise 2015 ergeben haben. 


Entwicklungspolitik: Aufwertung und Mittelakquise 

Bereits 2014 rückte das BMZ die Themen Flucht und Migration in den Fokus der Ar- 
beit des Ministeriums. Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) spielte da- 
bei eine bedeutende Rolle. Er habe bereits Ende 2013 diesen Schwerpunkt im BMZ 
gesetzt, direkt nach Amtsantritt, so eine Vertreterin des BMZ-Referates »Fluchtur- 
sachen mindern - Flüchtlinge unterstützen — Beschäftigungsoffensive Nahost« im 
Interview (2019). Auch Vertreter:innen von nicht-staatlichen Entwicklungsorgani- 
sationen beschreiben, dass bei den Initiativen zur Fluchtursachenbekämpfung häu- 
fig ein selbstständiges Agieren des Bundesentwicklungsministers feststellbar gewe- 
sen sei (Mitarbeiterin EZ-Organisation 2018). Es wurde auch in zahlreichen Inter- 
views mit Müller deutlich, dass er persönlich große Anstrengungen unternahm, die 
Bekämpfung von Fluchtursachen prominent auf die Agenda zu setzen (u.a. Deut- 
sche Welle v. 26.10.2015; Deutschlandfunk v. 28.8.2018). Gerade in der Flucht-De- 
batte, stellte sich der Minister immer wieder auch gegen die Positionen seiner eige- 
nen Partei, der CSU (u.a. FAZ v. 9.7.2018; Deutschlandfunk v. 16.7.2017; Die Zeit v. 
8.7.2020). Trotz der Kritiken aus der Union, unterstützte nicht zuletzt die Bundes- 
kanzlerin den Entwicklungsminister und die von ihm betriebene Politik zur Flucht- 
ursachenbekämpfung (Die Zeit v. 8.7.2020). Insgesamt lassen sich der Bundesent- 
wicklungsminister sowie das BMZ als Staatsapparat aufgrund ihrer migrationspo- 
litischen Stoßrichtung im Rahmen der Fluchtursachenbekämpfung hauptsächlich 
dem linksliberal-alternativen Hegemonieprojekt zuordnen, auch wenn die Einflüs- 
se anderer Projekte auf diese deutlich spürbar sind und sich in abweichenden Stra- 
tegien niederschlagen (siehe 6.2 und 6.5).'* 

Die Strategie, Entwicklungspolitik durch eine Hinwendung zur Fluchtursa- 
chenbekämpfung zu stärken, hatte sich bereits in den unmittelbaren Reaktionen 
auf die Krise des Grenzregimes materialisiert. Wie in Kapitel 5.2 gezeigt, fand 
Fluchtursachenbekämpfung einen bedeutenden institutionellen Ausdruck in ent- 
wicklungspolitischen Instrumenten, wie dem EU-Treuhandfonds für Afrika oder 
der Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« des 


14 Bundesentwicklungsminister Müller ist zwar als CSU-Politiker Mitglied einer konservativen 
Partei und bedient sich auch Strategien des konservativen und des neoliberalen Hegemonie- 
projektes. Doch in seiner Funktion als Minister für das Ressort Entwicklungspolitik nahm er 
immer wieder Positionierungen vor, die sich weitgehend dem linksliberal-alternativen He- 
gemonieprojekt zuordnen lassen. 
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BMZ. Mittels neuer Finanzinstrumente wurden entwicklungspolitische Maßnah- 
men darauf ausgerichtet, vor Ort Bleibeperspektiven für potentielle Migrant:innen 
zu schaffen. Damit konnte das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt auf die- 
se konkreten Politiken und damit einhergehende Ressourcen zurückgreifen, um 
die eigene Strategie voranzutreiben. Tatsächlich kam es zu einer merklichen fi- 
nanziellen und politischen Aufwertung von Entwicklungspolitik im Kontext des 
Fluchtursachen-Diskurses. Es lässt sich feststellen, dass das BMZ im Zuge der 
Krise der europäischen Migrationspolitik eine deutliche Erhöhung an Mitteln ver- 
zeichnen konnte. Der Etat des BMZ wuchs im Jahr 2016 geradezu sprunghaft um 
13,5 Prozent auf 7,42 Milliarden Euro” an, was offensichtlich den zunehmenden 
Ausgaben zur »Bewältigung der Flüchtlingskrise« geschuldet war.'° Das BMZ stellte 
2016 rund 3 Milliarden Euro an Neuzusagen zur Bekämpfung von Fluchtursachen, 
zur Unterstützung von Flüchtlingen und aufnehmenden Gemeinden sowie für 
die Integration und Reintegration von Flüchtlingen bereit (CDU/CSU/SPD 2016, 
2). Die Budgets für die Übergangshilfe (Krisenbewältigung und Wiederaufbau, 
Infrastruktur) und die Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge 
reintegrieren« erhöhte das BMZ spürbar — auf über 740 Millionen Euro respektive 
406 Millionen Euro (Krempin 2017, 41). Es sind auch diese Haushaltstitel, über 
die viele Neuvorhaben der GIZ, der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und 
von NGOs im Bereich Flucht finanziert wurden (ebd.). Schließlich wurde der Etat 
des Bundesentwicklungsministeriums für 2017 auf rund 8,5 Milliarden Euro und 
somit einen absoluten Höchststand in der Geschichte des Ministeriums festgelegt, 
der erneut insbesondere mit dem Engagement »bei der Bewältigung der Flücht- 
lingskrise in und um Syrien« sowie mit der »Schaffung von Zukunftsperspektiven 
für junge Menschen in Afrika« begründet wurde (BMZ 2016 in: Krempin 2017, 41). 
Benjamin Schraven vom Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) konsta- 
tiert: »Der durch die Migrationsdebatte hervorgerufene Bedeutungsgewinn der 
Entwicklungspolitik hat der deutschen Entwicklungszusammenarbeit auch einen 
deutlichen Mittelzuwachs beschert« (Schraven 2019, 29). 

Auch das Auswärtige Amt (AA) erhöhte die Mittel für humanitäre Hilfe im 
Zusammenhang mit Fluchtbewegungen. In einem Beschluss vom April 2016 ließen 


15 2016 erreichte Deutschland erstmals die 0,7 Prozent, auf die der Anteil der Entwicklungshilfe 
am Bruttonationaleinkommen sich eigentlich belaufen sollte (weltsichten v. 10.4.2019). Al- 
lerdings ist zu beachten: Lediglich aufgrund der umstrittenen Einrechnung von Ausgaben für 
die Aufnahme von Geflüchteten im Inland in die offizielle Entwicklungshilfe, wurde das Ziel 
2016 vorübergehend erreicht. 

16 Der OECD zufolge stiegen die deutschen ODA-Mittel (Official Development Aid) nach ei- 
ner jahrelangen Stagnation von 12,5 Milliarden US-Dollar im Jahr 2013 auf 23,8 Milliarden 
US-Dollar 2017 an, womit sie ein Wachstum von 91 Prozent zu verzeichnen hatten (Schraven 
2019, 29). In die Official Development Aid werden auch die Gelder für humanitäre Hilfe, die 
durch das Auswärtige Amt geleistet wird, miteingerechnet. 
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die geschäftsführenden Vorstände von CDU/CSU und SPD verlauten, das AA werde 
2016 für Krisenbewältigung, humanitäre Hilfe und Stabilisierung mindestens 1,2 
Milliarden Euro bereitstellen (CDU/CSU/SPD 2016, 2). Die zusätzlichen Mittel des 
Auswärtigen Amtes flossen beispielsweise in die Hilfe für das Flüchtlingshilfswerk 
der Vereinten Nationen (UNHCR) und das Welternährungsprogramm (WFP), die 
damit »deutlich ausgeweitet« wurden, betonte die Bundesregierung (Deutscher 
Bundestag 2018, Drucksache 19/4955, 4): 2016 standen dafür insgesamt 817 Mil- 
lionen Euro und 2017 rund eine Milliarde Euro zur Verfügung (ebd.).” Insgesamt 
verausgabte die Bundesregierung im Jahr 2016 für die »Bekämpfung von Flucht- 
ursachen« rund 6,5 Milliarden Euro, während es 2017 sogar 7,3 Milliarden waren 
(ebd., 5). Im Mai 2018 verkündete der damalige Finanzminister Olaf Scholz (SPD), 
bis 2022 sei mit Ausgaben für die Flüchtlingspolitik auf Bundesebene in Höhe 
von rund 78 Milliarden Euro zu rechnen, wovon 31 Milliarden in Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Fluchtursachen fließen sollten (Spiegel v. 19.5.2018).' 

Auch jenseits der finanziellen Aufwertung im Nachgang der Krise 2015 erfuhr 
Entwicklungspolitik durch die prominente Rolle, die ihr bei der Bekämpfung von 
Fluchtursachen zugeschrieben wurde, eine größere öffentliche Beachtung. Dies 
zeigte beispielsweise eine Studie des Instituts für Demoskopie Allensbach von 2017, 
die von der privaten Organisation Global Perspectives Initiative (GPI) in Auftrag ge- 
geben wurde. Allensbach-Geschäftsführerin Renate Köcher beschrieb eine mit den 
Ereignissen im Jahr 2015 zusammenhängende »neue Offenheit« in der Gesellschaft, 
sich mit Entwicklungshilfe zu beschäftigen (Die Welt v. 29.11.2017). Dass dies auch 
mit dem Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung zusammenhängt, zeigen die 
Ergebnisse der Befragung: Rund ein Fünftel der Befragten war der Meinung, es 
müsse mehr Entwicklungshilfe geleistet werden. Wenn dadurch Fluchtursachen 


17 2012 war die Verantwortung für humanitäre Hilfe an das Auswärtige Amt übergegangen. 
Der Kabinettsbeschluss vom 7. Oktober 2015 legte fest, dass das BMZ und das AA sich die 
Ressortverantwortung im Bereich »Internationale Migrations- und Fluchtbewegungen« tei- 
len. Dabei ist das AA für die Bereiche Stabilisierung, zivile Krisenprävention und humanitä- 
re Hilfe verantwortlich und das BMZ für die Übergangshilfe und Entwicklungszusammen- 
arbeit (Deutscher Bundestag 2015, Drucksache 18/6772, 1f.). Man begrüße die Entwicklun- 
gen, so heißt es in einem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Doch es gehe darum, 
die Maßnahmen »an der Schnittstelle von humanitärer Hilfe, Übergangshilfe und langfris- 
tigen Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit« besser zu koordinieren (ebd.). Dies 
sei umso dringender, da es darum gehe, »die starken Mittelaufwüchse besser zu koordinie- 
ren«, welche die beiden Ministerien im Hinblick auf die »Unterstützung von Staaten bei der 
Bewältigung der Versorgung von Flüchtlingen« (ebd.) zu verzeichnen hätten. 

18 Die Erhöhung der Entwicklungsgelder ebbte jedoch schließlich erneut ab - so kam es um 
den Entwicklungsetat für das Jahr 2019 zu Kritik aus der Entwicklungspolitik, dieser reiche 
bei weitem nicht aus, auch um die Bekämpfung der Fluchtursachen zu bewältigen (taz v. 
8.7.2018). 
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bekämpft würden, sprachen sich sogar 32 Prozent für eine Erhöhung des Entwick- 
lungsetats aus (ebd.). 62 Prozent zeigten sich überzeugt, »dass ein weiteres Ziel von 
Entwicklungshilfe sein müsste, Probleme zu lösen, die uns sonst früher oder später 
einholen würden« (ebd.). 

Um die Veränderungen für Akteur:innen des linksliberal-alternativen Hege- 
monieprojektes zu verdeutlichen, werden im Folgenden mit dem BMZ, der GIZ 
und der Generaldirektion Entwicklung und internationale Zusammenarbeit der 
EU-Kommission drei Staatsapparate herausgegriffen, in denen sich die Strategien 
des Projektes deutlich niedergeschlagen haben. Dabei lassen sich die Apparate 
(trotz der Existenz unterschiedlicher Strategien) sowohl als Stützpunkte des links- 
liberalen Hegemonieprojektes als auch als Akteur:innen fassen, insofern Staatsma- 
nager:innen hegemonieorientierte Strategien verfolgten. Die Relevanz ergibt sich 
daraus, dass die Strategien des Hegemonieprojektes im Diskurs um Fluchtursa- 
chen im Wesentlichen auf eine Stärkung entwicklungspolitischer Staatsapparate 
zielten. Zugleich hatten die Veränderungen Auswirkungen aufandere Akteur:innen 
wie entwicklungspolitische NGO, die mehr oder weniger abhängig von staatlichen 
Fördergeldern sind und sich darüber hinaus ihre Zugänge für politische Lobby- 
Arbeit zum Entwicklungsministerium erhalten wollen. 


Entwicklungspolitische Staatsapparate und Fluchtursachenbekämpfung 
Wie in Kapitel 5.2.2 gezeigt, richtete das BMZ zu Beginn des Jahres 2014 drei 
Sonderinitiativen ein: »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« 
(SI Flucht), »Stabilisierung und Entwicklung Nordafrika-Nahost« (SI MENA) und 
»EINEWELT ohne Hunger« (SISEWOH). Außerdem wurde die Übergangshilfe für 
Krisenbewältigung und Wiederaufbau sowie Infrastruktur aufgestockt (Krempin 
2017, 41). Der neue Fokus auf das Thema Flucht zeigte sich auch in der längerfris- 
tigen Kursänderung im BMZ. Während der Akzent im 15. Entwicklungspolitischen 
Bericht der Bundesregierung Anfang 2017 noch auf der Agenda 2030 zur Um- 
setzung der UN-Nachhaltigkeitsziele gelegen habe, so sei der Schwerpunkt im 
Strategiepapier »Entwicklungspolitik 2030« von 2018 nun »die Arbeit in fragilen 
Kontexten und de[r] Ausbau der Zusammenarbeit mit Afrika« (Krempin 2019, 119). 
Die intensivierte Kooperation mit dem afrikanischen Kontinent sei mit dem neuen 
Fokus auf die Flucht- und Migrationsbewegungen zu erklären, kommentierten 
Wissenschaftler:innen (Krempin 2019, 119; Schraven 2019, 11). 
Fluchtursachenbekämpfung habe eine große Präsenz in der Entwicklungspo- 
litik erlangt, berichteten Vertreter:innen entwicklungspolitischer Organisationen. 
»Was wir schon merken, ist, dass jetzt im Ministerium sehr viele Mittelquellen 
zur Verfügung gestellt werden, die unter dieser Sonderinitiative »Fluchtursachen 
bekämpfen« laufen. Und dass solche Kategorien vergeben werden« (Mitarbeiterin 
entwicklungspolitische Organisation Berlin 2018). Auch eine GIZ-Mitarbeiterin 
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beschreibt, wie das Thema seit dem Sommer der Migration immer mehr BMZ- 
finanzierte Projekte betreffe: 


»Also es ist tatsächlich so, dass das Thema auf einmal quer überall ist. Auch bei 
den Klimakollegen. Wir haben ein neues Globalvorhaben, das BMZ-finanziert ist, 
zu menschlicher Mobilität im Kontext des Klimawandels. Auch solche Themen be- 
kommen jetzt plötzlich die Aufmerksamkeit des BMZ und es gibt eigene Vorha- 
ben [...]. Von 2011 bis 2014/2015 war es eher so, dass wir das BMZ sehr proaktiv be- 
raten mussten und aufmerksam machen mussten: schaut mal, das ist interessant, 
wolltihrda mal ein bisschen mehr Geld zur Verfügung stellen oder was pilotieren? 
Davon sind sie jetzt überzeugt« (GIZ-Mitarbeiterin 2019). 


Nicht zuletzt mit der Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge 
reintegrieren« sollte auch »sichtbarer reagiert« werden »als in der Vergangenheit« 
(Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018), um das Engagement des BMZ bei 
der Fluchtursachenbekämpfung hervorzuheben. Der neue Schwerpunkt Flucht/ 
Migration schlug sich auch in institutionellen Veränderungen im Ministerium 
nieder: 


»Sie müssen sich vorstellen, dass in 2014 für dieses ganze Thema Flucht und Mi- 
gration im Sektorbereich des Ministeriums eine einzige Person in Teilzeit zustän- 
dig fiir das Thema war. Spätestens mit der Gründung der Sonderinitiative war klar: 
wir brauchen zusätzliches Personal — nicht nur für die Sonderinitiative, sondern 
auch für die Mitgestaltung der politischen Prozesse, die Diskussionen auf EU-Ebe- 
ne und auf Ebene der Vereinten Nationen, die Syrien-Konferenzen. Seit 2015 ha- 
ben wir auch einen Beauftragten für Flüchtlingspolitik des Ministeriums, es ist ei- 
ne ganze Unterabteilung mit fünf Referaten entstanden zwischen 2014 und 2017« 
(Vertreterin BMZ-Referat »Fluchtursachen mindern - Flüchtlinge unterstützen — 
Beschäftigungsoffensive Nahost« 2019). 


Bundesentwicklungsminister Müller betonte mehrfach, dass Entwicklungspo- 
litik im Grunde genommen immer auch Fluchtursachenbekämpfung bedeute, 
oder: »Fluchtursachen mindern heißt in Entwicklung investieren« (BMZ 2021b). 
In diesem Sinne bestätigte auch die Vertreterin des BMZ-Referats Fluchtursachen 
mindern - Flüchtlinge unterstützen - Beschäftigungsoffensive Nahost (2019): 


»Zum Begriff Fluchtursachenminderung: Grundsätzlich ist das Ziel von Entwick- 
lungspolitik, die Lebenssituation von Menschen in den Partnerländern zu verbes- 
sern — und Lebenssituation nicht nur im Sinne von Armut und Ungleichheit, son- 
dern z.B. auch die Umweltbedingungen zu verbessern, die Governance in den Län- 
dern zu verbessern, die Teilhabe der Menschen an politischen Entscheidungen zu 
verbessern. Dadurch trägt Entwicklungspolitik auch dazu bei, dass die Menschen 
— wenn sie dies möchten - in ihrer Heimat bleiben können.« 
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Entgegen dieser Darstellung, dass die Bekampfung von Fluchtursachen und Ent- 
wicklungspolitik im Allgemeinen die gleichen Ziele verfolgten, gab es innerhalb der 
Staatsapparate allerdings auch Zielkonflikte. Das wird an verschiedenen Stellen 
deutlich. So beschreibt die Mitarbeiterin einer EZ-Organisation die Problematik 
folgendermaßen: 


»Man sieht esja auch im BMZ. Von den Strukturen her gibt es eigentlich zwei Re- 
ferate, die machen Fluchtursachenbekämpfung und Bekämpfung irregulärer Mi- 
gration. Und dann gibt es zwei Referate, die sich für mehr legale Migration einset- 
zen, damit das Entwicklungspotenzial durch Migration besser behoben werden 
kann. Und da sind meiner Ansicht nach Zielkonflikte schon angelegt.« (Mitarbei- 
terin EZ-Organisation Berlin 2018) 


Darin zeigt sich, dass sich aufgrund der Fluchtursachenbekämpfung durchaus wi- 
dersprüchliche Zielvorgaben im Bereich Migration und Entwicklung im BMZ ein- 
schrieben. Dies wurde anhand der Ausführungen zum konservativen Hegemonie- 
projekt verdeutlicht (6.2) und zeigt sich im Folgenden auch beim neoliberalen Pro- 
jekt (6.5). 

Eng verbunden mit den beschriebenen Entwicklungen im BMZ waren die 
Auswirkungen des Fluchtursachen-Diskurses auf die Arbeit der staatlichen Ent- 
wicklungsagentur GIZ.” Denn neben den innenpolitischen Einflussnahmen, die 
in den Ausführungen zum konservativen Projekt dargestellt wurden, tangierten 
auch die neuen Finanzierungslogiken in der Entwicklungszusammenarbeit durch 
die Zielsetzung der Fluchtursachenbekämpfung die GIZ deutlich. In einem Werbe- 
Video des Unternehmens zur Ausbildungs-Förderung in Tunesien heißt es: »Ge- 
meinsam mit Partnern wie Sartex arbeitet die GIZ im Auftrag der Bundesregierung 
daran, Menschen in ihrer Heimat Perspektiven zu schaffen, denn diese Perspek- 
tiven sind ein wichtiger Grund, in der Region und auch im Land zu bleiben« (GIZ 
2016). Die Projekte könnten dazu beitragen, »die Fluchtursachen zu bekämpfen 
und den Migrationsdruck zu mindern, indem Perspektiven zum Bleiben geschaf- 
fen werden«, so Michael Krempin, Senior Policy Berater bei der GIZ (Krempin 
2017, 42). Eine Mitarbeiterin der GIZ beschreibt, welche Auswirkungen die Ereig- 
nisse des Jahres 2015 und die im Zuge der Krisenbearbeitung neu geschaffenen 
Finanzierungsinstrumente auf das Unternehmen hatten: 


»Das war der politische Diskurs, der natürlich eine Rolle spielt und dann auch die 
Finanzierungsinstrumente. Also im Besonderen der European Trust Fund for Afri- 
ca. Wenn es einen großen Finanzierungstopf für EZ-Akteure gibt, ist es klar, dass 


19 Bei den meisten Vorhaben im Bereich Flucht und Migration ist das BMZ Auftraggeber der 
GIZ, nur einzelne Projekte werden vom Auswärtigen Amt beauftragt (Krempin 2017, 44). 
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das Thema wächst. Es kam sehr schnell zu einer ansteigenden Zahl von spezifi- 
schen Migrationsvorhaben, nicht mehr nur als Querschnittsthema und irgendwo 
angedockt, sondern wirklich Vorhaben, die sich Migration auf die Flagge schrei- 
ben.« (Mitarbeiterin GIZ 2019) 


Die neuen Vorhaben hätten auch intern zu Veränderungen geführt, schließlich sei 
man zuvor eine überschaubare Gruppe von Kolleg:innen gewesen, die intensiver zu 
Migration und Fluchtthemen gearbeitet hätte und auf einmal seien sehr viel mehr 
Mittel zur Verfügung gestellt worden (ebd.). Die Finanzierungslogik, die von der 
Mitarbeiterin beschrieben wird, betrifft die GIZ besonders stark, da sie ein kom- 
merzielles Unternehmen und keine Non-Profit-Organisation ist. Außerdem wolle 
die GIZ sich breiter aufstellen und tendenziell die Abhängigkeit vom BMZ verrin- 
gern und die neuen EU-Finanzinstrumente kämen diesem Anliegen entgegen, er- 
läuterte der Mitarbeiter einer Bundestagsabgeordneten im Interview (Mitarbeiter 
MdB 2018). Darin zeige sich auch eine »neue Rolle in dem ganzen Feld« (Mitarbeite- 
rin GIZ 2019), die das Unternehmen nun auch bei den nationalen Regierungspart- 
nern, den Implementierungsakteuren und der EU einnehme (ebd.) Man werde nun 
ganz anders wahrgenommen von den Partnern, denn bisher sei man »als Migrati- 
onsakteur nirgendwo bekannt. Und dann plötzlich haben wir einen mehrstelligen 
Millionenbetrag für Vorhaben im Bereich Migration« (ebd.). 

Auf der europäischen scale ist die GIZ zu einem zentralen Player avanciert, wenn 
es um die Umsetzung von Maßnahmen an der Schnittstelle von Fluchtmigration 
und Entwicklung geht. So ist sie nach der Internationalen Organisation für Migrati- 
on (IOM) der wichtigste Implementierungsakteur des EU-Treuhandfonds für Afrika 
gemessen an den zugesprochenen Finanzvolumina (Kipp 2018, 15). Die Bedeutung 
des Unternehmens im europäischen Kontext lässt sich auch mit dem Einfluss des 
BMZ erklären, heißt es bei der GIZ: 


»Insgesamt stärkt es unsere Position als GIZ der EU gegenüber auch, dass wir halt 
immer das BMZ mit dabeihaben und die Unterstützung der deutschen Bundesre- 
gierung. Das BMZ ist halt ein wichtiger Akteur und zahlt auch viel in den EUTF ein. 
Außerdem steuert das BMZ eigentlich bei jedem unserer GIZ-Vorhaben nochmal 
bilaterales Budget zusätzlich dazu. [...] Und das zeigt schon das Gewicht und auch 
die Verpflichtung gegenüber den europäischen Institutionen.« (Mitarbeiterin GIZ 
2019) 


Die Aussage der GIZ-Mitarbeiterin verweist darauf, dass das BMZ versuchte, seine 
politischen Vorstöße unter dem Label Fluchtursachenbekämpfung auch auf der 
europäischen scale voranzutreiben. Bereits Ende April 2015 forderte Entwicklungs- 
minister Müller, zusätzlich zehn Milliarden Euro aus europäischen Töpfen für die 
Fluchtursachenbekämpfung einzusetzen sowie eine neue Afrikapolitik (Welt v. 
26.4.2015). Insgesamt bemühte sich der Minister, auch in Brüssel die Verbindung 
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zwischen Migration und Entwicklung explizit durch das Thema »Flucht« zu er- 
weitern. Damit sprach er sich dafür aus, entwicklungspolitische Arbeit explizit in 
fragilen Kontexten zu fördern und damit Fluchtursachenbekämpfung zu betrei- 
ben. Eine GIZ-Mitarbeiterin beschreibt diese Bemühungen und verweist auf die 
Verschiebungen, die dies in den europäischen Staatsapparaten zur Folge hatte. 
Flucht und Fluchtursachenbekämpfung sollten auch innerhalb der europäischen 
Kommission stärker zu einem Aufgabengebiet der Entwicklungspolitik und damit 
der Generaldirektion Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung (DG DEV- 
CO) werden, anstatt lediglich im Bereich humanitäre Hilfe der Generaldirektion 
Europäischer Katastrophenschutz und humanitäre Hilfe (DG ECHO) angesiedelt 
zu sein: 


»Ein Kernthema, das vor allem auch Minister Müller auf EU-Ebene stark vorange- 
trieben hat, war die Stärkung des Zusammenhangs von Flucht und Entwicklung. 
Dass es nicht mehr nur aus humanitärer Perspektive angeschaut wird, sprich DG 
ECHO zugeordnet, sondern dass auch DEVCO verstärkt eine Rolle spielt. Es gibt 
daher die Entsendung eines Kollegen des BMZ direkt an DG DEVCO, um genau 
diesen Link zu stärken. [...] Das war schon sehr stark auf Betreiben — natürlich nicht 
ausschließlich — von Minister Müller, weil er oft in Brüssel auf unterschiedlichen 
Ebenen und in unterschiedlichen Runden klargemacht hat, EZ hat eine Rolle in 
dem Thema und da muss sich mehr tun.« (Mitarbeiterin GIZ 2019) 


Im 15. Entwicklungspolitischen Bericht vom April 2017 zeigte sich die Bundesregie- 
rung zufrieden: »Auf Initiative Deutschlands haben die EU-Institutionen und der 
Europäische Entwicklungsfonds zudem verstärkt die Minderung von Fluchtursa- 
chen in den Fokus ihrer Entwicklungszusammenarbeit gestellt« (BMZ 2017b, 189). 
Für daslinksliberal-alternative Hegemonieprojekt sind auch die Veränderungen 
in den europäischen Staatsapparaten, die im Politikfeld Migration und Entwicklung 
bedeutend sind, relevant. Denn auch auf der europäischen scale kam es im Zuge des 
Sommers der Migration zu Veränderungen. Im Zusammenhang mit der Bekämp- 
fung von Fluchtursachen drückten sich diese auch hier in einer Aufwertung der Ent- 
wicklungszusammenarbeit aus, was vor allem die Generaldirektion internationale 
Kooperation und Entwicklung der EU-Kommission betraf. »[Alddressing the root 
causes ofirregular migration« sei zum Mantra des EU-Entwicklungs-Diskurses ge- 
worden (Jones et al. 2020, 24). Die dabei entstandenen ad hoc-Instrumente wie der 
EU-Treuhandfonds für Afrika seien notwendig gewesen, da eine Mittelvergabe über 
die gängigen Verfahren den Erwartungen nicht hätte gerecht werden können (ebd.). 
Ein Vertreter der EU-Kommission beschrieb, wie im Zuge der Krise 2015 der Zusam- 
menhang zwischen Entwicklung und Migration durch den Fluchtursachen-Diskurs 
zu einem relevanten Thema in der politischen Debatte und in den politischen Nar- 
rativen geworden sei: »It has been pushed up quite violently in terms of political 
visibility« (Vertreter EU-Kommission 2018). Dies habe positive Effekte gehabt auf- 
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grund der Ressourcen, die neu zur Verfügung gestellt wurden. Doch es gäbe auch 
negative Aspekte, da auf einmal alle mitreden wollten (ebd.). Er wies damit darauf 
hin, dass sich unterschiedlichste politische Interessen in die Forderung nach einer 
Bekämpfung von Fluchtursachen eingeschrieben haben. Entwicklungsakteur:innen 
sahen sich damit konfrontiert, anstatt langfristig ausgerichtete Entwicklungszu- 
sammenarbeit auf den Weg zu bringen, akut auf die Fluchtbewegungen reagieren 
zu müssen. Während einige EZ-Organisationen genau diese Indienstnahme von 
Entwicklungspolitik als äußerst problematisch kritisierten (siehe 6.4), bemühte sich 
die EU-Kommission offensichtlich um Rechtfertigung. Man müsse den Fluchtursa- 
chenansatz aus zwei Perspektiven betrachten: 


»One is the short-term one. | think that we managed, or we could even say we were 
obliged to get a bit out from this long-term attitude that all development actors 
tend to have. In the sense that all development actors were expected to also have 
an impact on the short term.« (Vertreter EU-Kommission 2018) 


Diese kurzfristige Perspektive, auf die sich Entwicklungsakteur:innen einlassen 
müssten, sei jedoch kein Ersatz für die langfristige Perspektive, die sich auf Investi- 
tionen und die Schaffung von Jobs konzentrieren müsse. Diese Aufgabenstellungen 
seien seit 2015/2016 zunehmend zu den Schlüsselthemen der EU-Beziehungen 
mit Afrika avanciert, so der Kommissions-Vertreter (ebd.). Die Chance, die der 
Fluchtursachen-Diskurs für die Generaldirektion internationale Kooperation und 
Entwicklung der EU-Kommission darstellte, lasse sich durchaus mit einem Ein- 
flussgewinn und mehr Finanzmitteln erklären, beschreibt eine Mitarbeiterin einer 
internationalen NGO in Brüssel: »The official explanation from DEVCO and many 
of them at top levels believe that by buying into this narrative they are putting 
themselves into the middle ofa political debate and become more relevant. And also 
get more funding« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). 

Sowohl für die entwicklungspolitischen Staatsapparate auf der nationalen als 
auch aufder europäischen scale führte der Fluchtursachen-Diskurs zu einer Aufwer- 
tung von Entwicklungspolitik und damit der eigenen Rolle, indem man zunehmend 
auch eine migrationspolitische Relevanz für sich beanspruchte. Es zeigt sich, dass 
die politischen Strategien des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes auf der 
nationalen und der europäischen scale miteinander verbunden waren. Zum einen 
versuchten Akteur:innen wie das BMZ ihre politischen Prioritäten auch in den 
EU-Staatsapparaten voranzutreiben. Zum anderen hatten neue Instrumente, die 
von der EU-Kommission als Antwort auf die Krise des europäischen Grenzregimes 
nach 2015 im Bereich Fluchtursachenbekämpfung lanciert wurden, Auswirkungen 
auf die nationalen Umsetzungsakteur:innen wie die GIZ und andere Entwicklungs- 
organisationen. Wie sich die geschilderten Veränderungen auf die Stellung des 
Projektes im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis ausgewirkt haben, wird nach der 
Darstellung der rhetorisch-diskursiven Strategien diskutiert. 
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6.3.2 Rhetorisch-diskursive Strategien: 
Entwicklungszusammenarbeit und Fluchtursachenbekampfung 


»Unabhängig von ihrer Entstehung können Fluchtursachen nur durch ein langfris- 
tiges Engagement gemindert werden. Ziel ist es, die Lebensbedingungen derart 
zu verbessern, dass Menschen ihre Heimat nicht verlassen müssen.« (BMZ 2021b, 
Herv. JK) 


Die Akteursanalyse hat gezeigt: Das zentrale Anliegen, das die Akteur:innen des 
linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes mit dem Begriff Fluchtursachen- 
bekämpfung vorantrieben, bestand in der Aufwertung der Entwicklungszusam- 
menarbeit durch mehr finanzielle Mittel und politische Anerkennung. Mit einem 
größeren Entwicklungsbudget könnten Fluchtursachen gezielt bekämpft werden, 
lautete die Kernbotschaft. Dass dieses Anliegen durchaus erfolgreich war, zeigte 
sich bereits in Kapitel 5.2 sowie in den Ausführungen der Akteursanalyse. Die damit 
verknüpfte rhetorisch-diskursive Strategie wird im Folgenden aufgegriffen und es 
wird gezeigt, wo sie an ihre Grenzen stieß und damit Anlass zu gegenhegemonialen 
Interventionen bot. 


Mehr Entwicklungshilfe gleich weniger Fluchtursachen 

Die Entwicklungspolitik werde bedeutsamer und jetzt - durch die Fluchtbewegun- 
gen - gar »ein zentrales Thema«, konstatierte der sozialdemokratische Abgeordnete 
im EU-Parlament Norbert Neuser (Europäisches Parlament 13.2.2017). Es gelte, so 
die linksliberale Forderung, mehr Entwicklungsgelder zur Verfügung zu stellen, um 
diese finanziellen Mittel gezielt zur Bekämpfung von Fluchtursachen zu verwenden: 
»Ich verstehe nicht, warum jeder von Fluchtursachen redet und der Finanzminis- 
ter dann ausgerechnet bei der Entwicklungszusammenarbeit spart«, kommentierte 
Entwicklungsminister Gerd Müller im Juli 2018 im Hinblick auf die geplanten Kür- 
zungen in seinem Etat im Bundeshaushalt 2019, die der damalige Bundesfinanz- 
minister Olaf Scholz angekündigt hatte (Zeit v. 7.7.2018). Zusätzlich zu den jewei- 
ligen Sonderausgaben für Fluchtursachenbekämpfung sei das Thema eine »Quer- 
schnittsaufgabe im ganzen Haushalt«, so Müller (Deutscher Bundestag 25.11.2015, 
13695). Auch im EU-Parlament mahnten Abgeordnete linksliberaler Parteien die Er- 
höhung der offiziellen Entwicklungshilfe an. Auf deutscher scale grenzte man sich 
dabei von der Entwicklungspolitik des ehemaligen Ministers Dirk Niebel (FDP) ab. 
Während diese sich an den Interessen der deutschen Wirtschaft orientiert habe, sei 
nun 


»der Zeitpunkt gekommen, um sich davon abzuwenden und zu sagen: Gute Ent- 
wicklungszusammenarbeit ist vor allem dann gegeben, wenn sie Menschen Le- 
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bensperspektiven in ihrer Heimat gibt und somit Fluchtursachen minimiert wer- 
den können« (Gerster in: Deutscher Bundestag 9.9.2015, 11631).?° 


Ein genauerer Blick auf die rhetorisch-diskursiven Strategien zeigt jedoch: Auch 
das linksliberale Hegemonieprojekt verknüpfte mit der Forderung nach Fluchtur- 
sachenbekämpfung immer wieder die Perspektive, auf diese Weise weitere Flucht- 
bewegungen und Ankünfte in Europa verhindern zu können - und zwar mit einem 
Mehr an Entwicklungsgeldern. So äußerte sich die Abgeordnete der S&D-Fraktion, 
Birgit Sippel: 


»Nein, wir können nicht alle aufnehmen, die nach Europa kommen und hier ar- 
beiten wollen. Wir müssen deshalb auch bei den Fluchtursachen ansetzen. 0,7 % 
des Bruttoinlandsprodukts etwa sollen für Entwicklungshilfe eingesetzt werden. 
Doch dieses Ziel erreichen gerade einmal fünf unserer Mitgliedstaaten« (Europäi- 
sches Parlament 20.5.2015). 


Ihr maltesischer Fraktionskollege Sant plädierte für eine Neuausrichtung der Ent- 
wicklungspolitik und ergänzte, es sei schließlich eine »Binsenweisheit, dass Proble- 
me aufgrund von Massenmigration nur endgültig gelöst werden könnten durch Ver- 
besserungen, die vor Ort in den Herkunftsländern Grund zur Hoffnung geben kön- 
nen« (ebd., eigene Übersetzung). Die Koppelung des linksliberal-alternativen An- 
liegens, die Entwicklungshilfe zu stärken mit der Prognose, damit weitere Flucht- 
migrationsbewegungen zu vermindern, führte auch dazu, dass Angela Merkel im 
Herbst 2015 verkündete: »Wir werden ein Europa sein, das mehr Geld in Entwick- 
lungspolitik geben muss, das gezielter, vielleicht auch interessengeleiteter fragt, wo 
kommen die Flüchtlinge her, wo müssen wir zuerst anpacken« (Angela Merkel in: 
Tagesschau v. 8.10.2015). 


Grenzen der Entwicklungszusammenarbeit, Grenzen der Kritik 

Trotz der sehr präsenten Strategie des linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jektes, die notwendige Fluchtursachenbekämpfung als Beleg für den Bedarf zu- 
sätzlicher Entwicklungsgelder ins Feld zu führen, kam es auch zu Einwänden von 
Akteur:innen des Projektes, die an dieser Stelle eine Konkretisierung ermögli- 
chen. Nichtregierungsorganisationen und linksliberale Parteien-Vertreter:innen, 
die dem Hegemonieprojekt zugeordnet werden können, kritisierten die Zweck- 
entfremdung entwicklungspolitischer Gelder im Rahmen der Maßnahmen zur 
Fluchtursachenbekämpfung, wenn diese für sicherheitspolitische Maßnahmen zur 
Migrationskontrolle missbräuchlich verwendet werden. In den Plenardebatten des 


20 Neben zusätzlichen entwicklungspolitischen Geldern wird die humanitäre Hilfe insbeson- 
dere in den Erstaufnahmeländern betont und der entsprechende Mittelzuwachs im Auswär- 
tigen Amt positiv hervorgehoben. 
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Bundestages wurde nach dem Gipfel von Valletta im November 2015 unter anderem 
von Vertreter:innen der Linkspartei und Bündnis90/Die Grünen die Kritik laut, 
man wolle mit Entwicklungsgeldern die Kooperationsbereitschaft bei der Migra- 
tionskontrolle afrikanischer Transit- und Herkunftslander erkaufen. Dabei werde 
zum Teil mit autoritaren Staaten verhandelt, die selbst als Fluchtursachen ange- 
sehen werden müssten (siehe u.a. Movassat in: Deutscher Bundestag 25.11.2015, 
13697; Vergiat in: Europäisches Parlament 11.11.2015; Spinelli in: Europäisches Par- 
lament 7.6.2016). Bei genauer Betrachtung richtet sich eine solche Kritik innerhalb 
des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes ausschließlich gegen die Kondi- 
tionalisierung und Instrumentalisierung von Entwicklungshilfe. Jedoch stellt sie 
den Verhinderungs-Bias der Bekämpfung von Fluchtursachen, den konservative 
Akteur:innen entschieden vertraten (siehe 6.2.2), nicht explizit infrage: Wenn Ent- 
wicklungshilfe ordnungsgemäß und mit zusätzlichen Mitteln erfolge, könne diese 
einen wichtigen Beitrag leisten, um Fluchtmigration (nach Europa) zu reduzieren. 
Hier sollte schließlich die Kritik des linken Flügels des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes ansetzen (siehe 6.4). 

Einige Akteur:innen des linksliberalen Hegemonieprojektes stellten darüber 
hinaus infrage, dass Hilfsgelder ausreichen würden angesichts wirtschaftspoliti- 
scher Entwicklungen, welche die entwicklungspolitischen Bemühungen geradezu 
konterkarierten (Müntefering in: Deutscher Bundestag 12.5.2016, 16715). Selbst 
Entwicklungsminister Müller ging in seinen Äußerungen oft über die einfache 
Gleichung »mehr Entwicklungszusammenarbeit gleich weniger Fluchtursachen« 
hinaus. So ließ er verlauten: 


»Es ist heute in vielen Bereichen im Verhältnis zwischen Industrie- und Entwick- 
lungslandern noch der Fall, dass Globalisierung ohne Grenzen und Werte zu früh- 
kapitalistischen Ausbeutungsstrukturen führt, insbesondere bei großen Konzer- 
nen. Heute haben wir die Situation, dass 10 Prozent der Bevölkerung, also wir, 90 
Prozent des Vermögens besitzen und 20 Prozent, also wir [...] 80 Prozent der Gü- 
ter und Ressourcen verbrauchen. Es kann nicht immer so weitergehen, dass die 
Schere so weit auseinandergeht. Das ist nämlich die Basis für Konflikte, für Span- 
nungen, für Kriege, für Auseinandersetzungen und infolgedessen die Ursache für 
Flucht von Millionen von Menschen« (Müller in: Deutscher Bundestag 7.9.2016, 
18487). 


In den politischen Schlussfolgerungen, die der Minister aus Analysen wie dieser 
zog, blieb er jedoch bei einem Mehr an Entwicklungshilfe sowie unkonkreten 
Aussagen, man müsse beispielsweise Handelsabkommen fair gestalten, stehen. 
Einige Abgeordnete der LINKEN und Grünen warfen ihm vor, anstatt sich tat- 
sächlich für fairen Handel einzusetzen, indem beispielsweise die Verhandlungen 
der umstrittenen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit den AKP-Staaten be- 
endet würden, äußere sich der Minister nur vage, er wolle die WTO von einer 


179 


180 


Fluchtursachenbekampfung 


Freihandelsorganisation in eine »Fairhandelsorganisation umbauen« (Hänsel in: 
Deutscher Bundestag 7.9.2016, 18495). Die wesentlichen politischen Handlungs- 
empfehlungen, die er daraus entwickelte, beschränkten sich auf die Forderung, 
Entwicklungspolitik müsse einen Beitrag leisten, »dass mehr unternehmerische 
Energien und mehr entwicklungspolitisch sinnvolle Investitionen in die Länder 
fließen, die es am nötigsten brauchen« (ebd.). Es gehe um eine »Wettbewerbs- 
ordnung, die Leistung statt Ausbeutung belohnt« (ebd., 35). Damit mündeten die 
politischen Konsequenzen lediglich in einen Appell, Entwicklungshilfe effizienter 
zu gestalten — häufig unter Rückgriff auf neoliberale Strategien im Sinne eines 
Einbezugs der Privatwirtschaft (siehe 6.5). Trotz der Benennung globaler Zusam- 
menhänge verbleibt die Strategie linksliberaler Akteur:innen weitgehend einem 
von konservativen Akteur:innen explizit propagierten internalistischen Verständ- 
nis von Fluchtursachen verhaftet. Denn Entwicklungshilfe - vor allem als Hilfe vor 
Ort verstanden - gilt weiterhin als die zentrale Bewältigungsstrategie. Hier sollte 
schließlich die Strategie des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes ansetzen 
und über die entwicklungspolitische Perspektive hinaus die Notwendigkeit einer 
tiefgreifenden sozial-ökologischen Transformation hervorheben (siehe 6.6). 


6.3.3 Entwicklungszusammenarbeit und Fluchtursachenbekämpfung: 
Fluch und Segen? 


Welche Rückschlüsse lassen die skizzierten Entwicklungen auf die relative Stellung 
des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes im Konflikt um Fluchtursachen- 
bekämpfung zu? Bisherige Analysen zeigten hinsichtlich der allgemeinen Position 
des Projektes in der Migrationspolitik: Der Sommer der Migration mit den eigensin- 
nigen Grenzübertritten und die breit getragene »Willkommensbewegung« in den 
Hauptaufnahmeländern bedeutete zunächst einen Erfolg für linksliberal-alternati- 
ve Kräfte. Buckel et al. beschreiben eine »Diskursallianz des linksliberal-alternati- 
ven und pro-europäischen Hegemonieprojekts« (Buckel et al. 2018, 66), mit der es 
gelang, sowohl den Diskurs als auch die Praxis nach links zu verschieben und somit 
die eigene Position im migrationspolitischen Kräfteverhältnis zu stärken (ebd.).” 
Zwar sollte die chauvinistische und rassistische Gegenbewegung des konservativen 
und national-sozialen Hegemonieprojektes nicht lange auf sich warten lassen. Den- 
noch war die Starkung linksliberal-alternativer Krafte vor dem Hintergrund jah- 
relanger Mobilisierung und Proteste von Gefliichteten (Atag et al. 2015; Schwiertz/ 


21 Durch eine Verkettung der linksliberal-alternativen Forderungen mit dem neoliberalen An- 
liegen, möglichst viele Geflüchtete nutzenorientiert in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 
kann auch das Handeln der deutschen Bundesregierung erklärt werden, die zunächst ihren 
Ausdruck in Angela Merkels »Wir schaffen das« fand (Buckel et al. 2018, 53; Georgi 2016). 
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Ratfisch 2015) in diesem historischen Moment eine Erfahrung, die über den Som- 
mer 2015 hinausweisen sollte - nicht zuletzt in promigrantischen Netzwerken, die 
bis heute bestehen. 

Durch das kurzzeitige Erstarken des linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jektes im Sommer der Migration erlangten die zentralen migrationspolitischen For- 
derungen des Projektes zunächst eine große Präsenz im öffentlichen Diskurs: Die 
Kritik der Abschottungspolitik und an der Verletzung der Menschenrechte von Mi- 
grant:innen und Geflüchteten sowie die Forderung nach einer menschenrechtlich 
fundierten Migrations- und Flüchtlingspolitik und vor allem nach einem starken 
Asylrecht (Buckel et al. 2014, 76f.). Während das Erstarken rechter und konserva- 
tiver Kräfte das linksliberal-alternative Projekt schließlich migrationspolitisch in 
die Defensive drängte, bot der Fluchtursachen-Diskurs eine Möglichkeit, (migra- 
tions-)politische Forderungen im Feld der Entwicklungspolitik weiter zu verfolgen. 
Die diskursiven Ressourcen in Form des Menschenrechts- und Entwicklungsdiskur- 
ses waren dabei von Relevanz. Doch auch die Ressource institutioneller Selektivitä- 
ten konnte im Fall des Fluchtursachen-Diskurses von linksliberal-alternativen Ak- 
teur:innen genutzt werden. Denn die entwicklungspolitischen Staatsapparate wie 
das BMZ gewannen als »Stützpunkte« des linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jektes eine zunehmende migrationspolitische Bedeutung. Dies trug dazu bei, dass 
das Projekt eine hervorgehobene Stellung im Fluchtursachen-Diskurs einnehmen 
konnte. Darüber hinaus kann eine Zunahme an organisatorischen Ressourcen auf- 
grund der zusätzlich mobilisierten Entwicklungsgelder festgestellt werden, was die 
Position linksliberal-alternativer Kräfte in dem untersuchten Konflikt stärkte. Im 
Sinne der Anliegen des Hegemonieprojektes erfuhr Entwicklungszusammenarbeit 
vor dem Hintergrund des Fluchtursachen-Diskurses eine Aufwertung. 

Allerdings müssen zwei Entwicklungen benannt werden, die den »Erfolg« der 
linksliberalen Kräfte trübten: Im Konflikt um Fluchtursachen(-bekämpfung) vertrat 
der linke Flügel des Projektes eine Position, die in einer deutlichen Kritik an der Ver- 
knüpfung von Entwicklungspolitik und Fluchtursachenbekämpfung lag. Innerhalb 
des entwicklungspolitischen Feldes kam es damit zu Spannungen (siehe 6.4). Die 
zweite Entwicklung besteht darin, dass sich auch neoliberale und konservative Stra- 
tegien im Zuge des Fluchtursachen-Diskurses in die Entwicklungspolitik einschrie- 
ben. 


6.4 Linker Flügel des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes: 
Konflikte um Migration&Entwicklung 


Das migrationspolitische Kernanliegen des linken Flügels des linksliberal-alterna- 
tiven Hegemonieprojektes besteht im Projekt »globaler Bewegungsfreiheit« (Buckel 
et al. 2014, 78f.). Mit Blick auf den Diskurs um Fluchtursachen lassen sich unter- 
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schiedliche Positionen zwischen den hier verorteten Akteur:innen vorfinden. Sie 
unterscheiden sich hinsichtlich der Frage, ob und wie eine Involvierung in den Dis- 
kurs für sinnvoll und politisch zielführend erachtet wird. Auf der einen Seite hoben 
bereits vor dem Sommer der Migration kritische Migrationswissenschaftler:innen 
hervor, dass das Sprechen über die Ursachen von Fluchtmigration bereits die Inten- 
tion der Verhinderung von Migrationsbewegungen impliziere (Krause 2012, 191f.) 
und die Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung daher grundsätzlich abzuleh- 
nen sei. Demgegenüber forderten andere Vertreter:innen ein, dass sowohl globa- 
le Bewegungsfreiheit für alle als auch eine Bekämpfung von Fluchtursachen politi- 
sche Anliegen antirassistischer Bewegungen sein müssten (Bernau 2017; Lang 2017). 
Es geht aus dieser zweiten Perspektive darum, Fluchtursachenbekämpfung als not- 
wendige Ergänzung zu der Forderung nach Bewegungsfreiheit zu verstehen und 
entsprechend in den Diskurs zu intervenieren. Da diese Position eine aktive Invol- 
vierung in die Kämpfe um Fluchtursachen(-bekämpfung) bedeutete, steht sie im 
Fokus der folgenden Analyse. Beide Positionen lassen sich jedoch dem linken Flü- 
gel des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes zuordnen, denn im Zentrum 
steht das Anliegen, globale Bewegungsfreiheit zu ermöglichen. 


6.4.1 Akteursanalyse: Nicht-staatliche entwicklungspolitische Akteur:innen 
und Fluchtursachen 


Zu den Akteur:innen des linken Flügels des linksliberal-alternativen Hegemonie- 
projektes, die sich im Fluchtursachen-Diskurs eingebracht haben, gehören neben 
kritischen Migrationsforscher:innen auch refugee-Aktivist:innen, Akteur:innen aus 
antirassistischen Initiativen sowie zivilgesellschaftliche Organisationen im flücht- 
lingsrechtlichen und entwicklungspolitischen Feld. Nicht-staatliche EZ-Akteur:in- 
nen zähle ich zum linken Flügel des linksliberal-alternativen Projektes, insofern sie 
die Strategie dieser Fraktion verfolgten, die im Kern einer promigrantischen Posi- 
tion im Fluchtursachen-Diskurs entspricht. 

Die Machtressourcen dieses Flügels sind im migrationspolitischen Feld insbe- 
sondere hinsichtlich der organisatorischen Ressourcen und Ressourcen der insti- 
tutionellen Selektivitäten vergleichsweise gering. Dennoch verfügen diese gesell- 
schaftlichen Kräfte »über eine komplexe Infrastruktur von Organisationen, eigenen 
Orten und Räumen, vielfältigen Publikationen und Netzwerken« (Buckel et al. 2014, 
80) und damit über Ressourcen, die im Zuge des Sommers der Migration weiter ge- 
stärkt wurden. Für die entwicklungspolitischen Akteur:innen, die ich aufgrund ihrer 
Strategien im Fluchtursachen-Diskurs diesem Flügel zuordne, kam es zu einer am- 
bivalenten Situation: Zum einen bescherte ihnen die allgemeine (auch finanzielle) 
Aufwertung von Entwicklungszusammenarbeit den Zugang zu neuen organisato- 
rischen Ressourcen. Zum anderen übten sie an den inhaltlichen Implikationen, die 
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diese Aufwertung fiir ihre Arbeit hatte, lautstarke Kritik und weigerten sich in Tei- 
len, die Gelder in Anspruch zu nehmen. 

Ich richte im Folgenden den Blick auf diese Akteur:innen des entwicklungs- 
politischen Feldes. Denn hier werden anhand des Konfliktfeldes Migration und 
Entwicklung, in dem Fluchtursachenbekampfung maßgeblich verhandelt wird, 
die Grenzen zwischen den Strategien des linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jektes und des linken Flügels desselben deutlich. Andere Exponent:innen werden 
später in die Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien mit einbezogen. 


Konfliktfeld Migration und Entwicklung 

Entwicklungspolitische Akteur:innen aus der Zivilgesellschaft, die ich aufgrund 
ihrer promigrantischen Positionen dem linken Flügel des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes zuordne, beschrieben die Entwicklungen, die mit der Flucht- 
ursachenbekämpfung als dem »neuen Paradigma der Entwicklungspolitik« (Jakob/ 
Schlindwein 2017, 13) einhergingen, als äußerst konflikthaft und problematisch. 
Denn es ist auch die Verbindung zwischen Migration und Entwicklung, die durch 
die Forderung nach einer Bekämpfung von Fluchtursachen neu verhandelt wird 
und damit ein Kernbereich ihrer Arbeit. 

Akteur:innen der nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) sahen 
sich im Sommer der Migration in die Rolle gedrängt, Antworten auf die Flucht- 
bewegungen zu geben - und zwar zeitnah: »Da gab es dann Momente der Hektik 
und aktionistische Impulse, auf die wir schnell reagieren mussten. So dass wir 
schneller in Handlung kommen sollten und unseren sichtbaren Beitrag jetzt auch 
leisten wollten und sollten« (Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). Dieser 
Beitrag firmierte bald unter dem Begriff der Fluchtursachenbekämpfung und bot 
Akteur:innen der Entwicklungszusammenarbeit eine Anschlussfähigkeit an ihr 
Politikfeld, doch - wie sich schnell zeigte - mit durchaus problematischen Im- 
plikationen. Die auch in Expert:innen-Interviews geschilderten Schwierigkeiten 
reichen von widersprüchlichen politischen Anforderungen und Zielkonflikten bis 
zu teilweise vehementer Kritik an einer Instrumentalisierung der Entwicklungszu- 
sammenarbeit zum Zweck der Migrationskontrolle. Obwohl Entwicklungspolitik 
bedeutsamer wurde, kam es zu keiner stärkeren Einbeziehung von Akteur:innen 
der EZ in politische Entscheidungsprozesse. Die Beteiligungsmöglichkeiten, hätten 
sich im Grunde »schwieriger dargestellt als vorher« (Mitarbeiterin EZ-Organisa- 
tion Berlin 2018).”” Ebenso die Versuche, auf der europäischen scale politische 


22 Dies gelte auch hinsichtlich der Einflussmöglichkeiten gegenüber dem BMZ: »Im BMZ hat 
man manchmal das Gefühl, das ist so eine Pseudobeteiligung« (Mitarbeiterin EZ-Organisa- 
tion Berlin 2018). Sehr viel schwieriger zugänglich als das BMZ seien jedoch andere Ministeri- 
en, wie beispielsweise das Auswärtige Amt, das schließlich auch eine Beauftragte für Flücht- 
linge und Migration eingerichtet hatte oder das Bundesinnenministerium (ebd.). 
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Prozesse zu beeinflussen.” Insgesamt nahmen die Organisationen hinsichtlich der 
migrationspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung und der europäischen 
Entscheidungsträger:innen den eigenen politischen Einfluss als sehr gering wahr. 

Akteur:innen des linken Flügels des linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jektes, die sich für die Rechte von Migrant:innen und die Förderung von Migration 
und Bewegungsfreiheit einsetzen, waren mit unterschiedlichen Problematiken 
konfrontiert, die ich im Folgenden darstelle. Die Konflikte, die der Diskurs um 
Fluchtursachen auslöste, zeigen die Auswirkungen der Veränderungen im staats- 
apparativen Gefüge auf diese Akteur:innengruppe und verweisen auf die divergen- 
ten Positionen innerhalb des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes. Dabei 
zeigt sich, dass viele Akteur:innen im Bereich der EZ eine ambivalente Position 
einnahmen. Teilweise bedienten sie Strategien des linken Flügels und teilweise 
trugen sie — auch aus strategischen Gründen - die Position des linksliberal-al- 
ternativen Projektes mit. Dadurch wird ein Schwanken bei vielen Akteur:innen 
sichtbar zwischen der »Mainstream-Position« des Projektes und der Kritik des 
linken Flügels. 


Akteur:innen der Entwicklungszusammenarbeit im Dilemma?“ 

Die Konflikte und Dilemmata, mit denen sich EZ-Akteur:innen im Kontext der Kri- 
senbearbeitung nach 2015 konfrontiert sahen und die maßgeblich um die politische 
Forderung der Fluchtursachenbekämpfung kreisten, sollen im Folgenden anhand 
zweier Konfliktfelder verdeutlicht werden. Sie geben Aufschluss über die Strategie 
dieser gesellschaftlichen Kräfte sowie die Auswirkungen des Diskurses auf die Ak- 
teur:innen. 

Das erste Konfliktfeld, das sich als »Entwicklungspolitik versus Fluchtursachen- 
bekämpfung« fassen lässt, ergibt sich aus der beschriebenen Ausrichtung von Ent- 
wicklungszusammenarbeit an der politischen Vorgabe, Fluchtursachen zu bekämp- 
fen. So äußerte San Bilal vom European Centre for Devemopment Policy Manage- 


23 Zwar beschreiben Vertreter:innen internationaler NGOs in Brüssel, dass es nach 2015 wich- 
tige Vernetzungsinitiativen gab, Akteur:innen aus dem migrationspolitischen Bereich an ei- 
nen Tisch zu bringen. So habe Oxfam ein wöchentliches Treffen initiiert, um sich auszutau- 
schen. Trotz dieser guten Erfahrungen seien die Effekte enttäuschend gewesen und man ha- 
be es nicht geschafft, die repressive Sicht auf Migration maßgeblich zu verändern: »And de- 
spite all that, we are failing miserably. We are not changing the narrative in Europe« (Mi- 
tarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). Konsultationsprozesse, die zum neuen Migrationspartner- 
schaftsrahmen zwischen einigen NGOs und dem Kabinett der Außenbeauftragten, Federica 
Mogherini, stattfanden, zeigten auch keine Erfolge. Man stelle lediglich fest, dass die Sprache 
übernommen werde, »but we are not really seeing any change« — der Konsultationsprozess 
wurde aufgrund dieser Erfahrungen schließlich beendet (ebd.). 

24 In einem Buchbeitrag (Kopp 2021) habe ich bereits einige der Argumente aus diesem Unter- 
kapitel veröffentlicht, die hier jedoch ergänzt, verändert und neu eingeordnet werden. 
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ment in einem Presseinterview: »Die Bewältigung von Migrationsursachen scheint 
das neue Schlagwort fast jeglicher Entwicklungspolitik zu werden seit der Lancie- 
rung des EU Nothilfe-Treuhandfonds für Afrika« (euractiv v. 16.9.2016, eigene Über- 
setzung). Mit der Fluchtursachenbekampfung habe ein neues Narrativ Einzug ge- 
halten, das die Entwicklungspolitik zunehmend erfasse, beschrieb auch eine Mit- 
arbeiterin einer internationalen NGO im Interview: »And then we had the narrati- 
ve change. The root causes of migration were suddenly everywhere« (Mitarbeiterin 
INGO Brüssel 2018/2). Das Ziel entwicklungspolitischer Maßnahmen, deren Erfolg 
oder Misserfolg sollten nunmehr daran bemessen werden, ob aus den entsprechen- 
den Einsatzgebieten weitere Fluchtmigrationsbewegungen - vor allem in Richtung 
Europa - erfolgten. Der grundlegende Konflikt wurde von Akteur:innen im Feld in- 
sofern als substantiell beschrieben, als dass die originäre Zielsetzung von Entwick- 
lungspolitik in Frage gestellt bzw. überlagert werde. Diese liege in der Bekämpfung 
und Reduzierung von Armut, nicht in der Bekämpfung von Fluchtursachen (Fine/ 
Dennison/Gowan 2019). So heißt es in Artikel 208(1) im Vertrag über die Arbeitswei- 
se der EU (AEUV): »Hauptziel der Unionspolitik in diesem Bereich ist die Bekämp- 
fung und auflängere Sicht die Beseitigung der Armut«. Man erlebe, so beschrieb es 
die Mitarbeiterin einer EZ-Organisation in Berlin: 


»dass die Entwicklungszusammenarbeit im Prinzip darauf reduziert wird, Flucht- 
ursachenbekämpfung zu gewährleisten. Keiner spricht mehr von nachhaltiger 
Entwicklung für alle, von Armutsreduzierung und mehr Gerechtigkeit- für dieses 
Narrativ ist momentan gar kein Platz. Es wird jetzt eher behauptet, EZ sei über- 
haupt nicht hilfreich oder wirksam gewesen. Das sähe man ja, wenn man auf das 
globale Flucht- und Migrationsgeschehen schaut« (Mitarbeiterin EZ-Organisation 
Berlin 2018). 


Zwar müsse Entwicklungspolitik Migration als Thema im Blick haben, aber Ent- 
wicklungszusammenarbeit dürfe nicht von migrationspolitischen Erwägungen 
diktiert werden (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). Deutlich wird die Neuaus- 
richtung auch in der Auswahl der Länder und Regionen, in die entwicklungspo- 
litische Gelder vermehrt fließen: Herkunfts- oder Transitländer von Geflüchteten 
und Migrant:innen gewinnen an Relevanz, während andere Regionen aus dem 
Blick geraten. Dies werde sogar von einigen Vertreter:innen der EU und der 
Mitgliedstaaten unter vorgehaltener Hand zugegeben, so Clare Castillejo vom 
Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (Castillejo 2017, 3). Die Mitarbeiterin 
einer entwicklungspolitischen EZ-Organisation in Berlin bestätigte: Entwick- 
lungszusammenarbeit werde »immer stärker im wohlverstandenen Eigeninteresse 
durchgeführt [...] Das zeigt sich auch an der Stelle nochmal, dass man tatsächlich 
eher auf die europäischen Nachbarn geht, anstatt dort aktiv zu werden, wo es 
große Entwicklungsdefizite gibt« (Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). Der 
politische Druck, den zivilgesellschaftliche Organisationen verspürten, werde auch 
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durch Finanzierungsinstrumente erzeugt, die nunmehr an die Zielvorgabe der 
Bekampfung von Fluchtursachen gebunden wiirden. 

Das zweite Konfliktfeld, das mit dem ersten verbunden ist, kann als »Zweckent- 
fremdung versus Mittelzuwachs« bezeichnet werden und bezieht sich auf eben jene 
Finanzierungslogik. Es ergibt sich daraus, dass der Fokus auf eine Bekampfung von 
Fluchtursachen auf der einen Seite zu einer Aufwertung von Entwicklungspolitik 
führte, was sich - wie oben gezeigt wurde - maßgeblich in der Aufstockung ent- 
wicklungspolitischer Gelder (Official Development Assistance - ODA) ausdrückte. 
Auf der anderen Seite kritisierten Akteur:innen im entwicklungspolitischen Feld 
eine Zweckentfremdung der ODA-Mittel: »We are not interested in more ODA if 
it is not used genuinely.« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3) Der europäische 
Dachverband entwicklungspolitischer Organisationen, CONCORD, kritisierte den 
EU-Treuhandfonds für Afrika in einem Bericht von 2018 in aller Deutlichkeit. Die- 
ser nutze Mittel aus der offiziellen Entwicklungshilfe, um Ziele zu verfolgen, die 
nicht mehr mit den EU-Entwicklungszielen verbunden seien, sondern migrations- 
politischen Kalkülen folgten (CINI/CONCORD 2018; Global Health Advocates 2017). 
Think Tanks (Angenendt/Koch 2016; Castillejo 2016b) und NGOs (Kervyn/Shilhav 
2017) betonten die Gefahr der Zweckentfremdung entwicklungspolitischer Gelder. 
Entwicklungspolitische Akteur:innen würden immer stärker mit Aufgaben der 
Migrationsregulierung betraut.” 

Die sicherheitspolitischen Projekte zur Migrationskontrolle, die teilweise aus 
EZ-Geldern finanziert wurden (siehe 5.2.1), sowie die Kooperation mit autoritären 
Regimen unter dem Label »Fluchtursachenbekämpfung« stehen im Mittelpunkt 
dieser Kritik. Doch nicht nur der offensichtlich missbräuchliche Einsatz der ODA- 
Mittel im Sinne eines Anreiz- oder Druckmittels, um sicherheitspolitische Koope- 
rationen zur Migrationskontrolle zu erwirken (Konditionalisierung) oder gar der 
direkte Einsatz der Mittel für Projekte im Bereich Grenzkontrolle wurden kritisiert. 
Schwieriger stellte sich die Situation bezüglich derjenigen Maßnahmen dar, die 
»klassischen Entwicklungsprojekten« entsprachen, nun jedoch der Bekämpfung 
von Fluchtursachen dienen sollten. Entwicklungspolitische Akteur:innen fanden 
sich hier in einem Dilemma wieder; schließlich kamen ihnen die zusätzlichen 


25 Diese Tendenz bestätigte sich im Interview mit einem Vertreter der EU-Kommission, der die- 
se Entwicklung als Chance für EZ-Akteur:innen beschrieb: Entwicklungsakteure müssten dar- 
aufinsistieren, dass es nicht nur den Fluchtursachenaspekt gäbe, der für sie von Relevanz sei. 
Zur Aufgabenstellung gehöre auch das Migrationsmanagement, um Systeme zu bilden, die 
ein ordentliches Grenzmanagement garantieren könnten sowie der Schutz von Asylsuchen- 
den und die Bekämpfung von Menschenhandel und Schleusertum: »this is also part of deve- 
lopment policies« (Vertreter EU-Kommission, 2018). Dabei könne man sich gut auf die SDGs 
und die Agenda 2030 berufen, die explizit gemacht habe, dass Migrationsmanagement Teil 
von Entwicklungspolitik sei (ebd.). 
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Finanzmittel auch entgegen. Doch die Ambivalenz der Maßnahmen wurde in 
Gesprächen deutlich: 


»Das BMZ sagt halt: Es ist doch gut, dass wir zusätzlichen Mittelaufwuchs haben 
und uns jetzt da engagieren. Wir machen das ja nicht, weil wir stattdessen ande- 
re Sachen nicht mehr tun, sondern wir können uns hier zusätzlich einbringen. Das 
ist halt so ein Totschlagargument, weil es erstmal schwierig ist zu argumentieren, 
dass wir das trotzdem nicht wollen. [...] Und viele NGOs in Deutschland freuen sich 
natürlich, dass es jetzt auch mehr Geld für Entwicklungsprojekte gibt« (Mitarbei- 
terin EZ-Organisation Berlin 2018). 


Dennoch stellten die Projekte eine Instrumentalisierung von Entwicklungszusam- 
menarbeit dar, so argumentierten viele EZ-Akteur:innen. Der konstatierte Miss- 
brauch sei besonders augenscheinlich auf der europäischen scale: 


»Da ist wirklich sichtbar, dass diese Reserven vom European Development Fund, 
der langfristig angelegt ist und mit dem auch Strukturprojekte und über mehrere 
Jahre Projektvorhaben finanziert werden konnten, jetzt in den EU Trust Fund lau- 
fen. Man sieht auch, wenn dann Ratstagungen sind, werden dann so kurzfristig 
noch ein paar Projekte für die Partnerländer beschlossen. Da ist wirklich dieses: 
wir kaufen uns unsere Zielsetzungen europapolitischer Interessen durch die Pro- 
jektvergabe aus dem EU Trust Fund. Diese ganzen Reserven sind ja umgewidmet 
worden in dem Fond.« (Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018) 


NGO-Mitarbeiter:innen berichten von Diskussionen innerhalb ihrer Organisatio- 
nen darüber, ob es angesichts dieser Problematik vertretbar sei, die Gelder aus dem 
EU-Treuhandfonds für Afrika in Anspruch zu nehmen - wohlwissend, dass es sich 
dabei um Mittel handle, die umgewidmet wurden von normaler Entwicklungsko- 
operation hin zu Maßnahmen zur Fluchtursachenbekämpfung (Mitarbeiterin IN- 
GO Brüssel 2018/1). Kam es zu der Entscheidung, die Gelder trotzdem zu beantra- 
gen, wurde dies in Gesprächen gerechtfertigt. Teilweise sei es um die Finanzierung 
der gleichen Projekte gegangen, die nun einfach mit einem neuen Etikett versehen 
wurden: 


»Some of the projects were already existing before and it is just that it is phase 
two and now the money is in the EU Trust Fund. So suddenly it is a project that is 
there to fight the root causes of migration. But essentially it is about putting the 
project from one column to another. [...] This is why it is difficult to just say the EU 
Trust Fund is a bad thing« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/1). 


Doch auch hier kam es zu widersprüchlichen Aussagen bezüglich der Frage, ob die 
Zielsetzung Fluchtursachenbekämpfung nicht doch erheblichen Einfluss auf die je- 
weilige Projektausgestaltung hatte. Außerdem sei es nahezu beliebig geworden, wo- 
für Finanzmittel zur Bekämpfung von Fluchtursachen zur Verfügung gestellt wur- 
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den und auf eine gewissenhafte und eingehende Projektprüfung sei häufig verzich- 
tet worden. Dies habe zum Teil zu absurden Projektmaßnahmen geführt: 


»[M]an kann theoretisch auch Gelder bekommen, wenn man die Beleuchtung für 
ein Fußballstadion als Projektmafßnahme anmeldet, weil das auch als Fluchtursa- 
chenbekämpfung gilt, wenn die Jugendlichen ein Stadion haben und dann nicht 
mehr nach Europa wandern. Also man kann ziemlich viel Unsinn finanziert be- 
kommen« (Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). 


Damit wird zugleich auch deutlich, dass manche entwicklungspolitische Akteure 
den Hype um Fluchtursachenbekämpfung strategisch nutzten, um Gelder zu ak- 
quirieren.*® Andere argumentierten strikt dagegen und beharrten auf der promi- 
grantischen Ausrichtung, womit sie die Strategie des linken Flügels des linksliberal- 
alternativen Hegemonieprojektes verfolgten. 

Angesichts der Ereignisse im Sommer 2015 und der neuen Ansprüche an ihre Ar- 
beit, die sich als politische Maßgabe der Fluchtursachenbekämpfung artikulierten, 
sahen sich entwicklungspolitische Akteur:innen mit widersprüchlichen und kon- 
flikthaften Anforderungen konfrontiert, die zu Widerspruch oder einem Sich-Ar- 
rangieren führten. Dies äußerte sich zum Teil in einem Schwanken zwischen Stra- 
tegien des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes und des linken Flügels die- 
ses Projektes. Zum einen zeigten sich Akteur:innen kritisch und empört, dass ent- 
wicklungspolitische Belange im Rahmen der Fluchtursachenbekämpfung migrati- 
onspolitischen Interessen untergeordnet wurden. Zum anderen führte der Diskurs 
zu einer bedeutenden Zunahme der Mittel für Entwicklungszusammenarbeit und 
zu einer gesteigerten öffentlichen Aufmerksamkeit, die Entwicklungspolitik »in der 
Mitte der Gesellschaft« ankommen ließ. 


6.4.2 Rhetorisch-diskursive Strategie: Wider die Migrationsverhinderung 


»It is not our goal to stop people coming to Europe. Or to stop people from leaving 
their country« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). 


Nach der grundlegenden Prämisse, die von den bisher analysierten Hegemoniepro- 
jekten zumindest stillschweigend in Kauf genommen wird, stellt Fluchtursachen- 
bekämpfung ein Mittel zur Verhinderung weiterer Ankünfte von Migrant:innen in 


26 Dass Organisationen und Institutionen bestimmte Konzepte und Begriffe nutzen, um der ei- 
genen Relevanz in einem Politikfeld Nachdruck zu verschaffen, wurde im Fall der Migrati- 
onspolitik bereits verschiedentlich aufgezeigt: In ihrer Auseinandersetzung mit den Politi- 
ken des »Migrationsmanagements« identifizieren Geiger und Pécoud dies als einen wesent- 
lichen Trend. Der Begriff werde von Akteur:innen mobilisiert, um ihre zunehmenden Inter- 
ventionen im Migrationsfeld zu konzeptualisieren und zu legitimieren (Geiger/Pécoud 2012, 
3ff.). 
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Europa dar. Diese Zielsetzung stellt die gegenhegemoniale rhetorisch-diskursive 
Strategie, die ich den Akteur:innen des linken Flügels des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes zuordne, in Frage. Ihr wird ein Verstandnis von Fluchtursa- 
chenbekampfung im Sinne des »Rechts zu gehen und zu bleiben« (medico interna- 
tional/GEW 2016, 29) entgegengesetzt. In einem Standpunktepapier der Organisa- 
tionen Brot für die Welt, medico international und Pro Asyl (2017, 4) heißt es: Wenn 
Fluchtursachenbekampfung dem Ziel der Verhinderung von Migration untergeord- 
net werde, diene sie nur der »Bekampfung der Fluchtbewegungen selbst« anstatt 
Selbstzweck zu sein. Die Abgeordnete der grünen Fraktion GUE/NGL im EU-Parla- 
ment Marie-Christine Vergiat konstatierte: 


»In Wirklichkeit werden die Hilfsgelder zunehmend von der Durchführung von 
Maßnahmen abhängig gemacht, mit denen die Migrant:innen daran gehindert 
werden sollen, ihre Länder zu verlassen und mit denen sie zurückgeschickt wer- 
den, wenn es ihnen gelungen ist, die Europäische Union unter Lebensgefahr zu 
erreichen« (Europäisches Parlament 25.1.2015, eigene Übersetzung). 


Die Maßnahmen unter dem Label Bekämpfung von Fluchtursachen verfolgten 
eigentlich die Kontrolle von Migrationsbewegungen, so die Kritik. Insbesondere 
nichtstaatliche Akteur:innen aus dem entwicklungspolitischen Feld äußerten sich 
entrüstet über den von ihnen konstatierten Missbrauch von Entwicklungspolitik, 
der sich nicht nur in einer Zweckentfremdung der Mittel äußere, sondern darin, 
dass EZ nun dafür sorgen solle, dass potentielle Migrant:innen davon abgehalten 
werden, aufzubrechen. Der Konflikt, den diese Verschiebung im entwicklungspoli- 
tischen Feld auslöste, war grundsätzlicher Art: Entwicklungszusammenarbeit 
müsse vielmehr auf die Förderung anstatt die Verhinderung von Migration zielen, so 
das zentrale Argument vieler EZ-Akteure des linken Flügels des linksliberal-alterna- 
tiven Hegemonieprojektes. Dabei gehe es nicht nur um den Diskurs, der Migration 
per se als problematisch stigmatisiere, kritisieren Vertreter:innen zivilgesellschaft- 
licher Organisationen. Der Fluchtursachen-Ansatz schlage sich darüber hinaus in 
intransparenter Weise in den Projektkonzeptionen nieder, um den neuen Finanzie- 
rungsanforderungen zu entsprechen. So seien Indikatoren hinzugefügt worden, 
welche die Anzahl der Personen erfassen, die durch entsprechende Projekte daran 
gehindert wurden zu migrieren (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/1; 2018/3). Dies 
sei absolut eine rote Linie, unterstrich die Mitarbeiterin einer internationalen NGO 
in Brüssel: »We do not report on that and we will not because that’s not our goal. 
And we have never been lying about that.« (Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). Sie 
wurde schließlich noch deutlicher: 


»[T]he goal should not be to stop people from moving. The goal should be that 
they are not forced to move, that they actually make a positive choice to move 
in the way that millions of European expats do. But it should be a choice, not a 
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necessity [...]. That’s just what is so problematic about that root causes narrative« 
(Mitarbeiterin INGO Brüssel 2018/3). 


Aus diesem Grund müsse es darum gehen, die Verknüpfung von einem sicherheits- 
politischen Framing von Fluchtursachenbekämpfung insgesamt zurückzuweisen, 
so die verbreitete Kritik. Nicht zuletzt die staatsapparativen Verknüpfungen, die 
in der Akteursanalyse aufgezeigt wurden - beispielsweise zwischen dem BMZ 
und dem BMI - seien dafür ausschlaggebend, dass innenpolitische Erwägungen 
auch die Debatte um Fluchtursachen(-bekampfung) dominierten. Hier müssten 
sich auch die zivilgesellschaftlichen Organisationen klarer positionieren, so der 
Mitarbeiter einer Parlamentarierin im Bundestag: 


»Strategisch versuchen wir gerade nochmals das BMZ anzugehen und diese Ver- 
quickung zwischen BMZ und BMI zu kritisieren und zu skandalisieren. Und da 
auch den großen NGOs, die das zwar mittlerweile auch kritisieren, aber denen 
zu sagen: Ok, ihr müsst da irgendwann aber mal Konsequenzen ziehen. Ihr könnt 
nicht trotzdem weiterhin so auf Liebkind mit dem BMZ machen und dann mal 
wieder ein kritisches Statement raushauen, sonst aber nichtsändern. Obwohl das 
BMZ da so einen starken Fokus drauf hat und wohl weiterhin so tun wird, als wäre 
nichts gewesen oder als hätte sich nichts verändert.« (Mitarbeiter MdB 2018) 


Einige NGOs und Think Tanks versuchten sich darüber hinaus mit einem empi- 
rischen Argument Gehör zu verschaffen und gegen das Verhinderungs-Motiv zu 
argumentieren. Damit stärkten sie das Anliegen des linken Flügels des linksliberal- 
alternativen Hegemonieprojektes. Die Annahme hinter den entwicklungspo- 
litischen Vorstößen zur Fluchtursachenbekämpfung, Entwicklungshilfe könne 
Migration reduzieren, sei empirisch schlicht nicht haltbar (Angenendt/Martin- 
Shields/Schraven 2017; Cummings et al. 2015, 6f.; Schraven 2015; 2019, 16ff.). Die 
genannten Autor:innen und einige Interviewpartner:innen (u.a. Mitarbeiterin 
EZ-Organisation Berlin 2018; Mitarbeiter Think Tank Berlin 2019) verwiesen da- 
gegen auf die These des migration hump (Migrationsbuckel). Diese besagt, dass 
sozioökonomische Entwicklung zunächst zu einer Zunahme von Migration führe 
und sich erst ab einem bestimmten Einkommensniveau eine Abnahme abzeichne 
(Angenendt/Martin-Shields/Schraven 2017; de Haas 2007).”” Diesen Einwänden 
aus der empirischen Forschung zum Trotz hielten Vertreter:innen des linksliberal- 
alternativen Hegemonieprojektes weiterhin an der Behauptung eines einfachen 
Zusammenhangs zwischen Armutsbekämpfung und der Verminderung von Mi- 
gration fest (Interview Mitarbeiter Think Tank in Berlin 2019). 


27 Zwar werde der »migration hump« häufig verkürzt auf die Zunahme von Einkommen, doch 
auch unter Berücksichtigung vielfältiger Entwicklungsfaktoren (wie demographischer Wan- 
del und Strukturwandel) lasse sich festhalten, dass sich Migration und Entwicklung gegen- 
seitig verstärkten (Angenendt/Martin-Shields/Schraven 2017). 
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Die Analyse fordert zu Tage, dass es fiir die gegenhegemoniale Strategie charak- 
teristisch ist, die Verkniipfung zwischen Fluchtursachenbekampfung und der Ver- 
hinderung von Fluchtmigration nach Europa explizit zurückzuweisen. So stellte die 
Grünen-Abgeordnete im EU-Parlament, Ska Keller, klar: 


»Anstatt Flüchtlinge zu bekämpfen, müssen wir konsequent die Ursachen von 
Flucht und unfreiwilliger Migration angehen. Fluchtursachen zu bekämpfen, 
bedeutet für uns, die Bedingungen zu schaffen, die es den Menschen ermög- 
lichen, in ihrem Land zu bleiben, weil sie es wollen — und nicht, weil sie durch 
Deals der EU mit Drittstaaten daran gehindert werden, es zu verlassen. Und 
es bedeutet, dass Menschen ihr Land verlassen, weil sie es wollen — und nicht, 
weil sie aufgrund von Krieg, Verfolgung oder Hunger keine andere Wahl haben. 
Fluchtursachenbekämpfung richtet sich nicht gegen Flüchtlinge, sondern gegen 
die Ursachen von Flucht, Vertreibung und unfreiwilliger Migration.« (Keller 2018) 


In diesem Sinne betonte auch ihre Partei-Kollegin Roth: »Wenn wir tatsächlich da- 
für sorgen wollen, dass weniger Menschen fliehen, und nicht nur erreichen wollen, 
dass weniger Menschen bei uns ankommen, dann müssen wir unsere Politik in 
vielen Feldern ganz grundlegend umgestalten« (Deutscher Bundestag 12.5.2016, 
16709). Mit der Forderung nach einer grundlegenden Umgestaltung wird auf den 
zweiten Strang des gegenhegemonialen Diskurses hingewiesen, der bei den Aus- 
führungen zum proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojekt relevant wird (siehe 
6.6). 

An dieser Stelle ist es wichtig in Erinnerung zu rufen, dass einige Akteur:innen, 
die diesem Hegemonieprojekt zugeordnet werden können, den Begriff der Flucht- 
ursachenbekämpfung insgesamt zurückwiesen. Zum einen gehören dazu kritische 
Migrationswissenschaftler:innen, die bereits vor dem intensivierten Diskurs seit 
dem Sommer der Migration 2015 argumentieren, es sei unmöglich, den Begriff von 
seinem Verhinderungs-Bias und der impliziten normativen Vorgabe von Sesshaf- 
tigkeit zu lösen: So finde die Bekämpfung von Migrationsursachen »innerhalb eines 
diskursiven Feldes statt, in dem Migration bereits grundsätzlich als etwas Proble- 
matisches, zu Vermeidendes oder zumindest zu Reduzierendes verstanden wird« 
(Krause 2012, 191f.). Daher sollte vermieden werden, sich überhaupt auf das diskur- 
sive Terrain des Fluchtursachen-Diskurses zu begeben. Zum anderen sahen auch 
Akteur:innen im entwicklungspolitischen Feld diese Problematik. Sehr viel stärker 
als in der deutschen Debatte tritt diese aufgrund der Begrifflichkeit im Englischen 
hervor. Wenn im Deutschen die Rede von Fluchtursachen ist, wird im Englischen 
meistens der Terminus »tackling the root causes of (irregular) migration« verwen- 
det. Hier wird noch stärker suggeriert, Migration sei per se problematisch und zu 
verhindern, anstatt zumindest dem Begriff nach in erster Linie von Zwang gepräg- 
te Formen von Migration zu adressieren. Es scheint noch weniger möglich, die ge- 
waltsamen Umstände in den Vordergrund zu rücken, vor denen Menschen fliehen. 
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So betonte eine NGO-Vertreterin: »I mean >root causes of forced displacement: we 
would like alot more. But not migration. Because it implies that migration is a prob- 
lem to be solved and it is not« (Mitarbeiterin INGO Briissel 2018/3). Daher zeigten 
entwicklungspolitische Organisationen, die aufeuropäischer Ebene tatig sind, noch 
stärkere Zurückhaltung dabei, sich um eine andere Stoßrichtung der Debatte zu be- 
mühen und den Diskurs als Chance zu begreifen. Während einige Vertreter:innen 
im Interview betonten, man habe versucht auch internes Lobbying zu betreiben, 
um die Begrifflichkeit in »root causes of forced displacement« (Mitarbeiterin INGO 
Brüssel 2018/1; 2018/3) zu verändern, lehnten andere es grundsätzlich ab, auf die Be- 
grifflichkeit Bezug zu nehmen: »we just kind of refused to make that the center of 
the debate. [...] we just did not engage in the discussion on root causes of migration 
as such because then you assume that it is a problem. So, we kind of blocked the 
debate there« (Mitarbeiterin INGO Briissel 2018/3). 


6.4.3 Abwehrgefechte 


Der »lange Sommer der Migration« war für den linken Flügel des linksliberal-al- 
ternativen Hegemonieprojektes ein historisches Ereignis, das zu einer herausra- 
genden migrationspolitischen Mobilisierung führte. Da offene Grenzen und damit 
eine Überwindung der tief verankerten »Hegemonie von Grenzen und ungleicher 
Staatsbürgerschaft« (Buckel et al. 2014, 79) im Zentrum der migrationspolitischen 
Stoßrichtung dieser gesellschaftlichen Kräfte stehen, verliehen die zehntausendfa- 
chen Grenzübertritte ihnen eine große Präsenz - auch in der europäischen Öffent- 
lichkeit. Die zahlreichen solidarischen Initiativen entlang der Fluchtrouten, zu de- 
nen Menschen aus etlichen EU-Mitgliedstaaten aufbrachen, waren nur der augen- 
scheinlichste Ausdruck dieser Entwicklung. Doch auch nachdem die Fluchtmigra- 
tion nach Europa aufgrund der verstärkten Vorverlagerung von Grenzkontrollen im 
Zuge des EU-Türkei-Deals und der Schließung der Balkan-Route abebbte, bildeten 
europaweite Kampagnen, eine Intensivierung bestehender Vernetzungen und neu- 
gegründete Netzwerke wie das Solidarity Cities-Network oder die Seebrücke-Initia- 
tiven das Erstarken dieser Kräfte ab, die sich für die Rechte der Ankommenden stark 
machten und sich entschieden der Migrationsverhinderungspolitik entgegensetz- 
ten, die auf den Sommer der Migration folgte. Auf der Ebene der Alltagskämpfe und 
solidarischen Praxen wirkte der Sommer 2015 damit nach.”® Mit den durch konser- 


28 Daher kann zwar davon ausgegangen werden, dass die Netzwerke und Mobilisierungskräf- 
te, die Akteure des linken Flügels des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes im Som- 
mer 2015 entfalteten, ihre organisatorischen Ressourcen gestärkt haben. Allerdings bedeu- 
tete die immer massivere Kriminalisierung beispielsweise von Akteur:innen der zivilen See- 
notrettung wiederum eine Schwächung von gesellschaftlichen Kräften, die insgesamt über 
vergleichsweise geringe finanzielle und institutionelle Ressourcen verfügen. 
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vative Akteur:innen angetriebenen repressiven Reaktionen geriet jedoch der linke 
Flügel des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes zunehmend in eine defen- 
sive Position und konnte sich hegemoniepolitisch kaum Geltung verschaffen. 

Der Diskurs um Fluchtursachen wurde für die Expontent:innen des linken Flü- 
gels des linksliberal-alternativen Projektes schließlich zu einem Terrain, auf dem 
sich vor allem nicht-staatliche entwicklungspolitische Akteur:innen einbrachten, 
allerdings in erster Linie in Form von Abwehrkämpfen: gegen eine Vereinnahmung 
von Entwicklungspolitik für migrationspolitische Ziele. Kritiken von entwick- 
lungspolitischen und menschenrechtlichen Akteur:innen, die ich aufgrund ihrer 
promigrantischen Position dem linken Flügel des linksliberal-alternativen Hege- 
monieprojektes zugeordnet habe, verblieben in einer marginalen Position. 


6.5 Neoliberales Hegemonieprojekt: 
Finanzialisierung der Entwicklungspolitik 


Für neoliberale Akteur:innen stellte der Fluchtursachen-Diskurs kein zentrales Ter- 
rain dar, um eigenen politischen Anliegen Nachdruck zu verleihen. Dennoch waren 
Strategien, die dem neoliberalen Hegemonieprojekt zugeordnet werden können, 
präsent im Diskurs und wiesen über migrationspolitische Forderungen hinaus. 


6.5.1 Akteursanalyse: Fluchtursachenbekämpfung und Privatwirtschaft 


Das neoliberale Hegemonieprojekt stellte die treibende Kraft hinter dem in den 
2000er Jahren hegemonial gewordenen politischen Projekt des Migrationsma- 
nagements dar, das in Kapitel 4.2.3 bereits eingehender dargestellt wurde. Somit 
soll hier nur knapp rekapituliert werden, welche Anliegen neoliberale Kräfte in der 
Migrationspolitik vorantreiben. In erster Linie verfolgt das neoliberale Hegemonie- 
projekt die migrationspolitische Strategie, nach der es Wirtschaftsvertreter:innen 
ermöglicht werden soll, »die Arbeitskraftstrategie des Einsatzes migrantischer 
Arbeiter innen flexibel zu nutzen, wenn und sobald ihnen dies im Rahmen ihrer 
Akkumulationsstrategien nötig erscheint« (Buckel et al. 2014, 65). In gesellschaftli- 
che Konflikte um den Themenkomplex Flucht und Asyl involvierten sich neoliberale 
Kräfte hingegen kaum (ebd., 66). 2015 hatte sich dies allerdings zeitweise verändert, 
als auch Vertreter:innen von Wirtschaftsverbänden und andere Akteur:innen des 
neoliberalen Projektes sich positiv äußerten mit Blick auf die ankommenden Ge- 
flüchteten. Unternehmen würden von einer schnellen Integration der Geflüchteten 
profitieren, so die Argumentation (Georgi 2016, 191). Darüber hinaus zeigt sich auch 
am Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung, dass neoliberale Kräfte durchaus auch 
Flucht und Vertreibung als Terrain entdeckten und hier einige politische Kernfor- 
derungen versuchten geltend zu machen. Fluchtursachenbekämpfung stellte sich 
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ftir das neoliberale Hegemonieprojekt als attraktive Forderung dar, um neolibe- 
rale Anliegen, die sich allerdings nicht im engeren Sinne auf Migrationspolitik 
bezogen, darin einzuschreiben: Fluchtursachen gelte es mittels privatwirtschaft- 
licher Investitionen in Herkunftslandern zu bekampfen, so die Argumentation. 
Sogenannte blending-Instrumente, die auf öffentlich-private Mischfinanzierungen 
setzen, wurden dabei als probates Mittel angepriesen. Auch Entwicklungsgelder 
sollten dahingehend eingesetzt werden, dass sie die Risiken privater Investitionen 
abfedern. Die unmittelbaren Krisenreaktionen, die in Kapitel 5.2 dargestellt wur- 
den, zeigten bereits, dass sich im Zuge der Ausrichtung der Entwicklungspolitik an 
der Bekampfung von Fluchtursachen auch neoliberale Strategien im entwicklungs- 
politischen Feld materialisieren konnten. Denn auch Bundesentwicklungsminister 
Miller sowie die EU-Kommission setzten bei der Fluchtursachenbekampfung 
zunehmend auf die Privatwirtschaft. Damit wird erneut deutlich, wie Strate- 
gien unterschiedlicher Hegemonieprojekte sich in den entwicklungspolitischen 
Staatsapparaten verdichteten. 

Zu den Akteur:innen, die im Hinblick auf den Diskurs und die Politiken der 
Fluchtursachenbekampfung Exponent:innen des neoliberalen Projektes darstell- 
ten, lassen sich auf internationaler Ebene beispielsweise Foren wie der WEF Global 
Future Council sowie der GFMD Business Mechanism nennen, die ich nur am 
Rande analysiere. Diejenigen europäischen Institutionen, die am stärksten in die 
Mitgestaltung und Implementierung der europäischen blending-Strategien invol- 
viert sind, können auch als treibende Kräfte des neoliberalen Hegemonieprojektes 
im Hinblick auf den Konflikt um Fluchtursachenbekämpfung verstanden werden. 
Dies sind vor allem die Europäische Investitionsbank (EIB) und die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) auf der europäischen scale und die 
Agence Frangaise de Developpement (AFD) sowie die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau (KfW) und deren Tochter Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) auf der nationalen scale (Erforth 2020, 11). Die KfW ist beispielsweise stark 
involviert in die Umsetzung des Compact with Africa (siehe 5.2.2). Auch die IOM 
bediente sich Strategien des neoliberalen Hegemonieprojektes im Konflikt um 
Fluchtursachen. In den Parlamenten waren die entscheidenden Vertreter:innen 
des Projektes auf der europäischen scale die Mitglieder der Fraktion der Allianz 
der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE) und im Deutschen Bundestag 
Abgeordnete der FDP, allerdings bedienen sich auch Vertreter:innen anderer Par- 
teien aufgrund der Stärke des Hegemonieprojektes immer wieder neoliberaler 
Argumente. Die Positionen der Parlamentarier:innen werden insbesondere in der 
Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien in Kapitel 6.5.2 berücksichtigt. 

Die Machtressourcen des neoliberalen Projektes sind insgesamt sehr umfang- 
reich. Es wird »von einer großen Zahl einflussreicher Intellektueller in Think Tanks, 
Wissenschaft und Medien unterstützt« (Buckel et al. 2014, 68). Es ist dasjenige He- 
gemonieprojekt mit den größten materiellen Ressourcen (ebd.), die auch im Kon- 
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flikt um Fluchtursachen relevant sind. Ressourcen im Sinne institutioneller Selek- 
tivitaten bestehen insofern, als dass neoliberale Interessen sich im Rahmen des he- 
gemonialen politischen Projektes des Migrationsmanagements bereits in das eu- 
ropäische Staatsapparate-Ensemble weitgehend eingeschrieben haben. Durch die- 
se »materielle Verdichtung früherer Konfigurationen gesellschaftlicher Kräftever- 
hältnisse, Strategien und Kämpfe« (Buckel et al. 2014, 51) bestehen für neoliberale 
Akteur:innen günstige Zugänge auch in Staatsapparaten, die nicht genuine Stütz- 
punkte dieses Hegemonieprojektes sind. Für das neoliberale Projekt fungiert je- 
doch der Fluchtursachen-Diskurs eher als Nebenschauplatz im migrationspoliti- 
schen Feld, da sich der Hauptfokus auf Arbeitsmigration und Arbeitsmarktintegra- 
tion richtet. Dennoch bot der Diskurs die Möglichkeit, neoliberale Anliegen, die sich 
primär auf eine Stärkung des Privatsektors beziehen und damit weit über Migrati- 
onspolitik hinausweisen, zu untermauern. 


»Private sector solutions« 

Zunächst erscheint die Zielvorgabe einer Bekämpfung von Fluchtursachen mit 
neoliberalen Anliegen nicht vereinbar - insbesondere, wenn damit Migrationsbe- 
wegungen jeglicher Art entgegengewirkt werden soll. Denn dies weicht von dem 
zentralen neoliberalen Anliegen einer möglichst barrierefreien Mobilität ab, die 
wirtschaftliche Handlungsspielräume eröffnen soll. Der Wirtschaftswissenschaft- 
ler Christian Müller kommentierte: Die ökonomische Sicht spreche »eher für als 
gegen Migration. Eine effiziente Nutzung von Ressourcen verlangt bekanntlich, 
dass diese Ressourcen mobil sind, damit sie dort eingesetzt werden können, wo 
sie den größten Beitrag zur Wertschöpfung leisten können« (Müller 2019, 9). Die 
Broschüre des wirtschaftspolitischen ifo-Instituts, in der der Autor seine Aussage 
traf, ging allerdings der Frage nach: »Wie können die europäischen Länder die 
Fluchtursachen erfolgreich bekämpfen?« Deshalb ergänzte er im Hinblick auf 
Fluchtursachenbekämpfung, dass dies zwar ein schwieriges Unterfangen wäre,” 
aber dennoch Anhaltspunkte bestünden: »Das stärkste ökonomische Mittel wäre 
demzufolge die Integration der potenziellen und tatsächlichen Migrationsquell- 
länder in die internationale Arbeitsteilung« (ebd.), so Müller. Neben diesem sehr 
allgemein gehaltenen und neoliberalen Anliegen entsprechenden Ziel, Länder 
im globalen Süden in die globalen Wertschöpfungsketten und Arbeitsteilung zu 
integrieren, ließ sich insbesondere anhand der EU-Investitionsoffensive für Dritt- 
staaten und verschiedenen Initiativen der Bundesregierung zeigen, wie neoliberale 
Zielsetzungen sich ganz konkret in Initiativen zur Fluchtursachenbekämpfung 
einschrieben: Wie in der Analyse in Kapitel 5.2 gezeigt, materialisierte sich die 


29 Nicht zuletzt- auch hier zeigt sich die internalistische Perspektive auf Fluchtursachen — weil 
»die wichtigsten Ursachen faktisch endogen sind und damit von außen kaum beeinflussbar« 
(Müller 2019, 11). 
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Forderung in Reaktion auf den langen Sommer der Migration in verschiedenen po- 
litischen Instrumenten, die mit der Stärkung des Privatsektors und der Förderung 
privater Investitionen einem Kernanliegen des neoliberalen Hegemonieprojektes 
entsprechen. Durch öffentliche Gelder abgesicherte Privatinvestitionen in Her- 
kunftsländern von Geflüchteten sollten zur Fluchtursachenbekämpfung beitragen. 

Diese Strategie, die neoliberale Akteur:innen mit der Forderung nach Fluchtur- 
sachenbekämpfung verbanden, muss im Kontext der allgemeineren Tendenz zu ei- 
ner Finanzialisierung von Entwicklungszusammenarbeit (Banse 2021, 11ff.) verstan- 
den werden. Denn die europäische Entwicklungspolitik setzt zunehmend auf die 
Involvierung des Privatsektors, um Investitionen mittels öffentlicher Gelder zu mo- 
bilisieren. Marktprinzipien hielten damit noch stärker Eingang in Entwicklungspo- 
litik, kritisiert die Politikwissenschaftlerin Frauke Banse (2019, 36): Private Risiken 
würden sozialisiert und Infrastruktur vermarktungsfähig gemacht. Als Startpunkt 
dieser Entwicklung kann die globale Finanzkrise 2008 angesehen werden (Jones et 
al. 2020, 21). Ein wichtiger Meilenstein für die europäische Politik war schließlich 
die Mitteilung der EU-Kommission vom Mai 2014 »Stärkung der Rolle des Privat- 
sektors im Hinblick auf die Schaffung von inklusivem und nachhaltigem Wachs- 
tum« (Europäische Kommission 2014). Kurz darauf hatte sich auf UN-Ebene die in- 
ternationale Staatengemeinschaft mit der Addis Abeba Aktionsagenda im Juli 2015 
auf ein Rahmenwerk zur Umsetzung und Finanzierung der Agenda 2030 geeinigt, 
womit das populäre Narrativ der »private sector solutions for sustainable develop- 
ment« institutionalisiert worden sei, so der Politikwissenschaftler Benedikt Erforth 
(Erforth 2020, 3). Der Privatsektor sollte die fehlenden öffentlichen Gelder kompen- 
sieren, die für die Erreichung der UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs) benötigt würden 
(ebd.). Es seien in erster Linie die Weltbankgruppe und die Europäische Investiti- 
onsbank, die die Einbindung des Privatsektors in die Entwicklungspolitik vorange- 
trieben hätten und dafür plädierten, letztere müsse sich an einer liberalen Marktlo- 
gik orientieren (ebd., 6). 

Im Fluchtursachen-Diskurs im Zuge der Krise des europäischen Grenzregimes 
erhielt die Forderung weiter Nachdruck. Mit Hilfe von Entwicklungsgeldern sollen 
private Investitionen zu nachhaltiger Entwicklung und neuen Arbeitsplätzen füh- 
ren und damit Bleibeperspektiven schaffen und Fluchtursachen entgegenwirken, so 
das Ziel. Wie wichtig das Ankurbeln privater Investitionen in Entwicklungsländern 
sei, betont beispielsweise auch die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell- 
schaft (DEG). Die bundeseigene DEG stellt als Tochter der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau ein wichtiges Instrument der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
dar. Sie fördert primär Unternehmen in den ärmsten Ländern. Die aktuelle Fra- 
ge der Bekämpfung möglicher Fluchtursachen habe gezeigt, so Christiane Laibach, 


30 Während die KfW Entwicklungsbank auch mit den jeweiligen Regierungen verhandelt, ar- 
beitet die DEG lediglich mit Unternehmen zusammen. 
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Sprecherin der Geschäftsführung der DEG im Interview, wie wichtig die Ankurbe- 
lung von Investitionen in Entwicklungsländern sei (Tagesspiegel v. 22.9.2018).?' 
Auch in internationalen Foren zeichnete sich der Trend ab: So wurde im Global 
Forum on Migration and Development (GFMD) 2015 der sogenannte GFMD Business Me- 
chanism eingerichtet. Dieser dient als Plattform für den Privatsektor, sich mit Re- 
gierungen und anderen Akteur:innen über Migrationsthemen auszutauschen. Ziel 
sei es, den Privatsektor weltweit zu motivieren, sich dem Thema Migration anzu- 
nehmen (GFMD 2020). Koordiniert wird die Arbeit des GFMD Business Mechanism 
durch den Internationalen Verband der Arbeitgeber (International Organization of 
Employers - IOE) und den World Economic Forum Global Future Council on Migration 
(WEF Global Future Council on Migration 2019, 2). In einem Bericht zur Rolle des 
Privatsektors bei der Umsetzung des Globalen Migrationspaktes, der von der In- 
ternationalen Organisation für Migration herausgegeben wurde, wird das Thema 
Fluchtursachenbekämpfung als Handlungsfeld benannt: 


»Yet there is growing evidence that private sector investment - for business ends 
— can serve migration policies and national interests. Another recent report by the 
World Economic Forum, for example, demonstrates the potential to reduce state 
fragility — and thus address one of the root causes of migration — by promoting 
investment, stimulating economic growth, expanding tax collection, and empow- 
ering local populations. The private sector also creates jobs, one of the priorities 
for the Global Compact on Migration.« (Dos Reis/Koser/Levin 2017, 2) 


In diesem Sinne habe der Privatsektor beim WEF Mittlerer Osten und Nordafrika 
Regionalgipfel zugesagt, 100.000 Jobs in der MENA-Region zu schaffen, heißt es in 
dem Bericht weiter (ebd.). Darüber hinaus, so die Autor:innen, gehe es darum, den 
Privatsektor mit Diaspora-Investor:innen und Märkten zu verknüpfen (ebd.). Auch 
die Multilateralen Entwicklungsbanken (MDBs) riefen im April 2018 am Rande des 
Frühjahrstreffens der IWF-Weltbankgruppe eine Plattform ins Leben, die ihre Zu- 
sammenarbeit im Hinblick auf»Wirtschaftsmigration und Vertreibung« verbessern 
solle (Ihe World Bank 2018). Man antworte damit aufeine Anfrage der G7 (ebd.). 
Die beschriebenen Entwicklungen im neoliberalen Hegemonieprojekt lassen 
sich gut am Beipiel der Europäischen Investitionsbank (EIB) vertiefen. Als finanz- 
politischer Staatsapparat kann die Bank zum einen als Stützpunkt des neoliberalen 
Hegemonieprojektes verstanden werden und zum anderen traten Staatsmanager 
und Expontent:innen der Bank auch als Akteur:innen des Hegemonieprojektes auf. 


31 Auch der Bund der Deutschen Industrie (BDI) entdeckte Fluchtursachenbekämpfung für sich: 
das Themenfeld der Entwicklungspolitik habe aus wirtschaftlicher Sicht in den letzten Jah- 
ren an Bedeutung gewonnen. Konkret sei der BDI »mit einem Projektvorhaben zur Fluchtur- 
sachenbekämpfung in Ostafrika auf das BMZ zugegangen« (Bund der Deutschen Industrie 
2016,14). 
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Die Entwicklungen der EIB im Kontext des Fluchtursachen-Diskurs werden im 
Folgenden eingehender analysiert. 


Das Beispiel der Europäischen Investitionsbank 

Mit der neuen Rolle, die dem Privatsektor zunehmend in der Entwicklungshilfe 
zugesprochen wurde, gewannen auch nationale und internationale Finanzinstitu- 
tionen und Entwicklungsbanken eine neue Bedeutung. Sie würden zunehmend als 
außenpolitische Instrumente angesehen, nicht nur um Entwicklungsherausforde- 
rungen anzugehen, sondern auch um geostrategischen Interessen zu dienen, so 
Erforth (2020, 3). Die Europäische Investitionsbank (EIB) ist der weltweit größte 
multilaterale Kreditgeber noch vor der Weltbank Gruppe” und befindet sich im 
Zentrum der europäischen Entwicklungsfinanz-Architektur (ebd.). Obwohl das 
Kernmandat der Bank darin besteht, »zu einer ausgewogenen und reibungslosen 
Entwicklung des Binnenmarkts im Interesse der Union beizutragen« (Artikel 309 
AEUV) und ihre Aktivitäten außerhalb der EU in den letzten Jahrzehnten lediglich 
rund 10 Prozent ihrer Tätigkeiten ausmachten, lässt sich feststellen, dass die Bank 
ihr Image als »Entwicklungsbank« deutlich bemüht - insbesondere auch durch 
ihre Operationen auf dem afrikanischen Kontinent (Erforth 2020, 12).°” Dabei 
zeichne sich auch eine engere Verbindung der Bank mit der Generaldirektion 
Entwicklung der EU-Kommission (DG DEVCO) ab (ebd., 15). Dieses zunehmende 
politische Selbstverständnis führe jedoch auch zu Reibungen mit DG DEVCO, da 
die Generaldirektion verantwortlich ist für die Ausgestaltung der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit (ebd., 18). Insgesamt steht die Europäische Investi- 
tionsbank immer wieder in der Kritik von zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
die beispielsweise die unzureichende Transparenz und fehlende menschenrecht- 
liche Folgeabschätzungen bei externen Operationen der Bank anprangern (Rog- 
genbuck/Antonowicz-Cyglicka/Sol 2018). Grundsätzlicher wird kritisiert, dass 
die Investitionslogik der Bank nicht mit den Maßgaben der Entwicklungspolitik 
übereinstimme (Erforth 2020, 27). 

Insgesamt zeigt die von Erforth für das Deutsche Institut für Entwicklungspo- 
litik (DIE) verfasste Studie auf, dass die zunehmende Präsenz der Themen Migrati- 
on und Klimawandel im öffentlichen Diskurs dazu geführt habe, dass die EIB im- 
mer stärker zu einer politischen Institution werde. Fluchtursachenbekämpfung sei 
in diesem Zusammenhang ein wichtiger Faktor. Mit den zunehmenden Ankünften 


32 Zwar konzentriert sich der Großteil der Operationen der EIB auf Europa, doch auch mit dem 
vergleichsweise geringen Anteil der außer-europäischen Operationen rangiert die EIB unter 
den Schlüssel-Akteuren der europäischen Entwicklungsfinanzierung (Erforth 2020, 3). 

33 In Artikel 209 (3) AEUV ist festgehalten: »Die Europäische Investitionsbank trägt nach Maß- 
gabe ihrer Satzung zur Durchführung der Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 bei«, wobei 
die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 den Bereich der Entwicklungspolitik betreffen. 
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von Geflüchteten im Jahr 2015 hätten die EU-Mitgliedstaaten die Bank ersucht, ih- 
re Operationen in der MENA-Region und in Subsahara-Afrika zu intensivieren (Er- 
forth 2020, 14). Die Bank erhöhte den Anteil an Darlehensgeschäften in Drittlandern 
für die AKP-Staaten insbesondere nach 2016 deutlich, was auch ein Resultat der eu- 
ropäischen Bemühungen sei, in afrikanischen Ländern »die sozio-ökonomischen 
Ursachen von Migration zu adressieren« (ebd., 14, siehe auch Europäisches Parla- 
ment 7.2.2018).** So gibt die Bank an, eine »führende Rolle« bei der Bewältigung von 
Entwicklungsherausforderungen bestimmter Staaten zu spielen, »welche schluss- 
endlich die Ursachen von Migrationsbewegungen« seien (Europäische Investitions- 
bank 2016, 8). Priorisiert würden Projekte, die auf die Schaffung von Arbeitsplätzen 
durch die Unterstützung des privaten Sektors abzielten, auf wirtschaftliche Resili- 
enz und die Minderung von Armut (ebd., 12f.). Die Förderung des Zugangs priva- 
ter Unternehmen und Haushalte zu Finanzierung sei dabei zentral, um Wachstum 
und Entwicklung in den Partnerländern zu fördern und damit die Ursachen der Mi- 
grationsbewegungen anzugehen (ebd., 37f.). Konkret richtete die Bank in der Folge 
erstens ein Sonderbudget in der AKP-Investitionsfazilität der EIB ein, das »Hochri- 
siko-Operationen« in Subsahara-Afrika ermöglichen soll. Zweitens lancierte sie die 
Resilienzinitiative für die MENA-Region und drittens begann die EIB ihre Aktivi- 
täten enger mit den Politiken der Kommission und dem Europäischen Auswärti- 
gen Dienst abzustimmen, worin sich eine stärkere Orientierung an den politischen 
Prioritäten der EU ausdrückt (Erforth 2020, 14). 

Besonders bedeutend ist die Resilienzinitiative der Europäischen Investitions- 
bank, wenn es um die neue Zielvorgabe der Bank geht, zur Bekämpfung von Flucht- 
ursachen beizutragen. Der von Akteur:innen des neoliberalen Projektes prominent 
ins Feld geführte Begriff der Resilienz wird in Kapitel 6.5.2 eingehender betrachtet. 
Die Initiative sei »Teil von Maßnahmen, mit denen die EU die mit Flucht und Mi- 
gration verbundenen Herausforderungen meistern will« (Europäische Investitions- 
bank 2018a). Der Europäische Rat befürwortete sie im Juni 2016 (Ujvari 2017, 14). Mit 
der Resilienzinitiative werden zusätzliche Investitionen in Höhe von sechs Milliar- 
den Euro in südlichen Nachbarstaaten der EU und im Westbalkan angestrebt (Eu- 
ropäische Investitionsbank 2018c). Ziel ist die Schaffung von ökonomischer Resili- 
enz und die Förderung von Wachstum, unter anderem durch mehr Jobmöglichkei- 
ten in den beiden Regionen, eine verstärkte Unterstützung der sozialen und ökono- 
mischen Infrastruktur sowie durch die Entwicklung des Privatsektors (Ujvari 2017, 


34 Während der EIB in der EU-Haushaltsperiode von 2014 bis 2020 zunächst Garantien für die 
Vergabe von Krediten außerhalb der EU von bis zu 27 Milliarden Euro bewilligt wurden, 
erhöhte die Mandatserweiterung im Jahr 2018 diese Obergrenze auf 32,3 Milliarden Euro. 
Gleichzeitig wurde die Bewältigung von Migrationsursachen in die Zielvereinbarungen auf- 
genommen (Europäisches Parlament 7.2.2018). 
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14). Die EU-Kommission schlug im Hinblick auf die Resilienzinitiative im Septem- 
ber 2016 verschiedene Änderungen im Mandat der Investitionsbank für Darlehens- 
geschäfte in Drittstaaten vor: »adressing the root causes of migration« sollte zum 
vierten prioritären Ziel des Mandats werden (Europäische Kommission 2016d, 3f.). 
Insgesamt resümierte die EIB-Gruppe Ende 2018: »Die EIB ist strategisch gut plat- 
ziert, um weiter zur Europäischen Migrationsagenda und zu den Anstrengungen 
aufinternationaler Ebene beizutragen, um künftig Schocks und Krisen wie etwa die 
syrische Flüchtlingskrise 2015/2016 zu verhindern.« (Europäische Investitionsbank 
2018b, 4) Die Europäische Investitionsbank habe in diesem Bereich einen großen 
Vorteil: 


»Dankihrer langjährigen Erfahrung mit Investitionsprojekten für soziale und wirt- 
schaftliche Infrastruktur, die Schaffung von Arbeitsplätzen, KMU-Finanzierungen 
und Klimaschutz konnte sie bislang stets schnell und flexibel auf konkrete Situa- 
tionen reagieren. Die EIB konzentriert sich auf die Stärkung der Widerstandsfä- 
higkeit in den Herkunftsländern, die Unterstützung von Migranten-, Flüchtlings- 
und Aufnahmegemeinschaften in Transit- und Aufnahmeländern und die Eigen- 
ständigkeit der Migranten und Flüchtlinge, um die Eingliederung zu erleichtern 
und die Lebensbedingungen aller zu verbessern.« (Europäische Investitionsbank 
2018b, 4) 


Ihr Beitrag als »operative Antwort auf die Migration« sei komplex und bestünde in 
erster Linie in langfristigen Investitionen in Infrastruktur und Wachstumsförde- 
rung mit dem Ziel wirtschaftlicher Resilienz bzw. Krisenfestigkeit (ebd., 42). Auch 
in der Kooperation mit anderen multilateralen Entwicklungsbanken hat die EIB ih- 
re Tätigkeiten ausgeweitet mit dem Schwerpunkt auf Investitionen zur Fluchtur- 
sachenbekämpfung. So fungiert sie als Hauptvorsitzende und Programm-Manage- 
rin (gemeinsam mit der Weltbank) der Koordinationsplattform für Migration und 
Flucht, die auf Initiative der G7 gegründet wurde (Europäische Investitionsbank 
2018b, 39). Zusammenfassend lässt sich feststellen: Der Europäischen Investitions- 
bank gelang es im Nachgang des Sommers der Migration 2015, eine Rolle in der Be- 
kämpfung von Fluchtursachen zu beanspruchen und sich selbst als Akteurin im Feld 
zu etablieren. 

Die neoliberale Strategie, die Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen 
als Fluchtursachenbekämpfung zu propagieren, schlug sich bereits kurz nach den 
Ereignissen des langen Sommers der Migration in Politikinstrumenten nieder, 
die von der Bundesregierung sowie auf europäischer scale eingerichtet wurden. 
Dies ist wenig überraschend, da das neoliberale Projekt bis zur Krise 2015 das 
hegemoniale Projekt im Kontext des Migrationsmanagements darstellte. Zugleich 
traten damit neue Akteur:innen ins Feld der Migrationspolitik ein, was anhand der 
Europäischen Investitionsbank aufgezeigt wurde. Der bereits vor 2015 bestehende 
Trend zu einer Finanzialisierung von Entwicklungszusammenarbeit scheint mit 
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der politischen Zielvorgabe Fluchtursachen zu bekampfen weiter verstarkt worden 
zu sein. Dem neoliberalen Projekt gelang es somit, eigene politische Forderungen 
über den Fluchtursachen-Diskurs zu stärken. 


6.5.2 Rhetorisch-diskursive Strategien: Privatwirtschaft einbinden 


»For the long term, tackling irregular immigration at its source is the best invest- 
ment we can make.« (Dimitris Avramopoulos, EU-Kommissar für Inneres und Mi- 
gration, Europäisches Parlament 25.11.2014) 


Rhetorisch-diskursive Strategien des neoliberalen Hegemonieprojektes werden im 
Diskurs um die Bekämpfung von Fluchtursachen etwas weniger offensiv vertreten, 
da das Interesse neoliberaler Akteur:innen in erster Linie auf Fragen der Arbeits- 
migration liegt und sie grundsätzlich dafür plädieren, Migration gewinnbringend 
für alle Beteiligten (win-win-win) zu managen. Doch wie bereits im Rahmen des 
politischen Projekts des Migrationsmanagements (siehe 4.2.3), kann gezeigt wer- 
den, dass sich rund um das Thema Bekämpfung von Fluchtursachen Synergien 
zwischen den politischen Bestrebungen des neoliberalen Projektes und den Zielset- 
zungen konservativer Akteur:innen sowie weiterer Hegemonieprojekte herstellen 
lassen. Außerdem konnte das neoliberale Hegemonieprojekt Forderungen, die über 
Migrationspolitik hinausweisen, in den Fluchtursachen-Diskurs einbringen. 
Neoliberale Strategien, die im Weiteren vertieft werden, verschafften sich 
durchaus Geltung im Diskurs. Als erste Strategie wird (transnationalen) Unterneh- 
men eine zentrale Rolle bei der Bekämpfung von Fluchtursachen zugesprochen. 
Durch die Förderung privater Investitionen - mithilfe entwicklungspolitischer 
Gelder - sollen wirtschaftliches Wachstum und damit Beschäftigungsmöglich- 
keiten und Bleibeperspektiven vor Ort geschaffen werden. Als zweite Strategie 
lässt sich das Argument einer Kosten-Nutzen-Rechnung identifizieren, bei der 
die Bekämpfung von Fluchtursachen als eine Möglichkeit zur Reduzierung der 
Ausgaben für die Aufnahme und Integration von Geflüchteten dargestellt wird. 
Das neoliberale Anliegen, staatliche Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten, 
nimmt hier eine spezifische Ausprägung an. Und drittens knüpfte das neoliberale 
Hegemonieprojekt an rhetorisch-diskursive Strategien an, die zuvor eine migrati- 
onsfördernde Programmatik — zum Teil im Kontext des Migrations-Entwicklungs- 
Nexus — aufwiesen, um diese in Richtung Ursachenbekämpfung zu verschieben. 
In den öffentlichen und politischen Debatten beteiligten sich sowohl Abgeordnete 
liberaler Parteien wie auf europäischer Ebene Mitglieder der Fraktion der Allianz 
der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE) oder im deutschen Kontext die 
FDP als auch Sprecher:innen der für das neoliberale Hegemonieprojekt relevanten 
Staatsapparate wie Vertreter:innen der EU-Kommission, des World Economic Fo- 
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rum oder der Europäischen Investitionsbank. Die Strategien werden im Folgenden 
dargestellt und mit ausgewählten Zitaten illustriert. 


Private Investitionen gegen Fluchtursachen 

Wie bereits die Akteursanalyse deutlich gemacht hat, bestand die zentrale Strategie 
neoliberaler Kräfte darin, private Investitionen als probates Mittel zur Bekämp- 
fung von Fluchtursachen stark zu machen. Insbesondere 2016 und 2017 wurde 
die Forderung nach einer aktiven Rolle der Privatwirtschaft im Kontext der De- 
batte um Fluchtursachen lauter. Dies sei für die Schaffung von Perspektiven vor 
Ort unabdingbar. Entsprechend zielt die EU-Investitionsoffensive für Drittstaaten 
(5.2.1) darauf, »ein inklusives Wachstum, die Schaffung von Arbeitsplätzen und eine 
nachhaltige Entwicklung zu fördern und auf diese Weise Ursachen der irregulären 
Migration zu bekämpfen« (Europäische Kommission 2018). Hier soll vertiefend 
auf rhetorisch-diskursive Elemente eingegangen werden, die mit dieser Strategie 
einhergingen. 

Soistersichtlich, dass neoliberale Kräfte im Zuge des Fluchtursachen-Diskurses 
ein neues Paradigma in der Entwicklungspolitik beschworen: Der damalige Kom- 
missions-Vizepräsident, Frans Timmermans, forderte im Juni 2016 mit Blick auf die 
Investitionsoffensive für Drittstaaten, man müsse über traditionelle Entwicklungs- 
hilfe hinausgehen: »[W]e also need to do more to improve opportunities in countries 
of origin so pepole are not compelled to leave. For that, we need to reconsider our 
traditional models of development cooperation and give much greater role to pri- 
vate investors.« (Europäisches Parlament 7.6.2016) Vertreter:innen der neoliberalen 
Strategie beschreiben in affırmativer Weise einen »Paradigmenwechsel« (Hoyer in: 
Europäisches Parlament 7.2.2018) oder eine »Revolution« (Mogherini in: Europäi- 
sches Parlament 7.6.2016) in der Entwicklungspolitik, diewegführe von einer Geber- 
Empfänger-Logik zu einem »partnerschaftlichen« Denken. Der Präsident der Eu- 
ropäischen Investitionsbank (EIB) warb vor dem Europäischen Parlament mit dem 
Ansatz, als es um die Erweiterung des Mandats der Bank für Darlehen außerhalb der 
EU ging (Europäisches Parlament 7.2.2018). Und die EU-Außenbeauftrage Federica 
Mogherini fasste den Ansatz folgendermaßen zusammen: 


»There is no other way of changing African societies other than yes, investing, but 
also creating, together with investments, the conditions for investments to flour- 
ish which are: the rule of law, interconnection within the continent [...] developing 
infrastructures, developing security conditions that are good for European invest- 
ments, that are good for African investors as well, and people. So yes, it can be win- 
win-win.« (Europäisches Parlament 7.6.2016) 


Investitionen werden als einzig gangbarer Weg erklärt, um afrikanische Gesell- 
schaften in der Weise zu verändern, dass europäische und afrikanische Investor:in- 
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nen sowie die Menschen vor Ort gleichermaßen profitierten.” Dieser rhetorische 
Bezug auf eine win-win-win-Sitution gehört geradezu ins Standard-Repertoire 
des neoliberalen Jargons. Die liberale österreichische EU-Abgeordnete Angelika 
Mlinar resümierte, Afrika brauche »mehr Kapitalismus« (Europäisches Parlament 
12.9.2017) und zwar 


»im Sinne der Möglichkeiten, Anreize für Einzelne zu bieten, innovativ zu sein, 
zu investieren und Mehrwert zu schaffen. Solange nämlich Afrikas Bevölkerung 
deutlich schneller wächst als seine Wirtschaft und die Regierungen ihre eige- 
nen Machtinteressen vor das Wohlergehen der Bevölkerung stellen, werden 
Menschen immer auswandern und flüchten« (ebd.). 


In einem Bericht des World Economic Forum zur Verantwortung des Privatsektors 
bei der Bearbeitung von Instabilität, Konflikt und Gewalt von 2016 heißt es in Hin- 
blick auf die in Europa ankommenden Geflüchteten: 


»In spite of these alarming figures, there is insufficient perceived urgency to de- 
sign and fund new and productive solutions. Conventional measures to prevent 
conflictand mitigate fragility rely almost exclusively on international or non-gov- 
ernmental institutions and national governments. These actors are unable to ad- 
dress these complex challenges on their own. If we truly want to enhance the abil- 
ity for communities and societies to thrive and achieve resilience, we will need 
more comprehensive and innovative solutions. These must include public-private 
partnerships and a greater engagement of the business sector« (WEF 2016, 5). 


Erst durch die Einbindung des Privatsektors konne die Bekampfung von Fluchtur- 
sachen, auch mit Blick auf fragile und von Konflikten geprägte Kontexte, tatsächlich 
gelingen, so die zentrale These des neoliberalen Hegemonieprojektes. 

In den Zitaten wird außerdem deutlich: Auch der rhetorisch-diskursiven Stra- 
tegie des neoliberalen Hegemonieprojektes wohnt ein internalistisches (und pater- 
nalistisches) Verständnis von Fluchtursachen inne. Mit einem Eingreifen von au- 
ßen - in diesem Fall durch private ausländische Investor:innen - sollen Ursachen 
vor Ort angegangen und bewältigt werden. In den Worten Mogherinis: Nur mit (eu- 
ropäischen) Investitionen könnten die afrikanischen Gesellschaften zum Besseren 
verändert werden. 


35 Erforth verweist darauf, dass diese neoliberale Argumentation auch große Unterstützung un- 
ter Beamt:innen der Generaldirektion wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung in 
der EU-Kommission (DG DEVCO) erfahre. Das Konzept des blendings werde als das geeignete 
Instrument erachtet, um eine klima-neutrale Wirtschaft zu entwickeln, kleine sowie mittlere 
Unternehmen (KMU) zu fördern und Public-Private Partnerships (PPPs) zu stärken, die alle 
für essentiell zur Bekämpfung von Armut angesehen würden (Erforth 2020, 9). 
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Kosten-Nutzen-Rechnung: »Jeder Euro in Dohuk hat die 50-fache Wirkung 
eines Euros in Trier« 

Ein allgemeines Anliegen der Akteur:innen des neoliberalen Hegemonieprojekts ist 
die Forderung nach einer Reduzierung staatlicher Regulierung und Ausgaben. Ei- 
nem möglichst reibungslosen Funktionieren der Marktmechanismen wird weitaus 
mehr Problemlösungskompetenz zugetraut als staatlichen regulierenden Eingrif- 
fen. 

In der Debatte um die Bekämpfung von Fluchtursachen äußert sich die Befürch- 
tung vor zu hohen staatlichen Ausgaben in einer Aufrechnung der vermeintlichen 
Kosten für die Integration und Aufnahme von Geflüchteten gegen die prognosti- 
zierten Kosten einer effektiven Fluchtursachenbekämpfung. Wenn bereits vor Ort 
verhindert werde, dass Menschen aufbrechen, reduziere dies die Anzahl der An- 
künfte und spare staatliche Gelder für Integration und menschenwürdige Aufnah- 
mebedingungen ein, so die Prognose von Vertreter:innen des neoliberalen Projektes 
(Gröhler in: Deutscher Bundestag 24.11.2015, 13566). Auch der deutsche Bundesent- 
wicklungsminister Müller bemühte mehrfach entsprechende Vergleiche, was nicht 
zuletzt der Legitimierung des steten Mittelzuwachses, den sein Ministerium nach 
2015 zu verzeichnen hatte (siehe 6.3), dienlich war: »Ich sage an dieser Stelle den 
deutschen Finanzpolitikern in Bund, Ländern und Kommunen: Jeder Euro in Do- 
huk hat die 50-fache Wirkung eines Euros in Trier oder München. Mit 300 Euro 
schaffen wir für einen Menschen vor Ort Bleibe und Verpflegung für ein ganzes Jahr« 
(Müller in: Deutscher Bundestag 12.5.2016, 16705). Auch die österreichische liberale 
Abgeordnete und Mitglied der ALDE-Fraktion im Europäischen Parlament, Mlinar, 
bekräftigte: »Jeder vor Ort investierte Euro ist nämlich wesentlich wirkungsvoller 
als jeder Euro selbst für die beste Integrationsmaßnahme bei uns« (Europäisches 
Parlament 12.4.2016). In der Logik des Kosten-Nutzen-Vergleichs werden auch die 
Flüchtenden adressiert: Das Geld, das sie für teilweise skrupellose Fluchthelfer für 
ihre Flucht nach Europa ausgäben, sei viel sinnvoller in ihrem Herkunftsland inves- 
tiert (Schmit in: Europäisches Parlament 11.11.2015). 

Die Aufrechnung der Kosten äußerte sich auch in einer Skepsis gegenüber der 
Effektivität von bereits stattfindenden Maßnahmen zur Bekämpfung von Flucht- 
ursachen. Insbesondere die Entwicklungszusammenarbeit wurde diesbezüglich 
adressiert. Es gehe um eine »strategische Ausrichtung der Entwicklungspolitik« 


36 Auch Hans-Joachim Fuchtel, CDU-Politiker und damaliger parlamentarischer Staatssekretär 
im BMZ (ab 2018 im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft) versicherte, vor 
Ort zu helfen sei »die deutlich effizientere Investition, denn ein Euro, der in den Hauptauf- 
nahmeländern eingesetzt wird, bringt aufgrund der niedrigen Lohn- und Konsumgüterkos- 
ten 10- bis 20-mal mehr Hilfe als ein Euro in Deutschland« (Fuchtel 2017, 30). In Bezug auf 
die Investitionsoffensive für Drittstaaten lobte der EVP-Abgeordnete Lorenzo Cesa: »Jeder 
Euro, der für Afrika und den Mittelmeerraum ausgegeben wird, ist ein Euro, der für Europa 
ausgegeben wird.« (Europäisches Parlament 7.6.2016 eigene Übersetzung) 
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und um »Investitionen in die Zukunft« (Klimke in: Deutscher Bundestag 25.11.2015, 
13705f.). Abgeordnete der FDP stellten mit derselben Stoßrichtung die zusätzlichen 
Finanzmittel für die Sonderinitiative »Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge 
reintegrieren« in Frage (Deutscher Bundestag 2018, Drucksache 19/3648, 2). Wich- 
tiger als immer mehr Geld für die Fluchtursachenbekämpfung auszugeben sei es 
eben, 


»dass die Gelder vor Ort auch wirksam und nachhaltig eingesetzt werden und der 
Mitteleinsatz einer fortwährenden Prüfung unterzogen wird, damit das Ziel der 
Fluchtursachenbekämpfung auch tatsächlich erreicht werden kann« (ebd.). 


Die damals noch als Abgeordnete der EVP-Fraktion im EU-Parlament vertretene 
Maiya Gabriel und heutige EU-Kommissarin für Innovation und Jugend stellte in 
diesem Zusammenhang die Effektivität des Europäischen Entwicklungsfonds in 
Abrede: Schließlich hätten elf Entwicklungsfonds nicht dazu geführt »die massiven 
Aufbrüche einzudämmen« (Europäisches Parlament 25.11.2015). Der Kreis schließt 
sich an dieser Stelle wieder, da der attestierten Kosten-Ineffektivität mit der Einbe- 
ziehung des Privatsektors begegnet werden soll. Als wichtiger Schritt wurde auch 
der Abbau bürokratischer Hürden beim Vergabeverfahren des EU-Treuhandfonds 
für Afrika gelobt, was eine flexiblere Verwendung der Mittel ermögliche. Die in den 
Argumenten zum Ausdruck kommende Skepsis gegenüber staatlichen Eingriffen 
und Kontrollen bei einer gleichzeitigen Propagierung des möglichst freien Wir- 
kens von Marktkräften zur Überwindung von »Unterentwicklung« verweist auf die 
neoliberale Stoßrichtung. 


Schaffung von Resilienz als Fluchtursachenbekämpfung 

Die Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung fügt sich auch insofern gut in neo- 
liberale Strategien ein, als dass der von diesem Hegemonieprojekt geprägte Begriff 
der »Resilienz« eine prominente Rolle im Diskurs spielt. Während das Konzept ins- 
besondere im Bereich der globalen Umwelt- und Finanzpolitik in den 2000er Jahren 
virulent wurde (Becker 2020, 148), ist es inzwischen bis in viele weitere gesellschaft- 
liche Bereiche vorgedrungen. Stets geht es dabei um die Frage, wie ein Zustand und 
Fähigkeiten gefördert werden können, die bei der Bewältigung von Krisen helfen. 
Der Anspruch, resilient im Sinne von widerstandsfähig gegenüber Krisen zu sein, 
lässt sich als neoliberale Subjektivierungsform deuten: Nicht primär die Krisen und 
Katastrophen, mit denen Menschen oder beispielsweise auch ökologische Systeme 
konfrontiert werden, geraten in den Fokus, sondern die Frage, wie sich Betroffene 
gegen die Folgen solcher Schocks wappnen bzw. wie sie diese bewältigen können. 
So wird bei den Instrumenten zur Bekämpfung von Fluchtursachen darauf hinge- 
wiesen, es gelte, die Resilienz lokaler Gemeinschaften zu stärken, die von einem be- 
sonderen »Migrationsdruck« betroffen seien. Die EU-Kommission verdeutlichte in 
ihrer Halbzeitbilanz zum EU-Treuhandfond für Afrika: 
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»Assisting households to improve their resilience through access to more, better 
and more reliable public resources, information on more appropriate livelihood 
strategies and production technologies, and assistance to local communities to 
better plan and implement preventative measures against probable shocks and 
stresses are all expected to reduce the migration drivers.« (Europaische Kommis- 
sion 2020, 16) 


Auch die Europäische Entwicklungsbank führte den Begriff der Resilienz in Bezug 
auf Fluchtursachenbekämpfung im Rahmen ihrer Resilienz-Initiative (siehe 6.5.1) 
prominent ins Feld. Diese sei »Teil von Maßnahmen, mit denen die EU die mit Flucht 
und Migration verbundenen Herausforderungen meistern will« (Europaische In- 
vestitionsbank 2018a). 

Bei genauerer Betrachtung lässt sich eine interessante Bedeutungsverschie- 
bung feststellen, wenn man den Blick auf das weitere Politikfeld Migration und 
Entwicklung richtet. So haben Wissenschaftler:innen in Bezug auf die Debatte 
um Klimaflucht herausgearbeitet, welche Implikationen der Einzug des Begriffs 
hatte: Während klimabedingte Fluchtmigration zunächst als zu verhinderndes 
Phänomen adressiert worden sei und daraufhin als Frage von Flüchtlingsrechten, 
führe der Resilienz-Begriff dazu, dass klimainduzierte Migration nun als rationale 
Anpassungsstrategie an unvermeidbare Folgen des Klimawandels dargestellt werde 
(Methmann/Oels 2015). Die Kulturanthropologin Marlene Becker fasst zusam- 
men: »Im Fall einer Naturkatastrophe wird den Betroffenen eine aktive Rolle und 
Verantwortung in der Krisenbewältigung zugesprochen und damit Migration als 
Chance inszeniert« (Becker 2020, 149). Während im Kontext der klimabedingten 
Fluchtmigration Resilienz so verstanden wird, dass Migration durchaus eine wün- 
schenswerte Strategie zur Anpassung an den Klimawandel darstellen kann, nimmt 
der Begriff im Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung eine neue Wendung. Wenn 
die Resilienz von Gemeinschaften, die besonders von Auswanderung betroffen sind, 
verstärkt wird, so die Annahme, lasse sich dieser Entwicklung Einhalt gebieten. 
Kurz: Resilienz soll von Migration abhalten und Menschen zum Bleiben veranlas- 
sen. Damit wird ersichtlich, wie auch neoliberale Strategien anschlussfähig an den 
Verhinderungs-Bias des konservativen Hegemonieprojektes sind.*” 


37 Ein weiteres Beispiel verdeutlicht, wie sich neoliberale migrationspolitische Forderungen, 
die sich dem Migrations-Entwicklungs-Nexus zurechnen lassen (siehe 4.2.2), mit der kon- 
servativen Zielsetzung der Migrationsverhinderung im Fluchtursachen-Diskurs verbinden. 
Wie gezeigt wurde, sieht der Entwicklungs-Migrations-Nexus vor, Migrant:innen als Entwick- 
lungsakteur:innen zu aktivieren, um über Wissenstransfer und Rücküberweisungen einen 
Beitrag zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer zu leisten (Kalm 2012, 38). Damit geraten Dia- 
spora-Communities in den Fokus, die mittels Investitionen ihren Beitrag zu einem gelingen- 
den win-win-win-Szenario leisten sollen. Auch im Fluchtursachen-Diskurs wird darauf ver- 
wiesen, dass das Engagement von Diaspora-Communities weiterhin gefördert werden soll — 
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In Kapitel 5.2 wurde bereits deutlich, dass die neoliberalen Strategien sich 
zunehmend auch in den politischen Maßnahmen niederschlugen, die auf beiden 
untersuchten scales im Kontext der Krise des Grenzregimes 2015 erfolgten. Der 
oben beschriebene Trend zur Finanzialisierung der Entwicklungszusammenar- 
beit scheint durch den Diskurs um Fluchtursachen und deren Bewältigung weiter 
gestärkt zu werden, da damit eine Dringlichkeit Einzug hält: Wenn Entwicklungs- 
politik nicht effizienter ausgestaltet werde - und das heißt durch eine Ausrich- 
tung auf die Absicherung privatwirtschaftlicher Investitionen -, könnten weitere 
Fluchtmigrationsbewegungen nach Europa nicht verhindert werden. Rhetorisch- 
diskursive Elemente wie der Resilienz-Begriff, die zuvor vorwiegend mit einer 
Migration fördernden Programmatik die Debatte prägten, wurden nunmehr mit 
dem Ziel der Vermeidung weiterer Fluchtmigration verknüpft. Insgesamt zeigte 
die Analyse, dass das neoliberale Hegemonieprojekt den Verhinderungs-Bias sowie 
die internalistische Sichtweise auf Fluchtursachen der konservativen Akteur:innen 
mittrug, um damit eigene Forderungen, die über migrationspolitische Anliegen 
hinausweisen, zu stärken. 


6.5.3 Nützlicher Nebenschauplatz Fluchtursachenbekämpfung 


Das neoliberale Hegemonieprojekt, das die treibende Kraft hinter dem politischen 
Projekt des Migrationsmanagements darstellte (siehe 4.2.3), geriet mit dem Som- 
mer der Migration in eine ambivalente Position. Zum einen wurde der prekäre 
Konsens, der das Migrationsmanagement vor dem langen Sommer 2015 prägte, mit 
der Krise erschüttert. Zum anderen setzten einflussreiche neoliberale Akteur:innen 
zunächst erfolgreich mit derselben Stoßrichtung wie das linksliberal-alternative 
Hegemonieprojekt darauf, keine Grenzschließungen vorzunehmen und - so die 
neoliberale Argumentation — mittels einer schnellen Integration von Geflüch- 
teten in den Arbeitsmarkt dem Arbeitskräftemangel entgegenzuwirken (Georgi 
2016, 191). Die deutsche Bundesregierung habe schließlich diese »linksliberale Dis- 
kursverschiebung des neoliberalen Projekts« (ebd.) mitvollzogen, womit sich ihr 
Agieren erkläre (Buckel et al. 2018; Georgi 2016). Schließlich geriet zwar auch das 


nun allerdings mit dem Fokus auf die Entwicklung der Herkunftsregion, um weiterer Flucht- 
migration vorzubeugen und Abgeschobene bzw. Rückkehrer:innen zu reintegrieren und damit 
von einem erneuten Aufbruch abzuhalten. So findet sich unter den Indikatoren des EU-Treu- 
handfonds, also dem zentralen EU-Instrument für Fluchtursachenbekämpfung, die Anzahl 
an Investitions-Projekten von Diaspora-Mitgliedern, die diese in ihrem Herkunftsland umge- 
setzt haben. Was sich damit ändert, ist das Rechtfertigungsnarrativ (Den Hertog 2016b, 50). 
Die beschworene »diasporische Verantwortung für die Herkunftsnation« (Schwertl 2015, 15) 
erfährt eine Akzentverschiebung, welche die allgemeine- meist sehr unspezifische-Zielset- 
zung der Entwicklung des Herkunftslandes ersetzt durch die Verhinderung weiterer Flucht- 
migration im Sinne der Bekämpfung von Fluchtursachen. 
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neoliberale Hegemonieprojekt mit dem Erstarken rechts-konservativer Krafte ins 
Hintertreffen. Dennoch zeigt sich auch am Diskurs um Fluchtursachenbekamp- 
fung und seinen materiellen Effekten in Form konkreter politischer Maßnahmen, 
die im Prozess der Reorganisation des Grenzregimes an Relevanz gewannen, dass 
neoliberale Strategien durchaus wirkmächtig blieben. Die Position des neoliberalen 
Hegemonieprojektes veränderte sich insofern, als es seinen Einfluss auf das Feld 
der Entwicklungspolitik auch im Kontext des Fluchtursachen-Diskurses verstärken 
konnte. Dies zeigte sich sowohl in den entwicklungspolitischen Ambitionen von 
Akteuren wie der Europäischen Entwicklungsbank, die für sich beanspruchten, 
Fluchtursachen zu bekämpfen und als zentrale Entwicklungsakteure aufzutre- 
ten als auch in neoliberalen Strategien, die von anderen entwicklungspolitischen 
Akteuren und Staatsapparaten wie dem BMZ übernommen wurden (siehe 6.3). 


6.6 Proeuropäisch-soziales Hegemonieprojekt: 
Fluchtursachenbekämpfung als Transformationsfrage 


Wie bereits in Kapitel 3.1.1 ausgeführt, lassen sich zwei soziale Hegemonieprojek- 
te unterscheiden. Dies macht sich auch im Fluchtursachen-Diskurs in sehr unter- 
schiedlichen Strategien bemerkbar, die ich den Akteur:innen der beiden Projekte 
jeweils zuordne. Strategien des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes waren 
im Fluchtursachen-Diskurs durchaus präsent. Es gelang allerdings nicht, das hege- 
moniale Verständnis von Fluchtursachenbekämpfung entsprechend mitzuprägen. 


6.6.1 Akteursanalyse: Neue Allianzen 


Das proeuropäisch-soziale Hegemonieprojekt zeichnet sich durch eine europäische 
bzw. transnationale Strategie aus, da es Fragen sozialer Gerechtigkeit und von Um- 
verteilung explizit nicht im nationalstaatlichen Rahmen verhandelt und sich aus die- 
sem Grund wesentlich vom national-sozialen Hegemonieprojekt unterscheidet (Bu- 
ckel et al. 2014, 73f.). Die grundlegende migrationspolitische Strategie des proeuro- 
päisch-sozialen Hegemonieprojektes kann in einer »fairen und offenen Migrations- 
politik« gesehen werden, »die Flüchtlinge schützt, migrantischen Arbeitnehmer_in- 
nen weitgehende Rechte zugesteht und im Geiste internationaler Solidarität Men- 
schen aus Entwicklungsländern die Möglichkeit gibt, in Europa zu arbeiten« ebd., 
73). 

Betrachten wir die Strategien, die im Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung 
zum Tragen kommen, so bestehen die Exponent:innen dieses Projektes darauf, ei- 
ne transnationale oder globale Perspektive einzunehmen und damit die Verantwor- 
tung Europas oder Deutschlands für Fluchtursachen im globalen Süden in den Fo- 
kus zu rücken. Schlussendlich gehe es um mehr globale Gerechtigkeit oder gar eine 
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grundlegende sozial-ökologische Transformation, um tatsächlich den Ursachen von 
Fluchtmigration entgegenzuwirken; so lässt sich die Strategie der Vertreter:innen 
des Projektes im Kontext von Fluchtursachenbekämpfung beschreiben. 

Als Akteur:innen des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes, die sich im 
Diskurs um Fluchtursachen(-bekämpfung) involviert haben, lassen sich keine der 
großen institutionellen Exponent:innen benennen. International ausgerichtete 
gewerkschaftliche Akteur:innen und Sozialverbände, die als zentrale migrations- 
politische Akteur:innen des proeuropäisch-sozialen Projektes gelten (Buckel et al. 
2014, 73), brachten sich nur vereinzelt in die Debatte ein (siehe Arbeiterkammer 
Wien 2021a; 2021b). Präsent waren die Strategien, die in diesem Hegemoniepro- 
jekt zusammenliefen, in erster Linie durch Veröffentlichungen von aktivistischen 
und/oder kritischen Wissenschaftler:innen, die das Thema Fluchtmigration mit 
globaler Ungleichheit und postkolonialen Ansätzen verknüpften (Bendix 2018a, 
2018b; Bernau 2017, 2019; Buckel/Kopp 2022; Georgi 2016; iz3w 2016; Lang 2017; Ma- 
banza Bambu 2016; Ziai 2016). Refugee-Aktivist:innen brachten die Forderungen, 
Fluchtursachen im Kontext postkolonialer Ungleichheit zu verstehen und zu adres- 
sieren, auch im Kontext des Sommers der Migration ein (Afrique-Europe-Interact 
2016; neues deutschland v. 24.8.2018; taz v. 20.8.2015; The Voice 2018). Außerdem 
äußerten sich NGOs und Hilfswerke aus dem Bereich Entwicklungszusammenar- 
beit und stärkten die Perspektive des Hegemonieprojektes (Brot für die Welt 2021; 
Gebauer 2016; medico international/GEW 2016; Morazan/Mauz 2016). Gemeinsam 
mit den Organisationen Attac, medico international und Publik Forum initiierte der 
Think Tank Institut Solidarische Moderne (ISM) die zivilgesellschaftliche Initiative 
»recht-auf-willkommen« mit der zentralen Forderung »Flüchtende aufnehmen 
und Fluchtursachen beseitigen« im Dezember 2015 (Institut Solidarische Moderne 
2015). Darüber hinaus veröffentlichten Stiftungen wie die Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Braunsdorf 2016), die Heinrich-Böll-Stiftung (Heinrich-Böll-Stiftung 2014; 2018) 
sowie die Rosa-Luxemburg-Stiftung (Solty 2016) Beiträge, die Fluchtursachen in 
den Zusammenhang mit deutschen und europäischen Politiken setzten. Auch 
das von der damaligen Parteivorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, 
veröffentlichte Buch »Niemand flieht freiwillig. Die Verantwortung des Westens 
oder Warum sich unsere Gesellschaft neu erfinden muss« (Kipping 2015) ist hier zu 
nennen. 

Die Machtressourcen, auf die Akteur:innen des proeuropäisch-sozialen Hege- 
monieprojektes zurückgreifen konnten, waren insbesondere diskursive und sym- 
bolische Ressourcen, da sie aufwirkmächtige Diskurse wie den Menschenrechtsdis- 
kurs, aber auch die Forderung nach globaler Gerechtigkeit rekurrierten. Die orga- 
nisatorischen Ressourcen des Projektes sind gering, aber die Vielzahl unterschied- 
licher Akteur:innen zeigt auch, dass der Diskurs für diverse gesellschaftliche Grup- 
pen Anlass gab, sich im Sinne des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes zu 
positionieren. Dadurch, dass NGOs, Wissenschaftler:innen und Akteure wie Stif- 
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tungen mit Veröffentlichungen zum Thema Fluchtursachen diese Strategie stark- 
ten, lasst sich durchaus eine deutliche Prasenz des Projektes im Diskurs feststellen. 

Auf einer grundlegenden Ebene verfolgten Akteur:innen, die dem proeuropa- 
isch-sozialen Hegemonieprojekt zugeordnet werden, den Versuch, die Frage globa- 
ler Ungleichheitsverhaltnisse mit derjenigen von Migrationspolitiken und Flucht- 
migrationsbewegungen zusammen zu führen. Das ISM betonte in diesem Sinne, 
dass Migration die Notwendigkeit verdeutliche, die soziale Frage global zu beant- 
worten (Institut Solidarische Moderne 2020). Einige Akteur:innen fokussierten sich 
auf einzelne Politikfelder (Waffenexporte, Handels-, Klima-, Agrarpolitik etc.), in 
denen auf globaler, europäischer oder auch nationalstaatlicher Ebene Veranderun- 
gen notwendig seien. Andere wiederum wiesen allgemeiner darauf hin, dass glo- 
bale Ungleichheit ursächlich für Fluchtmigration sei. Die grundsätzliche Strategie 
zeichnete sich jedoch dadurch aus, dass Fluchtmigration in den Kontext globaler 
Verhältnisse gerückt wurde. Einige Autor:innen griffen auf das Konzept der impe- 
rialen Produktions- und Lebensweise (Brand/Wissen 2017) oder der Externalisie- 
rungsgesellschaft (Lessenich 2016) zurück (siehe 4.1.1), um globale Zusammenhän- 
ge in Bezug auf Fluchtursachen zu beleuchten (Bendix 2018b; Buckel/Kopp 2022; 
Lang 2017). Damit wird sowohl an die Position von Vertreter:innen des globalen Sü- 
dens angeschlossen, wie sie bereits im Zuge der Fluchtursachen-Debatte im Rah- 
men der UN vorgebracht wurde (siehe 4.3.1) als auch an die langjährige Forderung 
im Kontext von Geflüchteten-Protesten (siehe 4.3.4): Eine Perspektive, die lediglich 
Entwicklungen innerhalb der Herkunftsländer als Fluchtursachen in Betracht zieht, 
wird als empirisch nicht haltbar erachtet und zurückgewiesen. Stattdessen gelte es, 
das asymmetrische Nord-Süd-Verhältnis und damit externe Faktoren als Ursachen 
von Flucht und Vertreibung zu analysieren. Auch das Konzept »Entwicklung« müs- 
sein diesem Zusammenhang »grundlegend problematisiert« werden, so Lang (2017, 
179f.), da auch dieses die benannten globalen Verhältnisse häufig unbeachtet lasse. 

Damit wurde der Fluchtursachen-Diskurs im Kontext des Sommers der Migra- 
tion zu einem Terrain, auf dem sich unterschiedliche Akteur:innen für globale Ge- 
rechtigkeit bis hin zu einer sozial-ökologischen Transformation aussprachen. Ähn- 
lich wie dem neoliberalen Projekt, diente der Diskurs um Fluchtursachenbekämp- 
fung dem proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojekt als eine Möglichkeit, weiter- 
reichende gesellschaftspolitische Forderungen zu artikulieren, die nur am Rande 
migrationspolitische Anliegen adressieren. 


6.6.2 Rhetorisch-diskursive Strategie: 
Fluchtursachen im Kontext des Nord-Süd-Verhältnisses 


»So, the root causes of course are poverty, inequality and not having chance in life 
to improve. [...] But that is [...] a long-term policy where we need to look at our trade 
policies, foreign investment policies etc.« (Interview MEP Verts/ALE 2018) 
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Wie der linke Fliigel des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes, verfolgten 
auch Akteur:innen des proeuropäisch-sozialen Projektes eine gegenhegemoniale 
Strategie. Sie zielte darauf, die internalistische Perspektive zurückzuweisen und 
Fluchtursachen nicht lediglich in den Herkunftsregionen von Geflüchteten zu 
verorten. Stattdessen rückten die Exponent:innen globale Ungleichheitsverhält- 
nisse und damit die Verantwortung von Akteur:innen im globalen Norden in den 
Fokus. Dies ließ sich mit den politischen Zielsetzungen des proeuropäisch-sozialen 
Hegemonieprojektes verbinden (Buckel et al. 2014, 74f.). Denn wie gezeigt wurde, 
steht im Zentrum des politischen Selbstverständnisses des proeuropäisch-sozialen 
Hegemonieprojektes das Thema soziale Gerechtigkeit in Form von Ausgleich und 
Umverteilung (ebd., 71) und zwar explizit transnational im Sinne eines »sozialen 
Europa« (ebd., 75). Im Diskurs um Fluchtursachen(-bekämpfung) wurde das trans- 
nationale Moment gar auf eine globale scale erweitert. Um diese globale Dimension 
des Themas Fluchtursachen zu verdeutlichen, wurde von kritischen Wissen- 
schaftler:innen unter anderem auf die Konzepte der imperialen Produktions- und 
Lebensweise (Lang 2017; Buckel/Kopp 2022) oder der Externalisierungsgesellschaft 
Bezug genommen (siehe 4.1.1). Es gehe darum, die »Herausforderungen eines 
linken Fluchtursachen-Diskurses anzunehmen« (Bernau 2017). Dies bedeute, sich 
der komplexen analytischen Herausforderung zu stellen, »die Krisenprozesse der 
gegenwärtigen Konstellation u.a. chronische Überakkumulation von Kapital, Er- 
nährungskrisen, Klimawandel, Bürgerkriege und Prozesse des Staatszerfalls, in 
ihrer wechselseitigen Bedingtheit zu verstehen, als widersprüchliche Ausdrucks- 
weise einer globalen Formation« (Georgi 2016, 194). Das asymmetrische Nord-Süd- 
Verhältnis rückte somit ins Zentrum der Analyse von Fluchtursachen. Denn auch 
Fluchtbewegungen machten deutlich: »Das Pendel schlägt zurück, das »Außen« 
kehrt sich nach »innen«: Wir werden unweigerlich mit den Konsequenzen unseres 
eigenen Externalisierungshandelns konfrontiert« (Lessenich 2016, 184). Migra- 
tionsbewegungen werden in diesem Sinne als eigenwillige und widerständige 
Antwort auf Enteignungsprozesse, auf Kontexte der Gewalt und Prekarisierung 
verstanden, die in peripheren Regionen durch die imperiale Lebensweise struktu- 
rell generiert und verschärft werden. Diese Perspektive knüpfte in ihren rhetorisch- 
diskursiven Strategien an die Forderungen von selbstorganisierten Geflüchteten 
an, die mit Slogans wie »Wir sind hier, weil ihr unsere Länder zerstört!« seit 
Jahrzehnten Migration und Flucht im Kontext globaler Herrschaftsverhältnisse 
verorten (Bendix 2018a; 2018b). 

Neben der Kritik an neokolonialer Ausbeutung und globaler Ungleichheit stan- 
den im Kontext des Sommers 2015 auch die verheerenden Folgen von Rüstungsex- 
porten im Fokus (Schmidt 2016). So setzten auch Refugee-Aktivist:innen das The- 
ma auf die Agenda, als sie 2015 gemeinsam mit Friedens- und Anti-Kriegsnetzwer- 
ken die Aktionstage »Bodensee Action Days: Stop weapons’ export! Fight the causes 
of flight« organsisierten (Bendix 2018b, 14). Ziel war es, die in der Bodenseeregi- 
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on produzierten Waffen und Waffentechnologie mitverantwortlich zu machen für 
Fluchtursachen in von gewaltsamen Konflikten geprägten Herkunftsregionen von 
Geflüchteten. 2017 organisierten sierra-leonische und afghanische Migrant:innen 
eine Demonstration mit ähnlicher Ausrichtung, in der sie auch gegen die Produk- 
tion von Waffentechnologie durch JenOptiks auf die Straße gingen (The Voice 2017 
in: ebd.). Die Aktivist:innen verwiesen auf die historische und strukturelle Verant- 
wortung Europas bzw. europäischer Unternehmen für die Zerstörung von Lebens- 
grundlagen im globalen Süden. 

Im Sinne der rhetorisch-diskursiven Strategie des proeuropäisch-sozialen 
Hegemonieprojektes rückten auch die Hilfsorganisation medico international und 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft globale Ungleichheitsverhältnisse 
in den Fokus der Debatte: 


»Ob Krieg und Gewalt, Verfolgung und Diskriminierung, Armut und Perspektivlo- 
sigkeit, Umweltzerstörung und Klimawandel oder Rohstoffhandel und Landraub — 
meist sind diese Fluchtursachen eng miteinander verwoben. Und fast immer hän- 
gen sie mit der zunehmenden globalen Ungleichheit zwischen reich und arm zu- 
sammen« (medico international/GEW 2016, 4). 


Eine solche Perspektive impliziert über entwicklungspolitische Maßnahmen, die 
in Kontexte im globalen Süden einwirken, hinauszugehen. So betonten Vertre- 
ter:innen der Linkspartei im Bundestag, statt Symptome zu behandeln, müssten 
endlich grundsätzliche Fragen gestellt werden (Movassat in: Deutscher Bundestag 
25.11.2015, 13697). Dies bedeute, verfehlte Politiken anzugehen. Die Verantwor- 
tung Europas könne sich nicht auf eine Erhöhung des Entwicklungshilfe-Etats 
beschränken, sondern erfordere eine Neuausrichtung und Transformation zentra- 
ler Politikfelder wie der Waffenexport-, der Handels-, Rohstoff- und Agrarpolitik, 
der Klima- oder Fischereipolitik.** Eine Perspektive, die die Verantwortung des 
globalen Nordens und in diesem Fall der Bundesrepublik Deutschland hervorhob, 
brachten auch Vertreter:innen der Initiative für eine Enquetekommission im Bun- 
destag ein, die sich im Frühjahr 2017 gründete. Den Aufruf unterzeichneten 150 
Träger:innen des Bundesverdienstkreuzes. Der ehemalige Bundesumweltminister 
sowie Exekutivdirektor des Umweltprogramms der Vereinten Nationen, Klaus 
Töpfer, äußerte sich als Mitinitiator des Aufrufs in der Zeit: »Eine Enquetekom- 
mission sollte die Frage gründlich durchdringen: Wie verschlechtern wir durch 
unsere Politik und unser Wirtschaften die Lebensbedingungen in Afrika, Asien 
oder Südamerika so, dass die junge Bevölkerung ihre Heimat verlassen muss?« 


38 Aucheine Publikation der Friedrich-Ebert-Stiftung wies mit ihrem Titel»Fluchtursachen »Ma- 
de in Europe« auf die Zusammenhänge hin (Braunsdorf 2016). 
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(Zeit v. 5.7.2017) Auch Mabanza Bambu forderte in seiner Analyse der Initiativen 


der Bundesregierung zur Fluchtursachenbekampfung diesen Perspektivwechsel 


ein und problematisierte das internalistische Verstandnis von Fluchtursachen. Ein 


solches prage beispielsweise die Sonderinitiative der Bundesregierung »Fluchtur- 


sachen bekämpfen - Flüchtlinge reintegrieren« (siehe 5.2.2) und verhindere die 


notwendigen politischen Antworten, da 


»diese bewusste Fixierung auf Aufgaben, die wo anders gemacht werden sollen, 
den Blick von den realen strukturellen Ursachen von Zerstörungen und Umwäl- 
zungen, die zu Fluchtbewegungen führen, ablenkt. Dies aber sind Ursachen, 
welche von hier aus tatsächlich beeinflusst werden könnten und sollten. Damit 
macht die Sonderinitiative »Fluchtursachenbekämpfung« nichts anderes als ein 
Recycling von Maßnahme-Vorschlägen, die seit Jahrzehnten zu Recht als Repa- 
raturmaßnahmen in übergeordnetem Interesse wirtschaftlicher und politischer 
Ziele kritisiert werden.« (Mabanza Bambu 2016, 71f.) 


39 


Das Bundeskabinett setzte schließlich stattdessen eine »Fachkommission Fluchtursachen« 
ein, die aus 24 Mitgliedern aus Wissenschaft und NGOs bestand und Anfang Oktober 2019 
ihre Arbeit aufnahm. Im Mai 2021 legte die Kommission ihren Bericht vor (Fachkommission 
Fluchtursachen 2021). Da sich meine Analyse im Kern auf die Jahre 2014-2018 bezieht, gehe 
ich an dieser Stelle nur kurz darauf ein. Der Bericht berücksichtigt durchaus externe Fakto- 
ren. So heißt es im Vorwort: »Gründe, warum Menschen ihre Heimat verlassen sind nicht nur 
in den Ländern der Betroffenen selbst zu suchen, sondern auch entwickelte Länder wie die 
europäischen Staaten tragen dazu bei.« (ebd., 5) In den konkreten Forderungen wird der Be- 
richt vager. So sollen Rüstungsexporte und Sicherheitskooperationen »genau geprüft wer- 
den« (ebd., 9) und die Bundesregierung solle »den Klima- und Umweltschutz in Deutsch- 
land und weltweit ambitioniert voranbringen« (ebd., 10). Zugleich gelte es »eine nachhalti- 
ge Wirtschaftsentwicklung und höhere Diversifizierung im Industrie- und Dienstleistungs- 
sektor [zu] fördern und dabei den Fokus auf günstige Investitionsbedingungen, berufliche 
Bildung und faire Handelsregeln [zu] legen« (ebd.). In der Kurzfassung der Forderungen ist 
im Sinne neoliberaler Anliegen nur noch davon die Rede, »Investitionsbedingungen zu ver- 
bessern« (ebd., 11). Insgesamt prägt ein tendenziell internalistischer Ansatz zwar nicht den 
Bericht als Ganzes, aber die konkreten 15 Empfehlungen, die in die Verhandlungen zur Regie- 
rungsbildung im Herbst 2021 einfließen sollten: Die Bundesregierung solle in erster Linie auf 
Veränderungen in den Herkunfts- und Erstaufnahmeländern in der Region hinwirken (ebd., 
11f.) und etwa »die staatlichen Institutionen und lokalen Verwaltungen dabei unterstützen, 
grundlegende Versorgungsleistungen für alle zu gewährleisten« (ebd., 9). Im Hinblick auf 
die Ursachenbekämpfung kommen Politiken der Bundesregierung außer in der Forderung 
nach einem »ambitionierten Klimaschutz in Deutschland und Europa« in diesen Empfehlun- 
gen nicht mehr vor. Außerdem findet sich das Anliegen konservativer Kräfte in dem Bericht 
wieder, das Thema Fluchtursachenbekämpfung mit dem Thema Rückkehr zu verknüpfen: Es 
gelte »die Förderung von Rückkehr [zu] verstärken, um Anreize für irreguläre Migration zu 
reduzieren, und dabei insbesondere in die freiwillige Rückkehr und Reintegration [zu] in- 
vestieren.« (ebd., 11) 
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Dieser Ablenkung von der europäischen Verantwortung entgegenzuwirken, ist 
wesentlich für die Strategie des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes. 
In ihren alternativen Schlussfolgerungen für das inter-parlamentarische Treffen 
zur gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU formulierte die 
LINKEN-Abgeordnete Lösing gemeinsam mit einigen Fraktionskolleg:innen, die 
zunehmenden Migrationsbewegungen seien nicht zuletzt ein Produkt vieler Jahre 
sozialer Zerstörung als Resultat des neoliberalen Weltwirtschaftssystems (GUE/ 
NGL 2016). Die EU-Parlamentarierin der S&D-Fraktion, Kyenge verwies vor dem 
Hintergrund einer kurz bevorstehenden Parlaments-Debatte zu Konfliktminera- 
lien auf die postkoloniale Ausbeutung, die in direktem Zusammenhang mit den 
Ursachen von Fluchtmigration stünde (Europäisches Parlament 20.5.2015). Dabei 
vertrat sie die Auffassung, dass Fluchtursachenbekämpfung in vielen Fällen auch 
einer Politik des Unterlassens gewaltvoller Praktiken (wie der Ausbeutung von 
Rohstoffen) gleichkäme. Auch im Kontext der Konflikte um den Globalen Migra- 
tionspakt, als konservative Akteur:innen ihre Migrationsverhinderungs-Rhetorik 
auf die Spitze trieben (siehe 6.2.2), kamen kritische Stimmen zu Wort, die eine 
diametral entgegengesetzte Position vertraten. Sie kritisierten die Ausgangsbasis 
des Pakts als fehlgeleitet. So zitiert Georgi den Aktivisten Mamadou Goita, Mitglied 
des Panafrican Network on Migrant Rights: »[T]he basic problem is not accepted: 
the fact of closing borders preventing people to move, after forcing them to do it 
because of having dismantled their means of production and subsistence« (Goita 
2017: 8:58 min in: Georgi 2019b, 351). Während die erste gegenhegemoniale Strategie 
in der Kritik der Verknüpfung von Fluchtursachenbekampfung mit dem Ziel der 
Verhinderung von Ankünften Geflüchteter in Europa bestand, setzte die zweite rhe- 
torisch-diskursive Strategie auf eine radikale Infragestellung der internalisitischen 
Sichtweise auf Fluchtursachen. 


6.6.3 Bündelung von Kräften 


Mit dem »Sommer der Migration« liefen für einen Moment die Strategien des 
linksliberal-alternativen, des neoliberalen und auch des proeuropäisch-sozialen 
Hegemonieprojektes zusammen, die alle für eine offene Haltung gegenüber den 
ankommenden Geflüchteten plädierten (Buckel et al. 2018, 66). Zwar wurde auch 
das proeuropäisch-soziale Projekt von dem darauffolgenden rechtskonservati- 
ven Rückschlag stark geschwächt, doch bot der Diskurs um Fluchtursachen dem 
Hegemonieprojekt eine Gelegenheit, wesentliche Forderungen vorzubringen, die 
über migrationspolitische Anliegen hinaus gingen. Die Ressourcen des Projektes 
veränderten sich mit dem Sommer der Migration hinsichtlich des Konflikts um 
Fluchtursachen nicht wesentlich. Am ehesten lassen sich Anzeichen finden, dass 
die organisatorischen Ressourcen durch neue Allianzen zwischen zivilgesellschaft- 
lichen Akteur:innen, die auch traditionell dem proeuropäisch-sozialen Hegemo- 
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nieprojekt zugeordnet werden können (wie Migrationsreferate/Abteilungen für 
Internationales in Gewerkschaften) mit Akteur:innen aus der Entwicklungspolitik 
und der kritischen Wissenschaft gestärkt werden konnten. So veröffentlichten 
beispielsweise die Menschenrechtsorganisation medico international und die Ge- 
werkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) die Broschüre »Warum Menschen 
fliehen? Ursachen von Flucht und Migration« (medico international/GEW 2016). 
Die Kammer für Arbeiter:innen und Angestellte Wien initiierte in Zusammenarbeit 
mit Einzelgewerkschaften und Entwicklungsorganisationen die Kampagne »Das 
Recht, nicht gehen zu müssen« (Arbeiterkammer Wien 2021b), die sich mit dem 
Zusammenhang von europäischer Politik und Fluchtursachen auseinandersetzte.*° 

Anders als für das linksliberal-alternative, das konservative oder das neolibera- 
le Hegemonieprojekt haben sich für das proeuropäisch-soziale Hegemonieprojekt 
keine wesentlichen Veränderungen durch den Konflikt um Fluchtursachen ergeben. 
Weder können größere institutionelle Veränderungen festgestellt werden, noch ha- 
ben sich die Machtressourcen und damit auch die Stellung des Hegemonieprojektes 
im untersuchten Konflikt maßgeblich verändert. Dennoch können die neuen Ver- 
bindungen, die im Kontext von Migrationspolitik über den Diskurs um Fluchtur- 
sachenbekämpfung zwischen gewerkschaftlichen und entwicklungspolitischen Ak- 
teur:innen entstanden sind, als potentielle Stärkung von Machtressourcen im Sinne 
einer Bündelung von Kräften verstanden werden. 


6.7 National-soziales Hegemonieprojekt: Seitenbühne Fluchtursachen 


Die Akteur:innen, die sich im Konflikt um Fluchtursachen(-bekämpfung) dem na- 
tional-sozialen Hegemonieprojekt zuordnen lassen, zeigten keine große Präsenz im 
Diskurs. Ich stelle es daher nur knapp dar. 


6.7.1 Akteursanalyse: Referenzpunkt nationaler Wohlfahrtsstaat 


Wie für das proeuropäisch-soziale Hegemonieprojekt, sind auch für das national- 
soziale Projekt soziale Gerechtigkeit und Umverteilung Kernanliegen, die jedoch 
auf unterschiedlichen scales verfolgt werden (siehe 3.1.1). Das national-soziale 
Projekt orientiert sich primär an der nationalen Arbeiter:innenklasse und richtet 
seine Strategien daher auf die nationalstaatliche Ebene und eine Stärkung des 
nationalen Wohlfahrtsstaates. Was jedoch nicht zuletzt für die migrationspoliti- 
sche Stoßrichtung des Projektes von Relevanz ist: Dieser Bezug impliziert nicht 


40 Im Kontext dieser Kampagne wurden Sonja Buckel und ich beauftragt, eine Studie zu diesem 
Thema zu verfassen, deren Stoßrichtung sich auch weitgehend im proeuropäisch-sozialen 
Hegemonieprojekt verorten lässt (Arbeiterkammer Wien 2021a). 
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nur eine entsprechende skalare Strategie hinsichtlich der raumlichen Bezugsebe- 
ne. Sondern, so zeigt Birgitta Dusse, durch die Bezugnahme auf den nationalen 
Wohlfahrtsstaat wird die Arbeiterklasse als mannlich, nichtmigrantisch und im 
mittleren Alter adressiert, was notwendigerweise zu Ausgrenzungen führt: »Das 
Abgrenzen gegenüber und Ausgrenzen von Frauen, Migrant*innen, Alten und 
Jugendlichen in den gezogenen Arbeitsmarkthierarchien war und ist weiterhin 
tief verankert im nationalen Wohlfahrtsstaat« (Dusse 2019, 309), auf den sich das 
national-soziale Hegemonieprojekt zentral beruft. 

Die migrationspolitische Strategie des national-sozialen Hegemonieprojektes 
lässt sich als widersprüchlich beschreiben. Denn wichtige Exponent:innen des Pro- 
jektes wie Teile der Gewerkschaften und Sozialverbände wenden sich zwar gegen 
die repressive europäische Migrationspolitik, die gegen die Rechte von Geflüchteten 
und Migrant:innen verstößt (Buckel et al. 2014, 72). Allerdings wird betont, Migrati- 
onsbewegungen hätten durchaus negative Folgen, denn Migrant:innen vergrößer- 
ten die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und sorgten für eine stärkere Belastung 
der Sozialsysteme (ebd., 72f.). Inder Konsequenz müsse Migration begrenzt und re- 
guliert werden. Der nationale Wohlfahrtsstaat, der möglichst viele Rechte exklusiv 
den Staatsbürger:innen vorenthält, wird als Lösung der sozialen Frage propagiert. 

Akteur:innen finden sich hier aufgrund der skizzierten skalaren Ausrichtung vor 
allem auf der nationalstaatlichen scale. Im Hinblick auf den Fluchtursachen-Diskurs 
konnten Teile der Partei Die LINKE dem national-sozialen Hegemonieprojekt zuge- 
ordnet werden. Die Position des Projektes lässt sich jedoch im untersuchten Konflikt 
als marginal beschreiben, da sich nur sehr wenige Akteur:innen in den Diskurs um 
Fluchtursachenbekämpfung überhaupt involvierten. 


6.7.2 Rhetorisch-diskursive Strategien: »Bleibeperspektive vor Ort« 


In der Debatte um Fluchtursachen und deren Bewältigung sind kaum rhetorisch- 
diskursive Strategien von Akteur:innen des national-sozialen Hegemonieprojektes 
zu finden. Der Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung bot dennoch Anknüpfungs- 
möglichkeiten, zumal er humanitäre und menschenrechtliche Erwägungen durch 
die Forderung, die Lebensbedingungen in Herkunfts- und Transitregionen zu ver- 
bessern, prominent aufrief. Doch wie konservative Kräfte, hoben auch Exponent:in- 
nen des national-sozialen Projektes in erster Linie das Potenzial hervor, mit der Be- 
kämpfung von Fluchtursachen weitere Migrationsbewegungen nach Europa zu un- 
terbinden. Letzteres erwies sich damit als vordergründiges politisches Ziel - Flucht- 
ursachenbekämpfung erscheint lediglich als politisches Mittel, um weiterer Flucht- 
migration Einhalt zu gebieten. 

Auf EU-Ebene können diskursive Strategien des national-sozialen Hegemonie- 
projektes weniger identifiziert werden, was vermutlich der europäischen scale ge- 
schuldet ist, auf der die Debatten stattfinden. Einige Äußerungen in den Debat- 
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ten des Europäischen Parlaments, die sich als Strategie dieses Hegemonieprojektes 
identifizieren lassen, wurden zum Teil von Akteur:innen vorgebracht, die im Kern 
auf eine Nicht-Beteiligung an europäischen Initiativen zur Fluchtursachenbekamp- 
fung zielten. Gefordert wurde eine Rückbesinnung und Fokussierung auf die natio- 
nalen sozialen Problemlagen, die nicht europäisch zu lösen seien und für die Bür- 
ger:innen der Mitgliedstaaten mit unverhältnismäßigen Kosten einher gingen (u.a. 
Gill in: Europäisches Parlament 11.11.2015). 

Etwas präsenter sind rhetorisch-diskursive Strategien des national-sozialen 
Hegemonieprojektes im Kontext der deutschen Debatte. Gesellschaftliche Ak- 
teur:innen, die sich in vielen Konflikten dem national-sozialen Projekt zuordnen 
lassen, wie beispielsweise Gewerkschaften und Sozialverbände (Buckel et al. 2014, 
73), beteiligten sich allerdings kaum an der Debatte, was bereits in den Ausführun- 
gen zum proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojekt deutlich wurde.” Wie Neva 
Löw (2021) in ihrer Dissertation aufgezeigt hat, waren diejenigen Teile der Gewerk- 
schaften, die diesem Hegemonieprojekt zugeordnet werden können, auf andere 
Strategien fokussiert und mit anderen Themen beschäftigt. Sie positionierten sich 
zu ihren arbeitsmarktpolitischen Kernanliegen und schwankten zwischen einer 
Solidarisierung mit Geflüchteten und Positionen, die Migrant:innen als potentielle 
Bedrohung für die nationalen Arbeitnehmer:innen erachteten. Nicht zuletzt waren 
sie mit internen Konflikten aufgrund der Problematik der Fragmentierung der 
Arbeiter:innenschaft zu Gange. In der allgemeineren Diskussion um Migration, 
aber auch im Fluchtursachen-Diskurs im Besonderen hat sich jedoch eine Fraktion 
der Partei DIE LINKE um prominente Vertreter:innen wie Sahra Wagenknecht 
Strategien dieses Hegemonieprojektes bedient. 

So warnten Vertreter:innen des national-sozialen Projektes auch im Kontext 
des Fluchtursachen-Diskurses Migration schwäche die Kampfbedingungen der 
(nationalen) Arbeiter:innenklasse und destabilisiere tendenziell die Gesellschaft 
(Bimboes et al. 2018, 5). Internationale Solidarität wird hier nicht als Aufforderung 
verstanden, die Rechte von Migrant:innen zu stärken. Stattdessen forderten natio- 
nal-soziale Akteur:innen die Schaffung von »Bleibeperspektiven vor Ort«. Ähnlich 
wie beim konservativen Hegemonieprojekt steht dabei das Ansinnen im Fokus, 
Menschen von einem Aufbruch in Richtung Europa abzuhalten. Allerdings wird 
stärker betont, dies über eine verbesserte soziale Lage vor Ort zu erreichen und 
mithilfe von Fluchtursachenbekämpfung zugleich den nationalen Wohlfahrtsstaat 
in den potenziellen Aufnahmeländern zu schützen. In einem Thesenpapier von 
einigen Abgeordneten der Linkspartei heißt es, es gehe darum 


41 Dass Teile der Gewerkschaften beiden sozialen Projekten, also auch dem proeuropäisch-so- 
zialen Hegemonieprojekt zugeordnet werden können (siehe Löw 2021), bestätigte sich auch 
beim Fluchtursachen-Diskurs. 
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»Fluchtursachen zu beseitigen, die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
und Lebensperspektiven vor Ort zu verbessern. [...] Das Engagement vieler Men- 
schen für bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen sowohl hier als auch in den 
Herkunftsländern ist konkrete internationale Solidarität. Unregulierte Arbeits- 
migration ist dagegen kein Ausdruck von linkem Internationalismus, sondern 
kommt dem Interesse der »Internationalen< des Kapitals zugute [...] Unregulierte 
Arbeitsmigration bietet keine Lösungsperspektive für das Elend der Welt, son- 
dern läuft faktisch auf die Privilegierung kleiner mobiler Minderheiten hinaus« 
(ebd., 4). 


Fluchtursachenbekämpfung wird hier als politische Lösungsperspektive propa- 
giert, die einem promigrantischen Ansatz klar entgegengesetzt wird. So argu- 
mentierten Vertreter:innen des national-sozialen Hegemonieprojektes, dass der 
erstrebenswerte Zustand darin liege, allen Menschen »zu Hause« gute Bedingungen 
zu schaffen und damit ihr Bleiben sicherzustellen. Jegliche Form von Migration 
wird damit zu einer ungewollten Abweichung von dieser Norm der Sesshaftig- 
keit. Diese Vorstellung tauchte in den Debatten um Fluchtursachen regelmäßig 
auf und äußert sich in dem Bestreben, nationalstaatliche Grenzen als zentrale 
Zäsuren zu behaupten. Akteur:innen des national-sozialen Hegemonieprojektes 
begründen dieses Bestreben damit, dass sich sozialer Ausgleich nur innerhalb von 
Nationalstaaten erwirken ließe. 

Auch die rhetorisch-diskursiven Strategien im Fluchtursachen-Diskurs zeigen, 
dass die Forderung des national-sozialen Projektes nach sozialer Gerechtigkeit, 
die sich an der Staatsangehörigkeit und damit dem nationalen Rahmen orientiert, 
nicht nur anschlussfähig an Positionen (rechts-)konservativer Migrationsgeg- 
ner:innen sind, sondern selbst eine anti-migrantische und national-populistische 
Politik implizieren. Denn, so stellt Birgitta Dusse fest: »Der national-soziale Wohl- 
fahrtsstaat bietet durch seine Praxis des Ausschlusses und der Hierarchisierung 
Anknüpfungspunkte für das Narrativ der Rechten« (Dusse 2019, 309). 


6.8 Herausbildung eines extrem rechten Hegemonieprojektes? 


Die Herausbildung eines eigenen extrem rechten Hegemonieprojektes in den letz- 
ten Jahren ist Gegenstand aktueller Forschungen (Buckel et al. 2017, 28; Fedders 
2016)” und kann an dieser Stelle nicht eingehender untersucht werden.” Dennoch 


42  Fedders hält die Herausbildung eines rassistisch-neokolonialen Hegemonieprojektes an- 
hand seiner Analyse der migrationspolitischen Positionen und des Wahlerfolgs der AfD für 
plausibel (Fedders 2016, 172ff.). 

43 Dahernehme ich keine Akteursanalyse eines möglichen extrem rechten Hegemonieprojekts 
vor. 
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möchte ich anhand des Fluchtursachen-Diskurses einigen Hinweisen diesbezüg- 
lich nachgehen. Denn im Diskurs um Fluchtursachen(-bekämpfung) finden sich 
Strategien extrem rechter Akteur:innen, die sich von denjenigen des konservativen 
Hegemonieprojektes absetzen. Auf diese rhetorisch-diskursiven Strategien gehe 
ich im Folgenden ein. Die Analyse macht deutlich, dass der Verhinderungs-Bias 
einen wichtigen gemeinsamen expliziten Bezugspunkt vor allem konservativer und 
extrem rechter sowie in Teilen national-sozialer Akteur:innen darstellt. 

Auch (extrem) rechte Akteur:innen beziehen sich positiv auf den Begriff der 
Fluchtursachenbekämpfung. So gibt beispielsweise die »Alternative Help Associa- 
tion«, die von Mitgliedern der neurechten Identitären Bewegung gegründet wurde 
(Deutsche Welle v. 7.10.2018), vor, Fluchtursachen vor Ort zu bekämpfen - um 
Migration zu verhindern bzw. Geflüchteten jegliche Berechtigung zur Weiterflucht 
nach Europa abzusprechen. Im Untersuchungszeitraum 2015 bis 2018 gewannen 
die Strategien extrem rechter Akteur:innen im Bundestag ab 2017 an Bedeutung, 
nachdem die AfD in das Parlament eingezogen war. Im EU-Parlament waren ex- 
trem rechte Stimmen bereits davor präsent, insbesondere durch Vertreter:innen der 
Fraktionen Europa der Nationen und der Freiheit (ENF), Europa der Freiheit und 
der direkten Demokratie (EFDD) sowie Europäische Konservative und Reformer 
(ECR) und einige fraktionslose Parlamentarier:innen, die dem rechten Spektrum 
zugeordnet werden können. Ihre Forderung ist klar: Migration müsse an der Wur- 
zel bekämpft werden - sei es dadurch, »afrikanischen Ländern Entwicklungshilfe 
zu geben, um die illegale Einwanderung von dort zu stoppen« (Marias in: Europäi- 
sches Parlament 11.11.2015, eigene Übersetzung) oder durch die »Verbesserung des 
Lebensstandards in diesen Ländern«, was eine »Welle von Wirtschaftsmigranten 
abschrecken« könnte (Dzhambazki in: Europäisches Parlament 11.11.2015, eigene 
Übersetzung).** In ihrer Veröffentlichung über »Die Entwicklungspolitik der AfD« 
zeigen Andrea Becker und Helmut Kellershohn (2020), dass der AfD zufolge eine 
auf strikte Migrationsverhinderung zielende Fluchtursachenbekämpfung einer 
»Entwicklungspolitik nach deutschem Interesse« diene.“ Der Verhinderungs-Bias 


44 Diese Grundposition extrem rechter Akteure kam bereits am Beispiel der Debatte um den 
Globalen Migrationspakt (siehe 6.2.2) zum Ausdruck. 

45 Insbesondere in einem Konzeptpapier der AfD von 2017, so Kellershohn und Becker, wird 
deutlich, dass die Partei »Entwicklungspolitik »weitgehend« als Feld privatwirtschaftlicher, 
sprich: kapitalistischer Gewinnerwartungen« definieren will und damit neoliberale Anlie- 
gen mit migrationsfeindlichen Zielen verknüpft (Becker/Kellershohn 2020, 9). So wolle die 
AfD im nationalen Interesse »deutsche Unternehmen dabei unterstützen, in diesen Ländern 
zu investieren«, zitieren die Autor:innen aus dem Bundestagswahlprogramm 2017 (ebd., 7). 
Auch die Kosten-Nutzen-Aufrechnung wird von der AfD vorgenommen: Ansatzpunkt einer 
»Entwicklungspolitik nach deutschem Interesse«, so Alexander Gauland, sei die Idee, dass Fi- 
nanzmittel durch Fluchtursachenbekämpfung »wirkungsvoller in anderer Weise eingesetzt 
werden [könnten], als zur Alimentierung der Zuwanderer« (Gauland in: ebd.). 
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wird damit noch starker als im konservativen Hegemonieprojekt nationalistisch 
unterlegt und Fluchtursachenbekampfung zur »allerersten Funktion von Entwick- 
lungspolitik« erklärt (ebd., 4). Entwicklungshilfe solle außerdem nur Staaten zuteil 
werden, »welche ihre abzuschiebenden Staatsbürger zurücknehmen«, so zitieren 
die Autor:innen das Europawahlprogramm der AfD von 2019 (ebd., 11). Uber dieses 
zugespitzte Verhinderungs-Motiv hinaus, ordne ich im Folgenden drei rhetorisch- 
diskursive Elemente den (extrem) rechten Akteur:innen zu. 

Zum einen verwenden extrem rechte Akteur:innen rassistische Stereotype und 
menschenverachtende Bezeichnungen auch im Fluchtursachen-Diskurs sehr viel 
prominenter als Konservative (siehe u.a. Korwin-Mikke in: Europäisches Parla- 
ment 7.6.2016). So ließ ein Abgeordneter der NPD im Europaparlament verlauten: 
»Wollen Sie noch mehr billige Humansklaven nach Europa bringen, statt den Men- 
schen dort zu helfen, wo sie herkommen [...]?« (Voigt in: Europäisches Parlament 
20.5.2015) Mit Drohszenarien eines angeblichen »Massenansturms auf Europa 
und Deutschland« und rassistisch motivierten Verweisen auf das Bevölkerungs- 
wachstum in Afrika, das einen »Wanderungsdruck« erzeuge, »der Dimensionen 
einer Völkerwanderung« (ebd., 6f.) habe, begründen Akteur:innen wie die AfD die 
Dringlichkeit einer effektiven Bekämpfung von Fluchtursachen. Auch völkische 
Narrative werden im Zusammenhang mit Fluchtursachenbekämpfung bedient. 
Damit verknüpft werden identitäre Vorstellungen, die mit der Forderung des »zu 
Hause/in der Heimat Verbleibens« einhergehen. Kurz vor dem Gipfel von Valletta 
präzisierte der NPD-Abgeordnete Voigt: 


»Warum rufe ich nicht willkommen? Weil ich denke, dass wir alle, auch die hohen 
Kommissare, einen Auftrag von den europäischen Wählern, von den Wählern un- 
seres Volkes haben, das Recht auf unsere Heimat, das Recht und die Identität un- 
serer Völker zu bewahren und zu erhalten. Und das gleiche Recht nehme ich auch 
für die Flüchtlinge in Anspruch. Denn die Menschen, die hierher kommen, sie ha- 
ben auch eine Heimat, sie haben auch das Recht auf Heimat und auf Bewahrung 
ihrer eigenen Identität. Und Sie können die Probleme nicht dadurch lösen, dass 
Sie diese Menschen integrieren, dann gehen sie nämlich nicht mehr zurück. [...] 
Daher sollten sie investieren in ihre Heimat, dass sie dort eine Zukunft haben und 
nicht bei uns.« (Voigt in: Europäisches Parlament 9.9.2015) 


Schließlich hätten auch die »europäischen Völker« das »Recht auf Schutz ihrer kul- 
turellen Identitäten« ergänzte der FPÖ-Politiker Vilimsky seine Forderung danach 
»diesen Menschen auf ihrem Kontinent zu helfen, auf afrikanischem Boden« (ebd.). 
Mit diesen ethnopluralistischen Argumentationen führen extrem rechte Akteur:in- 
nen einen oberflächlich modernisierten Rassismus in die Debatte um Fluchtursa- 
chen ein. 

Eine zweite Position, die sich bei rechten Akteur:innen findet, ist der Vorwurf, 
dass jegliche Hilfen oder sonstige Maßnahmen zur Fluchtursachenbekämpfung 
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einer Vergeudung von Geldern gleichkamen, die besser ftir »den heimischen Mit- 
telstand« (Stuger in: Europäisches Parlament 13.2.2017), bzw. »in unserem eigenen 
Land« (Maeijer in: Europäisches Parlament 25.11.2015) ausgegeben werden sollten. 
So resümierte die ENF-Abgeordnete von der Partij voor de Vrijheid nach dem 
Gipfeltreffen auf Malta im November 2015: 


»Dieser Gipfel hat sich als großes Fiasko herausgestellt. Milliarden gehen wieder 
nach Afrika und als Dankeschön kommen mehr afrikanische Vermögenssuchende 
in die Europäische Union. Und wenn es nach meiner Partei geht, der Partei für die 
Freiheit, wird kein Cent mehr nach Afrika gehen und wir werden unser Steuergeld 
in unserem eigenen Land ausgeben und unsere Grenzen schließen« (Europäisches 
Parlament 25.11.2015, eigene Übersetzung). 


Und drittens stellen rechte Akteur:innen zentrale Fluchtursachen oft in diffamie- 
render und delegitimierender Art und Weise grundsätzlich in Frage, was in men- 
schenverachtender Sprache zum Ausdruck gebracht wird. Der tschechische EFDD- 
Abgeordnete Mach ließ verlauten: 


»Ich sehe keinen Grund, warum Schwule, Lesben, Bisexuelle, transgender- und in- 
tersexuelle Migranten in der EU spezifische soziale und rechtliche Schutzmecha- 
nismen haben sollten. Ich sehe keinen Grund, warum jemandem Asyl bevorzugt 
gegeben werden sollte, nur weil er behauptet, bisexuell zu sein. Ich bin auch nicht 
einverstanden mit der Forderung an die EU, den Begriff >Klimaflüchtling< zu defi- 
nieren und automatisch jemandem Asyl zu gewähren, nur weil es in ihrem Land 
heiß ist.« (Europäisches Parlament 25.10.2016, eigene Übersetzung) 


Auch die AfD hakte mehrfach nach, ob und inwiefern »die Bundesregierung klima- 
tische Bedingungen und klimatische Veränderungen als Fluchtursache« bewerte 
(Deutscher Bundestag 2020, Drucksache 19/17039, 4) und äußerte die Befürchtung, 
die Bundesregierung könne Schritte zu einer Anerkennung von Klimaflucht als 
Asylgrund vornehmen (ebd.). Neben dieser Delegitimation von Gründen, die Men- 
schen die Flucht ergreifen lassen, streiten rechte Akteur:innen jede Zuständigkeit 
für das Leid von Geflüchteten (auch in ihren Herkunftsländern) ab. 

Die benannten rhetorisch-diskursiven Elemente stellen Hinweise auf die Her- 
ausbildung eines extrem rechten Hegemonieprojektes dar. Denn es finden sich im 
Diskurs um die Bekämpfung von Fluchtursachen Äußerungen und Argumente, die 
sich von den diskursiven Strategien des konservativen Hegemonieprojektes unter- 
scheiden. Im Kontext der Krise des Grenzregimes nach 2015 drückte sich auch im 
Fluchtursachen-Diskurs der Drang nach einer Restauration der »Ordnung« aus, der 
sich in Renationalisierungsphantasien und teilweise identitären Vorstellungen von 
Zugehörigkeit Bahn brach. Diese finden sich im konservativen, in Teilen auch im 
national-sozialen Hegemonieprojekt wieder und verleihen in ihren radikalen Aus- 
prägungen der Frage nach einem extrem rechten Hegemonieprojekt Nachdruck. 
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6.9 Zwischenfazit: Kompromiss Fluchtursachenbekampfung 


Die Akteursanalyse hat diejenigen gesellschaftlichen Krafte in den Blick genom- 
men, die im Kontext des Sommers der Migration spezifische Strategien im Hinblick 
auf Fluchtursachenbekampfung verfolgten. Die Strategien der jeweiligen Projekte 
habe ich erläutert, ihre wichtigsten Protagonist:innen eingeführt und Veranderun- 
gen, die sich für Akteur:innen der unterschiedlichen Hegemonieprojekte im Zuge 
des Konflikts um Fluchtursachen ergaben, skizziert. Hier wurden teilweise einzelne 
Akteure herausgegriffen, um diese Veränderungen zu illustrieren. Durch die Ana- 
lyse der rhetorisch-diskursiven Strategien wurden schließlich die Konfliktlinien 
im Diskurs um Fluchtursachen herausgearbeitet, womit gezeigt werden konnte, 
wie die Akteur:innen der unterschiedlichen Hegemonieprojekte ihre politischen 
Forderungen im Diskurs geltend machten. Die dargestellten Entwicklungen ließen 
schließlich Rückschlüsse auf die konfliktbezogene relative Stellung der Hegemo- 
nieprojekte im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis nach 2015 zu, die ich an dieser 
Stelle zusammenführe. 

Der Sommer der Migration führte zu beträchtlichen Turbulenzen. In der 
Migrationspolitik im Allgemeinen geriet das maßgeblich vom neoliberalen He- 
gemonieprojekt geprägte »Migrationsmanagement« in eine tiefgreifende Krise, 
was sich vor allem auf die repressiven Elemente des darin eingelassenen Kom- 
promisses bezog: Die Kontrollen der Außengrenzen wurden hunderttausendfach 
unterlaufen. In diesem historischen Moment kam es zunächst zu einer Stärkung 
der promigrantischen Kräfte und insbesondere des linksliberal-alternativen sowie 
des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes, die in den Willkommensbewe- 
gungen in den bedeutenden Aufnahmeländern wie Österreich und Deutschland 
zum Ausdruck kam. Sogleich reagierten die Exekutiven in Europa mit Versuchen, 
Kontrolle über die Bewegungen der Fluchtmigration zu erlangen, was sich auch in 
neuen Politikinstrumenten zur Fluchtursachenbekämpfung materialisierte (siehe 
5.2). Damit gelangte das Schlagwort nun mit Nachdruck in die öffentliche Debatte, 
während im Herbst bereits rechte und konservative Kräfte eine massive Gegen- 
bewegung vollzogen und mit Grenzschließungen, Externalisierung, verschärften 
Kontrollen an den Außengrenzen und Asylgesetzverschärfungen dem langen Som- 
mer der Migration ein Ende setzten. Die promigrantischen Hegemonieprojekte 
gerieten ins Hintertreffen, auch wenn in zahlreichen solidarischen Alltagspraxen 
der Sommer 2015 weiter nachwirkte (Dinkelaker/Huke/Tietje 2021). 

Fluchtursachenbekämpfung entwickelte sich indessen zu einer politischen For- 
derung, auf die sich alle möglichen gesellschaftlichen und politischen Kräfte bezo- 
gen und versuchten, ihren Strategien im Diskurs Geltung zu verschaffen. Die Ana- 
lyse zeigte, dass insbesondere das linksliberal-alternative, das konservative und das 
neoliberale Hegemonieprojekt auf wichtige Ressourcen zurückgreifen konnten, um 
ihre politischen Forderungen im Diskurs stark zu machen. Dies hing zum einen 


6. Akteursanalyse und Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien: »The sexy word« 


mit ihrer Verankerung in bestimmten Staatsapparaten zusammen, aber auch mit 
den verfiigbaren operativen und diskursiven Ressourcen. Eine besondere Prasenz 
erlangten damit die Strategien, mittels Entwicklungshilfe Fluchtursachen zu bewal- 
tigen, die Verknüpfung von Fluchtursachenbekampfung mit dem innenpolitischen 
Ziel der Migrationskontrolle und die Bemühungen, die Förderung privatwirtschaft- 
licher Investitionen als adäquate Bekämpfung von Fluchtursachen zu propagieren. 

Für das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt kam es im Zuge des Flucht- 
ursachen-Diskurses tatsächlich zu Veränderungen, die sich in erster Linie in einem 
höheren Entwicklungsetat im BMZ ausdrückten und damit dem Staatsapparat 
mehr Gewicht verliehen, der als ein Stützpunkt des Projektes angesehen werden 
kann. Auch im neoliberalen Projekt gelang es unter anderem mit Hilfe des Flucht- 
ursachen-Diskurses neue Akteur:innen wie die Europäische Investitionsbank im 
Feld der Migrationspolitik zu etablieren und den Trend zu einer Finanzialisierung 
von Entwicklungshilfe weiter voranzutreiben. Das konservative Projekt setzte 
darauf, Fluchtursachenbekämpfung zu einem sicherheits- und innenpolitischen 
Thema zu machen und die Forderung damit in den kontrollfokussierten Ansatz der 
Re-Organisation des Grenzregimes nach 2015 einzufügen. Dass sich auch durch 
diese Strategie Veränderungen innerhalb des staatsapparativen Gefüges und für 
verschiedene Akteur:innen ergaben, habe ich aufgezeigt. Proeuropäisch-soziale 
und Kräfte des linken Flügels des linksliberal-alternativen Hegemonieprojektes 
waren durch die massive Gegenreaktion, die auf den Sommer der Migration folgte, 
geschwächt. Dennoch beteiligten sie sich an dem Diskurs um Fluchtursachen(-be- 
kämpfung). Erstere setzten darauf, Fluchtursachenbekämpfung zu einer Frage 
globaler Ungleichheit zu machen. Zweitere führten primär Abwehrgefechte und 
problematisierten die Indienstnahme von Entwicklungspolitik zur Erreichung 
migrationspolitischer Ziele. 

Das entwicklungspolitische Feld erwies sich vor diesem Hintergrund als be- 
sonders umkämpft. Zum einen kam es innerhalb des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojektes zu Spannungen und zu unterschiedlichen Strategien, die im 
Hinblick auf Fluchtursachenbekämpfung verfolgt wurden. Während die wichtigste 
Stoßrichtung linksliberaler Kräfte darin lag, die Bekämpfung von Fluchtursachen 
mit der Forderung nach zusätzlichen Entwicklungsgeldern und einer allgemeinen 
Aufwertung von Entwicklungszusammenarbeit zu verknüpfen, äußerten insbeson- 
dere EZ-Akteur:innen aus der Zivilgesellschaft Kritik an genau dieser Verknüpfung. 
Andere Akteur:innen des linken Flügels, die sich als kritische Migrationswissen- 
schaftler:innen oder NGO-Mitarbeiter:innen lehnten es grundsätzlich ab, in dem 
Diskurs Position zu beziehen, da Fluchtursachenbekämpfung immer schon sugge- 
riere, Migration sei etwas Problematisches. Darüber hinaus lassen sich bedeutende 
Einflussnahmen auf das Feld Entwicklungspolitik von Seiten des konservativen 
und neoliberalen Hegemonieprojektes feststellen. Während neoliberale Kräfte den 
Fluchtursachen-Diskurs nutzten, um ihre Forderung nach einer Stärkung des 
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Privatsektors und privatwirtschaftlicher Investitionen zu stärken, bemühten sich 
Akteur:innen des konservativen Hegemonieprojektes, Fluchtursachenbekämpfung 
mit innen- und sicherheitspolitischen Themen zu verknüpfen. Im Interview be- 
nannten Akteur:innen aus der Entwicklungszusammenarbeit auch den Einfluss 
extrem rechter Akteure auf das Feld: So wirkten sich auch die veränderten po- 
litischen Kräfteverhältnisse im Bundestag seit 2017 auf die Arbeit der GIZ aus, 
erläuterte eine Mitarbeiterin. Im Interview (GIZ-Mitarbeiterin 2019) hob sie den 
Einzug der extrem rechten AfD in den Bundestag hervor. Man müsse nun stets im 
Hinterkopf behalten, 


»wenn das so beauftragt wird, wie schaut die AfD drauf? [...] Ohne dass wir jetzt 
natürlich AfD-ausgerichtet arbeiten würden. Also wie wir die Risiken für die Pro- 
jektumsetzung formulieren, da schreiben wirjetzt nicht die AfD-Inhalte rein, aber 
wir fragen uns immer: Könnte uns da jemand dazwischen schießen?« (ebd.). 


Man ergänze dann beispielsweise Dokumente um Komponenten wie migrationspo- 
litische Dialoge zwischen der Bundesregierung und einzelnen Ländern, die aufden 
Abschluss von Rückübernahmeabkommen zielten. 

Die Akteursanalyse und die Analyse der rhetorisch-diskursiven Strategien ha- 
ben gezeigt, wie Akteur:innen verschiedener Hegemonieprojekte im Nachgang der 
Krise des Grenzregimes versuchten, ein bestimmtes Verständnis von Fluchtursa- 
chen(-bekämpfung) zu prägen. Es wurde deutlich, dass insbesondere die Strategien 
des konservativen Projektes eine große Wirkung entfalten konnten. Zwar verfolg- 
ten die Hegemonieprojekte unterschiedliche partikulare Strategien im Fluchtursa- 
chen-Diskurs, doch lässt sich feststellen, dass sowohl das linksliberal-alternative als 
auch das neoliberale Projekt kompromisshafte Zugeständnisse im Hinblick auf die 
zentralen rhetorisch-diskursiven Strategien des konservativen Projektes machten: 
Sie nahmen den Verhinderungs-Bias, der Fluchtursachenbekampfung der Migra- 
tionsverhinderung unterordnete, zumindest stillschweigend in Kauf oder führten 
ihn als Argument selber ins Feld. Auch die weniger präsenten rhetorisch-diskursi- 
ven Strategien des national-sozialen Projektes stärkten den auf Migrationsverhin- 
derung zielenden Ansatz. Zumindest im linksliberal-alternativen Hegemoniepro- 
jekt führte dieses Eingeständnis an die konservative Stoßrichtung allerdings zu in- 
ternen Konflikten, in denen sich der linke Flügel des Projekts gegen diese Position 
stellte. Für das neoliberale Projekt war der Diskurs kein zentrales Terrain, um eige- 
ne (migrations-)politische Forderungen zu stärken, weshalb das Eingeständnis an 
konservative Kräfte nicht in diesem Maße wahrgenommen und als problematisch 
erachtet wurde. 

Außerdem teilten die drei Hegemonieprojekte weitgehend ein internalistisches 
Verständnis von Fluchtursachen: diese werden weitestgehend in den Herkunftsre- 
gionen von Geflüchteten verortet. Interventionen von außen — wenn diese auch sehr 
unterschiedlich ausfallen - gelten als erfolgversprechendes Mittel zur Bekämpfung 
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der Ursachen von Flucht und Vertreibung. Eine Verschleierung der historischen und 
strukturellen Ursachen für Flucht und unfreiwillige Immobilisierung, die zwei Sei- 
ten einer Medaille bilden (Carling 2002, 8), ist die Folge. Während auch hier das kon- 
servative Projekt als treibende Kraft fungierte, die ein solches Verständnis explizit 
äußerte, findet es sich bei linksliberal-alternativen und neoliberalen Akteur:innen 
eher implizit wieder. 

Damit gelang es, ein hegemoniales Verständnis von Fluchtursachen(-bekamp- 
fung) als Kompromiss zwischen den drei Projekten zu etablieren, der jedoch um- 
kämpft blieb.** An den Grenzen der rhetorisch-diskursiven Strategien des linksli- 
beral-alternativen Hegemonieprojektes setzen die gegenhegemonialen Perspekti- 
ven an. Letztere wurden insbesondere von Akteur:innen, die ich dem linken Flügel 
des linksliberal-alternativen sowie dem proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojekt 
zugeordnet habe, vorgebracht: Einerseits zielt ihre Kritik auf den Verhinderungs- 
Bias, der im Zuge der Debatte immer deutlicher hervortrat (6.4), andererseits auf 
das internalistische Verständnis, welches Fluchtursachen ausschließlich im globa- 
len Süden verortet (6.6). Wie in der Akteursanalyse deutlich wurde, umfassen wich- 
tige Akteur:innen dieser Hegemonieprojekte Vertreter:innen von NGOs, migranti- 
sche Selbstorganisationen, Migrationswissenschaftler:innen und Abgeordnete lin- 
ker und linksliberaler Parteien im EU-Parlament sowie im Deutschen Bundestag. 

Durch die Akteursanalyse und die Analyse rhetorisch-diskursiver Strategien 
wird es schließlich möglich, das hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen, 
das sich im Zuge der Re-Organisierung des europäischen Grenzregimes im Nach- 
gang des Sommers 2015 herausbildet, im nächsten Kapitel in seinen Konturen 
nachzuzeichnen. 


46 Hinsichtlich extrem rechter Akteur:innen lässt sich Maximilian Pichl zufolge feststellen: In 
den Asylrechtsverschärfungen im Nachgang des Sommers der Migration habe sich gezeigt, 
dass »national-konservative und völkische Ansätze in den hegemonialen Kompromiss inte- 
griert wurden, indem die Asylpakete als gemeinsame nationale Aufgabe« aller Parteien defi- 
niert wurden« (Pichl 2017, 173). Im Anschluss daran müsste eingehender untersucht werden, 
inwiefern auch das hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen Ausdruck eines hegemo- 
nialen Kompromisses ist, der sogar extrem rechte Kräfte integriert. 
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»Fluchtursachenbekampfung« 


»Yes, a new partnership with Africa is not 
just about managing mobility, but also 
tackling the root causes of forced displace- 
ment« (Christos Stylianiades, EU-Kommission 
in: Europäisches Parlament 25.11.2015). 


Die Analyseschritte der historisch-materialistischen Politikanalyse haben ge- 
zeigt, dass im Kontext des Sommers der Migration verschiedene politische Kräfte 
versuchten, ihre Forderungen in den Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung 
einzuschreiben. Dadurch erlebte das Schlagwort »Fluchtursachenbekampfung« 
eine Hochkonjunktur in einem Moment der Krise und Krisenbearbeitung, in dem 
das bislang hegemoniale politische Projekt des Migrationsmanagements zu ero- 
dieren drohte. In der Analyse des historischen krisenhaften Ereignisses (Kapitel 
5) habe ich gezeigt, wie die Exekutiven nach dem langen Sommer der Migration 
in kurzer Zeit und ohne größere Abstimmung und parlamentarische Mitwirkung 
politische Instrumente zur Fluchtursachenbekämpfung auf den Weg brachten. In 
den Maßnahmen bildeten sich bereits Elemente des hegemonialen Verständnisses 
von Fluchtursachen und deren Bewältigung ab, das sich im Zuge der diskursi- 
ven Kämpfe im Kontext der Reorganisation des Grenzregimes nach 2015 immer 
deutlicher manifestieren sollte. Durch die Analyse der Akteur:innen sowie ihrer 
rhetorisch-diskursiven Strategien (Kapitel 6) wurde nachvollziehbar, wie sich im 
Zuge des intensivierten Diskurses nach dem Sommer 2015 ein hegemoniales Ver- 
ständnis von Fluchtursachen und deren Bekämpfung herausbildete. Aufgrund der 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse sowie der spezifischen Ressourcen, auf die die 
unterschiedlichen Hegemonieprojekte im Konflikt um Fluchtursachen zurückgrei- 
fen konnten, prägten neben dem konservativen auch das linksliberal-alternative 
und das neoliberale Projekt dieses hegemoniale Verständnis. Darüber hinaus wa- 
ren die Kompromisse entscheidend, die sich anhand der rhetorisch-diskursiven 
Strategien dieser Hegemonieprojekte nachvollziehen lassen. 

Auf Grundlage meiner Analyse argumentiere ich, dass unter dem Schlagwort 
Fluchtursachenbekämpfung insbesondere konservative, neoliberale und linksli- 
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beral-alternative gesellschaftliche Krafte ein neues politisches Projekt in Stellung 
brachten, das sich mit einer neuen Form des Migrationsmanagements verbinden 
konnte. Der Kompromiss, der sich in den 2000er Jahren im Migrationsmanagement 
verdichtet hatte, bewegte sich stets mit unterschiedlicher Gewichtung zwischen 
drei Momenten: einer nutzenorientierten Zulassung von Migration im Sinne 
neoliberaler Anliegen, einem damit einhergehenden begrenzten Zugestandnis 
an linksliberal-alternative Akteur:innen durch die partielle Öffnung für Einwan- 
derung sowie einer gleichzeitigen Bekämpfung illegalisierter Fluchtmigration 
entsprechend der zentralen Forderung konservativer Kräfte. Dieser Kompromiss 
geriet mit dem Sommer der Migration 2015 in eine tiefgreifende Krise. Der Diskurs 
um Fluchtursachenbekämpfung bot in dieser Krise des Migrationsmanagements 
eine Lösung an. Denn fast alle gesellschaftlichen Kräfte - wenn auch in unter- 
schiedlichem Maße - konnten sich in das politische Projekt einschreiben. Die 
Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung fügte sich damit in eine neue Form 
des Migrationsmanagements ein. Diese zeichnet sich dadurch aus, dass das kon- 
servative Hegemonieprojekt eine stärkere Stellung als vorher einnimmt, was sich 
unter anderem in der dominanten Rolle dieser Kräfte im Fluchtursachen-Diskurs 
ausdrückt. Der Diskurs um Fluchtursachen(-bekampfung) hatte somit einen stabi- 
lisierenden Effekt für das Migrationsmanagement und lässt sich als Element einer 
neuen Version desselben fassen, in der ein auf Migrationsverhinderung zielendes 
Motiv gestärkt enthalten ist. 

In der Krise des Grenzregimes 2015 bot die politische Forderung, die Ursachen 
von Flucht und Vertreibung entschieden anzugehen, eine Möglichkeit, Handlungs- 
fähigkeit und -willen zu demonstrieren. Selbst linksliberale Akteur:innen ließen 
sich auf die konservative Argumentation ein, Fluchtursachenbekämpfung diene 
der Verhinderung weiterer Fluchtmigration nach Europa. Denn damit konnten 
sie ihr eigenes Anliegen einer Aufstockung von Entwicklungshilfe unterstreichen. 
Auch neoliberale Kräfte wichen von ihrer Maßgabe einer möglichst nutzenorien- 
tierten Regulierung von Migration ab und gingen diesen Kompromiss ein. Denn 
ihnen gelang es mittels des Fluchtursachen-Diskurses vor allem der politischen 
Forderung nach einer verstärkten Privatisierung und Finanzialisierung im Bereich 
der Entwicklungspolitik Nachdruck zu verleihen. In Kombination mit der inter- 
nalistischen Perspektive auf Fluchtursachen zeichnete sich somit ein durch diese 
beiden Momente - den Verhinderungs-Bias und die internalistische Perspekti- 
ve — geprägtes hegemoniales Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) ab. 
Das Hegemonial-Werden dieser beiden Elemente des Diskurses ist entscheidend 
für das Zustandekommen des politischen Projektes Fluchtursachenbekämpfung. 
Aus diesem Grund werden die entscheidenden Kompromisse des linksliberal- 
alternativen sowie des neoliberalen Hegemonieprojektes bezüglich des Verhinde- 
rungs-Bias und der internalistischen Perspektive im Folgenden genauer betrachtet. 
Anschließend geht Kapitel 8 auf die hegemoniale Tiefendimension dieser Kompro- 
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misse zwischen konservativen, neoliberalen und linksliberal-alternativen Kraften 
ein. Dies wird mit Rückbezug auf die Erläuterungen in der Kontextanalyse zur 
imperialen Lebensweise und dem Externalisierungshabitus (4.1.1) ausgeführt. 


7.1 Verhinderungs-Bias 


Aus der Analyse ging hervor, dass das Verhinderungs-Motiv ein wesentliches 
Element des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachenbekämpfung dar- 
stellt. Letztere soll dem Ziel dienen, weitere Fluchtmigration nach Europa zu 
unterbinden. Die Beseitigung von Fluchtursachen erscheint nicht deshalb als er- 
strebenswert, weil sie zu einer Linderung von Not und Leid führen soll. Vielmehr 
ist sie Mittel zum Zweck und notwendig, um eine Wiederholung der Ereignisse des 
Sommers 2015 zu verhindern. Die Analyse der diskursiven Strategien hat deutlich 
gemacht, dass der Verhinderungs-Bias eine besondere Wirkmächtigkeit entfalten 
konnte, weil er vom konservativen Hegemonieprojekt vehement vertreten wur- 
de, vor allem aber, weil der Großteil des linksliberal-alternativen Projektes und 
das neoliberale Hegemonieprojekt ihn implizit mittrugen und in Kauf nahmen, 
um eigene Strategien im Diskurs zu stärken. Darin besteht der Kompromiss im 
Einverständnis darüber, was unter Fluchtursachenbekämpfung verstanden und 
praktiziert wird. 

Für das linksliberal-alternative Projekt war entscheidend, dass nicht nur argu- 
mentiert wurde, Entwicklungshilfe könne zu einer Minderung von Fluchtursachen 
vor Ort beitragen. Darüber hinaus suggerierten oder artikulierten Teile der Ak- 
teur:innen dieses Hegemonieprojektes, dass dies auch zu einer Verringerung von 
Ankünften Geflüchteter in Europa und Deutschland führe. In einer Aufwertung 
der Entwicklungshilfe liege die einzige Chance, weitere Krisen wie im Sommer 
2015 zu verhindern. Die damit vertretene These, Entwicklungshilfe könne zu einer 
Verminderung von Fluchtmigration führen, wurde jedoch vom linken Flügel des 
Hegemonieprojektes deutlich kritisiert: Entwicklungspolitik dürfe sich nicht für 
innenpolitische Ziele instrumentalisieren lassen. Dies führte zu einem Konflikt 
innerhalb des Hegemonieprojektes. Die Strategien von Akteur:innen der Entwick- 
lungszusammenarbeit changierten zwischen der Position des »Mainstreams« des 
linksliberal-alternativen Projektes und dessen linkem Flügel. Während teilweise 
deutliche Kritik am Fluchtursachen-Diskurs geübt wurde, kam es auch zu rechtfer- 
tigenden Verweisen auf eigene Abhängigkeiten sowie zu Bekräftigungen, dass die 
Auswirkungen auf die eigene Arbeit marginal seien (siehe 6.4). 

Neben der politischen Kritik an einer auf Migrationsverhinderung zielenden 
Entwicklungspolitik führten einige EZ-Akteur:innen und Think Tanks das empi- 
rische Argument ins Feld, dass mehr Entwicklungshilfe Migration nicht reduziere 
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(»migration humps).’ Die Strategie des linken Flügels wurde damit gestärkt. Im In- 
terview mit einem Vertreter der EU-Kommission, dessen Position dem linkslibe- 
ral-alternativen Projekt zugeordnet werden kann, wurde das Hadern mit der Rol- 
le von Entwicklungspolitik und den benannten empirischen Erkenntnissen deut- 
lich. Er erlauterte, man sei sich durchaus bewusst, dass Beitrage zur Entwicklung in 
Afrika nicht »den Appetit auf Mobilitat verhindern« würden (Vertreter EU-Kommis- 
sion 2018). Man erhoffe sich jedoch, zumindest den »hoffnungslosen Migrations- 
bewegungen« über das Mittelmeer entgegenwirken zu können. Außerdem müsse 
man berücksichtigen, dass beispielsweise die Mobilität in Westafrika bereits aktu- 
ell weitgehend regional erfolge - 75 Prozent der Migrant:innen bewegten sich in- 
nerhalb der Region (ebd.). Dies beschrieb der Kommissions-Vertreter als Chance: 
»[D]ie Entwicklung der Regionen und die Zunahme starker Wirtschaftsstandorte 
wird auch bedeuten, dass mehr Migrant:innen von Afrika selber absorbiert werden 
können« (ebd.). Zwar umging er damit die These, mehr Entwicklung würde Men- 
schen zum Bleiben motivieren. Doch zumindest könne sie dazu führen, dass es zu 
einer stärkeren Süd-Süd-Migration käme, anstatt zu Bewegungen der Fluchtmigra- 
tion in den Norden. Auch hier wird das Ziel offensichtlich, mittels mehr »Entwick- 
lung« Migrant:innen von der Fluchtmigration in Richtung Europa abzuhalten. 
Insgesamt stellt sich damit in den Worten einer Interviewpartnerin die grund- 
sätzliche Frage, ob und inwiefern die Entwicklungszusammenarbeit »immer 
mal benutzt« werde oder »immer ganz gut unterschiedlichen Narrativen« diene 
(Mitarbeiterin EZ-Organisation Berlin 2018). Damit verwies die Befragte auf den 
instrumentellen Charakter, welcher der Entwicklungspolitik insbesondere auch in 
ihrem Entstehungskontext des Kalten Krieges zugeschrieben wurde, als außenpo- 
litische Interessen die strategische Orientierung in Bezug auf die Empfängerländer 
von Entwicklungshilfe prägten (Ziai 2007, 52ff., 68).” Die öffentliche Debatte zu 
Flucht und Migration habe vor dem Hintergrund der Ankünfte in 2015 gezeigt, 


1 Neben der These, dass allgemeines Wirtschaftswachstum zunächst die Möglichkeiten zu mi- 
grieren erhöhe, stellen andere Studien infrage, dass Entwicklungshilfe überhaupt wesentli- 
che Auswirkungen auf die Bereiche allgemeines Wirtschaftswachstum, die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen für Jugendliche, aber auch Konfliktsituationen und Menschenrechte habe, die 
als relevant für die Verhinderung von Flucht und Migration angesehen werden (Clemens/ 
Postel 2018, 5ff.). 

2 Auch in Deutschland sei das BMZ insbesondere in den Jahren nach seiner Gründung 1961 
maßgeblich von außenpolitischen oder außenwirtschaftspolitischen Zielsetzungen beein- 
flusst worden, die sich, so Ziai, »auf den einfachsten Nenner gebracht mit den Schlagworten 
Westbindung/Antikommunismus und Markterschließung umreißen lassen« (Ziai 2007, 96). 
Neben außenpolitischen spielten stets auch wirtschaftspolitische Interessen an Absatzmärk- 
ten für Exportprodukte in den sogenannten Entwicklungsländern sowie an Handelspartnern 
eine Rolle (Schmidt 2015, 32). Auch Schraven geht auf die Unterordnung der entwicklungspo- 
litischen Praxis unter realpolitische Sachzwänge der Innen- und Außenpolitik ein (Schraven 
2019, 25). 
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»dass die Frage der Wirksamkeit für die Legitimation und Zukunft der EZ von 
zentraler Bedeutung ist« (Krempin 2019, 123). Somit könnte auch künftig noch 
stärker danach gefragt werden, »welche EZ-Ansätze sich in der Praxis bewährt 
haben« (ebd.). In der aktuellen Konjunktur also danach: Welche entwicklungspoli- 
tischen Maßnahmen hindern Menschen tatsächlich daran, zu migrieren, vor allem 
in Richtung Europa? 

Dass migrationspolitische Zielsetzungen eine Rolle in der Entwicklungszu- 
sammenarbeit spielen, ist nicht neu, wie bereits in der Kontextanalyse gezeigt 
wurde. Doch die Verknüpfung beider Phänomene ist Veränderungen unterworfen. 
Während in den 2000er Jahren im Kontext des »Migrations-Entwicklungs-Nexus« 
noch die positive Rolle von Migration für Entwicklung betont wurde (Lavenex/Kunz 
2008), führte der Fluchtursachen-Diskurs, der im Zuge der Krise des Grenzregimes 
2015 das Themenfeld Migration und Entwicklung zunehmend prägte, zu einer an- 
deren dominanten Verknüpfung: Entwicklungspolitische Maßnahmen unter dem 
Label der »Fluchtursachenbekämpfung« sollten maßgeblich der Verhinderung von 
Migration dienen (Bartels 2018, 8; Den Hertog 2016b, 34; Kopp 2017, 134). So schreibt 
Leonhard den Hertog, der Migrations-Entwicklungs-Nexus werde zunehmend in 
die entgegengesetzte Richtung konzeptualisiert: »The approach that conceptualises 
migration as contributing to development, e.g. through diaspora investment, is still 
present in the policy discourse, but increasingly the »root causes< approach resur- 
faces« (Den Hertog 2016, 49). In Bezug auf Fluchtursachenbekämpfung zeigt sich 
damit das »vor allem innenpolitisch motivierte Bestreben, dass die EZ einen Beitrag 
dazu leistet, dass sich weniger Menschen auf den Weg nach Europa und Deutsch- 
land machen« (Krempin 2017, 40f.). Diese Verschiebung durch den Fluchtursachen- 
Diskurs verstehe ich als Zugeständnis linksliberal-alternativer Akteur:innen an das 
konservative Hegemonieprojekt, das im Nachgang des Sommers der Migration 
2015 seine Position im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis und damit das Anliegen 
der Migrationsverhinderung bedeutend stärken konnte. 

Doch nicht nur das linksliberale Hegemonieprojekt ging Kompromisse bezüg- 
lich des Verhinderungs-Bias ein. Wie bereits ausgeführt, liegt es nicht im Inter- 
esse neoliberaler Kräfte, Fluchtmigration restriktiv zu unterbinden. Dennoch tru- 
gen neoliberale Akteur:innen das Verhinderungsmotiv des konservativen Projektes 
im Fluchtursachen-Diskurs mit, indem sie argumentierten, die Förderung privat- 
wirtschaftlicher Investitionen in Herkunftsländern könne dazu beitragen, weitere 
Fluchtmigration nach Europa zu verhindern. Auch den Resilienz-Begriff prägten 
neoliberale Akteur:innen dahingehend, dass er im Kontext von Fluchtursachenbe- 
kämpfung die Verhinderung von Migrationsbewegungen impliziert. »Fluchtursa- 
chenbekämpfung« war also für neoliberale Kräfte attraktiv, um damit Interessen der 
Privatwirtschaft zu stärken. Neben der Förderung privatwirtschaftlicher Investitio- 
nen, deren Risiken durch öffentliche Entwicklungsgelder abgefedert werden soll- 
ten, gelte es auch unternehmerische Strategien zu verfolgen, die einen flexiblen Zu- 
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griff auf Arbeitskräfte in Herkunftsländern begünstigen.’ Dabei wurde in Kauf ge- 
nommen, dass die zentrale migrationspolitische Strategie des neoliberalen Hege- 
monieprojektes, eine weitgehend flexible Mobilität von Arbeitnehmer:innen zu ge- 
währleisten, in den Hintergrund trat oder gar konterkariert wurde. 

Durch den Kompromiss zwischen konservativem, neoliberalem und linksli- 
beral-alternativen Hegemonieprojekt konnte sich der Verhinderungs-Bias in das 
hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen einschreiben - mit weitreichenden 
Folgen. Sogar offensichtliche Maßnahmen zur Migrationskontrolle in Transit- und 
Herkunftsländern wurden in dieser Logik als Fluchtursachenbekämpfung dekla- 
riert, wie das Beispiel des EU-Treuhandfonds für Afrika verdeutlichte (siehe 5.2.1). 
Statt Fluchtursachen zu bekämpfen, können diese Maßnahmen jedoch sogar selbst 
zu vermehrter Flucht führen. Moreno-Lax und Lemberg-Pedersen sprechen von 
»border induced displacement« (Moreno-Lax/Lemberg-Pedersen 2019, 15): 


»A range of border practices and infrastructures, performed at or beyond the phys- 
ical frontiers of the EU, such as interdiction, detention, and deportation, do not 
just react to, but also in themselves cause displacement, by diverting flows to- 
wards increasingly dangerous routes and by multiplying death ratios at sea and 
at border zones.« (Ebd.) 


Darüber hinaus schlagen die Autor:innen den Bogen zum zweiten Element des he- 
gemonialen Fluchtursachen-Verstandnisses: »Ihis »border-induced displacement«, 


3 Wie es mittels der Forderung nach Fluchtursachenbekämpfung möglich wurde, das neoli- 
berale Anliegen eines möglichst flexiblen Zugriffs auf Arbeitskräfte weltweit als kompati- 
bel mit restriktiven Migrationspolitiken darzustellen, illustriert das Konzept des »remote 
working«. Dieses wurde im Kontext des World Economic Forum in den letzten Jahren dis- 
kutiert und zielt darauf, »globalen ökonomischen Wohlstand« und »Alternativen zu physi- 
scher Arbeitsmigration« zu fördern (World Economic Forum on Africa 2017). Unternehmen 
werden angehalten, vor allem hochqualifizierte Menschen weltweit über sogenanntes »re- 
mote working« anzustellen, also ohne eine Einreise der betreffenden Arbeitnehmer:in in das 
Land des Unternehmensstandorts ermöglichen zu müssen. Damit könnten Unternehmen 
»aktuellem und zukünftigem Arbeitskräftemangel entgegenwirken« (ebd.) und bedeuten- 
de Kosten einsparen. So habe die Firma Global Workplace Analytics (GWA) berechnet, dass 
remote workplace-Strategien Unternehmen Einsparungen in Höhe von 22.000 US-Dollar pro 
remote worker einbringen würden (ebd.). Der WEF Global Future Council on Migration habe 
daher das Projekt »Mobile Minds« ins Leben gerufen, das sich explizit an hochqualifizierte 
Arbeitskräfte richtet. Mit der Strategie könne auch ein Umgang mit Migrationsbarrieren ge- 
funden werden. Allerdings wolle Mobile Minds nicht physische Migration ersetzen, sondern: 
»when possible and necessary, to alleviate the burdens that often accompany physical mi- 
gration; burdens on individuals, businesses, and governments« (ebd.). Dass sich damit eine 
neoliberale Strategie mit dem konservativen Anliegen der Migrationsverhinderung verbin- 
det, wird gerade in der Beteuerung erkennbar, man wolle physische Migration nicht durch 
remote working ersetzen, sondern eine Alternative anbieten. 
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therefore, challenges the regionalist and reactive premise that the production of 
forced migration is primarily a problem created outside European territory and 
agency« (ebd.). Doch die verdrängte Verantwortung Europas für die Entstehung 
von Fluchtursachen geht weit über diese drastische Form gewaltsamer Grenzprak- 
tiken hinaus. Die Verstrickung in globale Ungleichheitsverhältnisse wird durch 
eine internalistische Perspektive auf Fluchtursachen negiert. 


7.2 Internalistisches Verständnis 


In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 28. Juni 2018 formulier- 
ten die Staats- und Regierungschefs der EU ihr Credo hinsichtlich der Fluchtursa- 
chenbekämpfung: »Um das Migrationsproblem an seiner Wurzel anzugehen, be- 
darf es einer Partnerschaft mit Afrika, mit der auf einen spürbaren sozio-ökonomi- 
schen Umbau des afrikanischen Kontinents abgezielt [...] wird« (Europäischer Rat 2018, 
3, Herv. JK). Das internalistische Verständnis kommt hier deutlich zum Ausdruck, 
denn nicht europäische Verhältnisse gelte es anzugehen, sondern die sozio-ökono- 
mischen Verhältnisse in Afrika. 

Die drei entscheidenden Hegemonieprojekte, die sich maßgeblich in den 
Fluchtursachen-Diskurs einschrieben und das hegemoniale Verständnis von 
Fluchtursachen prägten, vertraten dieses internalistische Verständnis in unter- 
schiedlichem Maße.* Hinsichtlich der Integration dieses zweiten Elements in das 
politische Projekt »Fluchtursachenbekämpfung« deckte die Analyse auch Unter- 
schiede zwischen den Hegemonieprojekten auf. Während die diskursiven Stra- 
tegien des konservativen Projektes die internalistische Perspektive ausdrücklich 
im Diskurs stärkten und andere mögliche ursächliche Zusammenhänge expli- 
zit zurückwiesen, zeigte sich das Verständnis bei linksliberal-alternativen und 
neoliberalen Kräften eher implizit. 


4 Ein Beispiel verdeutlicht dieses Einverständnis, das sich im hegemonialen Verständnis 
durchsetzte. Der Entwicklungsausschuss des EU-Parlaments hatte 2016 zunächst in einem 
Bericht noch darauf hingewiesen, »dass der Schwerpunkt der Migrationspolitik der EU vor- 
rangig darauf liegen sollte, die Ursachen der Migration zu bewältigen, und dass ihr zentrales 
Ziel sein sollte, die tatsächlichen Ursachen der Armut in den Herkunftsländern zu ermitteln 
und zu bewältigen, zum Beispiel die Ausnutzung von Arbeitskräften und die Plünderung und 
Ausbeutung von natürlichen Ressourcen durch multinationale Unternehmen, Landnahme, 
die Unterstützung, die die EU-Mitgliedstaaten autokratischen und korrupten Staaten leisten, 
Waffenhandel oder die negativen Auswirkungen der Zahlung von Auslandsschulden« (Euro- 
päisches Parlament 2016a, 13). In der offiziellen Entschließung des Parlaments wurden diese 
Bestimmungen jedoch gestrichen (Europäisches Parlament 2016b). Ein solches Abweichen 
von dem hegemonialen internalistischen Verständnis scheint keine Mehrheiten im EU-Par- 
lament gefunden zu haben. 
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Denn im linksliberal-alternativen Hegemonieprojekt berührt die Frage das 
Grundverstandnis von Entwicklungspolitik. Anders als bei der Adaption des 
Verhinderungs-Bias, der zu verschiedenen Konflikten ftihrte, mit denen sich 
Akteur:innen der Entwicklungszusammenarbeit konfrontiert sahen, scheint sich 
die Verortung von Fluchtursachen in den Herkunftsländern von Geflüchteten - 
also eine internalistische Perspektive - in ein Entwicklungsverständnis einzu- 
fügen, das im entwicklungspolitischen Feld verbreitet ist. Dieses äußert sich in 
der Vorstellung, dass europäische Akteur:innen der Entwicklungszusammenar- 
beit Bleibeperspektiven für potentielle Migrant:innen vor Ort in den jeweiligen 
Herkunftsländern schaffen sollen. Damit wird die im Entwicklungsdiskurs nach 
wie vor einflussreiche Annahme bedient, Entwicklung im globalen Süden müsse 
mittels Interventionen durch Entwicklungsexpert:innen aus dem globalen Norden 
in Form einer »verbessernden Intervention« (Ziai 2007, 47) betrieben werden. Die 
Frage, wie lokale Notlagen, Gewaltsituationen und ökologische Verheerungen mit 
globalen Entwicklungen zusammenhängen, wird nicht gestellt. Die Aufgabe der 
Entwicklungszusammenarbeit liegt in diesem Verständnis nicht darin, an diesen 
ursächlichen Verstrickungen und europäischen Politiken anzusetzen. In diesem 
Sinne proklamierte das BMZ auf seiner Homepage: »Unabhängig von ihrer Entste- 
hung können Fluchtursachen nur durch ein langfristiges Engagement behoben 
werden. Ziel ist es, die Lebensbedingungen derart zu verbessern, dass Menschen 
ihre Heimat nicht verlassen müssen.« (BMZ 2021b, Herv. JK) Auch politikberatende 
Institutionen wie die Stiftung Wissenschaft und Politik umgehen weitgehend die 
Frage nach ursächlichen Zusammenhängen in der Debatte und sehen den Beitrag 
der Entwicklungspolitik in erster Linie in der Unterstützung von aufnehmenden 
Staaten, für welche die Aufnahme von Flüchtlingen eine große Belastung darstellt. 
Sie fordern neben der Konfliktprävention, mit der Konflikte zwischen Geflüchteten 
und der ansässigen Bevölkerung verhindert werden sollen, weitere Nothilfe und die 
Förderung von freiwilliger Rückkehr (Angenendt 2014, 9ff.). Der Mitarbeiter eines 
Think Tanks in Berlin (2019) bestätigte im Interview, dass die Entwicklungsdebatte 
von einer globalen Perspektive weit entfernt sei. Ihren Schwerpunkt beschrieb er 
in Abgrenzung zu der Forderung nach einer Enquete-Kommission zum Thema 
Fluchtursachen (siehe 6.6): 


»Die Initiatoren von diesem Aufruf zur Gründung einer Enquete-Kommission ha- 
ben darunter einen sehr umfassenden Ansatz verstanden, der fragt, wie Deutsch- 
land zu Flucht beiträgt. Und das ist aber natürlich komplett entkoppelt von einer 
Entwicklungsdebatte, die sehr viel mehr schaut, wie können wir Aufnahmelän- 
der, vielleicht auch Herkunftsländer unterstützen? (Mitarbeiter Think Tank Ber- 
lin 2019) 


Doch auch im entwicklungspolitischen Feld finden sich divergierende Positionen. 
Einige zivilgesellschaftliche Akteur:innen betonen, die Analyse der Ungleichheits- 
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verhältnisse und Abhängigkeiten zwischen globalem Norden und Süden sei unver- 
zichtbar für das Verständnis der Ursachen von Flucht und Vertreibung. Sie beziehen 
sich auf ein Verständnis von Entwicklungspolitik, das sich an einer gerechten Ge- 
staltung globaler Strukturen und des Nord-Süd-Verhältnisses orientiert.” Diese Ex- 
ponent:innen sind daher als Teil des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojekts zu 
verstehen. Es bilden sich damit unterschiedliche Verständnisse von Entwicklungs- 
zusammenarbeit ab, die aufein heterogenes politisches Feld hinweisen. Denn auch 
der Entwicklungsdiskurs stellt kein monolithisches Gebilde dar (Ziai 2007, 47), wie 
Ziai aufgezeigt hat, sondern bleibt umkämpft. 

Auch das neoliberale Hegemonieprojekt nahm eine internalistische Perspekti- 
ve auf Fluchtursachen ein. Nicht globale Ungleichheitsverhältnisse, sondern loka- 
le Missstände gelte es zu adressieren. Insofern, als es sich um dasjenige Projekt 
handelt, dessen politisch-ökonomische Machtbasis in der Internationalisierung der 
Produktionen und der zunehmenden Finanzialisierung besteht (Buckel et al. 2014, 
65), ist dies wenig verwunderlich. Denn die sich verschärfende globale Ungleichheit 
und die aktuelle Ausprägung des asymmetrischen Nord-Süd-Verhältnisses resul- 
tieren nicht zuletzt aus diesen Entwicklungen und bieten sich damit als Zielscheibe 
neoliberaler Kritik kaum an. 

Diese geteilte internalistische Perspektive auf Fluchtursachen lässt sich als 
zweites zentrales Element des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen 
identifizieren. William Walters spricht in Bezug auf den Migrationsmanagement- 
Diskurs von einer »imagined spatiality« (Walters 2010, 84), die sich auch auf die in- 
ternalistische Perspektive anwenden lässt. Walters schreibt: »[Alny particular policy 
discourse employs a cast of actors both human and non-human. The cast is always 
selective: only certain actors make it onto the stage« (ebd., 85). So werde »irreguläre 
Migration« als »Problem« verhandelt, das »außerhalb« der Aufnahmestaaten ent- 
stehe. Ignoriert würden »interne« Faktoren wie beispielsweise die Nachfrage nach 
preiswerter Arbeit (ebd., 84). Auch globale Zusammenhänge werden ausgeblendet, 
die Gewaltverhältnisse mitprägen, vor denen Menschen die Flucht ergreifen. Die 
»imagined spatiality« im Fluchtursachen-Diskurs kommt damit einer Container- 
Ansicht auf den Herkunftsstaat bzw. die Herkunftsregion von Geflüchteten gleich. 
Europäische Akteur:innen betreten die Bühne gar nicht und wenn, dann lediglich 
als »Helfer:innen«, die von außen kommend den »sozio-ökonomischen Umbau 
des afrikanischen Kontinents« mitgestalten. Die Wirkmächtigkeit der internalis- 
tischen Perspektive wird im abschließenden Kapitel (siehe 8) hinsichtlich der ihr 
innewohnenden Leistung der Ausblendung untersucht. 

An dieser Stelle lässt sich festhalten: Das politische Projekt Fluchtursachenbe- 
kämpfung wurde im Nachgang des Sommers der Migration 2015 in erster Linie von 


5 Ein solches Verständnis hatte sich tendenziell in der »globalen Strukturpolitik« der rot-grü- 
nen Bundesregierung zur Jahrtausendwende niedergeschlagen (siehe 4.3.3). 
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Akteur:innen des konservativen, des linksliberal-alternativen und des neoliberalen 
Hegemonieprojektes in Stellung gebracht. Es gelang diesen gesellschaftlichen Kraf- 
ten ein hegemoniales Verstandnis von Fluchtursachen und ihrer Bekampfung mit- 
zupragen, das hier als Kompromiss beschrieben wurde. Insbesondere konservati- 
ven Akteur:innen gelang es, ihre rhetorisch-diskursiven Strategien in diesem Kom- 
promiss geltend zu machen. Strategien des national-sozialen Hegemonieprojektes 
(siehe 6.7) trugen zwar nicht in relevantem Ausmaß zur Herausbildung des politi- 
schen Projektes bei, fügten sich aber in das hegemoniale Verständnis ein. Gegenhe- 
gemoniale Strategien verfolgten der linke Flügel des linksliberalen Projektes sowie 
das proeuropäisch-soziale Projekt. 


8. Hegemoniale Tiefendimension: 
Grenze und Externalisierungshabitus 


»[D]ie Vorstellung der Grenze [wird] ver- 
innerlicht, und zwar in der Art und Weise, 
wie sich die Individuen ihren Platz in der 
Welt vorstellen [...] indem sie in Gedanken 
undurchlassige Grenzen zwischen den 
Gruppen ziehen, denen sie angehören, 
oder indem sie sich die Grenzen, die man 
ihnen von oben, sei es friedlich oder ge- 
waltsam, zuweist, subjektiv aneignen« 
(Balibar 2005, 27). 


Mit den bisherigen Analyseschritten der historisch-materialistischen Politikana- 
lyse konnte aufgezeigt werden, wie mit dem Sommer der Migration der Diskurs 
um Fluchtursachenbekämpfung ein Revival erlebte. Die materiellen Effekte des 
Diskurses ließen sich anhand der spezifischen Politikinstrumente aufzeigen, die 
als unmittelbare Krisenreaktionen eingesetzt wurden sowie an den institutionellen 
Veränderungen im europäischen Staatsapparate-Ensemble. Ich habe anhand der 
Akteursanalyse sowie der Analyse der diskursiven Kämpfe die Konturen des sich 
herausbildenden hegemonialen Verständnisses von Fluchtursachen(-bekämpfung) 
nachgezeichnet. Dieses ist zum einen geprägt von einem Verhinderungs-Bias, der 
vom konservativen Hegemonieprojekt als zentrale diskursive Strategie im Diskurs 
verfolgt und von den anderen Projekten - bis auf den linken Flügel des linksliberal- 
alternativen Hegemonieprojektes - weitgehend übernommen bzw. implizit in 
Kauf genommen wurde. Zum anderen lässt sich ein internalistisches Verständnis 
von Fluchtursachen feststellen. Explizit war auch hier das konservative Projekt 
federführend, doch sowohl das neoliberale als auch das linksliberal-alternative 
Hegemonieprojekt stützten sich implizit auf eine solche Perspektive, die Flucht- 
ursachen lediglich in den Herkunftsländern von Geflüchteten verortet. Zum einen 
erwiesen sich die damit ersichtlichen Konzessionen oder die stillschweigende 
Übereinstimmung relevanter Hegemonieprojekte mit der Stoßrichtung des kon- 
servativen Projektes in Bezug auf Fluchtursachen(-bekämpfung) als entscheidend 
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ftir die Herausbildung des politischen Projekts »Fluchtursachenbekampfung«. Zum 
anderen wurden die in Kapitel 6 skizzierten Positionen der Hegemonieprojekte im 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnis und die Veränderungen, die sich jeweils durch 
den Sommer der Migration und den Fluchtursachen-Diskurs für die Akteur:in- 
nen ergaben, als ausschlaggebend für eben jenes hegemoniale Verständnis von 
Fluchtursachen(-bekämpfung) herausgearbeitet. 

Diese detaillierte Perspektive der HMPA soll im Folgenden um die Analyseebene 
des Alltagsverstandes und der Alltagspraxen erweitert werden. In der Ausarbeitung 
der HMPA durch die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« wird die Notwen- 
digkeit dieser Erweiterung bereits angedeutet (Buckel et al. 2014, 49), um ein umfas- 
sendes Verständnis der Prozesse zu erlangen, in denen Hegemonie wirksam wird. 
Ich möchte daher abschließend auf die Tiefendimension des hegemonialen Verständ- 
nisses von Fluchtursachen(-bekämpfung) eingehen, die in der bisherigen Analyse 
nuram Rand vorkam. Ausgangspunkt ist die folgende Feststellung: Damit politische 
Projekte hegemonial werden können, muss es den gesellschaftlichen Kräften gelin- 
gen, »verschiedene Dimensionen des sozialen und politischen Handelns zu verbin- 
den« (Buckel et al. 2014, 49), das heißt »materielle Interessen, strategische Orientie- 
rungen, diskursive und kulturelle Bedeutungen, ideologische Überzeugungen, Ge- 
fühle etc.« (Bieling/Steinhilber 2000, 106 in ebd.). Während die bisherige Analyse 
vor allem auf die Ebenen der strategischen Orientierungen bestimmter Akteur:in- 
nen und der diskursiven Bedeutungen fokussiert hat, gerät abschließend die Di- 
mension der hegemonialen Verankerung im Alltagsverstand sowie den Alltagspra- 
xen und der ideologischen Überzeugungen und Gefühle in den Fokus. Dies kann 
nur skizzenhaft erfolgen, da eine genauere Analyse weitere empirische Forschung 
erfordern würde. Dennoch lassen die erhobenen Daten sowie die bisherige Analyse 
einige Rückschlüsse zu. 

Ich gehe davon aus, dass die Verankerung des hegemonialen Verständnisses von 
Fluchtursachen in den Alltagspraxen für den untersuchten Konflikt eine bedeuten- 
de Rolle spielt, gerade weil grundlegende gesellschaftliche Fragen wie das globa- 
le Nord-Süd-Verhältnis im Fluchtursachen-Diskurs verhandelt werden. Denn die 
Wirkmächtigkeit des Verhinderungs-Bias aber vor allem auch des internalistischen 
Verständnisses von Fluchtursachen lassen sich nicht nur mit den in der Akteursana- 
lyse untersuchten Ressourcen der Hegemonieprojekte, dem strategischen Geschick 
der Akteur:innen des konservativen Projektes oder möglichen Versäumnissen be- 
ziehungsweise der schwächeren Position anderer Hegemonieprojekte im Kräftever- 
hältnis erklären. Darüber hinaus beruhen beide Momente - internalistisches Ver- 
ständnis und Verhinderungs-Bias - auf im Alltagsverstand tief verankerten hege- 
monialen Vorstellungen. Die HMPA erwähnt die »Verankerung in Alltagspraktiken 
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und Dispositiven wie Heteronormativitat oder hegemonialem Weißsein« (Buckel et 
al. 2014, 51) als Ressource’ von Hegemonieprojekten. Denn: 


»Die Frage, ob bestimmte gesellschaftliche Projekte hegemonial werden, hangt 
nicht primär an den konkreten Handlungen bestimmter großer Akteur_innen, 
sondern vor allem davon ab, ob deren Handlungen in den hegemonialen Vorstel- 
lungen und Praxen in der Zivilgesellschaft und im Alltagsverstand konsensual 
verankert sind und dort eine Entsprechung haben« (Buckel et al. 2014, 36). 


Ein Indiz dafür, dass solche tiefim Alltagsverstand verankerten Vorstellungen auch 
im Fluchtursachen-Diskurs von Bedeutung sind, stellen bereits die in der Genealo- 
gie hervortretenden Kontinuitäten dar. So lässt sich das (umkämpfte) internalisti- 
sche Verständnis bis in die Anfänge der Debatte auf UN-Ebene zurückverfolgen und 
weist damit ein hohes Beharrungsvermögen auf. 

Um die Verankerung des hegemonialen Verständnisses von Fluchtursa- 
chen(-bekämpfung) im Alltagsverstand und in den Alltagspraxen sowie die daraus 
resultierende Stabilität beider Momente nachzuvollziehen, werde ich zwei Argu- 
mentationssträngen folgen. Sie greifen auf die Ausführungen in der Kontextanalyse 
unter 4.1 zurück und verknüpfen diese mit den Erkenntnissen zum hegemonialen 
Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung), das sich im Nachgang der Krise 
des Grenzregimes 2015 herausbildete. Erstens knüpfe ich an die These an, dass 
die imperiale Produktions- und Lebensweise durch Migrationspolitiken nicht 
zuletzt insofern stabilisiert wird, als dass die Apparatur der Grenze das ihr zu- 
grunde liegende Nord-Süd-Verhältnis unsichtbar macht. Ich führe aus, wie die 
tief verankerte Hegemonie der Grenze sich auch in das hegemoniale Verständ- 
nis von Fluchtursachen(-bekämpfung) einschreibt (8.1). Denn dieses Verständnis 
propagiert Exklusion durch die Verhinderung weiterer Ankünfte von Geflüchteten 
(Verhinderungs-Bias) und es setzt auf die De-Thematisierung des asymmetrischen 
Nord-Süd-Verhältnisses (internalistische Perspektive). 

Der zweite Argumentationsstrang verknüpft das Konzept des Externalisie- 
rungshabitus mit dem politischen Projekt der Fluchtursachenbekämpfung: Mit 
dem Externalisierungshabitus lässt sich das internalistische Verständnis von 
Fluchtursachen ergänzend auf einer praxisorientierten Ebene analysieren, die 
ebenfalls Aufschluss über dessen Beharrungsvermögen liefern kann (8.2). Dar- 
an schließen sich wiederum sozialpsychologische Problemlagen an, die in dieser 
Arbeit nur angedeutet werden können. 


1 Die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« zählt sie zu der Kategorie der»institutionellen 
beziehungsweise strategisch-strukturellen Selektivitäten« (siehe 3.1.1). 
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8.1 Tief verankerte Hegemonie der Grenze 


Wie ich in der Kontextanalyse herausgearbeitet habe, wird die imperiale Lebens- 
weise auf zweierlei Weise durch Migrationspolitiken stabilisiert. Zum einen wer- 
den durch Grenzen und Migrationskontrollpolitiken der Zugang zu und die Teilha- 
be an der imperialen Lebensweise in den kapitalistischen Zentren reguliert und be- 
schränkt: über den selektiven Zugang zum Territorium und die hierarchisierten An- 
sprüche auf Rechte, die eine vollständige Teilhabe in den meisten Fällen verunmög- 
lichen und stattdessen den möglichst gewinnbringenden Zugriff auf migrantische 
Arbeit im globalen Norden sichern. Zum anderen fungiert die Grenze als Invisibili- 
sierungs- und damit als Herrschaftstechnik. Beide Momente, also die Gleichzeitig- 
keit von Politiken der (Un-)Sichtbarmachung, verleihen der Grenze ihre Wirkmäch- 
tigkeit und verfestigen die Grenzziehungen, anstatt ihre Kontingenz in Erinnerung 
zu rufen: Grenzen treten also erstens immer wieder sichtbar in Erscheinung, insbe- 
sondere wenn gewaltvolle Abschottung medialen Widerhall im Sinne eines »border 
spectacle« (De Genova 2002, 436f.)” findet oder der Fokus auf die humanitären Kata- 
strophen in den Grenzregionen schwenkt. Francesca Falk spricht in diesem Zusam- 
menhang von der Grenze als Instrument einer »Politik der Sichtbarmachung« (Falk 
2011, 13). Die Grenze tritt dann als potente staatliche Apparatur in Erscheinung - 
durch verschärfte Grenzkontrollen, Zäune, Lager.’ Außerdem - und das beschreibt 
ihren Effekt als Invisibilisierungs-Technik - verschleiern und naturalisieren Grenzen 
das asymmetrische Nord-Süd-Verhältnis. Sie sind daher als Herrschaftstechnik zu 
verstehen, 


»die mit der Konstruktion von Innen und Außen, von Bevölkerung und Nicht- 
Bevölkerung, von Staatsbürger_innen und Migrant_innen die Wahrnehmung des 
ungleichen Verstrickungszusammenhangs zwischen dem globalen Norden und 
Süden verdrängt und dadurch stabilisiert: Denn die politischen und ökonomi- 
schen Verhältnisse eines jeden Staates werden so auf dessen innere Entwicklung 
und nicht auf die Stellung in der globalen Vergesellschaftung zurückgeführt. Auf 
diese Weise (re)produzieren Migrationskontrollen und Grenzen die Vorstellung 


2 »Grenzspektakel« sind De Genova (2013) zufolge Inszenierungen der Grenze im Sinne von 
Spektakeln, die den Ausschluss und die Illegalisierung von Geflüchteten und Migrant:innen 
performativ herstellen und diesen damit eine Legitimität verleihen. 

3 Gleichzeitig wird durch die Verlagerung von Grenzkontrollen bis weit in Transit- und Her- 
kunftsländer hinein im Zuge der europäischen Externalisierungspolitik das durch die Gren- 
zen verursachte Leid oft weitgehend aus dem Blickfeld verbannt. Violeta Moreno-Lax und 
Martin Lemberg-Pedersen (2019) beschreiben, wie durch Externalisierung Distanz geschaf- 
fen wird - nicht nur als räumliche Verlagerung und Verdrängung. Zugleich impliziere dieser 
Prozess eine ethische und rechtliche Distanzierung. 
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einer Unzuständigkeit für das Schicksal der Nicht-Bevölkerung« (Buckel et al. 
2014, 39). 


Damit wohnt der Grenze eine Unsichtbarmachung inne. Die Grenze als Invisi- 
bilisierungs-Technik wirkt sich stabilisierend auf die imperiale Lebensweise aus, 
da sie die ihr innewohnenden globalen Herrschaftsverhältnisse und Widersprü- 
che ausblendet. Die europäische Grenzpolitik sei damit, so Buckel, ein »zentraler 
Bestandteil der imperialen Lebensweise, denn deren hegemoniale Selbstverständ- 
lichkeit wird gerade auch durch die Politik der Grenze hergestellt« (Buckel 2013, 
59). 

Die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Europa« spricht von einer »tief veranker- 
ten Hegemonie« der Grenze (Buckel et al. 2014, 40). Grenzen entsprechen also ei- 
nem »Wahrnehmungsraster tief verankerter Orientierungen« (Brand/Wissen 2011, 
91), die mit der imperialen Lebensweise verbunden sind. Als »zentrale Legitimie- 
rungsinstanz von Migrationskontrolle« (Huke/Lüddemann/Wissel 2014, 171) gehö- 
ren sie zu dem Fundus an Annahmen, die kaum zur Disposition und in Frage gestellt 
werden. Die Existenz von Grenzen, die sich »auf die Entstehung und hegemoniale 
Durchsetzung von Nationalstaaten, Nationalismus und mit ihnen der Staatsbiirger- 
schaft« (ebd.) zurückführen lässt, erscheint als quasi natürlich gegeben und steht 
damit auch in politischen Entscheidungsprozessen nicht zur Verhandlung. Die He- 
gemonie von Grenzen meint also, »dass die Legitimität staatlicher Grenzen an sich 
in gesellschaftlicher Auseinandersetzung kaum thematisiert wird« (ebd.). Bourdieu 
beschreibt in diesem Sinne die »Grenze« als eine der »Realitäten, die man als Feti- 
sche bezeichnen kann« (Bourdieu 2017, 222) und die vom Staat generiert und ga- 
rantiert werden (siehe auch ebd., 207). Denn der Staat und all seine Schöpfungen 
seien »gleichzeitig in die Realität und in die Gehirne eingeschrieben« (ebd., 222). 
Auch Etienne Balibar beschreibt, wie die Vorstellung der Grenze verinnerlicht wor- 
den sei, 


»und zwar in der Art und Weise, wie sich die Individuen ihren Platz in der Welt 
vorstellen - ihr Recht, auf der Welt zu sein, um es mit Hannah Arendt zu sagen 
—, indem sie in Gedanken undurchlässige Grenzen zwischen den Gruppen ziehen, 
denen sie angehören, oder indem sie sich die Grenzen, die man ihnen von oben, 
sei es friedlich oder gewaltsam, zuweist, subjektiv aneignen« (Balibar 2005, 27f.). 


Die Begriffe »Verinnerlichung«, »Fetischisierung« oder »tief verankerte Hegemo- 
nie« verdeutlichen, wie die Wahrnehmung des globalen Verstrickungszusammen- 
hangs durch die Wirkmächtigkeit der Apparatur der Grenze und die durch sie ver- 
stärkte Binnenperspektive massiv erschwert wird. Insbesondere wichtige konserva- 
tive Positionen basierten derart stark auf der tief verankerten Hegemonie der Gren- 
ze, »dass sie kaum explizit artikuliert werden müssen« (Buckel et al. 2014, 71), bei- 
spielsweise dass die eigenen Staatsbürger:innen privilegiert zu behandeln sind oder 
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dass Menschen vom eigenen (supra-)nationalen Territorium und Rechtsraum aus- 
geschlossen werden können.* 

Diese Ausführungen verdeutlichen: Erst die Ausblendung des Nord-Süd-Ver- 
hältnisses durch die Grenze ermöglicht eine internalistische Perspektive auf Flucht- 
ursachen, die lediglich die Situation im Herkunftsland und dessen innere Entwick- 
lung isoliert in den Blick nimmt. Beide Momente des hegemonialen Verständnisses 
von Fluchtursachen(-bekämpfung), welches sich im Diskurs nach 2015 abzeichnet, 
verweisen auf die tief verankerte Hegemonie der Grenze. Zum einen stellen Grenzen 
die Legitimierungsinstanz dar, mit der die Exklusivität der imperialen Lebensweise 
nach außen hin verteidigt wird: durch Abwehr an oder im Vorfeld der Grenze oder 
durch differenzielle Inklusion und Selektivität und die Schaffung von »Zonen strati- 
fizierter Rechte« (Buckel 2013, 6off.), die im Fall der EU eine »rechtlich abgesicherte 
imperiale Lebensweise« den Unionsbürger:innen vorbehält (ebd., 60). Zum anderen 
begünstigt die tief verankerte Hegemonie der Grenze eine internalistische Perspek- 
tive auf gewaltsame Verhältnisse im globalen Süden, die dazu führen können, dass 
Menschen die Flucht ergreifen. Mit diesen Implikationen der Hegemonie der Gren- 
ze wird deutlich, dass die diskursiven Strategien, die insbesondere von konserva- 
tiven, aber auch extrem rechten Akteur:innen und in Teilen von national-sozialen 
Kräften mit Blick auf Fluchtursachen(-bekämpfung) verfolgt wurden, sich auf eine 
besondere Verankerung ihrer Positionen im Alltagsverstand stützen konnten. 


8.2 Externalisierungshabitus 


Eine weitere Tiefendimension der hegemonialen Vorstellung von Fluchtursachen 
und deren Bekämpfung lässt sich mit dem Konzept des Externalisierungshabitus 
fassen, das von Stephan Lessenich entwickelt wurde (Lessenich 2016, 60ff.) und das 
ich in der Kontextanalyse bereits eingeführt habe (siehe 4.1.1). Der Begriff ermögli- 
che es, die entscheidende »Praxisdimension« der Externalisierungsgesellschaft? zu 
fassen, denn das Habitus-Konzept beschreibe im Sinne Bourdieus 


4 Chimni verweist auf einen Artikel von Gibney, in dem dieser untersucht, warum bei der Ana- 
lyse von Fluchtursachen die »internationale Dimension« derselben in der Regel unberück- 
sichtigt bleibe. Unter anderem nennt er »the unexamined assumption in both international 
law and in political theory that has given nations license to treat their own citizens and citi- 
zens of other countries by vastly disparate standards« (Gibney 1991, 87 in Chimni 1998, 361). 
Dies habe grundsätzlich dazu geführt, dass Nationen Staatsbürger:innen anderer Staaten in 
einer Art und Weise behandelt haben, die ihre eigenen Standards verletzen würde (ebd.). 

5 Neben der Praxisdimension benennt Lessenich die Strukturdimension, mit der er struktu- 
relle Machtasymmetrien beschreibt, die die Externalisierungsgesellschaft prägen (Lessenich 
2016, 52ff.) sowie eine Prozessdimension, worunter er einen mehrdimensionalen, globali- 
sierten Ausbeutungsmechanismus versteht (ebd., 55ff.). 


8. Hegemoniale Tiefendimension: Grenze und Externalisierungshabitus 


»ein System von Einstellungen und Handlungsorientierungen, das in typischer 
Weise mit der Stellung eines Menschen oder einer Gruppe von Menschen in 
einer gegebenen Struktur ungleicher sozialer Positionen zusammenhängt — und 
das soziale Handeln dieses Menschen bzw. dieser Gruppe in typischer Weise 
beeinflusst.« (Lessenich 2016, 60) 


Die Alltagspraxen und der Alltagsverstand, welchen Gramsci in seinem Hegemonie- 
konzept eine konstitutive Rolle zuspricht (siehe 2.2.2), lassen sich mit Bourdieus Be- 
griff des Habitus detailliert untersuchen. Somit bietet der Habitus ein Instrument 
zur Analyse der Stabilität hegemonialer Konstellationen, wie dem Fluchtursachen- 
Diskurs. Der Habitus bewirke, so Bourdieu zusammenfassend, 


»daß die Gesamtheit der Praxisformen eines Akteurs (oder einer Gruppe von 
aus ähnlichen Soziallagen hervorgegangenen Akteuren) als Produkt der An- 
wendung identischer (oder wechselseitig austauschbarer) Schemata zugleich 
systematischen Charakter tragen oder systematisch unterschieden sind von den 
konstitutiven Praxisformen eines anderen Lebensstils« (Bourdieu 1987, 278). 


Die relevante Frage sowohl für den Ansatz der Externalisierungsgesellschaft als 
auch der imperialen Lebensweise liegt darin, was als »ähnliche Soziallage« die 
Grundlage für den Habitus bildet. Während Bourdieu den Habitus »binnenge- 
sellschaftlich« gedacht und analysiert hat, lasse sich, so Lessenich, das Konzept 
auch »auf die Realität weltgesellschaftlicher Ungleichheitsstrukturen [...] übertra- 
gen« (Lessenich 2016, 61). Die detaillierte Binnendifferenzierung Bourdieus bleibt 
notwendigerweise beim globalen Blick auf der Strecke, der jedoch umfassendere 
Zusammenhänge sichtbar macht. So lasse sich von einem Externalisierungshabitus 
sprechen als einer 


»von Individuen wie von Kollektiven-Statusgruppen und Sozialmilieus, National- 
gemeinschaften und letztlich auch Weltregionen - habituell vollzogenen Praxis 
der Auslagerung der Kosten ihrer Lebensweise auf Dritte und der gleichzeitigen 
Ausblendung ebendieses Strukturzusammenhangs aus ihrer alltäglichen Lebens- 
führung« (ebd. 61f.). 


Es sei dieser spezifische Habitus, der Machtungleichheit und die Ausbeutungsdyna- 
mik der Externalisierungsgesellschaft erst sozial wirksam mache und gesellschaft- 
lich stabilisiere (ebd., 62). Externalisierendes Handeln wird von denjenigen, die es 
aus ihrer Machtposition heraus praktizieren zu etwas Selbstverständlichem und Le- 
gitimen. Lessenich ergänzt seine Ausführungen zum Habitus schließlich um eine 
sozialpsychologische oder psychoanalytische Dimension: Denn diese 


»letztlich vorbewusste Handlungsstrukturierung aber ist nicht zu verstehen ohne 
die individuellen und kollektiven psychischen Strukturen, mit denen sie innerlich 
verbunden und an die sie funktional gebunden ist. Auslagerung und Abwälzung, 
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Verdrängung und Abspaltung, Entlastung und Umlenkung sind nicht nur soziale, 
sondern auch psychische Praktiken (in) der Externalisierungsgesellschaft.« (Les- 
senich 2016, 68) 


Somit erfolgt die Auslagerung der Externalisierungsgesellschaft auf zwei Ebenen: 
zum einen werden die sozialen und ökologischen Kosten der Lebensweise im glo- 
balen Norden in ein gesellschaftliches Außen verlegt. Fluchtursachen erscheinen 
damit als etwas Europa Äußerliches - in diesem Sinne werden sie »externalisiert«, 
also ausgelagert.® Zum anderen wird »die psychische Belastung eines allgemeinen 
Wissens um die — oder zumindest einer Ahnung von den - Bürden, die anderen 
Menschen und Weltregionen auferlegt werden, vom kollektiven Gefühlsleben abge- 
trennt« (ebd., 69). Es ließe sich in diesem Zusammenhang von einem »Schleier des 
Nicht-Wissen-Wollens« sprechen (ebd., 67), so Lessenich. Durch den Externalisie- 
rungshabitus werden bewusst und unbewusst Gründe von Leiden und Gewalt im 
globalen Süden als - dort verortete - interne Probleme behandelt. 

Das internalistische Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) verweist 
auf diese sozialpsychologischen Mechanismen, welche die eigene Verantwortung 
- in diesem Fall der europäischen Gesellschaften - für die Ursachen von ökologi- 
schen Verheerungen, Gewalt und sozialen Krisen im globalen Süden, abwenden. 
Mehr noch: Die Verantwortung wird vollständig den Herkunftsgesellschaften zu- 
geschrieben. Auch hier ließe sich von Praktiken der »Lastenabwälzung und der 
Schuldumkehr« sprechen, »indem die Verantwortung für die Schädigungen auf 
die Geschädigten selbst projiziert wird« (ebd., 70). Unterstützt wird ein solcher 
Mechanismus durch die tief verankerte Hegemonie der Grenze. Sie lässt sich als 
wesentlicher Bestandteil des Externalisierungshabitus fassen, da sie das »Außen« 
permanent reproduziert, in das Verantwortung ausgelagert werden kann. 

Mit Blick auf das hegemoniale internalistische Verständnis von Fluchtursachen 
äußert sich der Externalisierungshabitus in zwei Momenten, die beide bestimm- 
te Formen der Auslagerung oder Externalisierung von Verantwortung beschreiben. 
Zum einen lässt sich eine räumliche Verlagerung feststellen, die sich in der Verortung 
von Fluchtursachen außerhalb Europas äußert, zum anderen kommt es zu einer 
Ausblendung der europäischen Kolonialgeschichte und (post)kolonialer Gewalt. Ich 
fasse die beiden Momente der Verdrängung als Exterritorialisierung und Amnesie: 
Weder strukturelle Zusammenhänge globaler Ungleichheit werden berücksichtigt 


6 Die darin zum Ausdruck kommende Entpolitisierung wurde auch im Entwicklungsdiskurs 
nachgezeichnet, in dem »die soziale Ungleichheit zwischen den Weltregionen durch den 
unterschiedlichen Entwicklungsstand, mithin durch sozioökonomische Prozesse in dem je- 
weiligen Land selbst erklärt wurde [...]« (Ziai 2007, 58). Damit werden »die politischen, mit 
asymmetrischen Machtverhältnissen zusammenhängenden Ursachen der internationalen 
Ungleichheit in ihrer spezifischen Ausprägung« (ebd.) ausgeblendet. 
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noch der historische Kontext des (Post)Kolonialismus. Nicholas de Genova hat dies 
treffend zusammengefasst: 


»Notably, the European border crisis has been commonly depicted in depoliticiz- 
ing language as a humanitarian crisis with its root causes always attributed to 
troubles elsewhere, usually in desperate and chaotic places ostensibly »outside< 
of Europe. These putative elsewhere, beyond the borders of Europe, are system- 
atically represented as historically sanitized, which is to say, shorn of their deeply 
European (post)colonial histories as well as disarticulated from the European po- 
litical and economic interests implicated in producing and sustaining their frac- 
tured presents« (De Genova 2017a, 18). 


Das erste Moment, in dem sich der Externalisierungshabitus im hegemonialen Ver- 
ständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) äußert, besteht also in einer raumli- 
chen Auslagerung von Verantwortung, die ich mit dem Begriff Exterritorialisierung 
fasse. Indem die »Krise« außerhalb Europas lokalisiert wird und somit die Ursachen 
räumlich getrennt von den Ankunftsgesellschaften im globalen Norden erscheinen, 
findet eine geografische Verlagerung derselben in die Herkunfts- und Transitstaa- 
ten statt. Das Aufrüsten der Grenzen und Abwehren von Geflüchteten, wie es von 
rechten Parteien wie der AfD und konservativen Kräften nach dem langen Sommer 
der Migration umso vehementer gefordert wurde, ziele darauf, »getrennte Erfah- 
rungswelten (wieder-)herzustellen, in denen globale Abhängigkeitsverhältnisse und 
soziale Ungleichheit dethematisiert sind« (Huke 2021, 151), so Nikolai Huke. Auch 
die Rede von den Fluchtursachen, die außerhalb Europas generiert werden, dient 
dieser trennenden Maßnahme, der »strukturellen Verflochtenheit von Lebensver- 
hältnissen« (Lessenich 2016, 54) jede Geltung abzusprechen. 

Die Amnesie, von der die internalistische Perspektive auf Fluchtursachen zeugt, 
besteht in einer Verneinung jeglichen Fortwirkens des Kolonialismus in den gegen- 
wärtigen Beziehungen zwischen globalem Norden und Süden. Zwar wurde diese 
Perspektive bereits in den Anfängen der Debatte immer wieder von Vertreter:in- 
nen des Südens sowie selbstorganisierten Geflüchteten in den Ankunftsgesellschaf- 
ten eingefordert, wie in der Genealogie ersichtlich wurde (4.3). Doch das hegemo- 
niale Verständnis, das sich auch im Nachgang der Krise 2015 durchsetzt, lässt eine 
postkolonial informierte Sicht vermissen. Daniel Bendix (Bendix 2018b) ist in In- 
terviews mit Refugee-Aktivist:innen dieser Diskrepanz nachgegangen. Zwar gäbe 
es ein offensichtliches Wissen über die Zusammenhänge, doch dieses scheint un- 
ter dem Schleier des Nicht-Wissen-Wollens verschüttet. Denn, so äußern sich die 
Geflüchteten im Interview, 


»die lange Geschichte der Ausbeutung und Unterordnung Afrikas unter die Be- 
dürfnisse Europas stelle sich der deutschen Gesellschaft als seine natürliche Ord- 
nung dar: Von Natur aus ist der Europäer über dem Afrikaner stehend gemacht 
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worden« Nur dadurch, dass die »Vormachtstellung der Europäer über die Afrika- 
ner [...] zu sowas wie einer Norm geworden, zu einer unleugbaren Realität: gewor- 
den ist, könnte trotz Wissen um historische Fakten die Perspektive eingenommen 
werden: »Ihr habt nicht das Recht hier zu sein und müsst also gehen« (Aktivist von 
Corasol 2017 in Bendix 2018b, 8). 


Auch Buckel halt fest, dass über die Migration die europäischen Gesellschaften zwar 
mit »ihren fortwirkenden kolonialen Genealogien« (Buckel 2013, 59) konfrontiert 
seien, diese aber nicht als solche wahrgenommen würden. Dies zeigt sich auch im 
postkolonialen Paternalismus, der dem hegemonialen Verständnis von Fluchtur- 
sachen(-bekämpfung) innewohnt (Buckel/Kopp 2022, 67). Nicht nur werden die 
Ursachen für den Verlust von Lebensgrundlagen ausschließlich den Staaten im 
globalen Süden zugesprochen. Darüber hinaus wird die Lösungskompetenz für die 
Bewältigung der gewaltvollen Situationen bei europäischen Akteur:innen gesehen. 
Dies wurde bei den Ausführungen zu den Instrumenten der Fluchtursachenbe- 
kämpfung deutlich, die ohne nennenswerte Beteiligung afrikanischer Akteur:innen 
entwickelt wurden und umgesetzt werden. Ein Eingreifen Europas von Außen - 
mutmaßlich als Unbeteiligte an den Missständen - könne die Ursachen für Flucht- 
migration beseitigen, so die Annahme. Auch Mabanza Bambu konstatiert eine 
»kolonial geprägte Selbst- und Fremdwahrnehmung« (Mabanza Bambu 2016, 71) 
im Hinblick auf die Programme der Bundesregierung zur Fluchtursachenbekämp- 
fung. Das BMZ stelle Mittel zur Verfügung und fördere einen »konstruktiven und 
gewaltfreien Umgang mit Konflikten«. Damit »wird suggeriert, dass Deutschland 
über Lösungskompetenzen verfügt, um »den sozialen Zusammenhalt innerhalb der 
Bevölkerung« in diesen Krisen zu starken.« (Ebd.) Ähnlich wie Bakewell dies grund- 
sätzlich für viele Entwicklungsprogramme attestierte, wohnt auch den Projekten 
zur Fluchtursachenbekämpfung eine Vormundschaft gegenüber dem Kontinent 
inne (Bakewell 2008, 6). Achille Mbembe schreibt: 


»Als lebende Figur der Andersartigkeit verweist der Ausdruck >Afrika< folglich auf 
eine Welt für sich, für die wir kaum Verantwortung tragen; auf etwas, mit dem 
viele unserer Zeitgenossen sich nur schwer identifizieren können. [...] Da sie und 
wir nicht an einer gemeinsamen Welt teilhaben, kann die Afrikapolitik unserer 
Welt kaum eine Politik gegenüber unseresgleichen sein. Sie kann nur eine Politik 
der Differenz sein - die Politik des barmherzigen Samariters, die sich aus Schuld- 
gefühlen, Ressentiments oder Mitleid speist, aber niemals aus einem Gerechtig- 
keits- oder Verantwortungsgefühl.« (Mbembe 2019, 101f.) 


In der Genealogie habe ich bereits auf den Ausdruck Bourdieus einer »Amnesie der 
Anfänge« zurückgegriffen, die jeder Institutionalisierung innewohne (Bourdieu 
2017, 210), und man könnte sagen: die auch jeder hegemonialen Konstellation inne- 
wohnt. Eine Institution, so Bourdieu, sei erfolgreich, wenn es ihr gelungen sei, »sich 
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als selbstverständlich aufzudrängen« (ebd., 209). Der hegemonialen Deutung von 
Fluchtursachen, die sich im Diskurs der letzten Jahre durchsetzte, wohnt sogar eine 
doppelte Amnesie inne. Eine Amnesie, die sich auf die historischen Konstellationen 
bezieht, welche Europa als wesentlich verbunden mit den Herrschaftsbeziehungen 
zwischen globalem Norden und globalem Süden bestimmen. Und eine weitere 
Amnesie, die sich auf den Beginn der Debatte bezieht, als die konträren Positionen 
und Konflikte zutage traten. 

Mit den Ausführungen in diesem Kapitel konnte gezeigt werden, dass die Tie- 
fendimension von Hegemonie - also die Verankerung hegemonialer Vorstellungen 
bis in den Alltagsverstand und die Alltagspraxen hinein - einen wichtigen Beitrag 
zum Verständnis hegemonialer Konstellationen leistet. Um die hier eingebrachten 
Thesen weiter zu fundieren wäre weiterführende empirische Forschung notwendig, 
die an dieser Stelle nicht geleistet werden kann.’ Dennoch lässt sich davon ausge- 
hen, dass die zentralen Momente des hegemonialen Verständnisses von Fluchtur- 
sachenbekämpfung, wie es sich im Nachgang der Krise des Grenzregimes durchge- 
setzt hat, wesentlich durch die tief verankerte Hegemonie der Grenze sowie den Ex- 
ternalisierungshabitus mitgeprägt sind. Letztere sind miteinander verknüpft und 
verleihen sowohl dem Verhinderungs-Bias als auch dem internalistischen erständ- 
nis von Fluchtursachen eine große Stabilität. 


7 Hier wäre es geboten, auf Klassen- und Geschlechterhierarchien sowie rassistische Herr- 
schaftsverhältnisse vertieft einzugehen, um einem »vereinnahmenden >wir« (Dörre 2019, 
245f.) entgegenzuwirken, das alle Menschen im globalen Norden als gleichermaßen in die 
imperiale Produktions- und Lebensweise verstrickt annimmt. 
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»Those nomads — not by choice but by the 
verdict of a heartless fate — remind us, 
irritatingly, infuriatingly and horrifyingly, 
of the (incurable?) vulnerability of our own 
position and of the endemic fragility of our 
hard-won well-being« (Bauman 2016, 16). 


Noch im August 2021 zeichneten Politiker:innen aus unterschiedlichen Lagern kurz 
vor den deutschen Bundestagswahlen erneut die Drohkulisse einer Wiederholung 
des Sommers der Migration 2015 und mahnten eine entschlossene Bekampfung von 
Fluchtursachen vor Ort - in diesem Fall in Afghanistan und den Nachbarstaaten - 
an. Die anhaltende Wirkmächtigkeit des Fluchtursachen-Diskurses und des hege- 
monialen Verständnisses, das sich in den letzten Jahren herausgebildet hat, wurde 
damit erneut unter Beweis gestellt. Doch nachdem auch im letzten Kapitel der Sta- 
bilität nachgegangen wurde, die sich in dieser hegemonialen Konstellation zeigt, 
soll abschließend nach einer Rekapitulation der Ergebnisse erneut die Umkämpft- 
heit des Fluchtursachen-Diskurses ins Licht gerückt werden (9.1 und 9.2). 

Der Diskurs um Fluchtursachenbekämpfung stellte ein wesentliches Moment 
der europäischen Migrationspolitik im Kontext der Krise des Grenzregimes 2015 
dar und bildete den Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit. Im Zentrum stand die 
Frage, wie sich die Intensivierung des Diskurses um Fluchtursachenbekämpfung 
im Zuge der Krise des Grenzregimes 2015 aus hegemonietheoretischer Perspekti- 
ve erklären lässt und wie sich die hegemonieorientierten Kämpfe um Fluchtursa- 
chen(-bekämpfung) gestalteten. 

Die Analyse des strukturellen Kontextes (4.1) zeigte unter Rückgriff auf die Kon- 
zepte der imperialen Lebensweise und der Externalisierungsgesellschaft, dass 
Migrationspolitiken stets zur Reproduktion und Stabilisierung des asymmetri- 
schen Nord-Süd-Verhältnisses beitragen. Den historischen Kontext habe ich zum 
einen anhand der Geschichte der Europäisierung der Migrationspolitik verdeut- 
licht, denn der Fluchtursachen-Diskurs ist im europäischen Kontext nicht zu 
trennen von der Herausbildung des europäischen Staatsapparate-Ensembles (4.2). 
Zum anderen zeigte die Genealogie des Fluchtursachen-Diskurses, wie dieser auf 
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der internationalen, der europäischen sowie der nationalen scale bis in die 1980er 
Jahre zurückverfolgt werden kann (4.3). Vor diesem Hintergrund ließen sich Kon- 
tinuitäten und Brüche bis zu den aktuellen Artikulationsformen des Diskurses im 
Verlauf der Analyse kenntlich machen. 

Im Zentrum des folgenden Kapitels (5) standen die Bewegungen der Fluchtmi- 
gration im Sommer der Migration sowie die unmittelbaren Reaktionen der Exe- 
kutiven auf die dadurch ausgelöste Krise des Grenzregimes. Die Forderung nach 
Fluchtursachenbekämpfung materialisierte sich primär in neuen Finanzierungsin- 
strumenten, die zum einen auf Entwicklungshilfe und zum anderen auf die Förde- 
rung privatwirtschaftlicher Investitionen setzen. Damit erfuhr der Fluchtursachen- 
Diskurs in der Folge eine Hochkonjunktur. Er erwies sich als umkämpftes Terrain, 
auf dem unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte versuchten, ihre (migrations-)po- 
litischen Forderungen durchzusetzen. Der Impuls, den die eigensinnigen Praktiken 
der Migrant:innen darstellen, wurde damit in Kämpfen um Hegemonie aufgenom- 
men und auf dem politischen Terrain ausagiert. 

Die Akteursanalyse (6) zeigte, dass insbesondere das linksliberal-alternative, das 
konservative und das neoliberale Hegemonieprojekt in den diskursiven Kämpfen 
um Fluchtursachenbekämpfung auf wichtige Ressourcen zurückgreifen konnten, 
was nicht zuletzt mit deren Verankerung in bestimmten Staatsapparaten zusam- 
menhing. Drei Strategien stellten sich daher als besonders präsent im untersuch- 
ten Konflikt heraus: Erstens war dies die Maßgabe Fluchtursachen mittels Entwick- 
lungshilfe zu bewältigen, zweitens wurde Fluchtursachenbekämpfung mit dem in- 
nenpolitischen Ziel der Migrationskontrolle verknüpft und drittens sollten zur ad- 
äquaten Bekämpfung von Fluchtursachen privatwirtschaftliche Investitionen ge- 
fördert werden. Der linke Flügel des linksliberal-alternativen Projektes fand sich im 
Falle der ersten Strategie in Abwehrkämpfen gegen eine Instrumentalisierung von 
Entwicklungspolitik für innenpolitische Ziele wieder. Der zweiten Strategie setzten 
Akteur:innen des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes die Forderung ent- 
gegen, Fluchtursachen gelte es als Frage globaler sozialer Ungleichheit zu adressie- 
ren. 

Im selben Kapitel habe ich auch die rhetorisch-diskursiven Strategien der He- 
gemonieprojekte in den Blick genommen und damit das Ringen um das hegemo- 
niale Verständnis von Fluchtursachen(-bekämpfung) vertieft. Die Analyse machte 
deutlich, dass konservative Strategien auch deshalb eine große Wirkung entfalten 
konnten, weil fast alle anderen gesellschaftlichen und politischen Akteur:innen der 
Debatte die zentralen Positionen des konservativen Projektes - den Verhinderungs- 
Bias und das internalistische Verständnis - zumindest implizit, teilweise aber auch 
explizit mittrugen und damit stärkten. Dies ermöglichte ihnen, eigene Forderun- 
gen in den Diskurs einzuschreiben. Gegenhegemoniale Strategien, die eben diese 
maßgeblichen Momente des hegemonialen Verständnisses fundamental kritisier- 
ten, verfolgten der linke Flügel des linksliberal-alternativen und das proeuropäisch- 
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soziale Hegemonieprojekt. In Kapitel 7 habe ich die Ergebnisse der vorhergehenden 
Analyseschritte zusammengeführt und gezeigt, wie sich das hegemoniale Verständ- 
nis von Fluchtursachenbekämpfung schließlich durchsetzte und sich damit unter 
Führung konservativer Kräfte ein neues politisches Projekt formieren konnte, das 
sich mit dem Migrationsmanagement verknüpft und dieses transformiert. 

Abschließend wurde der Aspekt der hegemonietheoretischen Analyse vertieft, 
den ich als Tiefendimension der Hegemonie bezeichnet habe (8). Ich arbeite anhand 
meiner Analyse des Fluchtursachen-Diskurses heraus, dass die Verankerung hege- 
monialer Vorstellungen im Alltagsverstand für die hegemonietheoretische Analyse 
besonders relevant ist. Ich konnte anhand meiner Analyse plausibel machen, dass 
sich die Diskursstrategien des konservativen Hegemonieprojektes auch deshalb als 
besonders wirkmächtig erwiesen, weil sie auf Vorstellungen beruhen, die tief im 
Alltagsverstand sowie entsprechenden Alltagspraxen verwurzelt sind. Dies habe ich 
anhand der tief verankerten Hegemonie der Grenze sowie des Externalisierungsha- 
bitus ausgeführt. 

Die Analyse des Fluchtursachen-Diskurses im Kontext des Sommers der Mi- 
gration, die in der Form bisher nicht vorliegt, stellt den empirischen Beitrag meiner 
Arbeit dar. Darüber hinaus leiste ich einen methodologischen Beitrag zur Wei- 
terentwicklung der historisch-materialistischen Politikanalyse: Erstens kommt 
der Krise als historisches Ereignis, das eine neue Konjunktur an Kämpfen (um 
Fluchtursachenbekämpfung) auslöst, eine herausgehobene Rolle in Form eines 
eigenen Analyseschritts zu. Zweitens habe ich mithilfe der hegemonietheoretisch 
fundierten Diskursanalyse die (rhetorisch-)diskursiven Auseinandersetzungen ins 
Zentrum des analysierten Konflikts gerückt und damit eine neue Form der Pro- 
zessanalyse skizziert. Deren Fluchtpunkt stellte das hegemoniale Verständnis von 
Fluchtursachen(-bekämpfung) dar, das sich im Zuge der Krise herausbildete. Und 
drittens legt meine Arbeit einen Schwerpunkt auf die Dimension der Verankerung 
hegemonialer Strategien im Alltagsverstand und den Alltagspraxen - die Tiefendi- 
mension von Hegemonie. In einem eigenen Kapitel (8) hebt sie die Relevanz dieser 
Dimension zur Erklärung hegemonialer Konstellationen hervor. Theoretisch führt 
die Arbeit den Zusammenhang zwischen globalen Nord-Süd-Verhältnissen und 
Migrationspolitiken aus und bietet darüber hinaus im Anschluss an andere wis- 
senschaftliche Beiträge eine Zusammenführung von Konzepten Antonio Gramscis 
und Pierre Bourdieus auf verschiedenen Ebenen an (insbesondere Hegemonie vs. 
symbolische Macht, Alltagspraxen/Alltagsverstand vs. Habitus). Diese gilt es in 
weiteren Arbeiten zu vertiefen. 
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9.1 Krise und Irritation des Externalisierungshabitus 


Ich habe in meiner Analyse verdeutlicht, dass ich den Fluchtursachen-Diskurs als 
Ausdruck der Krise des Grenzregimes verstehe. Zum einen verweist das sich her- 
ausbildende hegemoniale Verstandnis von Fluchtursachen und deren Bekampfung 
auf die Stabilitat und das Beharrungsvermégen des EU-Migrations- und Grenz- 
regimes (siehe 8.1 und 8.2). Dieser »Prozess der Verstetigung« (Dzudzek/Kunze/ 
Wullweber 2012, 19), der Re-Stabilisierung und Konsolidierung pragte im Nachgang 
des Sommers der Migration den Fluchtursachen-Diskurs maßgeblich. Nichtsdes- 
totrotz kam es auch - zumindest partiell - zu einer Irritation der zwei im Alltags- 
verstand eingelagerten Momente einer tief verankerten Hegemonie der Grenze und 
des Externalisierungshabitus. Denn 


»das Konzept der Hegemonie benennt [...] zum einen den Prozess der Versteti- 
gung — der Normalisierung und Veralltaglichung - gesellschaftlicher Beziehun- 
gen, bei gleichzeitigem Ausschluss alternativer Relationen. Zugleich beinhaltet 
es die Möglichkeit der gegenhegemonialen Bewegung — der Wiederbewusstma- 
chung und der Repolitisierung von Alternativen.« (ebd.) 


Die tausendfachen Grenzübertritte, die Präsenz der Geflüchteten, das Sichtbarwer- 
den der zurückgelegten Etappen sowie deren menschenunwürdigen Belastungen 
und das solidarische Willkommen im Sommer 2015 hatten das europäische Grenz- 
regime erschüttert; nicht zuletzt durch die »menschlichen Körper, die plötzlich 
physisch vor uns stehen« (Lessenich 2016, 166). Nicht nur die Geflüchteten selbst 
waren unweigerlich sichtbar als plötzlich Anwesende. Spürbar wurde auch die 
durch »border struggles« umkampfte und »immer instabilere Trennungslinie zwi- 
schen dem >Innen und »Außen«, zwischen Inklusion und Exklusion« (Mezzadra/ 
Neilson 2013, 13). Die Ereignisse in den Sommermonaten 2015 haben damit die 
Fragilität von Grenzen vor Augen geführt und deren tief verankerte Hegemonie 
herausgefordert. 

Der Fluchtursachen-Diskurs zeigt außerdem, wie die Krise eine Auseinander- 
setzung mit Flucht und Migration im globalen Kontext hat aufscheinen lassen. Als 
diffuse Ahnung, Irritation oder Unbehagen, aber auch mit offensiven Spuren im po- 
litischen und medialen Diskurs. Das Ankommen der Vielen ließ »die Krise« nach 
Europa kommen - weder ausschließlich im Sinne von Problemen »für und in Eu- 
ropa«, noch als etwas »außerhalb Europas oder an seinen Rändern« Verursachtes 
(Heller et al. 2016, 12), sondern als vitale Realität. Die Bewegungen der Fluchtmigra- 
tion wurden im Lichte globaler struktureller Machtasymmetrien sichtbar, als »Aus- 
druck einer neuartigen Form der Stofflichkeit, der Spürbarkeit, der Sichtbarkeit der 
Externalisierungsgesellschaft - und ihres Preises« (Lessenich 2016, 167). Geflüch- 
tete, so formulieren es Ulrich Brand und Markus Wissen, »verkörpern das univer- 
selle Leiden an der imperialen Lebensweise« (Brand/Wissen 2017, 174). Spätestens 
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2015 habe klar gemacht »dass Menschenschicksale in der heutigen Zeit global mit- 
einander verwoben sind« (Fuchtel 2017, 27), kommentierten Politiker:innen. Damit 
bestätigte sich: Insbesondere in der Krise kann die Grenze »als Kaleidoskop oder 
Brennglas globaler sozialer Konflikte« dienen, so dass sich genau hier »asymmetri- 
sche Globalisierungsprozesse kritisch analysieren und herausfordern« lassen (Hess 
etal. 2014, 16). Mit der Krise wurden die Verdrängungsleistungen, die wesentlich für 
die Grenze sind, irritiert und ebenso der Externalisierungshabitus mit seinen Pra- 
xen des Verdrängens und Auslagerns. Der Diskurs um Fluchtursachen und deren 
Bewältigung, so die These, reagierte auf die mit den Ankommenden sichtbar wer- 
denden Zusammenhänge. Mit Foucault könnte man von einem »strategischen Im- 
perativ« sprechen, der durch eine »unstete[] Bevölkerungsmasse« - die in Europa 
Ankommenden - ausgelöst wurde (Foucault 2003, 393). 

Den beschriebenen Irritationen, die die Ankunft der Geflüchteten im Sommer 
2015 auslösten, geht auch Huke mit Blick auf die Willkommensbewegung nach. So 
zeigt seine Analyse von Interviewmaterial aus den Jahren 2018 und 2019 mit Men- 
schen aus Willkommensinitiativen, dass die Anwesenheit von, aber vor allem die 
Begegnungen und gemeinsamen Erfahrungen mit den Angekommenen zu »Rissen 
im Externalisierungshabitus« geführt haben (Huke 2021). In der Willkommensbe- 
wegung sei es möglich gewesen »Erfahrungsblockaden« in »fragilen Erfahrungs- 
prozessen durch konkrete Begegnungen« (Huke 2021, 139) teilweise zu überwinden. 
Dies sei deshalb möglich gewesen, weil Grenz- und Migrationsregime »getrennte 
Erfahrungsräume« (ebd., 144) schaffen und dieses Trennungsdispositiv' durch die 
Krise der europäischen Migrationskontrolle zumindest in Teilen unwirksam wurde. 
Durch ihre Anwesenheit machten die Geflüchteten genau diejenigen Erfahrungen 
sichtbar, »die im Alltag in Deutschland verdrängt und ausgeblendet werden« (ebd., 
146): »die globale soziale Ungleichheit von Lebenschancen und die Begrenztheit im- 
perialer Lebensweisen« (ebd.). 

Die daraus resultierenden Irritationen im Externalisierungshabitus ließen so- 
mit auch eine andere Auseinandersetzung mit den Fragen nach den Ursachen von 
Fluchtmigration zu. Dies führte offensichtlich zu einem Unbehagen aufgrund einer 
neuen »Evidenz unseres Lebens auf Kosten anderer« (Lessenich 2016, 185) und da- 
mit auch dazu, die Begrenztheit der Externalisierungsgesellschaft wahrzunehmen. 
Auch Brand und Wissen sprechen von einem »Unbehagen am Habitus«, das auch 
»zur Politisierung der bestehenden Verhältnisse und zur praktischen Suche nach Al- 
ternativen« führen könne (Brand/Wissen 2017, 60). In Teilen übersetzten sich diese 
Irritationen in hegemonieorientierte Strategien, wie in Kapitel 6 aufgezeigt wurde. 


1 Weitere Trennungsdispositive führen zu getrennten Erfahrungsräume innerhalb national- 
staatlicher Grenzen, wie entlang von Klassen- oder Geschlechterverhältnissen (Huke 2021, 
139). 
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Die Folgen der Irritationen des Externalisierungshabitus können sehr unter- 
schiedlich ausfallen. So wurden in Teilen der Willkommensbewegung solidarische 
Praxen etabliert und dahingehend reflektiert.” Andererseits kam es zu gewaltvollen 
Reaktionen der Abwehr, welche die verursachten Irritationen im Externalisierungs- 
habitus mit neuen Bestrebungen der Ausgrenzung beheben wollten. So beschreibt 
auch Huke, wie rechte Parteien wie die AfD umso vehementer darauf drängten, 
»Geflüchtete abzuwehren und auszugrenzen, Grenzregime weiter aufzurüsten und 
darüber getrennte Erfahrungswelten (wieder-)herzustellen, in denen globale Ab- 
hängigkeitsverhältnisse und soziale Ungleichheit de-thematisiert sind« (Huke 2021, 
151). Lessenich verweist auf eine »kollektive Angst« vor »dem Ende des »guten Le- 
bens auf Kosten anderer« (Lessenich 2016, 169). Es ließe sich auch von einer »Iden- 
titätspanik« (Balibar 1993, 154) sprechen, die umso drängender wird, je fragiler (na- 
tional-)staatliche Strukturen und Grenzen sowie die damit verbundenen materi- 
ellen Absicherungen erlebt werden. Die Identitätspanik, so Joachim Hirsch, sei in 
diesem Sinne nicht nur als sozialpsychologisches Phänomen zu verstehen, sondern 
auf materielle Interessen zurückzuführen (Hirsch 2002, 107): die Aufrechterhaltung 
der imperialen Lebensweise, in die der Großteil der Menschen im globalen Norden 
— wenn auch in sehr unterschiedlichem Maße - verstrickt ist. Somit verweisen die 
Irritationen des Habitus der Externalisierung auf vage Potenziale für emanzipatori- 
sche Veränderungen und zugleich auf die Gefahr autoritärer Einhegungsversuche. 

Mit Gramsci ließe sich davon sprechen, dass mit dem Sommer der Migration 
auch die Widersprüche im »auf bizarre Weise« (Gramsci 1994, H. 11, $12, 1375f.) 
zusammengesetzten Alltagsverstand in besonderer Weise hervortraten. Und es 
sind diese Widersprüche zwischen der präsent gehaltenen Erfahrung sowie den 
bestehenden Verhältnissen einerseits und hegemonialen Vorstellungen anderer- 
seits,’ an die auch emanzipative Strategien und gegenhegemoniale Interventionen 
anknüpfen können. Wichtig ist, dass diese Strategien »mit dem praktischen Leben 
verbunden und ihm implizit« (ebd., 1382) sind. Die Erfahrungen im und nach dem 
Sommer der Migration haben das praktische Leben in vielfältiger Weise verän- 
dert und den Alltagsverstand, den Gramsci ansonsten als »auf bornierte Weise 
neuerungsfeindlich und konservativ« (Gramsci 1994, H. 11, $13, 1397) beschreibt, 


2 Allerdings gehen die Einschätzungen hier auseinander. So seien Refugee-Aktivist:innen oft- 
mals weniger euphorisch hinsichtlich der Willkommensbewegung, merkt Bendix an: Sie»kri- 
tisieren den Paternalismus und das unpolitische Handeln in der Willkommenskultur, in der 
davor Halt gemacht wird, tiefer liegende Zusammenhänge zu ergründen und die eigene 
weltgesellschaftliche Position zu reflektieren (Osa 2015)« (Bendix 2018b, 2). 

3 Als Beispiel für solche Widersprüche weisen Becker et al. darauf hin, wie es zwar eine sehr 
wirkmächtige (hegemoniale) Auffassung im Kapitalismus sei, wonach sich Leistung lohnen 
müsse (Becker et al. 2013, 111). In der Realität erleben jedoch viele Menschen, dass sie »sich 
noch so sehr anstrengen — etwas leisten — können und dennoch auf keinen grünen Zweig 
kommen, weil sie nur Arbeit im Niedriglohnsektor finden« (Becker et al. 2013, 112). 


9. Fazit 


in Bedrängung gebracht. Dies hatte sowohl verfestigende und konsolidierende 
Effekte auf den Alltagsverstand als auch - zumindest in Teilen - destabilisierende. 
Die virulenten Auseinandersetzungen um die Forderung nach einer Bekämpfung 
von Fluchtursachen sind Ausdruck dieser Spannung zwischen herrschaftsförmiger 
Stabilisierung und gegenhegemonialen Interventionen. 


9.2 Kämpfe um Migration und das Nord-Süd-Verhältnis 


Im Kern geht es in dieser Spannung um das asymmetrische Nord-Süd-Verhältnis, 
das im Fluchtursachen-Diskurs verhandelt wird. Denn die Analyse hat gezeigt, dass 
die dort ausgetragenen Kämpfe um Hegemonie auf diesen tieferliegenden Konflikt 
verweisen, der Migrationspolitiken sowie ökonomische und soziale Verhältnisse 
wesentlich prägt. Durch meine Arbeit zieht sich demnach die Frage, ob und wie 
durch die Erschütterungen im Sommer 2015 dieser grundlegende Konflikt neu 
verhandelt wurde. Die Ergebnisse meiner Analyse legen nahe, dass der Flucht- 
ursachen-Diskurs durch das hegemoniale Verständnis von Fluchtursachen und 
deren Bekämpfung dazu beigetragen hat, das postkoloniale Grenzregime erneut zu 
stabilisieren. Denn es gelang einer Allianz bestehend aus Akteur:innen des links- 
liberal-alternativen, des konservativen und des neoliberalen Hegemonieprojektes 
ein hegemoniales Verständnis von Fluchtursachenbekämpfung durchzusetzen, 
das in zweifacher Weise stabilisierend wirkt: Zum einen gelang es mittels des 
Verhinderungs-Bias, der maßgeblich von konservativen Kräften in den Diskurs 
eingeschrieben wurde, einen wichtigen Strang des - nach dem Sommer 2015 
deutlich konservativ geprägten - Migrationsmanagements weiter zu stärken. Zum 
anderen implizierte das hegemoniale Fluchtursachenverständnis, die De-Thema- 
tisierung des für Migrationspolitiken konstitutiven asymmetrischen Nord-Süd- 
Verhältnisses fortzuschreiben. 

Die Analyse von Mabanza Bambu trifft zu, dass »[d]ie neuesten Migrations- 
und Fluchtbewegungen von Menschen nach Europa [...] nicht nur ein Scheitern der 
Abschottungspolitik, sondern auch ein Scheitern der Nord-Süd-Politik insgesamt« 
(Mabanza Bambu 2016, 75) zeigten. Doch er konstatiert, dass angesichts dessen eine 
»befremdliche Art, in der von Fluchtursachen und ihrer Bekämpfung gesprochen 
wird« (ebd.), feststellbar sei. Befremdlich ist sie in der Hinsicht, dass das offen- 
sichtliche zweifache Scheitern mit einer zweifachen Verdrängung einhergeht: Mit 
der Verdrängung der Evidenz, dass Fluchtmigration geschieht und durch Grenz- 
kontrollen nicht verhindert werden kann und mit der Verdrängung der Tatsache, 
dass dies wiederum mit einer Krise des Nord-Süd-Verhältnisses zusammenhängt. 
Diese Verdrängungsleistung manifestiert sich im Verhinderungs-Bias und in 
der internalistischen Perspektive. Dennoch wurde das zweifache Scheitern — der 
Abschottungspolitik und der Nord-Süd-Politik - im Sommer der Migration offen- 
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kundig, wenngleich dieses Moment von kurzer Dauer war. Im diskursiven Kampf 
um Fluchtursachen(-bekampfung) blieb dieses Scheitern in gegenhegemonialen 
Strategien erhalten. 

Schließlich verdeutlicht die Analyse die komplementäre Rolle beider gegenhe- 
gemonialer Stoßrichtungen, die ich herausgearbeitet habe. Nur in der Verknüpfung 
ihrer Strategien könnte eine Allianz aus Akteur:innen des linken Flügels des links- 
liberal-alternativen sowie des proeuropäisch-sozialen Hegemonieprojektes die 
dominanten Hegemonieprojekte und deren Verständnis von Fluchtursachenbe- 
kämpfung in Bedrängnis bringen, um damit die »Herausforderungen eines linken 
Fluchtursachen-Diskurses anzunehmen« (Bernau 2017). Ein solches Unterfangen 
sieht sich sehr wirkmächtigen, bis tiefin den Alltagsverstand und die Alltagspraxen 
eingelagerten Annahmen und Routinen gegenüber. Diese sind allerdings Störungen 
ausgesetzt und erweisen sich gerade in der Krise als porös. Das Zusammenführen 
beider Perspektiven geschieht bereits. So beschreibt das transnationale Netzwerk 
Afrique-Europe-Interact beide Kämpfe als zusammengehörig: 


»[D]as Recht auf globale Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit ist nur die 
eine Seite der Medaille. Nicht minder wichtig ist das Recht zu bleiben, also die 
Möglichkeit, zu Hause bzw. im Herkunftsland ein Leben unter sicheren, würdigen 
und selbstbestimmten Bedingungen führen zu können« (Afrique-Europe-Interact 
2021). 


Ganz in diesem Sinne fand im Oktober 2017 die Konferenz »Selbstbestimmt und 
solidarisch!« in Leipzig statt, die das Netzwerk Afrique-Europe-Interact mit ande- 
ren Selbstorganisationen von Migrant:innen und zivilgesellschaftlichen Initiativen 
veranstaltete. Im Zentrum stand der Versuch einer Verbindung antirassistischer 
Kämpfe der Migration mit denjenigen gegen globale Ungleichheits- und Ausbeu- 
tungsstrukturen als Fluchtursachen (Bendix 2018a, 157f.). Damit werden einerseits 
diejenigen Kämpfe als wegbereitend anerkannt, die seit Jahren bereits das ver- 
meintlich Äußere ins Innere der Gesellschaft holen: die Proteste von Geflüchteten 
selbst (Bendix 2018a; 2018b) für das Recht zu gehen und zu bleiben. Andererseits 
liegen in der Verknüpfung die gegenhegemonialen Möglichkeiten. Denn angesichts 
anhaltender autoritärer und repressiver »Kontroll- und Hierarchisierungspro- 
jekte« (Georgi 2019c, 39) nach 2015, gilt es für gegenhegemoniale Akteur:innen 
nicht zuletzt, neue Allianzen und Strategien zu erproben. Die wiederkehrenden 
Beschwörungen, 2015 möge sich nicht wiederholen, die erneut angesichts der 
Fluchtbewegungen aus der Ukraine aufgerufen wurden (Die Welt v. 18.3.2022), 
bestätigen diese Dringlichkeit eindrücklich. 
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Anhang 


Abkürzungsverzeichnis 


AA 
BAMF 
BMI 
BMWi 
BMVg 
BMZ 


DG DEVCO 


DG ECHO 


DIE 
EAD 
EIB 
EIP 


EP 
EUTF 


EZ 
GEW 
GIZ 
HMPA 
HP 
INGO 


Auswartiges Amt 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

Bundesministerium der Verteidigung 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung 

Directorate-General International Cooperation and Development (Ge- 
neraldirektion Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung) 
Directorate-General European Civil Protection and Humanitarian Aid 
(Generaldirektion Europäischer Katastrophenschutz und humanitäre 
Hilfe) 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 

Europäischer Auswärtiger Dienst 

Europäische Investitionsbank 

European External Investment Plan (Europäische Investitionsoffensi- 
ve für Drittstaaten) 

Europäisches Parlament 

European Union Emergency Trust Fund for stability and addressing 
root causes of irregular migration and displaced persons in Africa 
(EU-Notfall-Treuhandfonds für Stabilität und zur Beseitigung der 
Ursachen von irregulärer Migration und Vertriebenen in Afrika 
Entwicklungszusammenarbeit 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
Historisch-materialistische Politikanalyse 

Hegemonieprojekt 

International Non-Governmental Organization (Internationale Nicht- 
staatliche Organisation) 
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IOM 
NGO 
ODA 
OECD 


SWP 
UNHCR 


WEF 


International Organization for Migration (Internationale Organisati- 
on für Migration) 

Non-Governmental Organization (Nichtstaatliche Organisation) 
Official Development Assistance 

Organisation for Economic Co-operation and Development (Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

Stiftung Wissenschaft und Politik 

United Nations High Commissioner for Refugees (UN-Flüchtlings- 
hochkommissariat) 

World Economic Forum (Weltwirtschaftsforum) 


Anhang 301 


Expert:innen-Interviews 


Expert:innen-Interview in Berlin, Eschborn, Heidelberg (und Tunis)’ 


Mitarbeiterin entwicklungspolitische Organisation Berlin 18.7.2018 
Mitarbeiter MdB Berlin 19.7.2018 
Mitarbeiter Think Tank Berlin 12.2.2019 
Mitarbeiterin GIZ Eschborn 15.2.2019 
Mitarbeiter entwicklungspolitische Organisation Heidelberg 22.2.2019 
Vertreterin BMZ-Referat »Fluchtursachen mindern— | Berlin 1.3.2019 
Flüchtlinge unterstützen — Beschaftigungsoffensive 

Nahost« 

Mitarbeiterin GIZ Tunis Tunis 30.4.2019 


Außerdem fand ein informelles Expertengesprach mit einem Mitarbeiter einer 
weiteren entwicklungspolitischen Organisation am 20.7.2018 in Berlin statt. 


Expert:innen-Interviews in Briissel 


Mitarbeiterin MEP Grüne/EFA Brüssel 24.5.2018 
Mitarbeiterin internationale NGO (INGO) 1 Brussel 25.5.2018 
Mitarbeiterin internationale NGO (INGO) 2 Brussel 19.9.2018 
Vertreter EU-Kommission Brüssel 20.9.2018 
Mitarbeiterin internationale NGO (INGO) 3 Brüssel 20.9.2018 
Mitarbeiterin EEAS Brüssel 20.9.2018 
MEP Grüne/EFA Brüssel 10.10.2018 


Darüber hinaus fand ein informelles Expert:innengesprach mit einer Mitar- 
beiterin von ICMPD (International Centre for Migration Policy Development) am 
20.9.2018 in Brüssel statt. 


1 Die Anonymisierungen wurden auf Wunsch der Interview-Partner:innen vorgenommen. 


Judith Kopp ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universitat Kassel. Sie 
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